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Kurzfassung
Der demografische Wandel ist ein schleichender Prozess, der sich seit Jahrzehnten
vollzieht. In der heutigen Zeit verlaufen Vera¨nderungen sei es in gesellschaftlicher oder
technologischer Hinsicht mit großer Geschwindigkeit und wirken sich auf Raumstruk-
turen und das Raumverhalten aus. Handlungskonzepte von Sta¨dten zur Thematik des
demografischen Wandels, deren Erstellung Personal und finanzielle Mittel beno¨tigen,
bauen auf Prognosen auf. Die Eintrittswahrscheinlichkeit von Prognosen ist jedoch nicht
sicher zu bestimmen. Es ist deshalb Ziel dieser Arbeit, einen Lo¨sungsansatz zur flexiblen
Anpassung an dynamische demografische Entwicklungen zu erarbeiten.
Im Rahmen einer Fallstudienbetrachtung wurden zuna¨chst zehn gro¨ßere Sta¨dte zum
Umgang mit dem demografischen Wandel schriftlich befragt. Die Verteilung der Sta¨dte
umfasste sieben Bundesla¨nder und zeigte wachsende, stagnierende und schrumpfende
Entwicklungen auf. Darauf aufbauend ergaben vertiefende Experteninterviews mit Mit-
arbeitern u.a. aus der Stadtentwicklung und der Projektgruppe demografischer Wandel
Anforderungen, die sich fu¨r eine flexible Anpassung als die erforderlichsten herausstellten.
Der erarbeitete Anforderungskatalog fu¨r flexible Ansa¨tze in sta¨dtischen Verwaltun-
gen wurde durch Kriterien spezifiziert. Das Zukunftsmanagement mit partizipativen
Foresight-Methoden und dem Eltviller Modell bieten Mo¨glichkeiten der Entwicklung
von Zukunftsstrategien fu¨r Sta¨dte. Es dient als Grundlage fu¨r weitere Entscheidungen
hinsichtlich der Entwicklungsrichtung einer Stadt und bildet den Rahmen fu¨r die anderen
mo¨glicherweise einzusetzenden Managementmethoden, wie z.B. agiles Projektmanagement
und Stakeholdermanagement. Mit Hilfe der Kriterien wurden fu¨nf mo¨gliche Management-
methoden bewertet. Darauf aufbauend wurde ein Prozesskreislauf als Lo¨sungsansatz fu¨r
eine flexible Anpassung an dynamisch demografische Entwicklungen erstellt.
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Abstract
Demographic change is a gradual process that normally takes place over the course of
decades. Today, changes are taking place at great speed, whether in social or technological
terms, and have an impact on spatial structures and behaviour. Concepts by cities on
the subject of demographic change, whose preparation requires personnel and financial
resources, are based on forecasts. However, the accuracy of forecasts cannot be determined
with certainty. The aim of this work is therefore to develop a solution based approach for
flexible adaptation to dynamic demographic developments.
As part of a case study, initially ten larger cities were asked to answer a questionnaire
on how they are dealing with demographic change. The distribution of the major cities
included seven federal states and showed growing, stagnating and shrinking developments.
Building on this, in-depth expert interviews with employees from urban development
and the demographic change project group, among others, resulted in requirements that
turned out to be the most necessary for flexible adaptation.
The catalogue of requirements for flexible approaches in urban administrations was
specified by criteria. Future management with participatory foresight methods and the
Eltville model offer opportunities for the development of future strategies for cities. It
serves as a basis for further decisions regarding the development direction of a city and
forms the framework for the other management methods that might be used, such as agile
project management and stakeholder management. Five possible management methods
were evaluated on the basis of the criteria. Building on this, a process cycle was created for
a solution-based approach for flexible adaptation to dynamic demographic developments.
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1 Einleitung
1.1 Problemstellung und Anlass
Vera¨nderungen - sei es aus gesellschaftlicher oder technischer Perspektive - verlaufen
in der heutigen Zeit mit großer Geschwindigkeit und wirken sich auf Raumstrukturen
und das Raumverhalten aus (Fischer und Peer 2012, S. 1). Die Erreichung eines Ziels
kann bis zur Fertigstellung von Maßnahmen wieder hinfa¨llig sein, weil sich eine andere
Ausgangssituation oder Rahmenbedingung ergeben hat. Kurzfristige Ereignisse ko¨nnen
mit schleichenden Entwicklungen gekoppelt sein, die la¨ngere Zeit beno¨tigen, bis sie in der
Gesellschaft als Vera¨nderung wahrgenommen werden.
Der demografische Wandel ist solch ein schleichender Prozess, der sich seit Jahrzehn-
ten entwickelt. Schon in den 70iger Jahren begann sich der demografische Wandel zu
vollziehen und ist in den vergangenen Jahren immer deutlicher sichtbar geworden (Sta-
tistische A¨mter des Bundes und der La¨nder 2011b, S. 6). Im la¨ndlichen wie auch im
sta¨dtischen Raum treten Vera¨nderungen in der Bevo¨lkerungszahl und -zusammensetzung
auf. In Deutschland ko¨nnen verschiedene Stadttypen hinsichtlich des Ausmaßes des
demografischen Wandels definiert werden. Vereinfacht erla¨utert, sind dies schrumpfende,
stagnierende und wachsende Sta¨dte.
Die zuku¨nftigen Entwicklungen des demografischen Wandels werden mit Hilfe von
Prognosen und/ oder Szenarien ermittelt, die auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene
aufgestellt werden. Sie sagen voraus, wie sich der demografische Wandel in einer Stadt
voraussichtlich a¨ußern wird. Aufbauend auf den Prognosen und Szenarien, entwickeln
Stadtverwaltungen, in Zusammenarbeit mit Betroffenen und Beteiligten, gesamtsta¨dtische
Handlungskonzepte zur Anpassung an den demografischen Wandel.
Die Planungssicherheit kann aber durch dynamische demografische Entwicklungen,
die sich la¨ngerfristig auswirken, genommen werden. Wenn heute in die Zukunft geblickt
wird, besteht Unsicherheit und keine Planungssicherheit mehr (Fischer und Peer 2012,
S. 3). Die Politik sollte demnach das Risiko schleichender Vera¨nderungen bei der Planung
miteinbeziehen. Auch die o¨ffentlichen Verwaltungen sollten nicht von einer Stabilita¨t in
ihrem Aufgabenbereich ausgehen (Schedler und Proeller 2006, S. 15). Neuregelungen
z.B. in gesetzlicher Hinsicht, die zu einer Vera¨nderung der Bevo¨lkerungsentwicklung
fu¨hren ko¨nnen, treten in Kraft und erfordern eine Anpassung an die neue Situation. Eine
schrumpfende Stadt kann sich durch Zuwanderung, da sich mo¨glicherweise neue Grenzen
im europa¨ischen Raum o¨ffnen, zu einer wachsenden Stadt entwickeln (Christ und Linke
2014, S.1-2; Christ und Linke 2013, S. 1). Eine wachsende Stadt kann durch Schließung
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eines großen Unternehmens aufgrund von Abwanderungen schrumpfen. Fu¨r Sta¨dte ist es
deshalb von Bedeutung, derartige Entwicklungen fru¨hzeitig zu erkennen und im Rahmen
ihres Monitorings zu erfassen.
Ein Ereignis kann bestehende Handlungskonzepte hinfa¨llig werden lassen, deren Er-
stellung personelle und finanzielle Ressourcen erforderte, sowie letztlich Akteure 1, zur
Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen in der Stadt. Manche Sta¨dte setzen aufgrund
von finanziellen und personellen Engpa¨ssen Priorita¨ten, um ihre wichtigsten Ziele zu
erreichen (Fu¨rst 2010, S. 30). Jedoch kann nicht davon ausgegangen werden, dass der
demografische Wandel Prima¨rziel einer jeden Stadt ist.
Zudem mu¨ssten Sta¨dte kurzerhand auf die neue Ausgangssituation reagieren. Die A¨nde-
rung der Inhalte eines Handlungskonzeptes, bedingt durch die Abstimmungserfordernisse,
erfordert momentan jedoch Monate, wenn nicht Jahre. In der langwierigen Erstellungszeit
kann auf das Ereignis nicht ausreichend eingegangen werden, was zu Fehlentwicklungen
und verfehlten Chancen fu¨hren kann. Vielfa¨ltige Akteure gilt es zu beteiligen, um ein ganz-
heitliches Handlungskonzept aufzustellen. Insbesondere die Zusammenarbeit zwischen
Politik und Verwaltung weist aufgrund der unterschiedlich langen Denkweisen (kurz- und
langfristig) Disparita¨ten auf. Es ist deshalb erforderlich, dass die Verwaltungsstruktur
und der Prozess zur Entwicklung eines Handlungskonzeptes flexibel und anpassungsfa¨hig
gestaltet werden (Schedler und Proeller 2006, S. 17-18; Hagen 2009, S. 149-150).
Die Beteiligung vieler Akteure und die Querschnittsaufgabe der Bearbeitung eines
Handlungskonzeptes innerhalb einer Verwaltung erfordern ein grundsa¨tzliches Projekt-
versta¨ndnis. Hierfu¨r sind neue Handlungsmodelle gefragt. Insbesondere die knappen
personellen und finanziellen Ressourcen in manchen Sta¨dten bedingen die Etablierung
eines Projektmanagements, um eine effiziente und schnelle Anpassung der Handlungskon-
zepte zu gewa¨hrleisten (Brenski und Liebig 2007, S. 513-525). Projektmanagement wird
in sta¨dtischen Verwaltungen angewendet, jedoch finden sich hier noch Schwierigkeiten
bezu¨glich einer ganzheitlichen Umsetzung. Das traditionelle Projektmanagement la¨sst
zudem eine iterative Anpassung eines Produktes, hier des Handlungskonzeptes, nicht
zu. Die Politik beauftragt die Verwaltung ein Handlungskonzept aufzustellen, ohne am
Erstellungsprozess kontinuierlich beteiligt zu sein. Nach seiner Fertigstellung beschließt
die Politik das Handlungskonzept oder nimmt es lediglich zur Kenntnis. Teilweise sind
bis zu diesem Zeitpunkt beschlossene Maßnahmen jedoch wieder hinfa¨llig. Eine regel-
ma¨ßige Beteiligung der Politik und aller wichtigen Akteure am Erstellungsprozess ist
unumga¨nglich, um ein von allen Seiten akzeptiertes, zeitgema¨ßes und umsetzungsfa¨higes
Konzept als
”
Endprodukt“ auszuarbeiten.
1Aus Gru¨nden der besseren Lesbarkeit wird im Text nur die ma¨nnliche Form verwendet. Gemeint ist
stets sowohl die weibliche als auch die ma¨nnliche Form.
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1.2 Forschungsstand
Demografischer Wandel
Der demografische Wandel im Allgemeinen, seine Ursachen und Folgen werden in zahl-
reichen Abhandlungen ero¨rtert. Eine vollsta¨ndige und umfassende Bearbeitung aller
relevanten Quellen wu¨rde u¨ber den Rahmen dieser Arbeit hinausgehen und wa¨re nicht
zielfu¨hrend. Literatur zur Bevo¨lkerungsgeographie mit Erla¨uterungen zum demografi-
schen Wandel enthalten u.a. BA¨HR, WEHRHAHN und EHMER (Ba¨hr 1992; Wehrhahn
2011; Ehmer 2013). Im Allgemeinen besteht Einigkeit u¨ber die Komponenten des de-
mografischen Wandels, die Ursachen und Folgen. Eine relevante Quelle, die sich mit
Haushaltsstrukturen in Sta¨dten befasst, ist ein Artikel von GO¨DDECKE-STELLMANN.
Hier werden die Unterschiede zwischen Groß- und Kleinsta¨dten und zwischen der Innen-
stadt und den Außenbereichen von Sta¨dten vertieft. Das BUNDESMINISTERIUM FU¨R
VERKEHR, BAU UND STADTENTWICKLUNG weist auf die Internationalisierung
aufgrund von Zuwanderungen in Innensta¨dten von Großsta¨dten hin (Go¨ddecke-Stellmann
o.D.; Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013). MARETZKE
erwa¨hnt, dass sich Zu- und Abwanderungen und in diesem Zusammenhang gesetzliche
Vera¨nderungen auf den demografischen Wandel auswirken ko¨nnen (Maretzke 2008).
Verschiedene Demografietypen in Sta¨dten erarbeitete die BERTELSMANN STIFTUNG
und informiert daru¨ber auf der Internetplattform
”
Wegweiser Kommune“ (Bertelsmann
Stiftung 2016a). Hier kann fu¨r Kommunen der jeweilige Demografietyp mit seinen Merk-
malen, Potentialen und Handlungsansa¨tzen ausfindig gemacht werden. Die demografische
Entwicklung und ihre Auswirkungen verlaufen aufgrund unterschiedlicher Rahmenbedin-
gungen in Sta¨dten sehr unterschiedlich. Die Demografietypen enthalten deshalb allgemeine
Aussagen, die eine Anpassung an jede Stadt bedarf.
Handlungsansa¨tze in Sta¨dten zur Anpassung an den demografischen Wandel
Im Jahre 2006 fu¨hrte der Deutsche Sta¨dtetag eine Befragung in 59 Sta¨dten durch, um
den bisherigen Umgang der Sta¨dte mit dem demografischen Wandel zu evaluieren. Der
Deutsche Sta¨dtetag fasste zusammen, dass der Prozess des demografischen Wandels
eines Monitorings, langfristiger Prognosen und konzeptioneller Vorschla¨ge der Politik
bedarf. Dies sollte zu einer Entwicklung neuer Planungs- und Umsetzungsmuster fu¨hren
(Deutscher Sta¨dtetag 2006).
FRO¨LICH V. BODELSCHWINGH et. al untersuchten Handlungsansa¨tze in verschie-
denen Kommunen, um diese aufzuarbeiten und Empfehlungen fu¨r den Umgang bei
zuku¨nftigen Entwicklungen aufzuzeigen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-
Gro¨mig und Reimann 2010). Die Studie diente als Grundlage, da sie praxisnah den
Themenbereich der weiteren Arbeit aufgreift und wichtige Erkenntnisse hinsichtlich der
Verwaltungsarbeit, sowie der Erstellung von Strategien und Handlungskonzepten bietet.
Zudem wird auf verbesserungswu¨rdige Konstellationen in Verwaltungen und den Umgang
mit dem demografischen Wandel eingegangen.
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Die KOMMUNALE GEMEINSCHAFTSSTELLE FU¨R VERWALTUNGSMANAGE-
MENT (KGSt) versucht mit Hilfe der Erstellung eines
”
Demografiemonitorings“ eine Stan-
dardisierung zur Beobachtung der demografischen Entwicklung und einer Vergleichbarkeit
von Sta¨dten zu erreichen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
2010). Die KGSt empfiehlt ein bestimmtes Vorgehen beim Monitoring und beschreibt,
welche Daten als Grundlage dienen sollen. In der Literatur wird auf die Wichtigkeit
der Erstellung von Prognosen hingewiesen, so dass Sta¨dten eine Plangrundlage fu¨r die
weitere Zielfindung und die Erarbeitung von Maßnahmen vorliegt. Die Unzuverla¨ssig-
keit von Prognosen wird jedoch auch immer wieder aufgegriffen und kritisiert (Bretz
2001; Birg 2009; Fink und Siebe 2011; Mic´ic´ 2011). FINK et al. und MIC´IC´ betonen
die Unvorhersehbarkeit von Prognosen und empfehlen stattdessen die Erstellung von
Szenarien. Dieser Empfehlung wird sich in dieser Arbeit angeschlossen und im Rahmen
des Zukunftsmanagements Lo¨sungsansa¨tze entwickelt.
Erschwernisse bei der Anpassung an den demografischen Wandel
So verschiedenartig sich der demografische Wandel in Sta¨dten zeigt, so unterschiedlich
sind auch die Reaktionen und Handlungen von Akteuren. Die Zusammenarbeit innerhalb
der Verwaltung sowie von der Verwaltung und der Politik bezu¨glich der Erstellung von
Handlungskonzepten, den dort enthaltenen Maßnahmen und ihrer Umsetzung weist sich
teilweise als schwierig. Das Ressortdenken innerhalb der Verwaltung behindert oftmals das
Querschnittsthema des demografischen Wandels. Die Politik beauftragt die Verwaltung zur
Erstellung des Dokuments und entscheidet letztlich u¨ber die Umsetzung von Maßnahmen.
EIBL und die KGSt vertreten die Meinung eines klar getrennten Rollenversta¨ndnisses von
Politik und Verwaltung (Eibl 2013; Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmana-
gement 1996). Die Politik entscheidet u¨ber das
”
Was“ und die Verwaltung u¨ber das
”
Wie“ .
Dies kann bspw. per Gesetz und Beschluss vorgegeben werden. BOGUMIL hingegen
bescha¨ftigt sich in mehreren Abhandlungen u¨ber Lo¨sungsmo¨glichkeiten bezu¨glich einer
verbesserten Zusammenarbeit beider Parteien und sieht von einer klaren Rollentrennung
ab (Bogumil 2001; Bogumil 2002; Bogumil 2005; Bogumil, Grohs und Kuhlmann 2006;
Bogumil und Holtkamp 2013). Eine klare Trennung wird in dieser Arbeit als ineffizient
und unpraktikabel angesehen, da beide Parteien in Zusammenarbeit u¨ber Projekte und
deren Ausfu¨hrung entscheiden sollten. Eine reine Vorgabe der Politik welche Projekte
bearbeitet werden und eine reine Ausfu¨hrung durch die Verwaltung beru¨cksichtigt zum
einen nicht die Ortskenntnisse und Beobachtungen der Verwaltungsmitarbeiter. Zum
anderen wird der Politik der Weg hin zu Lo¨sungsmo¨glichkeiten nicht ero¨ffnet. Es wird
vielmehr auf ein Miteinander hingearbeitet, als auf eine rein beauftragende Politik und
eine rein ausfu¨hrende Verwaltung. Hinsichtlich der Umsetzung von Maßnahmen wird dies
als erforderlich angesehen, da letztlich die Politik u¨ber die Umsetzung entscheidet und
Einflu¨sse auf die Teilra¨ume in einer Stadt ausu¨bt.
4
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Bisherige Anwendung von Managementmethoden
Eine effizientere Bearbeitung von Aufgaben in Verwaltungen wurde in Abhandlungen
und Studien mit Methoden der Betriebswirtschaftslehre, z.B. Projektmanagement, in
Verbindung gebracht. In diesem Zusammenhang spielt auch das Neue und Kommuna-
le Steuerungsmodell (Verwaltungsreformen) der KGSt eine Rolle, da sie sich mit der
Einfu¨hrung von Managementmethoden befassen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Ver-
waltungsmanagement 1993; Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
2013). Der Erfolg der bisherigen Einfu¨hrung im Rahmen der Verwaltungsreformen wird
unterschiedlich bewertet, jedoch liegen bisher immer noch Kritikpunkte u.a. hinsichtlich
der politischen Steuerungsrationalita¨t und einem Denken in Prozessen vor. Ein Scheitern
ha¨ngt oft mit den
”
weichen“ Faktoren zusammen, wie z.B. Neuerungsaversionen der
Verwaltungsakteure und Kunden oder der Organisationskultur (Englich und Fisch 1999,
S. 2; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 220; Hagen 2009, S. 236). GROSSE BO¨CKMANN
entwickelte ein Modell fu¨r agiles Gescha¨ftsprozessmanagement in Unternehmen in Bezug
auf eine agile Ausgestaltung der Aufbau- und Ablauforganisation (Große Bo¨ckmann
2012). Als Hauptherausforderung fu¨r eine agile und selbstlernende Organisation arbeitete
er ebenfalls die Denkweise und Kultur der Mitarbeiter heraus (Große Bo¨ckmann 2012,
S. 275). Das Kommunale Steuerungsmodell wurde erst 2013 erarbeitet, so dass noch
keine Ergebnisse hinsichtlich seiner Umsetzung vorliegen. HAGEN pru¨fte den Einsatz
von Projektmanagement in o¨sterreichischen Verwaltungen, so dass die dort gewonnenen
Erkenntnisse in der weiteren Analyse herangezogen werden ko¨nnen (Hagen 2009). HAGEN
kommt zu dem Ergebnis, dass ein ganzheitlicher Einsatz von Projektmanagement auf-
grund der vorherrschenden strukturellem, organisatorischen, rechtlichen und kulturellen
Rahmenbedingungen erschwert wird (Hagen 2009, S. 3, 173).
ENGLICH et al. untersuchte den Einsatz von Projektgruppen in o¨ffentlichen Verwal-
tungen bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen (Englich und Fisch 1999).
Bei Querschnittsaufgaben und innovativen, sowie komplexen Projekten bietet sich der
Einsatz von Projektgruppen an (Englich und Fisch 1999, S. 48-49). Projektarbeit in
der o¨ffentlichen Verwaltung wird jedoch als zeitaufwendig und kostenintensiv bewertet
(Englich und Fisch 1999, S. 48-49).
BLANKE et al. und GOURMELON et. al befassen sich mit dem Einsatz von Manage-
ment im o¨ffentlichen Sektor (Blanke, Einemann u. a. 2005; Gourmelon, Mroß und Seidel
2014). Projektmanagement in der o¨ffentlichen Verwaltung konzentriert sich aufgrund
der verschiedenartigen Aufgabenbereiche nur auf bestimmte Einsatzfelder (Hagen 2009,
S. 230-231; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 252). Insbesondere GOURMELON
et al. weist in seiner Vero¨ffentlichung auf die Bedeutung von informeller Kommunika-
tion innerhalb von Verwaltungen hin (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 200-202).
Personen, die Projektmanagement befu¨rworten oder verneinen, ko¨nnen die Implemen-
tierung entweder vereinfachen oder behindern (Englich und Fisch 1999, S. 2; Blanke,
Einemann u. a. 2005, S. 220). In diesem Zusammenhang spielt das Stakeholdermanage-
ment eine wichtige Rolle, um die wichtigen Akteure und auch geeignete Mitarbeiter fu¨r
das Projektmanagementteam zu ermitteln (Selle 2005, S. 13, 116). Eine ideale Akteurs-
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zusammensetzung beeinflusst Flexibilita¨t im positiven Sinne, da sie schneller auf sich
vera¨ndernde Rahmenbedingungen eingehen ko¨nnen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014,
S. 103). BLANKE kritisiert eine mangelnde klare Zielformulierung zu Anfang, so dass
als Folge Fehlplanungen, zeitliche Vera¨nderungen und Doppelarbeit entstehen (Blanke,
Einemann u. a. 2005, S. 251).
Agiles Projektmanagement wird in der Literatur im Rahmen der Softwareentwicklung
abgehandelt, jedoch wird es auch mit traditionellem Projektmanagement in Verbindung
gebracht bzw. integriert. PREUßIG gibt einen U¨berblick u¨ber agiles Projektmanagement
und eine mo¨gliche Mischung aus traditionellen und agilen Methoden (Preußig 2015).
Agiles Projektmanagement kann wie ein Baukasten angewendet werden, jedoch entfaltet
es seine volle Wirkung erst bei einer reinen Anwendung. Viele Methoden eignen sich nur
fu¨r die Softwarebranche, wobei
”
Scrum“ (siehe Kapitel 5.7) auch auf andere Projekte
u¨bertragen werden kann (Preußig 2015, S. 161-165). OESTEREICH et al. entwickelte
das Agile Projektmanagement Verfahren (APM-Verfahren), welches eine Mischung aus
traditionellem Projektmanagement und der Scrum-Methodik darstellt (Oestereich und
Weiss 2008). Der Hintergrund beider Literaturverweise stellt jedoch noch einen starken
Bezug zur Softwarebranche her. Ein Standardwerk u¨ber agiles Projektmanagement in
sta¨dtischen Verwaltungen liegt bisher noch nicht vor. Die BEARINGPOINT GMBH vero¨f-
fentlichte ein Whitepaper daru¨ber, welche Handlungsansa¨tze zur Einfu¨hrung von Agilita¨t
in Verwaltungen notwendig sind (BearingPoint GmbH 2013). Das Zusammenwirken von
• strategischer Steuerung und Ressourcenmanagement
• flexiblen und adaptiven Organisationsstrukturen
• strategischem Personalmanagement
• anpassungsfa¨higer und kundenorientierter IT
• Kultur und Wandlungsfa¨higkeit
und einer schrittweisen Einfu¨hrung, soll Agilita¨t in Verwaltungen sta¨rken (BearingPoint
GmbH 2013, S. 5). Beispiele einer erfolgreichen Umsetzung (meist nur Teilaspekte der fu¨nf
Punkte) konzentrieren sich auf Bundesebene oder in privaten Verwaltungen (BearingPoint
GmbH 2013, S. 14, 19, 23, 25, 28).
Das entwickelte
”
Eltviller Modell“ von MIC´IC´ im Rahmen eines Zukunftsmanagements
fand Anwendung in der Planungsgemeinschaft Trier und der Stadt Trier (Mic´ic´ 2011;
Planungsgemeinschaft Region Trier und Initiative Region Trier e. V. 2008; Planungsge-
meinschaft Region Trier 2017). Die Zukunftsstrategie beinhaltet verschiedene Elemente,
die fu¨nf unterschiedlichen Sichtweisen (Brillen) zugeordnet sind (Mic´ic´ 2011, S. 25).
Das Modell dient als Rahmen und kann mit entsprechenden Methoden und Techniken
gefu¨llt werden (Mic´ic´ 2017b; Mic´ic´ 2017a). Das Modell eignet sich als Dach fu¨r einen
entsprechenden Lo¨sungsansatz (siehe Kapitel 5.6.1).
6
1.3 Wissenschaftliches Erkenntnisinteresse und Zielsetzung
1.3 Wissenschaftliches Erkenntnisinteresse und Zielsetzung
Die Entwicklungsrichtung des demografischen Wandels kann in Sta¨dten durch versta¨rkte
Zu- oder Abwanderungen beeinflusst werden. Sie ko¨nnen die Fertilita¨tsmuster einer Stadt
nachhaltig und auch unerwartet vera¨ndern (Swiaczny 2013, S. 1). Der erho¨hte Zuwachs
z.B. junger Menschen fu¨hrt zu einer Verju¨ngung der Bevo¨lkerung und folglich zu anderen
Aufgabenfeldern bezu¨glich der Anpassung an den demografischen Wandel.
Es hat sich auch gezeigt, dass Zuwanderungen u¨berwiegend in gro¨ßere Sta¨dte erfolgen
und weniger in la¨ndliche Regionen. Die Rahmenbedingungen in Sta¨dten und la¨ndlichen
Kommunen variieren, so dass keine pauschale Aussage beider Formen getroffen werden
kann. Die Arbeit konzentriert sich deshalb auf den Umgang mit dynamisch auftretenden
Entwicklungen in sta¨dtischen Verwaltungen gro¨ßerer Mittelsta¨dte (ab 50.000 Einwoh-
nern). Der demografische Wandel betrifft eine Vielzahl von Bereichen der sta¨dtischen
Verwaltung. Er betrifft sowohl soziale Aspekte, wie Migrationsmanagement, als auch
stadtplanerische Aspekte, wie den Umgang mit zu viel oder auch zu wenig Wohnraum
und Infrastrukturen. Die komplexen Zusammenha¨nge in einer Stadt lassen nicht immer
ad hoc Lo¨sungen zu. Aufgrund der sich vollziehenden schnellen Vera¨nderungen ru¨cken
jedoch langfristige Konzepte in den Hintergrund und kurzfristige Entscheidungen in den
Vordergrund (Fischer und Peer 2012, S. 2).
Diese Arbeit entwickelt einen Lo¨sungsansatz fu¨r sta¨dtische Verwaltungen hinsichtlich
einer flexiblen Anpassung an dynamische Vera¨nderungen in der Bevo¨lkerungsentwicklung/
-zusammensetzung. So soll gewa¨hrleistet werden, dass Sta¨dte die Herausforderung ohne
erhebliche finanzielle und personelle Aufwendungen in kurzer Zeit bearbeiten ko¨nnen.
Eine Verbindung von Zukunftsmanagement mit traditionellem und agilem Projektma-
nagement, Prozessmanagement und Stakeholdermanagement soll der Herausforderung
zur Anpassung an dynamische demografische Entwicklung mit einem gesamtsta¨dtischen
Handlungskonzept als
”
Endprodukt“ Rechnung tragen. Die Entwicklung eines ganz-
heitlichen Prozesskreislaufes, der auf die Bedu¨rfnisse einer jeden Stadt aufgrund seiner
austauschbaren und gestaltbaren Bausteine angepasst werden kann, unterstu¨tzt sta¨dtische
Verwaltungen in strategischer und organisatorischer Sichtweise.
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Die Problemstellung und der Anlass fu¨hren zu folgender wissenschaftlicher Erkenntnis-
frage:
Wie kann eine flexible Anpassung an dynamische demografische Ent-
wicklungen in einer sta¨dtischen Verwaltung gestaltet werden?
Folgende Forschungsfragen pra¨zisieren die wissenschaftliche Erkenntnisfrage:
1. Welche dynamischen demografischen Entwicklungen ko¨nnen in einer Stadt auftre-
ten?
2. Wie sind Sta¨dte momentan organisiert, um sich an die Entwicklung des demografi-
schen Wandels anzupassen?
3. Welche Erschwernisse in o¨ffentlichen Verwaltungen verhindern eine flexible und
effiziente Vorgehensweise?
4. Welche Kriterien fu¨r
”
Flexibilita¨t“ sind in einer sta¨dtischen Verwaltung von Bedeu-
tung?
5. Welche Managementmethoden eignen sich fu¨r eine flexible Anpassung an demogra-
fische Entwicklungen?
6. Welche Lo¨sungsansa¨tze ko¨nnen eine flexible Anpassung an dynamische demografi-
sche Entwicklungen erleichtern?
Die Zielsetzung bietet Sta¨dten eine effizientere und schnellere Anpassung an dynamische
Entwicklungen, die schwer vorherzusagen sind. Eine lange Aufstellung von gesamtsta¨d-
tischen Handlungskonzepten und ggf. Fehlplanungen sollen so vermieden werden, um
finanzielle und personelle Ressourcen zu schonen. Die Zusammenarbeit innerhalb der
sta¨dtischen Verwaltung, der Politik und externer Akteure soll ebenfalls optimiert wer-
den, um letztlich eine erfolgreiche flexible Anpassung an den demografischen Wandel zu
erzielen.
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Die Beantwortung der Forschungsfragen erfordert ein an diese Arbeit angepasstes metho-
disches Vorgehen und eine zielfu¨hrende Strukturierung (siehe Abbildung 1.1). Zu Anfang
wird in der Einleitung die Problemstellung, der Forschungsstand, das wissenschaftliche
Erkenntnisinteresse sowie die Zielsetzung erla¨utert. Ein U¨berblick u¨ber diese Arbeit und
ihrer Inhalte wird geschaffen.
Im 2. und 3. Kapitel erfolgt mit Hilfe einer Literaturrecherche eine theoretische Betrach-
tung des demografischen Wandels in Deutschland und der Einflussfaktoren, die tatsa¨chlich
auf die Bevo¨lkerungsentwicklung einwirken. Hierbei wird im 3. Kapitel na¨her auf den
Umgang von gro¨ßeren Sta¨dten mit dem demografischen Wandel eingegangen. Das Kapitel
endet mit einem Zwischenfazit, das Konflikte in Verwaltungsstrukturen und bei der
Nutzung von Hilfsmitteln, wie Prognosen, Monitoring und Handlungskonzepten aufzeigt.
Hier wird bereits auf die Anwendung von Methoden aus der Betriebswirtschaftslehre,
die sich aus dem Neuen und Kommunalen Steuerungsmodell (Verwaltungsreform) er-
geben, eingegangen. Diese Kapitel schaffen die Grundlage fu¨r die darauf folgenden Kapitel.
Aufbauend auf einer Befragung des Deutschen Sta¨dtetages aus dem Jahre 2006 gab eine
erneute und detailliertere Bestandsaufnahme in deutschen Großsta¨dten in 2013 Aufschluss
daru¨ber, wie mit dem demografischen Wandel in Sta¨dten umgegangen wird (Kapitel 4).
So wurde u¨ber den deutschen Sta¨dtetag eine standardisierte Befragung an gro¨ßere Sta¨dte
versandt, um Prima¨rdaten gewinnen zu ko¨nnen. Aufgrund einer reinen Abfrage wurde
die Methodik des Fragebogens gewa¨hlt. Die Sta¨dte, die sich an der Fragebogenaktion
2013 beteiligten, dienten im weiteren Verlauf als Fallstudiensta¨dte (siehe Kapitel 4.1.1).
Aufbauend auf der Bestandsaufnahme durch den Fragebogen und der Konzeptanalyse
wurden die Vorga¨nge und die Flexibilita¨t in den beteiligten Sta¨dte entsprechend ihrer
Bestimmungsfaktoren mittels vertiefender Interviews analysiert. Diejenigen, die den Frage-
bogen beantworteten, stellten sich weiterhin fu¨r ein Telefoninterview zur Verfu¨gung. Das
Interview wurde mit Hilfe eines offenen Leitfadens gefu¨hrt, um individuell auf Aussagen
der Interviewten eingehen und dennoch Antworten auf die Fragen erlangen zu ko¨nnen.
Die qualitative Inhaltsanalyse nach GLA¨SER und LAUDEL (Gla¨ser und Laudel 2010,
S. 203) diente als Auswertung und Beurteilung der Experteninterviews. Die Interviews
fokussierten darauf detailliertere Informationen zu den Bereichen Organisation der Ver-
waltung, Hilfsmittel zur Bearbeitung des demografischen Wandels und Einscha¨tzung der
Anpassungsfa¨higkeit von Handlungskonzepten zu erlangen. Die Kriterien von Flexibilita¨t
in der Erstellung von Konzepten waren unbekannt, so dass ein Interview als weitere
Informationsquelle am sinnvollsten erschien (Dreier 1994, S. 112-113). Aufgrund der
Interviews konnte ein Eindruck der Sta¨dte gewonnen und erste Problemansa¨tze erfasst
werden. Das Kapitel endet mit einem Zwischenfazit, inwiefern Sta¨dte die Mo¨glichkeit
haben, flexibel reagieren zu ko¨nnen. Hier werden auch Grundlagen fu¨r Kapitel 6 geschaffen.
In Kapitel 5 wird aufgrund der Erkenntnisse der vorherigen Kapitel und des Anfor-
derungskatalogs auf mo¨gliche Managementmethoden eingegangen, die bei dem Erstel-
9
1 Einleitung
Abbildung 1.1: Methodischer Aufbau
Quelle: eigene Darstellung
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lungsprozess eines Handlungskonzeptes und der Hilfsmittel Anwendung finden ko¨nnten.
Die Resultate des 3. Kapitels und der Interviews bilden die Grundlage fu¨r das Herausar-
beiten eines Anforderungskatalogs flexibler Herangehensweisen zur Anpassung an den
demografischen Wandel, die Managementmethoden erfu¨llen sollen. Der Problematik der
Unzuverla¨sslichkeit von Prognosen und der differierenden Vorgehensweise von sta¨dtischen
Verwaltungen beim Demografiemonitoring wird mit dem Zukunftsmanagement begegnet.
Das Eltviller Modell dient als Rahmen fu¨r die folgenden Managementmethoden. Hier
wird auch auf die Komponenten des demografischen Wandels und die unterschiedlichen
Demografietypen der Bertelsmannstiftung zuru¨ckgegriffen.
Traditionelles Projektmanagement wird aufgrund der Verwaltungsreform bereits in Teilen
genutzt, so dass die bisherige Umsetzung von Projektmanagement in o¨ffentlichen Verwal-
tung beleuchtet wird. Agiles Projektmanagement dient einer flexiblen Herangehensweise
bei der Erstellung von Produkten, wie in diesem Falle eines Handlungskonzeptes. Ein
Vergleich beider Methoden betont die Flexibilita¨t und Vorteile eines agilen Vorgehens.
Die Anpassung an den demografischen Wandel stellt einen Prozess dar, den es in die Ver-
waltungsstrukturen zu integrieren gilt bzw. eine Anpassung der Strukturen vorzunehmen.
Zudem wird aus Kapitel 4 und 5 die Wichtigkeit der (informellen) Kommunikation zwi-
schen den beteiligten Akteuren ersichtlich, so dass na¨her auf das Stakeholdermanagement
eingegangen wird. Nur mit der Beteiligung der
”
richtigen“ Akteure ist Zukunfts- und
Projektmanagement erfolgversprechend. Die Managementmethoden werden in diesem
Kapitel erla¨utert und anhand des Anforderungskatalogs bewertet.
In Kapitel 6 wird aufbauend auf den Analyseergebnissen der vorherigen Kapitel ein
Lo¨sungsansatz in Form eines Prozesskreislaufes erarbeitet. Der Anforderungskatalog
liefert Ru¨ckschlu¨sse fu¨r flexible Handlungsansa¨tze, die sich auf die Organisation in den
Verwaltungen und die Nutzung von Hilfsmitteln konzentrieren. Diese wurden mit den in
Kapitel 5 vorgestellten Managementmethoden in Verbindung gesetzt und zu einem Lo¨-
sungsansatz zur Erstellung von Handlungskonzepten und der Anwendung von Hilfsmitteln
angepasst. Die Unterschiedlichkeit von Sta¨dten und deren Verwaltungen aufgrund ihrer
Gro¨ße und Rahmenbedingungen la¨sst nur einen allgemein formulierten Lo¨sungsansatz zu.
Dieser ist auf eine weitere Anpassung bzw. Ausformulierung einer jeden Stadt angewiesen,
so dass er nur als Grundlage dienen kann.
Abschließend wird in Kapitel 7 eine Einscha¨tzung des entwickelten Lo¨sungsansatzes
abgegeben. Die Erkenntnisse der vorangegangenen Kapitel werden zusammengefasst und
im Rahmen der Beantwortung der Forschungsfragen herausgestellt. Ein Ausblick u¨ber
mo¨gliche weitere Handlungsfelder wird gewa¨hrt.
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Die Handlungsaktivita¨t gro¨ßerer Sta¨dte ist gefordert, um sich erfolgreich an den demo-
grafischen Wandel anzupassen. Die Ero¨rterung der Komponenten des demografischen
Wandels in Deutschland zeigt ihre Abha¨ngigkeiten und Auswirkungen auf, insbesondere
in gro¨ßeren Sta¨dten. Letztlich beeinflussen Zu- und Abwanderungen die Bevo¨lkerungsent-
wicklung und -struktur in erheblichem Maß. Im Folgenden wird der demografische Wandel
aufbereitet, um ein Versta¨ndnis fu¨r seine Auswirkungen und die Situation innerhalb
Deutschlands aufzuzeigen.
2.1 Die Komponenten des demografischen Wandels
Der demografische Wandel ist urspru¨nglich ein Begriff aus dem Griechischen. Er setzt sich
aus dem Wort
”
de´mos“ - Volk und
”
graphe´“ = Schrift/ Beschreibung zusammen. In der
heutigen Zeit beschreibt er die Lehre von den formalen Verfahren zur Beschreibung und
Prognose der Gro¨ße, Struktur, Verteilung und Entwicklung von Populationen (Engelhardt
2011, S. 4). Das Wort
”
Demografie“ an sich wurde in diesem Zusammenhang erstmals im
Jahre 1855 im Titel
”
E´lements de Statistique Humaine ou De´mographie Compare´e“ von
Achille Guillard angewendet (Engelhardt 2011, S. 3). Erst zu Beginn der 1990 Jahre trat
der demografische Wandel als Bezeichnung bewusst auf und fand in Vero¨ffentlichungen
Gebrauch (Ehmer 2013, S. 128).
Der
”
demografische Wandel“ bezeichnet folglich die Vera¨nderungen der Bevo¨lkerung
nach Zahl und Struktur (Ba¨hr 1992, S. 230). Die Bevo¨lkerungsentwicklung wird be-
einflusst vom Anstieg bzw. Ru¨ckgang der Bevo¨lkerung. Diese wiederum resultiert aus
der Anzahl von Geburten, Sterbefa¨llen und der Summe der Zu- und Abwanderungen
(Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013, S. 3; Wehrhahn 2011,
S. 50).
In Vergleich zu anderen La¨ndern der EU ist Deutschland stark vom demografischen
Wandel betroffen (Werding 2006, S. 49). Dieser resultiert aus einem gesellschaftlichen
Wandel bestehend aus den Komponenten eines vera¨nderten Haushaltsbildungsverhaltens,
ru¨ckla¨ufiger Geburtenraten, einer steigenden Lebenserwartung und Wanderungsgewinnen
(siehe Abbildung 2.1) (Wehrhahn 2011, S. 49; Ba¨hr 1992, S. 236).
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Abbildung 2.1: Ursachen und Wechselwirkungen der Komponenten des demografischen
Wandels
Quelle: angelehnt an Ba¨hr, S. 237
Haushaltsbildungsverhalten
Ein Trend betrifft die Vera¨nderung der Haushaltsstrukturen. Singlehaushalte mit a¨lteren
oder ju¨ngeren allein lebenden Menschen nehmen zu (Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 9;
Ba¨hr 1992, S. 235). Einerseits ist eine Individualisierung (individuelle Lebensweisen)
und andererseits eine Singularisierung (eigensta¨ndige Haushaltsfu¨hrung) zu beobachten
(Wehrhahn 2011, S. 61). Die Zunahme von Ein- und Zweipersonenhaushalten von 64,4
auf 74,7 Prozent von 1991 bis 2011 veranschaulicht diese Entwicklung. Vierpersonen- und
gro¨ßere Haushalte sanken vergleichsweise von 18,5 auf 12,8 Prozent (Go¨ddecke-Stellmann
o.D., S. 9).
Aufgrund der Konzentration dieser Arbeit auf Großsta¨dte soll explizit dort auf die
Aufteilung der Haushaltsstrukturen na¨her eingegangen werden. Ein Vergleich mit Klein-
sta¨dten verdeutlicht die Unterschiede. Großsta¨dte mit mehr als 500.000 Einwohnern
weisen 51 Prozent Singlehaushalte auf (Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung 2013, S. 18). Ein- und Zweipersonenhaushalte nehmen insgesamt sogar 80
Prozent ein (Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 9). Im Vergleich hierzu verfu¨gen Kleinsta¨dte
mit mehr als 5.000 Einwohnern nur u¨ber 32 Prozent Singlehaushalte. Sie weisen au-
ßerdem 12 Prozent Vierpersonenhaushalte auf, wohingegen Großsta¨dte hiervon nur 6
Prozent aufweisen (Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013,
S. 18). GODDECKE geht sogar von nur 3 Prozent der Vierpersonen- und gro¨ßerer
Haushalte in Großsta¨dten aus. Gro¨ßere Haushalte werden jedoch auch in Kleinsta¨dten
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aufgrund der Individualisierung der Bevo¨lkerung weniger (Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 9).
Einpersonenhaushalte treten meist in der Innenstadt auf, wohingegen gro¨ßere Haushalte
am Stadtrand zu finden sind (Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 9). Familien mit Kindern
ziehen versta¨rkt ins Umland. Vorwiegend in Westdeutschland ist weiterhin eine Inter-
nationalisierung in Innensta¨dten der Großsta¨dte zu beobachten, da die Zuwanderungen
dort ansteigen (Fassmann, 2001 aus Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung 2013, S. 15; Ba¨hr 1992, S. 235).
In 36 Prozent aller Einpersonenhaushalte in Großsta¨dten leben Menschen a¨lter als
65 Jahre. In jedem fu¨nften Einpersonenhaushalt sind es sogar Personen a¨lter als 75
Jahre. Dies sind insgesamt etwa 1,1 Millionen Menschen (Go¨ddecke-Stellmann o.D.,
S. 10). Das Haushaltsbildungsverhalten steht folglich in Verbindung mit der steigenden
Lebenserwartung.
Geburtenraten
Bis 2012 war die Geburtenrate konstant niedrig, jedoch stieg sie seitdem von ca. 1,4
Kindern pro Frau auf 1,5 bis 2015 aufgrund der erho¨hten Geburtenrate ausla¨ndischer
Staatsangeho¨riger an (Statistisches Bundesamt 2016b). In Deutschland sind die Gebur-
tenraten im Vergleich zu anderen europa¨ischen La¨ndern dennoch immer noch unter dem
Durchschnitt und mu¨ssten auf 2,1 Kinder pro Frau ansteigen, um einer Schrumpfung
entgegen zu wirken (irb/AFP/dpa 2017). Dadurch schrumpft u.a. die Bevo¨lkerung und
insgesamt die Einwohnerzahl Deutschlands weiterhin. Aufgrund des Ru¨ckgangs der jun-
gen Bevo¨lkerung und der dadurch weniger werdenden zuku¨nftigen Eltern, verschiebt
sich das Durchschnittsalter der Gesamtbevo¨lkerung (Schmid 2006, S. 35; Meier 2005,
S. 6; Ba¨hr 1992, S. 193). Der Ru¨ckgang der Jugendlichenzahlen
”
macht zwei Drittel des
Alterungsprozesses aus“ (Schmid 2006, S. 35). Aufgrund des Geburtenru¨ckgangs wandelt
sich auch die Altersstruktur, wie es sich schon im Haushaltsbildungsverhalten verdeutlicht.
In Deutschland gibt es schrumpfende, stagnierende und wachsende Großsta¨dte. Es
kann zum einen differenziert werden zwischen Ost- und Westdeutschland und zum
anderen in den Großsta¨dten selbst (Maretzke 2008, S. 8; Meier 2005, S. 7). Innerhalb
der Großsta¨dte sind weiterhin schrumpfende wie auch wachsende Quartiere vorhanden.
Es gibt folglich ein nebeneinander unterschiedlicher Entwicklungstendenzen (Konze,
Christoph van Gemmeren und Tana Petzinger 2013, S. 43-44; Maretzke 2008, S. 10;
Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 15).
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Steigenden Lebenserwartung
In Deutschland ist seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts eine Zunahme der a¨lteren
Generationen zu verzeichnen (Meier 2005, S. 6; Ehmer 2013, S. 132). Besonders wa¨chst
die Zahl der Menschen u¨ber 80 und u¨ber 100 Jahren an (Ehmer 2013, S. 132). Dies ist eine
unvermeidliche Folge des Geburtenru¨ckgangs und der zunehmenden Lebenserwartung im
ho¨heren Alter (Meier 2005, S. 6; Ehmer 2013, S. 132).
Wanderungsgewinne
Die Wanderungsbilanz (Nettomigration) setzt sich zusammen aus den Zu- und Abwande-
rungen (Engelhardt 2011, S. 5). Wanderungen bezeichnen einen Wohnortwechsel von einer
Gemeinde in eine andere (Ba¨hr 1992, S. 240-241). Eine Unterscheidung kann zwischen
”
Außenwanderungen“ (internationale Migration) und
”
Binnenwanderungen“ (interne
Migrationen) getroffen werden. Die Bezeichnung ist folglich abha¨ngig davon, ob eine
Migration aus dem Ausland oder innerhalb Deutschlands erfolgt (Ba¨hr 1992, S. 241).
Migrationen beeinflussen das Bevo¨lkerungswachstum und die -struktur erheblich (Ehmer
2013, S. 74; Wehrhahn 2011, S. 51). In kreisfreien Großsta¨dten ist die Alterung nicht
so stark, da sie von Außen- und Innenwanderungen profitieren. Junge Menschen ziehen
wegen Ausbildungs- oder Arbeitspla¨tzen in Großsta¨dte oder es werden bestehende Migra-
tionsnetzwerke in Anspruch genommen (Ba¨hr 1992, S. 233-234; Beckers und Weigel 2012,
S. 47; Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 9-10). Wanderungen ko¨nnen sich deshalb je nach
Ausmaß auf die Altersstruktur, die Geburtenrate und auch Lebensstile/ Handlungsmuster
auswirken (Wehrhahn 2011, S. 51).
2.1.1 Entwicklungsrichtung des demografischen Wandels
Der bisher seit Jahrzehnten als schleichend empfundene Prozess des demografischen
Wandels wird sich in seinem Ausmaß zuku¨nftig beschleunigen. Vera¨nderungen in der
Bevo¨lkerung verliefen in fru¨heren Zeiten innerhalb einer Generation. Der sogenannte
”
Pillenknick“ vollzog sich innerhalb weniger Jahre (Statistische A¨mter des Bundes und
der La¨nder 2011a, S. 3; Schmid 2006, S. 31). Die Verringerung der Geburtenrate wird
folglich mit ho¨herer Geschwindigkeit vor sich gehen (Werding 2006, S. 49). Aufgrund
des gesellschaftlichen Wandels und seiner einzelnen Komponenten wird oftmals auch bei
einer Beschreibung der Bevo¨lkerung bezu¨glich des demografischen Wandels von
”
bunt“
gesprochen (Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013, S. 14;
Wehrhahn 2011, S. 66). Es werden zuku¨nftig folgende Entwicklungen erwartet (Ba¨hr 1992,
S. 230; Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und Bundesinstitut
fu¨r Bau-, Stadt- und Raumforschung 2013, S. 16; Schmid 2006, S. 38-39):
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• Ausweitung der Sterbeu¨berschu¨sse (mehr Sterbefa¨lle als Geburten)
• weiterhin eine geringe Fertilita¨tsrate
• weitere Zunahme der Lebenserwartung
• Wanderungsgewinne gleichen Geburtendefizit nicht mehr aus
• in Westdeutschland stagniert die Bevo¨lkerung und in Ostdeutschland nimmt sie ab
Deutschland wird voraussichtlich weiterhin ein Zuwanderungsland bleiben. Die ver-
sta¨rkten Zuwanderungen in 2010-2013 lassen hierauf schließen (Ehmer 2013, S. 132) und
durch die Flu¨chtlingswelle in 2015 besta¨tigt (Statistisches Bundesamt 2016a). KONZE
et. al geht jedoch davon aus, dass u¨berregionale und internationale Zuwanderungen zu-
ru¨ckgehen. Wanderungen erfolgen zum Gro¨ßtenteil in bestimmte Regionen. Dies fu¨hrt zu
einer sta¨rkeren Konkurrenz zwischen Gemeinden, da eine Gemeinde Einwohner gewinnt,
die andere verliert (Konze, Christoph van Gemmeren und Tana Petzinger 2013, S. 44).
MARETZKE weist auf den gesunkenen Einfluss von Binnenwanderungen auf die Alterung
einer Region hin, da sich Binnenwanderungen aus ost- und westdeutschen Kernsta¨dten
minimierten (Maretzke 2008, S. 10).
Ein Wandel der derzeitigen Entwicklungen ko¨nnte nur durch eine deutliche Verju¨ngung
der Bevo¨lkerung erreicht werden. Selbst bei Zuwanderungen von 300.000 Personen pro
Jahr ist eine Schrumpfung und Alterung nicht zu beheben (Schmid 2006, S. 39-40, 42).
Von 2000 bis 2050 wa¨ren ja¨hrliche Zuwanderungsraten von 3,4 Millionen Menschen
notwendig, um bspw. die Relation zwischen der Gruppe der u¨ber 65 ja¨hrigen zu der
zwischen 15 bis 64 ja¨hrigen zu stabilisieren (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von
und Sieveking 2003, S. 43). Von 1950-2013 konnte solch ein Zuwachs nicht verzeichnet
werden. Zur Verdeutlichung der mo¨glichen Entwicklungen wird der Zeitraum bis 2030
und 2060 exemplarisch dargestellt.
2030
Die Bevo¨lkerungszahl wird bis 2020 ansteigen und im Anschluss bis 2035 auf 82,2 Millionen
sinken (Po¨tzsch und Ro¨ßger 2015, S. 15). SCHMID geht je nach Zuwanderungsverhalten
von 75 - 78 Millionen aus (Schmid 2006, S. 39-40). Es ist davon auszugehen, dass der Al-
tersquotient bei 50 liegen wird (Statistische A¨mter des Bundes und der La¨nder 2011a, S. 3).
2060
Die Bevo¨lkerungszahl wird je nach Zuwanderungsu¨berhang aufgrund der ho¨heren An-
zahl von Sterbefa¨llen und der geringeren Geburten auf 73,1 - 67,6 Millionen gescha¨tzt.
Es wird davon ausgegangen, dass sich ein ja¨hrlicher Wanderungssaldo von 130.000 bis
230.000 Menschen vollzieht (Po¨tzsch und Ro¨ßger 2015, S. 40). Die Erho¨hung der Le-
benswartung bela¨uft sich auf 9,0 Jahre fu¨r Ma¨nner und 7,6 Jahre fu¨r Frauen (Po¨tzsch
und Ro¨ßger 2015, S. 36). Die Zusammensetzung der Bevo¨lkerung wird sich folglich in
struktureller Hinsicht stark vera¨ndern (Statistische A¨mter des Bundes und der La¨nder
2011a, S. 8; Po¨tzsch und Ro¨ßger 2015, S. 17). Der Anteil der 20- bis 60-ja¨hrigen wird sich
von 61 Prozent im Jahre 2013 auf 51 Prozent verringern (Po¨tzsch und Ro¨ßger 2015, S. 17).
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Die Entwicklungen der vergangenen Jahrzehnte und mo¨gliche zuku¨nftige Entwicklungen
zeigen auf, wie schwerwiegend sich der demografische Wandel auswirken ko¨nnte und wieviel
Unsicherheit in angenommenen Entwicklungen steckt. In der Planung sollte folglich die
Unsicherheit mit Hilfe von Planungsmaßnahmen eine Beru¨cksichtigung erfahren (Mayer,
Schwehr und Bu¨rgin 2011, S. 14). Es stellt sich die Frage, wie großsta¨dtische Verwaltungen
momentan mit dem demografischen Wandel umgehen bzw. wie sie sich diesem anpassen.
2.2 Die Bedeutsamkeit von Wanderungen fu¨r den
demografischen Wandel in Deutschland
Die Entwicklungen von 1950 bis 2013 verschaffen einen U¨berblick, wie sich der demogra-
fische Wandel entwickelt hat und wie er durch den Einfluss von Zu- und Abwanderungen
beeinflusst wurde. Der demografische Wandel la¨sst sich nicht als ein Prozess beschreiben.
Er ist und war von unterschiedlichen Trends gepra¨gt. EHMER beschreibt den Prozess
des demografischen Wandels folgendermaßen:
”
Manche Trends verliefen kontinuierlich und nahezu linear, andere sprunghaft und
unregelma¨ßig. Manche Entwicklungen scheinen am Beginn des 21. Jahrhunderts ihr Ende
erreicht zu haben, wie der Ru¨ckgang der Sa¨uglingssterblichkeit, andere setzen sich weiter
fort, wie der Anstieg der Lebenserwartung im ho¨heren Alter. Einiges erscheint als
”
großer
Zyklus“ , wie die Zu- und Abnahme der Binnenmigration oder die regionale und soziale
Differenzierung des demografischen Verhaltens, die im 19. Jahrhundert anstieg und im 20.
von einer zunehmenden Homogenisierung abgelo¨st wurde. Andere Trends stellen sich eher
als eine Reihe von Zyklen dar, wie die Entwicklung der Fertilita¨t oder der Unehelichkeit“
(Ehmer 2013, S. 118).
In diesem Zusammenhang ist die Kla¨rung von dynamischen demografischen Ent-
wicklungen, d.h. sich schleichend vollziehenden Vera¨nderungen, und Krisen (wie z.B.
Flu¨chtlingskrisen) von Bedeutung. Diese Arbeit konzentriert sich auf Ersteres. Die Un-
terschiede lassen sich mit den Auswirkungen (z.B. o¨konomisch oder ra¨umlich) in einem
bestimmten Zeitraum abgrenzen. Krisen erfordern in einem kurzen Zeitraum hohe Kosten
fu¨r Bund, La¨nder und Kommunen. Abweichende Bevo¨lkerungsentwicklungen werden auch
hohe Kosten verursachen, jedoch auf einen la¨ngeren Zeitraum bezogen. Krisen erfordern
zeitnah ra¨umliche Lo¨sungen, wie etwa die Flu¨chtlingskrise, wohingegen der demografische
Wandel in einem la¨ngeren Zeitraum A¨nderungen Bedarf.
Zudem spielt die Gefahr bei Krisen eine Rolle.
”
Als Krisen bezeichnet der Krisennavigator
[aˆA˘ ↪e] interne oder externe Ereignisse, durch die akute Gefahren drohen fu¨r Lebewesen,
fu¨r die Umwelt, fu¨r die Vermo¨genswerte oder fu¨r die Reputation eines Unternehmens
bzw. einer Institution“ (Der Krisenanvigator 2016). Unterschieden werden drei Arten
von Krisen: bilanzielle Krisen (
”
Pleiten“ ), kommunikative Krisen (
”
Skandale“ ) und ope-
rative Krisen (
”
Sto¨rungen“ ) (Der Krisenanvigator 2016). Vom demografischen Wandel
geht momentan noch keine akute Gefahr aus, es sei denn, es erfolgen keine geeigneten
Maßnahmen.
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MIC´IC´ definiert zwei Arten von U¨berraschungen: ereignishafte und prozesshafte. Ereignis-
hafte U¨berraschungen sind gleichzusetzen mit Krisen, denn es handelt sich um plo¨tzliche
Ereignisse. Aus wirtschaftlicher Sicht sind der Anschlag auf das World Trade Center,
Stromausfall fu¨r mehrere Tage oder eine gesamte verunfallte Gescha¨ftsfu¨hrung derartige
ereignishafte U¨berraschungen. In Bezug auf die Bevo¨lkerungsentwicklung wa¨re dies z.B.
die Flu¨chtlingskrise. Prozesshafte U¨berraschungen hingegen sind gleichzusetzen mit der
Entwicklung des demografischen Wandels. Sie kennzeichnen sich durch schwache Signale,
so dass eine Fru¨herkennung greifen kann. Die schnelle Verbreitung des Internets ab Mitte
der 1990er Jahre ku¨ndigte sich bereits ca. 20 Jahre zuvor aufgrund eines Vorla¨ufersystems
ab (Mic´ic´ 2011, S. 54-55, 57-58). Dies war eine prozesshafte U¨berraschung.
Es la¨sst sich also schlussfolgern, dass bei dynamischen demografischen Entwicklungen
noch entgegengewirkt bzw. Anpassungen getroffen werden ko¨nnen. Bei Krisen oder ereig-
nishaften U¨berraschungen ist dies nicht der Fall, da sie plo¨tzlich von statten gehen und
einer kurzfristigen Lo¨sung bedu¨rfen.
Die folgenden ausgewa¨hlten Zeitra¨ume zeigen wichtige Etappen bezu¨glich der Entwick-
lungen der Bevo¨lkerungszahl, der Geburtenzahl und der Zuwanderungen auf.
Zeitraum von 1950-1965
Die Bevo¨lkerung steigt aufgrund einer hohen Geburtenzahlen und Immigration nach
Deutschland stark an (siehe Tabelle 2.1) (Ehmer 2013, S. 16). Ein Wachstum in dieser
Art tritt bis 2013 nicht mehr auf (siehe Abbildung 2.2).
Tabelle 2.1: Merkmale des Zeitraumes 1950-1965
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
stark ansteigend von ca.
69,3 auf ca. 76,3 Millionen
Menschen
stark ansteigend von ca.
1,1 Millionen auf ca. 1,3 Mil-
lionen Geburten
stark ansteigend von ca.
96.000 auf 790.000 Men-
schen
Die hohen Immigrationswellen waren in der Anwerbung von Gastarbeitern ab 1955 und
mit einigen Anrainerstaaten des Mittelmeerraums getroffenen Anwerbevereinbarungen
begru¨ndet, da in Deutschland aufgrund der Weltkriege ein erho¨hter Arbeitskra¨ftebedarf
bestand (Ehmer 2013, S. 31; Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking
2003, S. 69; Schmid 2006, S. 36; Wehrhahn 2011, S. 98). Bis 1960 stiegen die Zuwan-
derungsraten auf 24 Prozent, d.h. 14 Millionen Menschen, an. Dies fu¨hrte dazu, dass
ein Viertel der Bevo¨lkerung in Deutschland ausla¨ndischer Herkunft waren (Ehmer 2013,
S. 31). Im Vergleich zu den folgenden Zeitra¨umen ist dieser Zustrom noch moderat. Die
Abwanderungen verliefen von 1950-1960 zuna¨chst auf einem sich kaum vera¨ndernden
Niveau und wiesen erst daraufhin ein hohes Wachstum auf.
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Abbildung 2.2: Bevo¨lkerungsentwicklung von 1950-2017 in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Zeitraum von 1966-1973
Tabelle 2.2: Merkmale des Zeitraumes 1966-1973
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
ansteigend von ca. 76,8
auf 79,0 Millionen Men-
schen
stark sinkend von ca. 1,3
Millionen auf ca. 815.000
Geburten
stark schwankend von ca.
70.000 u¨ber ca. 40.000 auf
ca. 93.000 Menschen
Im Gegensatz zur vorherigen Etappe erfolgten deutliche Geburtenru¨ckga¨nge, die bis
2013 nicht mehr auf ein Niveau von u¨ber 900.000 Geburten anstiegen (siehe Tabelle 2.2)
(Schmid 2006, S. 31). Die Geburtenziffer in Deutschland fiel als erstes Land in Europa
auf 1,5 Kinder pro Frau (Ehmer 2013, S. 34, 53 und 136), wobei die Fertilita¨tsrate in der
ehemaligen DDR zuna¨chst anstieg (Ehmer 2013, S. 35). Ab 1972 fielen die Geburtenraten
dauerhaft unter die Anzahl der Sterbefa¨lle (siehe Abbildung 2.3) (Ehmer 2013, S. 16 und
136; Schmid 2006, S. 31 und 35; Ba¨hr 1992, S. 191; Statistische A¨mter des Bundes und
der La¨nder 2011a, S. 6).
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Abbildung 2.3: Geborene und Gestorbene von 1950-2013 in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Von 1966 bis 1967 schwa¨chte sich die Immigration plo¨tzlich stark ab und sank von ca.
70.000 auf ca. 40.000 Zuwanderer. Dies war in einem neuen Ausla¨ndergesetz von 1965
begru¨ndet, um die Zuwanderungen zu verringern. Ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt
fu¨r Einreise und Aufenthalt und eine Erteilung der Aufenthaltserlaubnis wurde in das
Ermessen der Ausla¨nderbeho¨rde gestellt (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und
Sieveking 2003, S. 69).
Die Abwanderungen aus Deutschland stiegen bis 1967 auf ca. 60.000 Personen an. Es
wanderten weniger Menschen zu und zusa¨tzlich wanderten viele Menschen ab. Ein Jahr
spa¨ter, 1968, wanderte jedoch wieder eine hohe Anzahl an Gastarbeitern aus Su¨dosteuropa
und der Tu¨rkei zu (Schmid 2006, S. 36). Die Bevo¨lkerung stieg im Vergleich zum vorherigen
Zeitraum deshalb zwar noch an, aber in einem weitaus geringerem Ausmaß.
Das Migrationsverhalten der Gastarbeiter begann sich zu wandeln. Die Fluktuation
verringerte sich, da sie la¨nger blieben oder einen dauernden Aufenthalt anstrebten. Dies
fu¨hrte dazu, dass Familienangeho¨rige aus dem Ausland nachzogen (Ehmer 2013, S. 32;
Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking 2003, S. 69). Die Aufnahme von
Flu¨chtlingen außerhalb des Asylrechts wurde aufgrund starker Flu¨chtlingsbewegungen
durch ein Gesetz ermo¨glicht (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking
2003, S. 69).
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Zeitraum von 1974-1988
Tabelle 2.3: Merkmale des Zeitraumes 1974-1988
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
kaum Vera¨nderungen
leicht schwankend zwischen
ca. 78,5 und ca. 77,7
Millionen Menschen
kaum Vera¨nderungen
leicht schwankend zwischen
ca. 805.000 und ca. 893.000
Geburten
stark schwankend von ca.
60.000 u¨ber 35.000 auf ca.
86.000 Menschen
In diesem Zeitraum traten bezu¨glich der Geburtenraten und der Bevo¨lkerungsentwicklung
kaum Vera¨nderungen auf (siehe Tabelle 2.3). Die Abwanderungen sanken, stattdessen
erfolgte nach einem Ru¨ckgang von ca. zwei Jahren wieder ein Anstieg der Zuwanderung bis
1981, wiederum gefolgt von einer Abnahme bis 1983. Aufgrund der hohen Zuwanderungen
wurden Beschra¨nkungen in Form eines eigensta¨ndigen Gesetzes u¨ber das Asylverfahren
aus dem Jahre 1982 ausgesprochen (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und
Sieveking 2003, S. 69). Dies erkla¨rt den vorla¨ufigen Ru¨ckgang, welcher jedoch ab 1984
wieder von einem kontinuierlichem Anstieg abgelo¨st wurde. Wie auch in den Jahren zuvor
wird die starke Schwankung der Zuwanderungsraten deutlich. Diese beeinflusst auch die
Bevo¨lkerungsentwicklung insgesamt, da diese bei Ru¨ckgang der Zuwanderungsraten leicht
sinkt und bei Erho¨hung der Zuwanderungen steigt.
Zeitraum von 1989-2002
Tabelle 2.4: Merkmale des Zeitraumes 1989-2002
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
ansteigend von 79,1 auf
82,5 Millionen Menschen
tendenziell sinkend von
ca. 880.000 auf ca. 719.000
Geburten
stark schwankend von ca.
1,1 u¨ber 1,5 Millionen auf
ca. 840.000 Menschen
In der ersten Ha¨lfte der 1990er Jahre erfolgten starke Geburteneinbru¨che (siehe Tabelle
2.4) (Maretzke 2008, S. 10). Die Außenwanderungen nahmen bis 1995 stark zu, da
insbesondere Aussiedler und Asylbewerber zuwanderten (Ehmer 2013, S. 33-34; Schmid
2006, S. 36; Fassmann 2001) in [][15]BMVBS.2013:
• 1988-1996 ca. 2,3 Millionen Aussiedler, seit 1992 aber wieder abnehmend
• 1988-1992 ca. 0,4 Millionen Asylbewerber
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Neun Prozent der Gesamtbevo¨lkerung war ausla¨ndischer Herkunft (Fassmann 2001
in Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013, S. 15). Aufgrund
der hohen Zuwanderungen wurden ab den 1990er Jahren Beschra¨nkungen ausgesprochen
(Ehmer 2013, S. 34). Im Jahre 1993 wurde der Asyl-Artikel 16
”
Drittstaatenregelung“
(Schmid 2006, S.32) und im Jahre 1999 Begrenzungsbestimmungen von Spa¨taussiedlern
eingefu¨hrt (Schmid 2006, S. 36-37). Seit 1999 erhielten Kinder ausla¨ndischer Familien
aufgrund des neuen Staatsangeho¨rigkeitsrechts die deutsche Staatsbu¨rgerschaft, so dass
deswegen die Außenwanderungen teilweise schrumpften. Bemerkbar machten sich zudem
die vermehrten altersbedingten Sterbefa¨lle der in den 60er Jahren zugewanderten, meist
tu¨rkischen, Gastarbeitern (Wehrhahn 2011, S. 54). Bis 2002 gab es noch einen U¨berhang
der Zuzu¨ge u¨ber die Fortzu¨ge (Schmid 2006, S. 32).
Die Binnenwanderungen waren im Gegensatz zu den Außenwanderungen gering (siehe
Abbildung 2.4). Nach dem Fall der Mauer erfolgte aufgrund der Binnenwanderung von Ost
nach West noch immer ein sprunghafter Anstieg in Westdeutschland. Ende der 1990iger
Jahre wanderten nur noch 10.000 Menschen mehr von Ost nach West als umgekehrt zu
(Ehmer 2013, S. 16). Der Einfluss von Zuwanderungen nahm seit der Vereinigung ab und
beeinflusste die Bevo¨lkerungsstruktur nur noch geringfu¨gig (Schmid 2006, S. 31).
Abbildung 2.4: Vergleich von Fort- und Zuzu¨gen von 1950-2013 in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
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Zeitraum von 2003-2010
Tabelle 2.5: Merkmale des Zeitraumes 2003-2010
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
schwach sinkend von
82,5 auf 81,5 Millionen
Menschen
schwach sinkend von ca.
707.000 auf ca. 680.000 Ge-
burten
schwankend von ca.
770.000 u¨ber 680.000 auf
ca. 800.000 Menschen
Im Vergleich zu den Jahren zuvor zeichnen sich auch hier keine extremen Entwicklungen
ab, jedoch beginnt ab 2003 die Bevo¨lkerung in den na¨chsten sieben Jahren zu schrumpfen
(Ba¨hr 1992, S. 230; Statistische A¨mter des Bundes und der La¨nder 2011a, S. 6; Ehmer
2013, S. 130). Schon seit 30 Jahren liegt nun die Geburtenrate zwischen 1,3 und 1,4
Kindern pro Frau (Schmid 2006, S. 35; Ehmer 2013, S. 136). Die Sterbefallu¨berschu¨sse
sind konstant hoch (Schmid 2006, S. 32). Der Anteil der u¨ber 60-Ja¨hrigen in Deutschland
liegt bei 25 Prozent (Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2013,
S. 14). In 2004 wurde das Zuwanderungsgesetz mit quantitativer Begrenzung und O¨ffnung
fu¨r Qualifizierte eingefu¨hrt (Schmid 2006, S. 37). Die Zuwanderungsraten schwanken leicht
und nehmen bis 2006 ab, jedoch steigen diese bis 2010 von ca. 660.000 auf 880.000 Men-
schen an. Aufgrund der kontinuierlich sinkenden Geburtenrate und der eher unauffa¨lligen
Zuwanderungsrate erfolgt insgesamt kein Bevo¨lkerungswachstum.
Zeitraum von 2011-2013
Tabelle 2.6: Merkmale des Zeitraumes 2011-2013
Quelle: Statistisches Bundesamt 2017
Bevo¨lkerungszahl Geburtenzahl Zuwanderungen
leicht ansteigend von
80,3 auf 80,8 Millionen
Menschen
leicht ansteigend von ca.
660.000 auf ca. 680.000 Ge-
burten
stark ansteigend von ca.
960.000 auf 1,2 Millionen
Menschen
Ab 2011 ist wieder ein leichter Anstieg der Bevo¨lkerungszahl zu beobachten. Dieser
wird hervorgerufen durch eine leicht ansteigende Anzahl an Geburten und einen starken
Anstieg an Zuwanderern (siehe Tabelle 2.6).
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Zusammenfassung des Einflusses von Wanderungsbewegungen
Nachdem sich die Bevo¨lkerung nach dem 1. und 2. Weltkrieg stabilisierte, zeichnete
sich die Zuwanderung ausla¨ndischer Bevo¨lkerung besonders ab. Insbesondere ab diesem
Zeitpunkt kann auch die Entwicklung hin zum demografischen Wandel beobachtet werden.
Von 1950 bis 1973 stieg die Bevo¨lkerung zuna¨chst rasant an, wie es daraufhin bis 2013
in keiner vergleichbaren Weise geschah. Der U¨berblick von 1950 bis 2013 zeigt auf, wie
wechselhaft sich insbesondere die Zu- und Abwanderungen verhalten und sich teilweise
erheblich auf den demografischen Wandel auswirken ko¨nnen. Durch Gesetze ko¨nnen
Wanderungen eine erhebliche Beeinflussung erfahren und sind deshalb auch schwierig zu
prognostizieren. In diesem Zusammenhang ist wichtig zu ero¨rtern, wie gro¨ßere Sta¨dte
bisher auf die Entwicklungen des demografischen Wandels eingegangen sind.
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Die Anzahl der Kommunen, die sich mit dem Thema des demografischen Wandels
auseinandersetzen, ist ansteigend. Die Tiefe der Bearbeitung des Themenbereichs und
die Ausgestaltung der Handlungsansa¨tze ha¨ngt von der demografischen Situation der
Kommune ab (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010,
S. 10). Der demografische Wandel stellt aufgrund der Betroffenheit und Mitarbeit vieler
Abteilungen ein Querschnittsthema innerhalb von Verwaltungen dar. Ein Diskurs zu der
bestehenden Verwaltungsstruktur in deutschen Kommunen, sowie das Heraustellen der
Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik zeigt Konflikte hinsichtlich der Bearbeitung
auf. Insbesondere die vorgesehenen Verwaltungsreformen betonen die Herausforderung
der Etablierung komplexer Vera¨nderungsprozesse in Verwaltungen. Die verwendeten
Hilfsmittel geben ebenfalls Ru¨ckschlu¨sse auf Vor- und Nachteile ihrer Verwendung. Das
Zusammentragen der Konflikte bei der Anpassung an den demografischen Wandel deckt
Schwachstellen auf, die bei einem spa¨teren Lo¨sungsansatz Beru¨cksichtigung finden sollten.
3.1 Verwaltungsorganisation zur Bearbeitung der Thematik
3.1.1 Aufbau einer typischen Verwaltung
Max Weber entwickelte 1920/21 die Funktion des Beamtentums bzw. einer bu¨rokrati-
schen Organisation. Er stellte Prinzipien auf, u¨ber welche Merkmale eine bu¨rokratische
Beho¨rde verfu¨gt. Diese sind u.a. (Weber und Winckelmann 1990, S. 551-552; Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 9):
• professionelle Verwaltung mit ausgebildetem hauptamtlichem Personal
• Amtshierarchie mit festen Kompetenzen
• Aktenma¨ßigkeit aller Vorga¨nge
Das Steuerungssystem ist top-down organisiert. Bu¨rokratie bedeutet negativ definiert
”
ein regelbasiertes System, das Aufwand verursacht, Zeit verschlingt und Fortschritt
verhindert“ (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 9).
Das Bu¨rokratiemodell besteht in modernen Verwaltungen in diesem Sinne nicht mehr,
jedoch pra¨gt es noch immer die Verwaltungskultur (Kommunale Gemeinschaftsstelle
fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 9). Die Gemeinden sind Tra¨ger aller o¨ffentlichen
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Aufgaben auf kommunaler Ebene. U¨bero¨rtliche Aufgaben werden von den Gemeindever-
ba¨nden u¨bernommen. Beide Organisationsformen entscheiden aufgrund der kommunalen
Selbstverwaltung eigensta¨ndig u¨ber ihren Verwaltungsaufbau. Dies gilt auch fu¨r eigene
Aufgaben. Die Aufgaben unterliegen einer allgemeinen Rechtsaufsicht, jedoch keinen fach-
lichen Weisungen staatlicher Aufsichtsbeho¨rden. Bezu¨glich der Verwaltungsorganisation
und dem zugestandenen Freiraum fu¨r eigene Entscheidungen orientieren sich Gemeinden
an den Empfehlungen der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsvereinfachung
(KGSt) (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 201).
Die Organisation in Verwaltungen ist in Deutschland und den einzelnen Gemeinden
nicht vereinheitlicht. Bis zur Verwaltungsreform im Jahre 1990 (siehe unten) glichen sich
die Organisation der Verwaltungen weitgehend, weil sie sich am KGSt Verwaltungsgliede-
rungsmodell orientierten (Bogumil und Holtkamp 2006, S. 73, 78-79).
In der o¨ffentlichen Verwaltung findet dennoch meist die Einlinienorganisation Anwendung
(siehe Abbildung 3.1), d.h. ein pyramidenfo¨rmiger und mehrstufiger Aufbau (Beho¨rden-,
Abteilungs-, Referatsleiter und Sachbearbeiter) (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 215).
Auf oberster Ebene steht der Bu¨rgermeister, gefolgt von Dezernaten. Dies sind Gescha¨fts-
bereiche von Beigeordneten, denen bestimmte Verwaltungsbereiche unterstehen (Bogumil
und Holtkamp 2013, S. 42-43). Die die kleinste organisatorische Einheit einer o¨ffentlichen
Verwaltung wird als
”
Stelle“ bezeichnet. Eine Zusammenfassung mehrere Stellen wird in
kommunalen Verwaltungen unterschiedlich betitelt, wobei u¨berwiegend die Bezeichnung
”
Amt“ verwendet wird (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 207).
Abbildung 3.1: Einliniensystem
Quelle: Thommen et al. 2017, S. 449
Normalerweise du¨rfen Informationen nur vertikal weitergegeben werden, was u.a. zu
langen Dienstwegen und Entscheidungsprozessen fu¨hrt. Eine horizontale Kommunikation
ist aufgrund des Dienstwegprinzips unzula¨ssig (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 215;
Thommen u. a. 2017, S. 449). Es ist jedoch u¨blich geworden, auch eine horizontale Kom-
munikation zu pflegen, die von qualifizierten Fu¨hrungskra¨ften sogar erwartet wird (siehe
Kapitel 5.5.2). Die Vorgesetzten erwarten jedoch, u¨ber diese Informationen ebenfalls in
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Kenntnis gesetzt zu werden (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 215-216). Der Vorgang der
horizontalen Kommunikation wird auch als Fayolsche Bru¨cke bezeichnet (Thommen u. a.
2017, S. 449).
Im o¨ffentlichen Sektor sind mit variierender Intensita¨t auf Bundesland und Verwal-
tungsebene noch immer verschiedenartige Ma¨ngel festzustellen (Gourmelon, Mroß und
Seidel 2014, S. 5). HOPP und Go¨BEL haben die Ma¨ngel in Kommunalverwaltungen zu-
sammengefasst, wobei sich in diesem Zusammenhang nur auf drei Kategorien beschra¨nkt
wird (Hopp und Go¨bel 2013, S. 32):
Ma¨ngel im Verha¨ltnis von Verwaltung und Bu¨rger
• geringe Kunden- bzw. Bu¨rgerorientierung
• undurchsichtiges Zusta¨ndigkeitswirrwarr
• Abfertigung von
”
Bittstellern“
• zu wenig Partizipationsmo¨glichkeiten
• zu lange Bearbeitungszeiten im Genehmigungs- und Verwaltungsverfahren
• lange Wartezeiten auf den Amtsfluren
• bu¨rgerunfreundliche O¨ffnungs- und Gescha¨ftszeiten
• unzureichende E-Government-Struktur
Ma¨ngel in der Zusammenarbeit zwischen Rat und Verwaltung
• Politik verzettelt sich zu sehr in Detail- und Einzelfragen
• lange Verhandlungen im Gemeinderat ohne greifbare Ergebnisse
• eine politische-strategische Steuerung der Verwaltung wird nur bedingt praktiziert
• die Information des Gemeinderates durch die Verwaltung ist unzureichend
• es existiert ein breites Misstrauen des Gemeinderates gegenu¨ber der Verwaltung
Ma¨ngel in der Organisation
• zu viele kleine Organisationseinheiten
• zu viele Hierarchieebenen in den Organisationseinheiten
• Einlinienorganisation mit einflussreichen Querschnittseinheiten
• zentrale Ressourcenverantwortung
• Priorita¨t fu¨r eine funktionsorientierte Aufgaben- und Kompetenzverteilung
• zu geringe Prozessorientierung in den Verwaltungsstrukturen
Zur Behebung der Ma¨ngel wurden Lo¨sungen aus der Betriebswirtschaftslehre und in
erster Linie der Managementlehre in Form von Verwaltungsreformen eingefu¨hrt (Gourme-
lon, Mroß und Seidel 2014, S. 7, 9-10). Das hieraus resultierte
”
Neue Steuerungsmodell“
und sein Nachfolger, das
”
Kommunale Steuerungsmodell“ , werden im Folgenden na¨her
erla¨utert.
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Das Neue Steuerungsmodell (NSM)
In den 80er Jahren begann im internationalen Bereich
”
eine Diskussion u¨ber eine ganz
grundlegende Weiterentwicklung der Steuerungssysteme im o¨ffentlichen Sektor“ . Dar-
aus entstand aufgrund vera¨nderter sozioo¨konomischer Rahmenbedingungen und des
Wertesystems unter Beru¨cksichtigung betriebswirtschaftlicher Aspekte das New Public
Management (NPM) (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013,
S. 11). Im Jahre 1993 hat die KGSt aufgrund der Idee des NPM das NSM entwickelt
und die Einfu¨hrung einer grundlegenden organisationspolitischen Neuausrichtung in
o¨ffentlichen Verwaltungen angeraten (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungs-
management 2013, S. 3, 8, 11). Vier Ma¨ngel in Verwaltungen wurden festgestellt, die
sich mit dem Ma¨ngelkatalog von HOPP und Go¨BEL decken. Hier wurden folgende A¨nde-
rungsvorschla¨ge erarbeitet (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
2007, S. 12-22):
• Strategielu¨cke: Reform der politischen Arbeit (Verantwortungsabgrenzung)
• Managementlu¨cke: Organisation, Finanzen, Verwaltungsleistungen und Qualita¨ts-
management, Wettbewerb und Beteiligungen
• Attraktivita¨tslu¨cke: Personalentwicklung und -fu¨hrung
• Legitimationslu¨cke: Verha¨ltnis zu Bu¨rgern
Das NSM beinhaltet folglich hauptsa¨chlich eine vera¨nderte Aufbauorganisation der Ver-
waltung in Form von Sparten, ein neues Managementkonzept und Fu¨hrungsversta¨ndnis
sowie ein ergebnisorientierteres Planungs- und Berichtswesen. Eine verbesserte Kunden-
orientierung wird durch die Einfu¨hrung von Produktbeschreibungen und Verwaltungskos-
tenrechnungen bewirkt (Wohlfarth 2010, S. 280). Ein
”
Produkt“ im Verwaltungsbereich
ist zu verstehen als eine Gruppe von Leistungen (Ergebnis von Ta¨tigkeiten). Der Bu¨rger
wird als
”
Kunde“ verstanden, dem die Verwaltung Produkte offeriert und vertreibt (Gour-
melon, Mroß und Seidel 2014, S. 11). Anstatt einer hierarchiebezogenen Zusammenarbeit
zwischen der obersten kommunalen Ebene, aber auch zwischen einzelnen Fachabteilun-
gen/ Dezernaten wird eine Zusammenarbeit basierend auf verbindlichen Vereinbarungen/
Absprachen empfohlen (Kontraktmanagement) (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 12).
Die Einfu¨hrung und der Umsetzungsstand des NSM wurde mehrfach untersucht und
in Theorie und Praxis kontrovers diskutiert. Nach 1990 bis 2006 haben bereits 50 Pro-
zent aller Kommunen u¨ber 10.000 Einwohner, insbesondere Mittel- und Großsta¨dte,
Struktura¨nderungen vorgenommen. Aufgrund der Einfu¨hrung des NSM wurden neue
Organisationsformen geschaffen, die jedoch von Gemeinde zu Gemeinde variieren und kein
einheitliches Organisationsmodell erkennen lassen. In der inneren Organisation lassen sich
bezu¨glich des Aufbaus der Verwaltung und der Ablaufprozesse aufgrund der kommunalen
Entscheidungsfreiheit und der Zusta¨ndigkeit des Verwaltungschefs deutliche Unterschiede
feststellen. Trotz der Reformen der KGSt sind
”
noch immer die klassischen bu¨rokratischen
Merkmale der strikten Arbeitsteilung, der hierarchischen Kommunikation und Kontrolle
sowie der Aktenma¨ßigkeit und Professionalita¨t“ gegeben (Bogumil und Holtkamp 2006,
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S. 73, 78-79). Als Sta¨rken und Schwa¨chen des NSM stellten sich folgende heraus:
Tabelle 3.1: Sta¨rken und Schwa¨chen des NSM
Quelle: KGSt 2013, S. 15
Sta¨rken Schwa¨chen
Klare Verantwortungszuordnung (dezentra-
le Ergebnisverantwortung)
Unzureichende Betrachtung der besonde-
ren politischen Steuerungsrationalita¨t
Verbesserte Bu¨rgerorientierung Geringe Strategieorientierung
Verbessertes Ressourcen-Management Zu viel Produktbu¨rokratie, zu wenig Steue-
rung mit Produkten
Erho¨hte Transparenz im operativen Be-
reich
Denken in Steuerungsstrukturen und -
intrumenten, nicht in Steuerungsprozessen
Steigerung der Produktivita¨t Mangelnde Beru¨cksichtigung der Rolle von
Fu¨hrungskra¨ften und Bescha¨ftigten im Mo-
dernisierungsprozess
Eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung konnte
weitla¨ufig nicht festgestellt werden. Gemeinden setzen nur wenige strategische Planungs-
prozesse ein und wenige ganzheitliche Konzepte um (Kommunale Gemeinschaftsstelle
fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 15). Der fehlende Einsatz des Steuerungsgewinns
durch das NSM begru¨ndet sich durch eine zu hohe Komplexita¨t der Modernisierung
und der fehlenden Erkenntnis der Beziehungen zwischen den einzelnen Instrumenten
(Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2007, S. 61; Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 16). Das NSM beru¨cksichtigte
vermutlich nicht ausreichend den Faktor Mensch, seine Interessen und die (mikro-) politi-
sche Umwelt (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2007, S. 61).
Im Jahre 2013 entschied sich die KGSt aufgrund vera¨nderter Rahmenbedingungen und
der noch bestehenden Schwa¨chen im NSM ein Kommunales Steuerungsmodell (KSM) zu
entwickeln,
”
um damit die Grundgedanken des NSM aufzunehmen, Bewa¨hrtes zu pflegen
und neue Perspektiven zu erga¨nzen.“ . Eine Orientierung an Wirkungen, eine Beru¨cksich-
tigung von Beteiligungsprozessen und eine Reaktion auf Vera¨nderungen sind Bestandteil
einer modernen Steuerung (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
2013, S. 3, 8).
Das Kommunale Steuerungsmodell (KSM)
Die KSM ist als Grundidee fu¨r die Steuerung einer Verwaltung zu verstehen. Es ist nicht
zu verwenden wie ein Baukasten, sondern ein geschlossenes (fu¨r Partizipiationsprozesse
offenes) System mit den entsprechenden Akteuren, Prozessen, Instrumenten und der
passenden Kultur (siehe Abbildung 3.2). Die Zusammenarbeit dieser Faktoren bewirkt
das Funktionieren des Systems. Eine teilweise Umsetzung erfordert die Pru¨fung der
Vertra¨glichkeit mit den schon vorhandenen Komponenten (Kommunale Gemeinschafts-
stelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 50-51). Das Denken in Prozessen mit Hilfe
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geeigneter Methoden und Werkzeuge (Steuerungsinstrumente), die ergebnisorientiert und
aus Kundensicht betrachtet werden, gewinnen immer mehr an Bedeutung. Eine aufgaben-
orientierte Aufbauorganisation behindert eher eine effektive und effiziente Abarbeitung
von Aufgaben, so dass eine vera¨nderte Organisationskultur notwendig ist. Ein wichtiges
Konzept ist auch das strategische Management, welches auch u¨bergeordnete kommunal-
politische Ziele (z.B. Lebensqualita¨t in einer Stadt, nachhaltige Entwicklung oder ein
Klima von Toleranz) miteinbezieht. Monitoringsysteme liefern notwendige Informationen.
Die Beteiligung der Stadtgesellschaft und Stakeholder stellt eine wichtige Komponen-
te dar und erfordert neue Steuerungsstrukturen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r
Verwaltungsmanagement 2013, S. 17, 22).
Abbildung 3.2: Die Komponenten des KSM
Quelle: angelehnt an KGSt 2013, S. 22
Die komplexe Struktur des KSM verbindet strategisches und operatives Management
(siehe Abbildung 3.3). Den Fachbereichsmanagern (Leitung der Fachbereiche oder anderer
Organisationseinheiten unter den Beigeordneten) kommt eine wichtige Rolle zu, da ihnen
die Fach- und Ressourcenverantwortung obliegt und sie die Schnittstelle zwischen opera-
tivem und strategischem Management bilden. Sie sind verantwortlich fu¨r die Steuerungs-
und Leistungserstellungsprozesse im internen und auch externen Bereich, sowie dem
Einkauf von Leistungen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
2013, S. 30). Alle Fachbereichsmanager innerhalb einer Verwaltung treffen sich mindestens
einmal pro Monat. Hier werden Abstimmungen bezu¨glich einer Fachstrategie getroffen
oder U¨berschneidungen gekla¨rt. Eine regelma¨ßige Teilnahme des Verwaltungsvorstands
ist erwu¨nscht (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 33).
Bei querschnittsorientierten Aufgaben bilden einige Kommunen Matrixorganisationen.
In diesem Fall nehmen die Fachbereichsmanager koordinierend Einfluss zusa¨tzlich zur
Steuerung der Leistungserstellungsprozesse (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Ver-
waltungsmanagement 2013, S. 34-35). Jedem Fachbereich sollte ein Ausschuss zugeteilt
werden (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 31).
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Abbildung 3.3: Struktur des KSM
Quelle: angelehnt an KGSt 2013, S. 30
Der Hauptverwaltungsbeamte (HBV - Bu¨rgermeister) bildet den Rahmen durch die
Vorgabe u¨bergreifender strategischer Ziele, die Festsetzung von Budgets oder eine Stan-
dardisierung der Leistungserbringung (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungs-
management 2013, S. 30). Der Verwaltungsvorstand (Bu¨rgermeister und Beigeordnete)
steuert den Gesamtprozess, z.B. die Gesamtstrategie, die Organisation und die Vertretung
der Verwaltung nach außen. Als Stabstelle zugeordnet sind Querschnittsaufgaben (z.B.
Demografie und Integration). Mitglieder des Vorstands haben den Vorsitz in den Steue-
rungsgruppen inne und steuern strategisch mit Zielen, Produkten und Budgets. Es gibt
zwei Modelle zur Steuerung der Verwaltung: das Ressortmodell und das Vorstandsmodell,
wobei die KGSt das Zweitere pra¨feriert. Im Ressortmodell sind der HVB und die Beige-
ordneten gegenu¨ber den Fachbereichen und deren Leitung weisungsbefugt (Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 31-32). Das Vorstandsmodell
sieht diese Weisungsbefugnis nicht vor, sondern sta¨rkt die Managementverantwortung
der Fachbereichsleitungen und unterstu¨tzt die Gesamtverantwortung des Verwaltungs-
vorstandes fu¨r die Gemeinde. Der Verwaltungsvorstand ist z.B. fu¨r eine reibungslose
Kommunikation mit dem Rat und eine fachliche Unterstu¨tzung der Fachbereichsmanager
in den Ausschu¨ssen zusta¨ndig (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanage-
ment 2013, S. 32). Der Verwaltungsvorstand richtet ebenfalls Projekte ein und koordiniert
diese mit Hilfe von Lenkungsgruppen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungs-
management 2013, S. 35).
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Die Zentrale Steuerungsunterstu¨tzung leistet dem Verwaltungsvorstand durch Planung
und strategisches und operatives Controlling Hilfe bei der Steuerung. Dies ko¨nnte in
Form von Quartalsberichten erfolgen (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungs-
management 2013, S. 33).
Die Fu¨hrungsmentalita¨t des KSM steht im Gegensatz zum bu¨rokratischen Modell. Fu¨h-
rungskra¨fte verfu¨gen u¨ber Freira¨ume der Selbstorganisation und unterstu¨tzen Mitarbeiter
bei ihrer fachlichen und perso¨nlichen Weiterbildung. Die KGSt sieht deshalb die Auswahl
passender Fu¨hrungskra¨fte fu¨r essentiell. Werte determinieren die Fu¨hrungskultur im
KSM, so dass der Begriff
”
Wertorientierte Fu¨hrung“ Verwendung findet. Das Verhalten ist
gepra¨gt durch Ethik, Wertscho¨pfung und Gemeinwohl (Kommunale Gemeinschaftsstelle
fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 50). Folgende Verhaltensprinzipien kennzeichnen die-
se Fu¨hrung (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 50-51):
• Offenheit und Transparenz (z.B. bei Zielsetzungen und Hintergru¨nden kommunalen
Handelns)
• Akzeptanz (z.B. bei der Rollenverteilung zwischen den Institutionen und Organen)
• Aktive Partizipation zur Sicherung von Teilhabe und Akzeptanz
• Flexibilita¨t im Denken und Handeln
• perso¨nliche Integrita¨t zur Vermeidung von Interessenskonflikten
• Objektivita¨t bei Entscheidungen zu Gunsten oder zu Lasten von Personen
• Fo¨rderung und Unterstu¨tzung der genannten Prinzipien durch Fu¨hrungsmaßnahmen
und vorbildliches Verhalten und Vorleben im Berufsalltag
Bei Vera¨nderungsprozessen und einer flexiblen Anpassung an vera¨nderte Rahmenbe-
dingungen sind Fu¨hrungskra¨fte und eine zentrale Steuerungsunterstu¨tzung wichtig, da
sie den Vera¨nderungsprozess steuern und Mitarbeiter motivieren mu¨ssen. Eine standardi-
sierte Vera¨nderungsstrategie oder -prozess ist im o¨ffentlichen Sektor nicht vorzufinden,
da die Variablen fu¨r Vera¨nderungen und Stratgeien weit auseinander gehen ko¨nnen. Fu¨r
jedes Vera¨nderungsprojekt ist deshalb eine eigene Strategie aufzubauen (Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013, S. 50-51, 55).
Das KSM beinhaltet sieben Anforderungen, die mit Hilfe von kommunalen Experten
entwickelt wurden (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2013,
S. 21):
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• Sta¨rkung einer strategischen und wirkungsorientierten Steuerung. Sie hat sich
bewa¨hrt und muss weiterentwickelt werden.
• Sta¨rkung der Fu¨hrungskompetenz und Verantwortung der kommunalen Manager
mit dem Ziel, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu fo¨rdern und zu fordern und
Ergebnisverantwortung zu u¨bernehmen.
• Verbindung der Leistungs- mit der Ressourcensteuerung. Ressourcenentscheidun-
gen haben der strategischen Produktpolitik zu folgen. Strategische Planung und
Haushaltsentscheidungen mu¨ssen eng miteinander verknu¨pft sein.
• Prozessorientierte Steuerung. Das Steuerungssystem und die Steuerungslogik sind
an den relevanten Steuerungsprozessen festzumachen. So wie die KGSt Prozessbi-
bliothek optimierte Leistungserstellungsprozesse zeigt, mu¨ssen die noch viel bedeut-
sameren Steuerungsprozesse analysiert und optimiert werden. Dabei sind sowohl
Routinen wie Innovationen kompetent zu steuern.
• Verbesserung des Zusammenwirkens von Politik und Verwaltung. Politische Entschei-
dungen und Verwaltungshandeln sind auf der Basis von strategischen Planungen -
wenn auch nur tempora¨r oder thematisch begrenzt - besser zu synchronisieren.
• Offenheit fu¨r Mitwirkung. Es wird eine neue Qualita¨t von Transparenz und O¨ffnung
des Verwaltungshandelns in die Gesellschaft und die Belegschaft anzustreben sein.
Damit wird die Basis fu¨r Bu¨rgerengagement und Beteiligung erweitert.
• Qualifizierung des Steuerungssystems fu¨r die Steuerung von Leistungserstellungspro-
zessen in aus differenzierten IT-unterstu¨tzten Produktionsnetzwerken (E-Government,
Shared Services, Cloud-Dienste)
3.1.2 Die Zusammenarbeit von Verwaltung und Politik
In jeder Stadt herrscht eine lokale Kultur vor, die sich aus vielen Faktoren zusammen-
setzt, u.a. die Art wie Politik betrieben wird und wie Aufgaben der Stadtentwicklungen
bearbeitet werden (Selle 2005, S. 139). Die Politik mo¨chte eine gewisse Transparenz
von Verwaltungsprozessen und die Bekanntgabe von Zielerreichungen vermeiden, um
Fehlschla¨ge mo¨glichst intern zu halten. Bu¨rger und Oppositionen sollen diesbezu¨glich
außen vor gelassen werden, um keine Munitionsvorlagen zu geben (Bogumil 2005, S.
498).
”
Politische Entscheidungsfindung ist ein Prozess der permanenten und partiellen
Anpassung an vera¨nderte Problemlagen und Interessen“ (Bogumil 2005, S. 498-499).
Zur Pra¨zisierung stehen sich nicht Verwaltung und Politik im Allgemeinen gegenu¨ber,
sondern Verwaltung und Mehrheitsfraktion gegenu¨ber Oppositionsfraktionen (Bogumil
2005, S. 497). Dies ist bedingt durch den Parteienwettbewerb (Mehrheitsfraktion gegen
Opposition)(Bogumil 2005, S. 498). Der Parteienwettbewerb fu¨hrt in Verwaltungen zu
einem erho¨htem Arbeitsaufwand, einem Umschwenken der Politik bei Entscheidungen
und der Verla¨ngerung oder auch Verhinderung von Sachlo¨sungen (Bogumil 2005, S.
500). BOGUMIL sieht die Anwendung von Appellen oder Argumenten an Politiker fu¨r
konsensuale Lo¨sungen, wie auch die Einfu¨hrung rechtlicher Maßnahmen zur Begrenzung
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der Parteipolitisierung kritisch (Bogumil 2005, S. 500-501).
BOGUMIL sieht Lo¨sungsmo¨glichkeiten in einem Wegfall des Parteienwettbewerbs und
stattdessen in einem konsensorientierten Umfeld der verschiedenen Parteien und der Ver-
waltung. In Form von fraktionsu¨bergreifenden Dialogformen oder durch interfraktionelle
Vorbesprechungen in den Fachausschu¨ssen ko¨nnen sachliche Entscheidungen getroffen
werden. Voraussetzung hierfu¨r sind der Wille aller Akteure so vorzugehen, eine Offenheit
der Mehrheitsfraktion und Verwaltungsspitze sowie ein Vertrauensverha¨ltnis zwischen
den Akteuren (Bogumil 2005, S. 499).
Die Trennung von Politik und Verwaltung bezu¨glich ihrer Aufgabenwahrnehmung ist
unrealistisch. Die Entscheidung der Politik
”
Was“ in der Gemeinde zu behandeln ist
und der Verwaltung u¨ber das
”
Wie“ ist praxisfern. Fu¨r die Politik ist die Steuerung von
Einzelprojekten und Maßnahmen genauso so wichtig, wie Entscheidungen der Verwaltung
seitens der Fachausschu¨sse. Beide Rollen bedingen sich und sind nicht in Rollen zu
zwa¨ngen (Bogumil, Grohs und Kuhlmann 2006, S. 175-176). Empirische Studien ergaben,
dass die Einfu¨hrung einer reinen Managementmethode wie im NSM in die Struktur
einer Verwaltung nicht funktioniert. Es deutet vielmehr auf eine Mischung aus der alten
weberianischen (siehe Kapitel 3.1.1) und einer managerialen Struktur hin (Bogumil, Grohs
und Kuhlmann 2006, S. 178)
Die fru¨hzeitige Einbindung der Entscheidungstra¨ger, also der Politik, und eine umfas-
sende Kommunikation mit dieser sind essentiell. Der demografische Wandel ho¨rt nicht
bei Beendigung der Wahlperioden auf, sondern erfordert Kontinuita¨t und Kooperation
zwischen Verwaltung und Politik (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 84). Widersta¨nde entstehen oftmals durch eine spa¨rliche Infor-
mationsweitergabe und einen fehlenden Einblick und Versta¨ndnis in die Problematik.
Hilfreich ko¨nnten hier eine gezielte verwaltungsinterne O¨ffentlichkeitsarbeit oder auch
Workshops/ Schulungen darstellen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 72).
Die Unterstu¨tzung der politischen Spitze ist bedeutend fu¨r eine aussichtsreiche Bearbei-
tung der Thematik des demografischen Wandels. Sie (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska,
Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 66):
• u¨bernimmt Initiativfunktion
• ist wichtiger Impulsgeber
• sensibilisiert und motiviert Beteiligte
• Absicherung durch politische Beschlu¨sse
• Einbindung wichtig auf allen Steuerungs- und Handlungsebenen
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3.1 Verwaltungsorganisation zur Bearbeitung der Thematik
Politik und Verwaltung handeln in ihren jeweiligen Rollen und Funktionen. In Sta¨dten
der Studie des Deutschen Instituts fu¨r Urbanistik (Difu) erfolgt eine Unterstu¨tzung
der Verwaltung durch die Politik bei einer Konkretisierung der Ziele und Einfu¨hrung
entsprechender Handlungsansa¨tze durch U¨berzeugungsarbeit und einen engen Kontakt
zu politischen Gremien. Diese Ru¨ckendeckung der Politik wirkt sich positiv auf die
Platzierung der Thematik in der Kommune aus. Widerspru¨che entstehen aufgrund der
Langfristigkeit demografischer Entwicklungen und der meist kurzfristig denkenden Politik
aufgrund der befristeten Wahlperioden (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-
Gro¨mig und Reimann 2010, S. 55). Es hat sich als hilfreich herausgestellt, wenn die
Politik informell die formale Rolle des Projektauftraggebers u¨bernimmt. Bei Schwierig-
keiten wie Zielkonflikten oder Spannungen kann die Politik einschreiten. Als negativ
ko¨nnte sich jedoch die kurzfristige und sta¨ndig vera¨ndernde Zielformulierung der Politik
niederschlagen. Eine Kontinuita¨t ist folglich gefa¨hrdet (Hagen 2009, S. 232-233).
Der Einfluss des Bu¨rgermeister ha¨ngt nicht nur von seiner Funktion im Rahmen der
Kommunalverfassung ab, sondern auch von vielen nichtinstitutionellen Ressourcen. Eine
ma¨ßige Machtposition im institutionellen Bereich bedeutet nicht, dass der Einfluss des
Bu¨rgermeisters gering ausfa¨llt. Ihren Machtbereich erreichen sie mit Hilfe der Formierung
und Erhaltung von Koalitionen durch Einflussnahme auf wichtige Akteure, die zum
Themenkomplex der nichtinstitutionellen Ressource geza¨hlt werden (Gissendanner 2002,
S. 92). Der Fraktionsvorsitzende stellt laut WEHLING die ma¨chtigste Person dar. Um so
sta¨rker die Partei vertreten ist (absolute Mehrheit), desto wichtiger ist der Vorsitzende.
Bei dieser Person ist der Mittelpunkt des Geschehens (Wehling 2010b, S. 354, 358).
3.1.3 Besonderheiten bei der Bearbeitung des demografischen Wandels
Die Besonderheiten bei der Bearbeitung des demografischen Wandels sind Herausfor-
derungen und Handlungsansa¨tze in den Bereichen Prozess und Zusta¨ndigkeiten, Perso-
nenabha¨ngigkeit und Ressortdenken. Diese drei Faktoren beeinflussen eine erfolgreiche
Anpassung an den demografischen Wandel und werden deshalb explizit herausgestellt.
Prozess und Zusta¨ndigkeiten
Der demografische Wandel ist ein Querschnittthema und sollte deshalb in Sta¨dten dezener-
natsu¨bergreifend bearbeitet werden. Aufgrund dessen ist es unerla¨sslich,
”
eine klare Auf-
gabenteilung und Kompetenzverteilung festzulegen sowie demografiebezogene Steuerungs-
und Koordinationsaktivita¨ten zentral zu verankern“ (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska,
Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 5, 10-11, 55, 67-68, 70, 83). Steuerungsprozesse
und -zyklen sind abha¨ngig von Strukturen, Verantwortlichkeiten und einer Abstimmung
zwischen den verschiedenen Beteiligten. Die Bearbeitung des demografischen Wandels in
einer Einheit fu¨hrt bereits zu einer zentralen Abwicklung. Es wird empfohlen, sowohl eine
Steuerungsgruppe wie auch eine koordinierende Person zu benennen, die den Steuerungs-
prozess u¨bernimmt. Die Einzelperson sollte bereits Querschnittsaufgaben inne haben und
u¨ber entsprechende fachu¨bergreifende Kompetenzen verfu¨gen (Fro¨lich v. Bodelschwingh,
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Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 70). In der Studie des Difus wird der
Referent als
”
Ku¨mmerer“ bezeichnet, der einerseits die Bearbeitung nach innen koordi-
niert und steuert, Abstimmungen mit der Verwaltungsspitze und Politik vornimmt und
schließlich die Ergebnisse nach außen und innen kommuniziert. Die Kompetenzen sind
organisatorischer und methodischer Art, jedoch sollte die Person eine starke Motivation
und Interesse an der Umsetzung haben und fachliche Kenntnisse aufweisen (Fro¨lich v.
Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 71). Eine Entlastung
stellen Mitarbeiter des Verwaltungsressorts dar, die die verantwortliche Person bei Einzel-
projekten operativ unterstu¨tzen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 70-71).
”
Demografieorientierte Planungsprozesse beziehen - im Idealfall - die verantwortlichen
und thematisch befassten Akteure ein, stellen Zusammenha¨nge zwischen den einzelnen
Themen her und stimmen die einzelnen Fachplanungsverfahren ressortu¨bergreifend konti-
nuierlich aufeinander ab.“ Hierfu¨r ist eine gute Organisation und Steuerung in Form von
permanenten Informationen, Kommunikations-, Moderations- und Fu¨hrungsleistungen
notwendig. Es existieren idealtypische Modelle fu¨r diesen Steuerungskreislauf (DST und
KGSt) (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 68).
Die Prozesssteuerung zur Zielerreichung wird in manchen Sta¨dten durch eine Ar-
beitsgruppe u¨bernommen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und
Reimann 2010, S. 56). Diese ist einem Dezernat zugeordnet. In anderen Sta¨dten werden
jedoch auch Stabsstellen eingerichtet, die der Stadtspitze angeho¨ren (Fro¨lich v. Bodel-
schwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 11). Die Arbeitsgruppen sind
weitgehend langfristig angelegt, jedoch ist die Intensita¨t der Zusammenarbeit abha¨ngig
von der Aktualita¨t des Themas, den bevorstehenden Aufgaben und den relevanten Maß-
nahmen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 71).
Kooperationen mit externen Akteuren sind unumga¨nglich, da die Anforderungen des
demografischen Wandels nicht allein von Kommunen gestemmt werden ko¨nnen (Fro¨lich
v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 72). Einbezo-
gen werden sollten externe Organisationen und Einrichtungen (z.B. Vereine, Verba¨nde,
Wohnungsunternehmen und Forschungseinrichtungen), der Wirtschaftssektor und die
Bevo¨lkerung. Dies ha¨ngt insbesondere auch mit der Finanzierung von Maßnahmen zu-
sammen (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010,
S. 11, 56, 73, 74, 84). Die Einbindung der
”
richtigen“ Akteure ist essentiell (Fro¨lich v.
Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 73).
Ressortdenken
Hindernis einer querschnittorientierten Bearbeitung stellt das Ressortdenken der einzelnen
Verwaltungseinheiten dar. Dieses Denken kann entweder durch neue Organisationsstruktu-
ren oder auch durch die bestehenden Strukturen u¨berwunden werden. Als Voraussetzung
wird gesehen, dass die Strukturen langfristig ausgerichtet werden, da die Thematik des de-
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mografischen Wandels einen Prozess auf la¨ngere Zeit bedeutet (Fro¨lich v. Bodelschwingh,
Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 5, 55, 67). Die Ressortorientierung
erfordert
”
eine fachbereichs- und a¨mteru¨bergreifende Abstimmung und die Unterstu¨tzung
des Themas durch die politische Spitze (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-
Gro¨mig und Reimann 2010, S. 5).
Personenabha¨ngigkeit
Die Kooperation und Koordination der Mitglieder mit individuellen Ansichten stellt eine
Herausforderung in Organisationen dar. Die Interessens- und Motivlagen sowie Eingren-
zungen aufgrund ihrer Interessenverfolgung erfordern Diskussionen (Allmendinger und
Hinz 2002, S. 13-14). Die Prozesse vom Aufbau bis zur Verstetigung einer Kooperation
nehmen deshalb Zeit und Kompetenzen in Anspruch (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska,
Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 74). Anreize fu¨r den Aufbau von Kooperationen
und angepasste Formen der Zusammenarbeit sind erforderlich. Kooperationen zeichnen
sich durch gegenseitige Anerkennung und Aufmerksamkeit aus (Fro¨lich v. Bodelschwingh,
Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 73, 83-84). Die sozialen Faktoren wie
Psychologie, Biologie, Emotion und Machtdenken sind in Unternehmensorganisationen
nicht zu vernachla¨ssigen. Analytische Intelligenz einer Gescha¨ftsfu¨hrung tritt ha¨ufig
hinter der emotionalen Intelligenz zuru¨ck (J. Becker, Kugeler und Rosemann 2012, S. 8).
Eine funktionierende Kooperation erfordert
”
Vertrauen, Kommunikationsfa¨higkeit und
Kommunikationsbereitschaft, Transparenz, Freiwilligkeit, der Verzicht auf Alleinvertre-
tungsanspru¨che und das
”
kooperations-Klima“ . Die fachliche Kompetenz einerseits und
das perso¨nliche Engagement andererseits setzen Organisations- und Methodengeschick,
Motivation (z.B. perso¨nliche U¨berzeugung und Eigeninteresse) und Fachwissen voraus
(Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 73, 83).
3.2 Hilfsmittel zur Bearbeitung des demografischen Wandels
3.2.1 Prognosen und ihre Verla¨sslichkeit
Urspru¨nglich stammt der Begriff
”
Prognose“ von griechisch
”
prognosis“ ab. Dies bedeu-
tet Vorwissen oder die Voraus-Kenntnis. In der Praxis stellt es u.a. eine Entwicklung
dar,
”
die aus der Gegenwart in diese Zukunft weist“ (Fink und Siebe 2011, S. 265).
SCHOLLES bezeichnet Prognosen als
”
wissenschaftlich begru¨ndete, mo¨glichst rationale
Erwartung zuku¨nftiger Entwicklungen, Zusta¨nde oder des voraussichtlichen Verlaufs auf
der Basis ausdru¨cklicher Randbedingungen“ (Scholles 2008, S. 358). Die Rahmenbe-
dingungen (Annahmen) spielen eine wichtige Rolle bei Prognosen, da sie durch einen
Wenn-dann-Charakter gezeichnet sind. Prognosen ha¨ngen sehr stark von den Erwar-
tungen ab (Scholles 2008, S. 373). Die Qualita¨t ist nicht abha¨ngig von dem gewa¨hlten
Prognoseverfahren, sondern ausschließlich von den Eigenschaften der Annahmen. Im
Falle des demografischen Wandels wa¨ren dies Annahmen zur Geburten- und Sterberate
sowie der Ein- und Auswanderungen. Eine detaillierte Analyse der Vergangenheit kann
zu realistischen Annahmen fu¨hren (Birg 2009, S. 24). Prognosen ko¨nnen sowohl mit Hilfe
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quantitativer wie auch qualitativer Verfahren erstellt werden. Quantitative Verfahren
sind bspw. Zeitreihenprognosen oder die Analyse von Kurven, Zyklen und historischen
Analogien. Qualitative Verfahren beruhen auf subjektiven Einscha¨tzungen von Experten
(Fink und Siebe 2011, S. 267; Scholles 2008, S. 359). Zudem ko¨nnen explorative und
normative Prognosen unterschieden werden. Erstere beziehen sich auf unkontrollierbare
Ereignisse und Zweitere auf planbare Ereignisse (Scholles 2008, S. 359)
Prognosen sind unerla¨sslich, um in die Zukunft planen und gewissen Trends entgegen-
zuwirken oder sich anzupassen zu ko¨nnen. Sta¨dte wandeln sich kontinuierlich, weil sich
sta¨dtische Leitbilder aufgrund neuer Erkenntnisse oder Bedu¨rfnissen vera¨ndern (Mayer,
Schwehr und Bu¨rgin 2011, S. 32). Es gibt verschiedene Methoden, die oben schon ange-
fu¨hrt wurden, wie derartige Prognosen erstellt werden ko¨nnen.
”
Trotz immer ausgefeilterer Prognoseinstrumente kommt es meistens ganz anders, als
man in Unternehmen, Verwaltungen und Verba¨nden angenommen hatte. Die Tragik des
menschlichen Lebens, so der Philosoph Kierkegaard, scheint darin zu bestehen, dass wir
es nur ru¨ckwa¨rts verstehen, jedoch nur vorwa¨rts leben ko¨nnen. Vermutlich gilt dies auch
fu¨r Organisationen“ (Ku¨hl 2015, S. 50).
Auch MIC´IC´ weist auf die Unzuverla¨ssichkeit der vielen Grundmodelle der Zukunftspro-
gnosen hin. Es sind Hilfsmittel fu¨r eine wahrscheinlich eintretende Zukunft (Mic´ic´ 2011,
S. 39). SCHOLLES bezeichnet Prognosen als keine sachlich-neutralen Beschreibungen der
Zukunft, sondern als wertbehaftete Erwartungen, wie sich die Zukunft entwickeln ko¨nnte.
”
Prognosen ko¨nnen die Entscheidungsgrundlage verbessern, jedoch nicht die notwendigen
Entscheidungen pra¨judizieren oder gar ersetzen“ (Scholles 2008, S. 3573).
HEILEMANN sieht Prognosen fu¨r mehr als fu¨nf Jahren als unrealistisch an, selbst wenn
Extremereignisse außen vor bleiben. Gesellschaftliche und politische Einstellungen ko¨nnen
sich kurz-, mittel- und langfristig a¨ndern, so dass korrekte Scha¨tzungen, auch empirischer
Natur, unmo¨glich sind (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking 2003,
S. 22). Auch weiterhin werden unvorhersehbare Ereignisse die Annahmen modifizieren
(Bretz 2001, S. 915). Migrationen werden weiterhin ein schwer einzuscha¨tzendes Ereignis
bleiben (siehe Kapitel 2.2) (Ba¨hr 1992, S. 226; Ehmer 2013, S. 55; Heilemann, Loeffel-
holz, Hans Dietrich von und Sieveking 2003, S. 13 und 24). Die Schwankungsbreite der
Altersstruktur oder der Geburtenrate ist im Vergleich zu den Wanderungen geringer.
Wanderungen werden leichter von politischen Entscheidungen beeinflusst (Schmid 2006,
S. 33; Maretzke 2008, S. 8). Insbesondere Außenwanderungen ha¨ngen sehr stark von den
politisch gesetzten Rahmenbedingungen ab. Dies betrifft restriktive Zugangsregelungen
und uneingeschra¨nkte Bewegungsfreiheit von EU-Bu¨rgern (Maretzke 2008, S. 8). Die
natu¨rliche Bevo¨lkerungsentwicklung wirkt sich zeitverzo¨gert aus, wohingegen Wande-
rungen zu schnelleren Vera¨nderungen fu¨hren (Bundesministerium fu¨r Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung 2013, S. 14).
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Prognose und tatsa¨chliches Wanderungsverhalten im Rahmen der EU-Erweiterung
Nach der Erweiterung der EU in den Su¨den in den Jahren 1981 und 1986 (Griechenland,
Portugal und Spanien) wurde eine hohe Einwanderung in den a¨lteren Bereich von Europa
gescha¨tzt. Von Spanien und Portugal wurden 1,5-1,6 Millionen Menschen erwartet. Auf-
grund mangelnder Datengrundlagen bewahrheitete sich die Scha¨tzung nicht (Straubhaar
1984 in Dustmann 2003, S. 46). DUSTMANN weist darauf hin, dass jede Untersuchung,
egal welche Datengrundlagen verwendet wurde, mit Fehlern behaftet ist (Dustmann 2003,
S. 58). Vorhandene Daten sind unzureichend und das Wachstum einer Bevo¨lkerung wird
nicht konstant bleiben. Vera¨nderungen erfolgen nicht gesetzma¨ßig. Je nach Annahme
liegen unterschiedliche Prognoseergebnisse vor (Ba¨hr 1992, S. 221).
Auch fu¨r das Zuwanderungsverhalten aufgrund der EU Osterweiterung in 2004 und
2007 wurden vorher Prognosen erstellt. Unterschiedliche Annahmen (Wirtschafts- und Be-
scha¨ftigungsentwicklung), Hypothesen (Zuwanderungen) und verschiedene Zeithorizonte
fu¨hrten zu sehr divergierenden Ergebnissen der durchgefu¨hrten Prognosen. Deutschland
hatte nach diesen Prognosen ein Zuwanderungspotential von 23.000 bis 390.000 Menschen
(Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking 2003, S. 43). Im Vereinigten
Ko¨nigreich (UK) wurde eine viel geringere Anzahl an Zuwanderungen prognostiziert
als sich letztlich herausstellte (Galgo´czi, Leschke und Watt 2011, S. 19). Die Prognosen
beliefen sich auf ja¨hrlich 5.000-13.000 Menschen bis 2010. Tatsa¨chlich haben seit der
Erweiterung mehr als 700.000 Bewohner der EU-8 La¨nder (alle beigetretenen La¨nder
auA˜§er Zypern und Malta) eine Registrierung beantragt. Fu¨r die Scha¨tzung fehlten daher
ebenfalls gute Datengrundlagen, da keine Kenntnisse vorlagen, wieviele Menschen bisher
aus den Erweiterungsla¨ndern ins UK einwanderten. Es wurden deshalb Erhebungsdaten
verwendet. Es wurde angenommen, dass sich die Anzahl von Immigranten, die wieder in
ihr Heimatland zuru¨ckkehren, genauso verhalten wird wie in der Vergangenheit (Galgo´czi,
Leschke und Watt 2011, S. 18).
Abweichungen der Vorausberechnungen des Statistischen Bundesamtes
Das Statistische Bundesamt fu¨hrt seit 1951 Vorausberechnungen durch. In 2001 wurde
untersucht, inwieweit sich die Prognosen bewahrheitet haben (Bretz 2001, S. 906). Ein
Vergleich der bei den einzelnen Vorausberechnungen zu Tage getretenen Abweichungen
vom tatsa¨chlichen Verlauf macht deutlich, dass insbesondere abrupte A¨nderungen schwer
vorhersehbar sind. Besonders auffallend war dies bei dem Mitte der 1960er Jahre einset-
zenden drastischen und anhaltenden Geburtenru¨ckgang und den Zuwanderungsschu¨ben
in der Zeit der Anwerbung ausla¨ndischer Arbeitskra¨fte und nach dem Fall des Eiser-
nen Vorhangs. Das Annahmegeru¨st orientierte sich prima¨r an den jeweils zu Beginn
der Rechnung gegebenen Verha¨ltnissen und setzte ha¨ufig deren Konstanz voraus. Die
Fehleinscha¨tzungen haben sich jedoch teilweise kompensiert. Zudem wurde die Vera¨n-
derung der Bevo¨lkerungsstruktur gut abgebildet. Die Treffsicherheit verbesserte sich in
ju¨ngeren Jahren, weil Scha¨tzungen realistischer vorgenommen wurden (Bretz 2001, S. 914).
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Nicht zu vernachla¨ssigen ist jedoch, dass Deutschland aufgrund einer effektiven Steue-
rung einige Zuwanderungswellen aufgefangen und verkraftet hat.
”
In den Nachkriegsjahren
trug dazu auch eine explizite oder implizite Umsteuerung der Flu¨chtlings- und Vertrie-
benenstro¨me weg von den besonders betroffenen La¨ndern Bayern, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein bei“ (Heilemann, Loeffelholz, Hans Dietrich von und Sieveking 2003,
S. 24).
Prognosen in Sta¨dten
Die unterschiedlichen Entwicklungen in einer Großstadt und ihren einzelnen Quartieren
erfordern zum einen Prognosen der gesamten Stadt, jedoch auch von einzelnen Teilra¨u-
men einer Stadt (Bertelsmann Stiftung 2006, S. 11; Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska,
Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 5, 77). Die Abscha¨tzung von Herausforderungen
und zuku¨nftigen Entwicklungen erfordert außerdem belastbare und langfristige Prognosen.
Die Prognosen der einzelnen Sta¨dte unterscheiden sich bezu¨glich der Prognosezeitra¨ume
und der Detailtreue der Prognosedaten. Die Prognosezeitra¨ume liegen zwischen zehn bis
fu¨nfzehn Jahren und in Einzelfa¨llen zusa¨tzliche Langfristprognosen bis 2050. In allen
Sta¨dten werden kleinra¨umige Prognosen als erforderlich angesehen (Fro¨lich v. Bodel-
schwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 78).
Prognosen sind einerseits in gewissem Maße notwendig, um eine Grundlage fu¨r Hand-
lungsansa¨tze zu bieten. Andererseits ist die Eintrittswahrscheinlichkeit beschra¨nkt und
die Planungsmaßnahmen folglich von Unsicherheit gepra¨gt. Insbesondere in den letzten
Jahrzehnten wurde deutlich, dass Zu- und Abwanderungen einen großn Einfluss auf
die Bevo¨lkerungsentwicklung und folglich auch den demografischen Wandel ausu¨ben.
Wanderungen sind teilweise erheblichen Schwankungen ausgesetzt, da z.B. durch neue
gesetzliche Rahmenbedingungen hohe Zuwanderungsraten oder auch eine Stagnation
erfolgen ko¨nnen. Es ist deshalb nicht mo¨glich, Wanderungsbewegungen verla¨sslich zu
prognostizieren und so die Entwicklungsrichtung einer Stadt bezu¨glich des demografischen
Wandels vorauszusagen. Es stellt sich deshalb die Frage, ob Prognosen u¨berhaupt die
geeigneten Hilfsmittel in diesem Zusammenhang darstellen.
3.2.2 Demografiemonitoring
Die Entwicklung von passgenauen Konzepten setzt eine fundierte Analyse der Aus-
gangssituation der Stadt und eine Identifizierung der Schwierigkeiten und der daraus
entstehenden Handlungsfelder voraus (Bertelsmann Stiftung 2006, S. 11; Fro¨lich v. Bodel-
schwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 5, 77). Im 19. Jahrhundert
etablierten sich Sta¨dtestatistiken und Stadtbeobachtungen in Deutschland. Sie dienten
insbesondere politischem Handeln als Grundlage, so dass in den 1960er und 1970er
Jahren Analysen und Prognosen eine rege Anwendung fanden. Zu dieser Zeit basierte die
Entwicklungsplanung darauf, dass zuku¨nftige Ereignisse ermittelt wurden und so auch
feststanden (Adam und Othengrafen 2015, S. 6).
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Eine einheitliche Definition des Begriffs
”
Monitoring“ liegt nicht vor. Urspru¨nglich
la¨sst sich der englischsprachige Begriff einerseits aus dem Substantiv
”
Monitor“ , was
Abho¨rgera¨t, Kontrollgera¨t oder Kontrollbildschirm bedeutet und andererseits aus dem
Verb
”
to monitor“ , u¨bersetzt mit abho¨ren oder u¨berwachen, ableiten, bilden.
”
Monitoring“
ko¨nnte folglich als
”
U¨berwachung“ u¨bersetzt werden. In der Praxis erfolgt jedoch keine
einheitliche Verwendung von Monitoring, so dass Monitoringsysteme synonym mit den
Bezeichnungen
”
Monitoring, Erfolgskontrolle, Evaluation, Controlling, Berichtswesen
(Reporting) und Benchmarking“ verwendet wird. Dies liegt vermutlich an der engen
Verbindung der Begriffe, so dass eine Trennung schwierig ist (Behnisch und Wille 2014,
S. 344).
Die KGSt verwendet fu¨r Monitoring in Sta¨dten zur u¨berwachung des demografischen
Wandels und somit der Bevo¨lkerungsentwicklung und -struktur den Begriff
”
Demografie-
monitoring“ (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 3,11),
welches begriﬄich in dieser Arbeit auch Verwendung findet.
”
Demografiemonitoring
tra¨gt dazu bei, Probleme und Handlungsbedarfe rechtzeitig zu erkennen und funktioniert
insofern als Fru¨hwarnsystem“ (Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmana-
gement 2010, S. 3,7). Zudem sollte es mit Hilfe der Datenbeobachtung, -bereitstellung
und -bewertung Entscheidungsgrundlagen verbessern. So soll Transparenz u¨ber die in
einer Stadt aus demografischer Sicht verlaufenden Prozesse geschaffen werden (Kommu-
nale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 9). Die KGSt definiert
Demografiemonitoring als eine
• regelma¨ßige (in definierten Intervallen),
• mehrdimensionale (mehrere Bereiche umfassende)
Beobachtung der Auspra¨gungen einer begrenzten Anzahl von Indikatoren (Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 8).
Insbesondere Entwicklungen, wie z.B. der demografische Wandel, die sich kleinra¨umig,
also bspw. in einem Stadtquartier auswirken, bedu¨rfen der Anwendung von Monitoring-
systemen. Sie dienen der Beobachtung kleinra¨umiger Entwicklungen, so dass ortsbezogene
Bedu¨rfnisse aufgedeckt und mit Hilfe empirischer Grundlagen Maßnahmen erarbeitet
werden ko¨nnen (Pohlan und A. Kaiser 2015, S. 9; Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Ver-
waltungsmanagement 2010, S. 3; Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 85). Ein Monitoring, das speziell auf demografische Entwicklungen
ausgerichtet ist, wird nicht in allen Sta¨dten verfolgt. Sta¨dte weisen die Aufgabe der Beob-
achtung verschiedenen Stellen zu, die sich mit der Thematik des demografischen Wandels
bescha¨ftigen (Deutscher Sta¨dtetag 2006, S. 11). Dazu za¨hlen bspw. Stadtplanungs- oder
Statistikstellen. Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Auspra¨gungen der Entwicklungen in
Sta¨dten und Quartieren sind individuelle Handlungsansa¨tze von Bedeutung. Instrumente
des Monitoring sind folglich ebenfalls an die o¨rtlichen Bedu¨rfnisse anzupassen (Behnisch
und Wille 2014, S. 343; Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement
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2010, S. 3).
Sta¨dte verwenden folglich auch unterschiedliche Monitoringmo¨glichkeiten, um Vera¨nde-
rungen in der Bevo¨lkerung wahrzunehmen. Dazu werden unterschiedliche Darstellungs-
formen (z.B. Wohnungsmarktbeobachtungen, Demografieberichte bzw. Demografieatlas)
gewa¨hlt oder die Sta¨dte bieten interaktive Darstellungen (z.B. Instant-Atlas), um die
Bevo¨lkerungszahlen transparent zu pra¨sentieren. Ha¨ufig besteht ein Demografiemoni-
toring aus mehreren Elementen, beispielsweise aus einem Demografiebericht und einer
interaktiven Anwendung im Internet. Im Ruhrgebiet haben die Dienststellen von Statistik
und Stadtforschung von zwo¨lf Sta¨dten das Gemeinschaftsprojekt
”
Demografiemonitor“
erarbeitet, um eine Datengrundlage zur Beobachtung des demografischen Wandels zu
schaffen und regionale Entwicklungen zu erkennen sowie zu vergleichen (Arbeitsgemein-
schaft der kommunalen Statistikstellen der Metropole Ruhr 2015). Dazu wurde eine
gemeinsame Vero¨ffentlichungsreihe zum Demografiemonitoring erstellt, in der Indikatoren
mit Texten, Grafiken und Tabellen pra¨sentiert werden. Zusa¨tzlich ko¨nnen Daten und
Kennzahlen zur Bevo¨lkerungsentwicklung in einem Demografieatlas als interaktives Infor-
mationsinstrument dargestellt werden.
In manchen Sta¨dten sind differenzierte Statistiken zum Status-quo und der bisherigen
Entwicklungen der Bevo¨lkerung vorhanden. Sie differenzieren zwischen gesamtsta¨dtischer
und Stadtteilebene (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann
2010, S. 78). Bevo¨lkerungs- und Altersgruppen sollten differenziert betrachtet werden
(Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 85). Fu¨r die
Auswertung kleinra¨umiger Entwicklung sollten nicht-aggregierte Daten bezogen werden,
da so verschiedene Mo¨glichkeiten der Auswertung fu¨r z.B. Quartiere zur Verfu¨gung stehen.
Hierfu¨r ko¨nnten bspw. Einwohnerdaten aus dem amtlichen Melderegister dienen (Kom-
munale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 12). Die statistischen
Daten ko¨nnen nicht unmittelbar Handlungsbedarfe liefern, sondern diese sind politisch zu
bewerten und darauf basierend weitergehend zu analysieren, um dann Aktionen hervorzu-
rufen (Pohlan und A. Kaiser 2015, S. 13). Angemessene Indikatoren, die vergleichbar und
aussagekra¨ftig sind, sollen verla¨ssliche, valide und objektive Ergebnisse liefern (Pohlan
und A. Kaiser 2015, S. 11). Die KGSt hat ein begrenztes Indikatorenset entwickelt,
dass Transparenz fu¨r Politik, Verwaltung und O¨ffentlichkeit liefern soll (Kommunale
Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 7). Sta¨dte ko¨nnten folglich
das Indikatorenset nutzen und sich daran orientieren. Die Indikatoren richten sich nach
den vier Komponenten des demografischen Wandels (siehe Kapitel 2.1). Indikatoren
sind deshalb bspw. die allgemeine Fruchtbarkeitskennziffer, Quotienten wie Alter und
Jugend, Wanderungssalden und Anteile alleinerziehender Haushalte oder Alleinlebender
(Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 19). Folgende
Schritte wurden von der KGSt als wesentlich fu¨r eine erfolgreiche Umsetzung identifiziert
(Kommunale Gemeinschaftsstelle fu¨r Verwaltungsmanagement 2010, S. 3):
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• Kla¨rung der Zielsetzung fu¨r die Einfu¨hrung eines Demografiemonitoring
• Konsensfindung u¨ber die im Demografiemonitoring zu verwendenden Indikatoren
• Festlegung einer Datenbasis
• Datenerhebung und -auswertung
• Festlegung der fu¨r die Datenerhebung und -auswertung zusta¨ndigen Stellen
Zusa¨tzlich hat der Verband Deutscher Sta¨dtestatistiker (VDSt) einen Indikatorenkatalog
zum demografischen Wandel erstellt. Dieser stellt eine Orientierung fu¨r die Aufbereitung
und Analyse vergleichbarer Daten zur Bevo¨lkerungsstruktur und -entwicklung zur Verfu¨-
gung (Verband Deutscher Sta¨dtestatistiker 2011, S. 3).
Ein Monitoring gesellschaftlicher Problemstellungen braucht fu¨r eine erho¨hte Aussage-
fa¨higkeit nicht nur quantitative, sondern auch erga¨nzende qualitative Daten (Behnisch
und Wille 2014, S. 356). Neben den Mo¨glichkeiten der Datenverarbeitung, die durch
statistisch belegbare Indikatoren ein objektiv messbares Bild der Stadt ermo¨glichen, ko¨n-
nen qualitative Ansa¨tze die Zahlen erga¨nzen (z.B. Befragungen oder Stadtbegehungen)
(Adam und Othengrafen 2015, S. 6).
Viele Sta¨dte nutzen Monitoring, jedoch wird der Aufwand als hoch eingescha¨tzt und der
Umgang als schwierig gesehen (Behnisch und Wille 2014, S. 349). Das Instrument bedarf
deshalb noch einer Weiterentwicklung (Behnisch und Wille 2014, S. 353). Die erarbeiteten
Ziele der Handlungskonzepte und deren Wirksamkeit sollten mit Hilfe einer Evaluation
regelma¨ßig einer U¨berpru¨fung unterzogen werden. So kann eine A¨nderung, Erga¨nzung
oder eine erneute Priorisierung erfolgen. In Sta¨dten ist die Thematik der Evaluierung
ebenfalls verbesserungswu¨rdig (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 5, 77, 80).
3.2.3 Handlungskonzepte
Die Anzahl der Kommunen, die sich mit den Folgen des demografischen Wandels aus-
einandersetzen, ist ansteigend. Die Ansa¨tze der Bearbeitung sind jedoch aufgrund der
Dringlichkeit und der Bereitschaft der Politik in den einzelnen Kommunen differierend
(Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 10). Zudem
sind keine pauschalen Handlungskonzepte sinnvoll, sondern diese sind an die jeweilige
demografische Entwicklung anzupassen (Meier 2005, S. 7).
Als erster Schritt zur Erstellung von letztlich kleinteiligen Maßnahmen ist eine um-
fassende Datenanalyse der Bevo¨lkerungs- und Arbeitsmarktsituation sowie -entwicklung
entscheidend, die an die beteiligten Akteure kommuniziert wird. Nur so ko¨nnen die Folgen
fu¨r eine Stadt herausgearbeitet werden. Bestehende Konzepte und Leitbilder sollten in
die Zielsetzung integriert werden. Es ist zudem wichtig, dass die Ziele realistisch und klar
bezeichnet werden. Konkrete Maßnahmen und Handlungsansa¨tze ko¨nnen in dieser Phase
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bereits eingebracht werden. Der Grad der Zielerreichung sollte im Prozessverlauf konti-
nuierlich kontrolliert werden. Dies bezieht auch Vera¨nderungen der Handlungsansa¨tze
mit ein, wenn die Zielerreichung obsolet geworden ist (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Fran-
ciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 81). Die in manchen Sta¨dten dynamisch
verlaufende Entwicklung des demografischen Wandels erfordert eine Aktualisierung der
Handlungskonzepte. Insbesondere schrumpfende Sta¨dte sind gefragt, Perspektiven der
unterschiedlichen Entwicklungsrichtungen der Quartiere zu entwickeln. Selbst bisher nicht
stark betroffene Kommunen sollten ihre Handlungskonzepte fortschreiben (Go¨ddecke-
Stellmann o.D., S. 15)
In Großsta¨dten sind eine Vielzahl an kommunalen Handlungsfeldern aufgrund des demo-
grafischen Wandels tangiert. Die Erstellung integrierter und ressortu¨bergreifender Hand-
lungsstrategien mit einer Beteiligung der einzelnen Dezernate und auch externer Akteure
sind gerade in Großsta¨dten unerla¨sslich (Bertelsmann Stiftung 2006, S. 29). Die Diversita¨t
insbesondere von Großsta¨dten la¨sst keine Aufstellung genereller Handlungsempfehlungen
zu. Die lokalen Ausgangsbedingungen, Entwicklungsperspektiven, Handlungsressourcen
und Gestaltungsspielra¨ume sind nicht vergleichbar. Voraussetzung fu¨r die Erstellung von
Maßnahmen ist die Beru¨cksichtigung des Einzelfalls, der Rahmenbedingungen und der
Potentiale einer jeden Stadt. Priorita¨ten und konkrete Handlungskonzepte ko¨nnen erst
so entstehen (Bertelsmann Stiftung 2006, S. 25-26). FRO¨LICH V. BODELSCHWINGH
identifiziert folgende zentrale Elemente eines Gesamtkonzeptes (Fro¨lich v. Bodelschwingh,
Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 82):
• Status-quo der Bevo¨lkerung
• Prognosen
• Zielvorstellungen (u.a. fu¨r die Bevo¨lkerungsentwicklung)
• Priorisierte Handlungsfelder
• Benennung von konkreten Maßnahmen
• Benennung der beteiligten Akteure inklusive Verantwortlichkeiten
• Angestrebter Zeithorizont
• Finanzielle Ansa¨tze
Ein Großteil der Sta¨dte erstellten langfristige und strategische geleitete Konzepte der
Stadtentwicklungsplanung, anstatt kurzfristige ad-hoc Lo¨sungen.
”
Immer mehr Sta¨dte
[...] entwickeln umfassende gesamtsta¨dtische Konzepte zum demografischen Wandel, die
sektoralen Grenzen zwar nicht u¨berwinden, jedoch versuchen, die einzelnen Fachpolitiken
zusammenzubinden, um Synergien zu ermo¨glichen (Ressourcenschonung) und unkoordi-
niertes Handeln zu vermeiden“ (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig
und Reimann 2010, S. 56). Kommunen ziehen hierbei zur Erarbeitung von Zielen be-
stehende Konzepte heran (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und
Reimann 2010, S. 56).
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3.3 Zusammenfassung der Konflikte bei der Anpassung an den
demografischen Wandel
Der bisherige Umgang mit dem demografischen Wandel zeigt auf, dass die Thematik
individuelle Lo¨sungen fu¨r jede Kommune erfordert und Kommunen deshalb auch unter-
schiedliche Herangehensweisen entwickelt haben. Der demografische Wandel bildet sich
aufgrund der verschiedenen Rahmenbedingungen einer jeden Stadt und der mo¨glichen
Komponentenauspra¨gung nicht einheitlich heraus. Eine Vereinheitlichung der organi-
satorischen Strukturen aufgrund der kommunalen Selbstverwaltung, der Prozesse und
der Handlungsempfehlungen ist nicht zielfu¨hrend und sinnvoll. Um so wichtiger ist die
Formulierung realita¨tsnaher und klarer Ziele, die im Bereich des demografischen Wandels
erreicht werden sollen. Insbesondere in Großsta¨dten sind aufgrund der Komplexita¨t der
Strukturen und des Verwaltungsaufbaus integrierte und ressortu¨bergreifende Handlungs-
strategien empfehlenswert. Diese sind im Rahmen eines flexiblen Prozesses, angepasst an
die jeweiligen Rahmenbedingungen in einer Stadt, zu erarbeiten.
Allgemein basieren sta¨dtische Verwaltungen auf dem weberianischen Bu¨rokratiemodell.
Eine Weiterentwicklung aufgrund von Verwaltungsreformen ging von statten, jedoch
konnte nicht jede negative Eigenschaft des Bu¨rokratiemodells vermieden werden. Dies
spiegelt sich u.a. in der Einlinienorganisation des Verwaltungsaufbaus und dem noch
in abgeschwa¨chter Form vorherrschenden Ressortdenken der einzelnen Stellen wider.
Dies gilt es einerseits zu beru¨cksichtigen und andererseits Lo¨sungen hinsichtlich einer
Verbesserung der Verwaltungsstruktur aufzuzeigen.
Das Neue und Kommunale Steuerungsmodell erfuhr keine vollsta¨ndige Umsetzung, so
dass hier auch u.a. noch Ma¨ngel in der Organisation, zwischen der Zusammenarbeit
von Politik und Verwaltung, sowie bei dem Verha¨ltnis von Verwaltung und Bu¨rgern
festgestellt werden ko¨nnen (siehe Kapitel 3.1.1). Problematisch ist das langfristig zu
behandelnde Thema des demografischen Wandels und so auch der langfristigen Denkweise
der Verwaltung. Die Politik denkt aufgrund der Wahlperioden eher kurzfristig, so dass
sich kurzfristige und sta¨ndig a¨ndernde Zielformulierungen der Politik ergeben ko¨nnen. Der
Politik fehlt zudem eine richtige Einscha¨tzung und das Versta¨ndnis der Entwicklungen
des demografischen Wandels. Informationen werden unzureichend weitergegeben, so dass
eine gewisse Konkurrenz zwischen Politik und Verwaltung entsteht. Eine Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung und Politik, sowie eine Ru¨ckendeckung der Politik ist jedoch wichtig,
um gemeinsam umsetzungsfa¨hige Handlungsempfehlungen aufzustellen. Der Einfluss
des Bu¨rgermeisters als Verwaltungschef und Politikvertreter und seine Einflussnahme
auf relevante Akteure ist zu beachten. Ein gegenseitiges Versta¨ndnis der Politik und
Verwaltung ist notwendig, um auf ein gemeinsames Ziel hinzuarbeiten. Verwaltung und
Politik sind voneinander abha¨ngig, so dass eine effiziente Zusammenarbeit zu ermo¨glichen
ist.
Externe Akteure sind bswp. aufgrund von Finanzierungsmo¨glichkeiten einzubeziehen. Bei
Mehrheitsparteien ist der Stellenwert des Fraktionsvorsitzenden nicht zu unterscha¨tzen
(siehe Kapitel 3.1.2). Die Politik kann informell als Projektauftraggeber z.B. fu¨r die
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Handlungskonzepte fungieren. Die Bearbeitung des Konzepts kann durch eine Steue-
rungsgruppe mit der Ernennung eines Ku¨mmerers erfolgen, so dass eine Aufgaben- und
Kompetenzverteilung erfolgt. Eine detaillierte Betrachtung der zu beteiligenden Akteure
ist unumga¨nglich, um alle wichtigen Aspekte einbeziehen zu ko¨nnen und ein effizientes
Team zusammenzustellen. Es bestehen auch bereits Modelle fu¨r Steuerungskreisla¨ufe,
die es zu etablieren oder auch fu¨r den Zweck zur Anpassung an den demografischen
Wandel weiterzuentwickeln gilt. Die schwierige Etablierung neuer Modelle in sta¨dtischen
Verwaltung erfordert eine sanfte Herangehensweise in kleinen Schritten.
Die Perso¨nlichkeit beteiligter Personen (z.B. Bu¨rgermeister, Ku¨mmerer, weitere Mitar-
beiter der Verwaltung) fu¨hrt zum Erfolg oder auch Misserfolg bei der Bearbeitung der
Thematik. Die notwendige Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung und der Politik er-
fordert kooperatives Verhalten. Eine gegenseitige Anerkennung und Aufmerksamkeit sind
unumga¨nglich. Dem Ku¨mmerer wird sowohl fachliches wie auch perso¨nliches Engagement
abverlangt, um erfolgversprechende Prozesse gestalten zu ko¨nnen (siehe Kapitel 3.1.3).
Im Prozess spielt die Perso¨nlichkeit und Interaktion der Akteure eine wichtige Rolle, die
als Rahmenbedingung zu verstehen ist und nur bedingt vera¨ndert werden kann, da kein
Austausch von Mitarbeitern erfolgen kann.
Als Erga¨nzung zu den oben genannten organisatorischen und zwischenmenschlichen
Faktoren za¨hlen Hilfsmittel, die zur Erstellung von Handlungsempfehlungen fu¨hren.
Zuna¨chst mu¨ssen die Rahmenbedingungen, also die Auspra¨gung und Entwicklung des de-
mografischen Wandels in einer Stadt, bekannt sein. Insbesondere der Blick in die Zukunft
fu¨hrt momentan noch zu Schwierigkeiten, da Sta¨dte mit Prognosen arbeiten. Prognosen
ko¨nnen sich jedoch als unzuverla¨ssig herausstellen, so dass Entwicklungen teilweise anders
auftreten als prognostiziert. Zudem lassen sich Wanderungsbewegungen nur begrenzt
voraussehen. Zudem ko¨nnen sich Prognosen mit mehr als fu¨nf Jahren Zeithorizont als
unrealistisch erweisen. Prognosen sind deshalb nur als Hilfsmittel anzusehen und nicht
als fester Baustein auf dem alle weiteren Arbeiten aufbauen. Eine andere Mo¨glichkeit
der zuku¨nftigen Entwicklungsrichtung einer Stadt ist erforderlich, da ohne Blick in die
Zukunft keine Zielformulierungen stattfinden ko¨nnen.
Die Kontrolle der Entwicklungen erfolgt durch ein Monitoring, welches Kommunen
insbesondere fu¨r kleinra¨umige Entwicklungen anwenden. Die zu anfangs erwa¨hnte In-
dividualita¨t der Sta¨dte spiegelt sich auch bei den Instrumenten des Monitorings wider.
Die Bedu¨rfnisse einer jeden Stadt sind zu beru¨cksichtigen und das Monitoring darauf
anzupassen. Die KGSt entwickelte ein Indikatorenset, welches Sta¨dte anwenden ko¨nnen.
Eine Evaluierung der Ziele und deren Wirksamkeit ist bisher noch verbesserungswu¨rdig.
Der Prozess des Monitorings bis hin zur Erstellung des Handlungskonzeptes ist als offener
Prozess zu verstehen. Die Zielfindung, die Planformulierung und die Umsetzung erfordern
eine parallele Bearbeitung mit allen relevanten Akteuren in enger Zusammenarbeit (siehe
Kapitel 3.2).
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Die Anpassung an den demografischen Wandel findet auf verschiedenen Planungsebenen
statt, wie z.B. auf europa¨ischer, regionaler oder kommunaler Ebene. Auf kommunaler
Ebene kann eine Unterscheidung la¨ndlicher und sta¨dtischer Regionen erfolgen. Diese
Arbeit konzentriert sich auf die sta¨dtische Ebene und begrenzt sich zudem auf Sta¨dte ab
50.000 Einwohner (ab gro¨ßere Mittelsta¨dte). Die Rahmenbedingungen (z.B. Trends) und
Voraussetzungen (Verwaltungsorganisation und -umfang, Finanzen und Stadtgesellschaft)
differieren in la¨ndlichen und sta¨dtischen Kommunen. Ein Lo¨sungsansatz, der alle Ge-
meindegro¨ßen involviert, ist deshalb aufgrund der Unterschiedlichkeit nicht zielfu¨hrend.
Die Arbeit konzentriert sich aufgrund dessen auf gro¨ßere Sta¨dte.
Sta¨dte erarbeiten Konzepte und realisieren Maßnahmen, um sich an den demografischen
Wandel anzupassen (Christ und Linke 2014, S. 1). Das Vorgehen und der Umgang in den
einzelnen sta¨dtischen Verwaltungen ist u.a. aufgrund unterschiedlicher Strukturen, der
Personalanzahl und der Problemstellungen einzelfallbezogen.
”
Mehr denn je ha¨ngt es von
den Engagierten in den Gemeinden ab, ob bestimmte Regionen eine Zukunft haben oder
nicht.“ (Klingholz 2012, S. 1). Es gilt, einen aktuellen Stand der Herangehensweise zur
Anpassung an den demografischen Wandel und letztlich die zu verzeichnenden Erfolge zu
erschließen (Christ und Linke 2014, S. 1).
4.1 Die Vorgehensweise der empirischen Erhebung
In einem ersten Schritt wurde eine Bestandsaufnahme des Umgangs mit dem demografi-
schen Wandel in gro¨ßeren Sta¨dten in Deutschland mittels einer schriftlichen Befragung
vorgenommen. Ein vertiefter Kenntnisstand bezu¨glich der differierenden Situation und
des Vorgehens hinsichtlich des demografischen Wandels und letztlich der Erstellung von
Handlungskonzepten als Endprodukt auf sta¨dtischer Ebene ließ sich in einem zweiten
Schritt mit Hilfe von leitfadengestu¨tzten Experteninterviews eruieren. Die Konzentration
auf die Erstellung von Handlungskonzepten soll Ru¨ckschlu¨sse geben, wie Sta¨dte hierbei
organisatorisch vorgehen.
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4.1.1 Schriftliche Befragung
Wahl der Methode
Die standardisierte Befragung ließ eine Datenerhebung des Umgangs mit dem demografi-
schen Wandel zu. Eine Unterscheidung wird hinsichtlich einer schriftlichen, mu¨ndlichen
und Internet-Befragung vorgenommen. Eine E-Mail Befragung, wie hier vorgenommen,
kann einer Internet-Befragung oder schriftlichen Befragung zugeordnet werden (Albers
u. a. 2009, S. 51). Da die Sta¨dte den Fragebogen teilweise handschriftlich ausfu¨llten,
erfolgt die Einstufung in diesem Fall jedoch in eine schriftliche Befragung. Fragebo¨gen
sind allgemein gekennzeichnet durch (Albers u. a. 2009, S. 51):
• eine festgelegte Anzahl an Fragen
• die Frageformulierung und
• die Anordnung der Fragen
Jede Stadt erhielt die gleichen eindeutigen Fragen, so dass Unterschiede und Gemein-
samkeiten in den Sta¨dten ausgewertet werden konnten.
Zielgruppe
Nach EISENHARDT ist fu¨r vergleichende Fallstudien eine Anzahl von vier bis zehn Fa¨llen
angebracht. Eine gro¨ßere Anzahl fu¨hrt zu einer erho¨hten Komplexita¨t bei der Auswertung
(Eisenhardt 1989, S. 545). Aufgrund der hohen Unterschiedlichkeit in den Sta¨dten wird
eine Anzahl von maximal zehn Fallstudien als ausreichend bewertet. Eine ho¨here Anzahl
an Fallstudien wu¨rde aufgrund der Individualita¨t der Sta¨dte keine weitreichenderen
Erkenntnisse hervorbringen. Es gilt, eine gewisse Tendenz oder auch differierende Aussagen
der Fragestellungen festzustellen.
Aufbau des Fragebogens
Aufbauend auf der Befragung des Deutschen Sta¨dtetages von 2006 (Mahnkopf 2006)
erfolgte eine erneute Befragung, um einen aktuellen Stand fu¨r 2013 zu erhalten (siehe
Anhang I). Es wurde nur auf Frage 1 des damaligen Fragebogens zuru¨ckgegriffen, da fu¨r
die Bestandsaufnahme und Zielsetzung dieser Arbeit die weiteren Fragen als irrelevant
eingestuft wurden. Sie gingen vertieft auf die Bereiche ein, mit denen sich die Sta¨dte
befassen. In dieser Arbeit ist jedoch nur von Interesse, fu¨r welche Bereiche Konzepte
aufgestellt wurden. Der Fragebogen wurde daher um passende Fragestellungen erga¨nzt
und gliedert sich in drei Bereiche (siehe Tabelle 4.1).
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Tabelle 4.1: Aufbau des Fragebogens
Bereich Beschreibung Fragenzuordnung
Einfu¨hrung Einordnung der Stadt Fragen 1-8
Hauptteil Konzeptbezogene Fragestellungen, Maßnahmen
und Monitoring
Fragen 9-23
Abschluss Ausblick Frage 24
Die Einfu¨hrung dient zur Erfassung von Daten, um ggf. Ru¨ckschlu¨sse auf die Lage im
Bundesgebiet und die Einwohnerzahl ziehen zu ko¨nnen. Im Folgenden werden Fragen zur
Bevo¨lkerungsentwicklung und der verwendeten Prognosen gestellt, um die demografische
Situation der jeweiligen Stadt (wachsend, stagnierend oder schrumpfend) zu erfahren
und eine Einordnung treffen zu ko¨nnen. Der Einfu¨hrungsteil beinhaltet ebenfalls Frage-
stellungen, die aufzeigen wie die Stadt die Einleitung von Handlungskonzepten initiiert.
Die Mo¨glichkeiten, die Entwicklung bezu¨glich des demografischen Wandels
”
in die Hand “
zu nehmen, ko¨nnen sehr vielfa¨ltig sein. Aufgrund dessen besteht das Interesse darin, die
einzelnen Methoden der Sta¨dte zu erheben.
Der Hauptteil behandelt inhaltlich die Abfrage, inwiefern und in welchen Bereichen
bereits Handlungskonzepte zur Anpassung an den demografischen Wandel vorliegen. Es
wird kein Augenmerk darauf gelegt, ob es sich hierbei um ein oder mehrere fachgebietsspe-
zifische Konzepte oder ein Gesamtkonzept handelt, weil zuna¨chst eine grobe Richtung in
Erfahrung gebracht werden soll. Weitere Fragen behandeln den Aufwand zur Erstellung
des Konzeptes und eruieren die Beteiligung Dritter, insbesondere der Bevo¨lkerung. Zudem
wird erfragt, ob sich aus dem Handlungskonzept Maßnahmen ableiten lassen und ein
Monitoring entwickelt werden kann.
Unter dem letzten Punkt des Hauptteils wird nach einer geplanten Entwicklung weiterer
Konzepte gefragt. So kann eruiert werden, ob eine Stadt in Bezug auf den demografischen
Wandel eine große Vera¨nderung erwartet und ob eine Priorisierung auf einen bestimmten
Themenbereich vorliegt.
Abschließend ko¨nnen weitere Anmerkungen in einer offenen Frage formuliert wer-
den. Hier ko¨nnen weitere Problematiken, die im Fragebogen nicht abgefragt wurden,
oder Erga¨nzungen ausgefu¨hrt werden und neue Erkenntnisse fu¨r die Fragestellung der
vorliegenden Arbeit bringen.
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4.1.2 Experteninterviews durch telefonische Befragung
Wahl der Methode
Die Wahl einer telefonischen Befragung liegt darin begru¨ndet, in einem 20 minu¨tigen
Gespra¨ch vertiefende Erkenntnisse und interne Informationen zu gewinnen, die durch
eine standardisierte Befragung nicht erfasst werden ko¨nnen. Die Ergebnisse der Inter-
views geben Ru¨ckschlu¨sse auf die von den Mitarbeitern oder auch der Stadt gesetzten
Schwerpunkte bezu¨glich der einzelnen Fragestellungen. Problematiken in den Sta¨dten
werden deutlich und ko¨nnen in die Analyse mit einfließen.
Telefonische Umfragen bergen Vor- und Nachteile zur Erreichung der Zielsetzung (Mar-
tens und Ritter 2008, S. 13, 16; F. Becker 2017; Gla¨ser und Laudel 2010, S. 153-154).
Vorteile sind:
• Statusunterschiede zwischen Interviewer und Interviewten unsichtbar
• Konzentration auf die Sprache
• Kostenvorteile
• Teilnahme zeitlich eingespannter Personen
Nachteile sind:
• keine Kontrolle (Ablenkung des Interviewpartners, Aufmerksamkeit)
• geringere vertrauensvolle Gespra¨chsatmospha¨re
• Nonverbale Reaktionen nicht einsehbar
• keine visuellen Hilfsmittel mo¨glich
Die Distanz zum Interviewpartner ist vorteilhaft hinsichtlich der a¨ußerlichen Erschei-
nung, da sich beide Personen nicht sehen ko¨nnen. Es ko¨nnen keine Beurteilungen statt-
finden, die das Gespra¨ch ggf. negativ beeinflussen (z.B. Aussehen oder Kleidung). Die
Sprache und Sprechweise sind bei einer telefonischen Befragung deshalb ausschlaggebend,
da sie das einzig Wahrnehmbare fu¨r den Interviewten darstellen. Es entfallen Kosten der
An- und Abreise, so dass Kostenvorteile entstehen. Telefonische Befragungen verlaufen
ggf. schneller als bei face-to-face Interviews bzw. muss sich der Interviewte nur die Zeit
fu¨r das Gespra¨ch nehmen. Bezu¨glich der A¨nderung von vereinbarten Terminen besteht
Flexibilita¨t fu¨r den Befragten. Dadurch ko¨nnen zeitlich eingespannte Personen schneller
einen Zeitpunkt fu¨r ein Interview finden oder der vereinbarte Termin kann kurzfristig
verschoben werden.
Die Distanz fu¨hrt jedoch auch zu einer unperso¨nlichen Atmospha¨re. Durch auflockernde
Fragen und einer Einleitung seitens des Interviewers kann jedoch die ungewohnte Situation
gelo¨st werden. Nachteilig ist, dass der Interviewer nicht einsehen kann, inwiefern der
Interviewte ggf. abgelenkt sein ko¨nnte. Es ist nicht bekannt, ob nebenbei andere Aufga-
ben Erledigung finden und andere akustische Ablenkungen vorliegen. Gestik und Mimik
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ko¨nnen nicht eingesehen werden, so dass nur anhand der Antwortweise des Interviewten
zwischen den Zeilen gelesen werden kann. Bei Unversta¨ndlichkeiten ko¨nnen keine visuellen
Hilfsmittel eingesetzt werden, die die Frage erkla¨ren ko¨nnten.
Trotz der Nachteile ist eine Entscheidung fu¨r die Methode des Telefoninterviews gefal-
len, weil das Ergebnis der Befragung nicht abha¨ngig von nonverbalen Reaktionen oder
der Mo¨glichkeit der Anwendung von Hilfsmitteln war. Im Vergleich zu einem face-to-face
Interview wurden keine Nachteile gesehen. Mit Hilfe der telefonischen Befragung konnten
sehr kurzfristig Termine vereinbart und auch verschoben werden.
Die Experten wurden mittels eines nicht standardisierten Interviews mit Hilfe eines
Leitfadens (siehe Anhang III) telefonisch befragt. Der Interviewleitfaden enthielt Fragen,
die jeder Befragte mo¨glichst beantworten sollte. Die Reihenfolge der Leitfragen und
auch die Ausformulierung der Frage passten sich an den Einzelfall an. Aufgrund der
Unbekanntheit des Wissens der Experten zur Thematik bot sich ein nicht standardisiertes
Interview an. Es entstand ein natu¨rlicher Gespra¨chsverlauf, der dem Interviewpartner
eine Offenheit bei der Befragung ermo¨glichte und dem Interviewer Ru¨ckfragen erlaub-
te. Einzelfallbezogenes Wissen kann nicht durch standardisierte Befragungen gewonnen
werden (Gla¨ser und Laudel 2010, S. 37, 41-42). Der offene Leitfaden konzentrierte sich
auf die Schwerpunkte der von den Sta¨dten erstellten Handlungskonzepte zur Anpassung
an den demografischen Wandel, Kriterien flexibler Konzepte und die Wahrnehmung von
Vera¨nderungen in der Stadt bezu¨glich der Bevo¨lkerungsentwicklung/ -zusammensetzung.
Aufschlussreiche Informationen wurde auch bei der Abschlussfrage, inwiefern der Inter-
viewte noch Erga¨nzungen zum Interview vornehmen mo¨chte, gewonnen.
Das Interview wurde mit einem Tonband aufgezeichnet. Dies wurde den Befragten zu
Anfang mitgeteilt und eine Einversta¨ndnis eingeholt. Auf die Anonymita¨t wurde ebenfalls
eingegangen. Die Aufzeichnung wurde vollsta¨ndig transkribiert, so dass das Interview
auch in Textform vorliegt und entsprechend bearbeitet werden kann. Transkriptionsregeln
wie z.B. eine vollsta¨ndige und wo¨rtliche Transkription sowie die Angabe des jeweiligen
Namens vor Antworten, fanden Anwendung (Mayring 2010, S. 55).
Zielgruppe
Durch die schriftlichen Befragungen konnten Kontakte zu Mitarbeitern der teilgenommen
Sta¨dte geknu¨pft werden. Von den zehn schriftlichen Ru¨ckmeldungen stimmte jeweils eine
Person aus neun Sta¨dten nach telefonischer Ru¨cksprache einem Interview zu.
Als
”
Experte“ werden Personen bezeichnet, die u¨ber Spezialwissen in dem zu erfra-
genden Themenbereich verfu¨gen (Gla¨ser und Laudel 2010, S. 12; Martens und Ritter
2008, S. 10). Die Mitarbeiter sind der mittleren Hierarchieebene zuzuordnen, die in die
Prozesse unmittelbar involviert sind und aufgrund ihrer Funktion u¨ber einen U¨berblick
des Prozesses zur Bearbeitung des demografischen Wandels verfu¨gen. Der Personenkreis
verfu¨gt aufgrund der erworbenen (langja¨hrigen) Erfahrungen u¨ber explizite Kenntnisse
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des dynamischen Prozesses (R. Kaiser 2014, S. 132).
Im Interview wurden sowohl
”
Betriebswissen“ als auch
”
Kontextwissen“ erfragt, wobei
der Schwerpunkt auf zweiterem lag. Im ersten Fall bedeutet dies, dass der Experte selbst
handelt und z.B. fu¨r einen Prozess verantwortlich ist (Meuser und U. Nagel 2009, S. 471).
Er verfu¨gt u¨ber Kenntnisse organisatorischer Prozesse zur Bewa¨ltigung der Demografie-
problematik in seinem Aufgabenbereich (R. Kaiser 2014, S. 5). Im zweiten Fall verfu¨gt der
Experte u¨ber Kenntnisse und Sonderwissen aus einem Bereich, an welchem er beteiligt
ist (Meuser und U. Nagel 2009, S. 471).
Auswertungsmethode
Die Experteninterviews wurden mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse nach GLA¨SER
und LAUDEL (Gla¨ser und Laudel 2010, S. 203) ausgewertet und beurteilt (siehe Ablauf-
schema 4.1). Aufgrund der offen gestellten Fragen und einer geringen Standardisierung
der Inhaltsanalysen ist eine statistische Datenerhebung nicht mo¨glich. Aufgrund dessen
wurde ein interpretatives Verfahren gewa¨hlt. Auf den Vorteil der Flexibilita¨t bezu¨glich des
Kategoriensystems nach GLA¨SER und LAUDEL wird im weiteren Verlauf eingegangen.
Ferner wurde von den Verfahren der Hermeneutik abgesehen, da diese sich vielmehr auf
die Interpretation und Auswertung von sinnhaltigen Texten konzentrieren (Kromrey 2002,
S. 312). Die rekonstruierbare oder auch objektive Hermeneutik gibt durch eine Analyse
von
”
Interaktionstexten“ objektive gesellschaftliche Strukturen wieder (Kromrey 2002,
S. 313, 539). Die Hermeneutik dient dem Versta¨ndnis des Sinns oder der Auslegung eines
Textes und nicht der Untersuchung von Sachverhalten aus einer Sammlung von Daten
zur Entdeckung z.B. sozialer Strukturen (Kromrey 2002, S. 538). Das hermeneutische
Verfahren wa¨re also fu¨r die Auswertung der Experteninterviews nicht zielfu¨hrend, da
bei diesem die Texte als Informationstra¨ger fu¨r eine Interpretation dienen und erst die
Auswertung dazu fu¨hrt Schlu¨sse ziehen zu ko¨nnen (Kromrey 2002, S. 314).
Die qualitative Inhaltsanalyse ist in fu¨nf Phasen aufgeteilt. Zuna¨chst liegen theoretische
Voru¨berlegungen vor, die in diesem Fall die Forschungsfragen betreffen. Jede Forschungs-
frage wird nach diesem Ablaufschema bearbeitet. Die einzelnen Fragestellungen werden
durch vorliegende theoretische Ausarbeitungen untermauert.
Die Vorbereitung der Extraktion beinhaltet zum einen die formalen Charakteristika
des Auswertungsmaterials. Dies sind die transkribierten Experteninterviews der neun
Fallstudien. Weitere Materialien zur Auswertung im Rahmen der qualitativen Inhaltsana-
lyse liegen nicht vor.
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Abbildung 4.1: Ablauf der qualitativen Inhaltsanalyse
Quelle: angelehnt an Gla¨ser et al. 2010, S. 203
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Zum anderen erfolgt die Bestimmung der Indikatoren, d.h. die Bildung von Kategorien,
nach welchem die Aussagen der Interviews einsortiert werden. Die Bildung der Oberkate-
gorien lehnt sich an den Aufbau der Difu Studie (Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska,
Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010) an, die sich mit der Thematik bereits 2010 befasste
(siehe Abbildung 4.2). Fu¨r die Zielsetzung dieser Arbeit wurden
”
Strategien und Kon-
zepte“ und
”
Datenbasis, Monitoring und Evaluation“ in
”
Hilfsmittel“ zusammengefasst.
”
Prozesssteuerung und Strukturen“ wurde in den
”
Organisatorischen Aufbau“ integriert.
Abbildung 4.2: Ober- und Unterkategorien der Difu Studie
Quelle: angelehnt an Fro¨lich v. Bodelschwingh et al. 2010, S. 12-13
In diesem Fall wurden drei Oberkategorien gewa¨hlt, die jeweils wieder in Unterkategorien
gegliedert wurden (siehe Abbildung 4.3).
Abbildung 4.3: Ober- und Unterkategorien
Quelle: eigene Darstellung
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Der organisatorische Aufbau einerseits und die Hilfsmittel andererseits sollen na¨her
untersucht werden, um letztlich Lo¨sungsansa¨tze in dieser Richtung zu finden. Zum einen
zielen diese auf die verwaltungsinterne Organisation und andererseits auf entsprechende
Hilfsmittel ab. Die Oberkategorie
”
Einscha¨tzung zur Anpassungsfa¨higkeit“ wurde in der
Difu Studie nicht behandelt und dient explizit dieser Ausarbeitung. Die Formulierungsdif-
ferenzen der Ober- und Unterkategorien ist der Ausdrucksweise in den Experteninterviews
geschuldet.
Abbildung 4.4: Ablaufmodell zusammenfassender Inhaltsanalyse
Quelle: angelehnt an Mayring 2010, S. 68
Die Extraktion beinhaltet letztlich die Einsortierung der Aussagen in die einzelnen Ka-
tegorien. Zuvor werden Extraktionsregeln festgelegt, die besondere Wichtigkeit erlangen,
wenn mehrere Personen an der Extraktion beteiligt sind. Hier wurde die Sortierung von
einer Person durchgefu¨hrt.
Die Besonderheit bei der qualitativen Inhaltsanalyse nach GLA¨SER und LAUDEL ist,
dass das Kategoriensystem im Verfahren angepasst werden kann (Gla¨ser und Laudel 2010,
S. 201). Sollte eine Aussage im Interview mit keiner der zuvor festgelegten Kategorien
u¨bereinstimmen, kann eine weitere Kategorie ero¨ffnet werden. Die Offenheit der Analyse
ist aufgrund der unterschiedlichen Aussagen und Schwerpunkte in den Interviews unab-
dingbar. Es ko¨nnen alle wichtigen Informationen entnommen und sinnvoll sortiert werden.
Ein zuvor festgelegtes Kategoriensystem nach MAYRING ermo¨glicht dieses Vorgehen
nicht und wa¨re in diesem Fall ungeeignet.
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Die Aufbereitung beinhaltet die Analysetechnik, also die Zusammenfassung der zuvor
einsortierten Aussagen bestehend aus kompletten Sa¨tzen oder Absa¨tzen. Dieser Schritt
wird in weiteren sieben Schritten pra¨zisiert (siehe Ablaufschema 4.4).
Es gilt zuna¨chst, die Analyseeinheiten (Kodiereinheit, Kontexteinheit und Auswertungs-
einheit) zu bestimmen, d.h. welches der kleinste und gro¨ßte Textbestandteil ist und welche
Textteile nacheinander ausgewertet werden (Mayring 2010, S. 59). Die Analyseeinheiten
wurden so gewa¨hlt, dass Sa¨tze bis hin zu kompletten Absa¨tzen, sofern sie inhaltlich die
Thematik unterstu¨tzen, als Einheiten dienen.
Die extrahierten Textbestandteile wurden in einem zweiten und dritten Schritt paraphra-
siert und abstrahiert, d.h. auf einen Satz oder auch nur ein Wort reduziert. Durch die
Abstraktion konnten sich wiederholende Aussagen im vierten Schritt gestrichen und selek-
tiert werden. Die Fallstudien trafen teilweise a¨hnliche Aussagen, die es in einem fu¨nften
Schritt zu bu¨ndeln galt. Es wurde so deutlich, welche Sta¨dte sich in ihren Meinungen und
A¨ußerungen glichen oder differierten. Dies wird in einem sechsten Schritt tabellarisch
mit Zuteilung zu den einzelnen Kategorien dargestellt. Als letzter Schritt erfolgt eine
Kontrolle der reduzierten Aussagen anhand der Transkriptionen.
Nach der Analyse erfolgt eine erneute Kontrolle, um elementare Fehler aufzudecken und
zu beseitigen. Dies betrifft die Einsortierung der Aussagen zu den korrekten Fallstudien
und die vorgenommene Zusammenfassung. Als letzter Schritt erfolgt eine schriftliche
Zusammenstellung und Interpretation der Ergebnisse, d.h. die Fragestellungen werden
aufbauend auf den theoretischen U¨berlegungen und den Interviews beantwortet (siehe
Kapitel 4.3).
4.2 Beschreibung der Fallstudien
Eine Auswertung der Fragebogen- und Interviewergebnisse bedarf einer na¨heren Betrach-
tung der teilgenommen Fallstudien, um z.B. Ru¨ckschlu¨sse auf bestimmte Typen oder
Zusammenha¨nge zu erlangen. Einerseits wird die Unterschiedlichkeit und andererseits
auch Gemeinsamkeiten der Sta¨dte deutlich.
Die Organisation zur Anpassung an den demografischen Wandel betrifft zum einen
den Aufbau einer Verwaltung und zum anderen die Zusammenarbeit von Verwaltung
und Politik. Sie sind wichtige Komponenten einer erfolgreichen Kommunikation der
Thematik innerhalb und außerhalb der Verwaltung. Besonderheiten bei der Bearbeitung
des demografischen Wandels ko¨nnen ebenfalls hinderlich sein, wenn sie in einer Stadt
negativ ausgepra¨gt sind. Sie werden deshalb explizit herausgestellt.
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4.2.1 Allgemeine Einordnung der Fallstudien
Es nahmen zehn Fallstudien an der schriftlichen Befragung und neun Fallstudien an den
Experteninterviews teil. Aufgrund interner Informationen, die erfragt wurden, erfolgt
eine Anonymisierung der Sta¨dte. Die Einwohnerzahlen bewegen sich zwischen 80.000 und
550.000 Menschen (siehe Tabelle 4.2).
Tabelle 4.2: Merkmale der zehn beteiligten Sta¨dte (Fallstudien)
Fallstudie Bevo¨lkerung
Anzahl
Standort Funktion Entwicklung (2007-
2012)
A >500.000 Zentrum einer Metro-
polregion
Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 6 Prozent
B 250.000-
300.000
Zentrum der Region Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 6 Prozent
C 150.000-
200.000
Zentrum der Region Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 5 Prozent
D >500.000 Zentrum einer Metro-
polregion
Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 4 Prozent
E >500.000 Zentrum der Region Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 3 Prozent
F 150.000-
200.000
Zentrum der Region Oberzentrum Bevo¨lkerungsanstieg
um 2 Prozent
G 150.000-
200.000
Teil einer Metropolre-
gion
Mittelzentrum stagnierende Bevo¨lke-
rungsentwicklung
H 150.000-
200.000
Zentrum der Region Oberzentrum stagnierende Bevo¨lke-
rungsentwicklung
I 150.000-
200.000
Am Rande einer Me-
tropolregion
Mittelzentrum negative Bevo¨lke-
rungsentwicklung
J <100.000 Am Rande einer Me-
tropolregion
Oberzentrum negative Bevo¨lke-
rungsentwicklung
Die Fallstudien wurden hinsichtlich ihrer Bevo¨lkerungsentwicklung der letzten fu¨nf
Jahre als schrumpfend, stagnierend und wachsend kategorisiert. Die gro¨ßten teilnehmen-
den Sta¨dte weisen eine positive Bevo¨lkerungsentwicklung auf. In diese Kategorie fallen
auch zwei kleinere Großsta¨dte mit 150.000-200.000 Einwohnern.
Die Sta¨dte liegen in sieben verschiedenen Bundesla¨ndern (siehe Tabelle 4.3) und verfu¨-
gen u¨ber unterschiedliche Standortvoraussetzungen. Metropolregionen und Zentren von
Regionen sowie Sta¨dte in Verdichtungsra¨umen sind gleichermaßen beteiligt (Christ und
Linke 2014, S. 2).
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Tabelle 4.3: Verteilung der teilnehmenden Sta¨dte auf die Bundesla¨nder
Bundesland Anzahl der beteiligten Sta¨dte
Schleswig-Holstein 1
Niedersachsen 1
Nordrhein-Westfalen 3
Saarland 1
Bayern 1
Baden-Wu¨rttemberg 1
Sachsen 1
Die Fallstudien sind als sehr unterschiedlich einzustufen und lassen sich nicht in generelle
Kategorien fassen. Die Experten aus den neun Fallstudiensta¨dten befassen sich alle mit
der Thematik des demografischen Wandels und u¨bernehmen bestimmte Funktionsbereiche
(siehe Tabelle 4.4).
Tabelle 4.4: Interviewpartner
Stadt Funktion Experteninterview
am
A Abteilungsleitung der Stadtentwicklungsplanung 18.10.2013
B Abteilungsleitung des Bereiches Stadtentwicklung, Regio-
nalentwicklung und Statistik
21.11.2013
C Leitung des Amtes fu¨r Stadtentwicklung 20.09.2013
D Mitarbeit im Bereich Demografischer Wandel 18.09.2013
E kein Interview
F Leitung der Projektgruppe zum Thema Demografischer
Wandel
08.11.2013
G Leitung der Abteilung generelle Planung 04.11.2013
H Mitarbeit im Amt fu¨r Entwicklungsplanung, Statistik und
Wahlen
11.10.2013
I Mitarbeit Stadtplanungsamt - Sonderplanung 01.10.2013
J Mitarbeit in der Gescha¨ftsstelle demografischer Wandel 20.09.2013
Es handelt sich um Abteilungsleiter oder Mitarbeiter, die unterschiedlichen Abteilungen
zugeordnet werden. Bei drei Fallstudien wurde der demografische Wandel in separate
Arbeitsgruppen ausgegliedert und nicht einer Abteilung zugeteilt. Auch hier lassen sich
keine generellen Aussagen treffen, da sie die Individualita¨t widergespiegeln.
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4.2.2 Verwaltungsorganisation
Die Bundesla¨nder entscheiden u¨ber die Kommunalpolitik ihrer Gemeinden, da Gemeinden
aufgrund der fo¨deralistischen Struktur der Landesebene angeho¨ren. Das bedeutet, dass
die Bundesla¨nder die Rahmenbedingungen festlegen, wie z.B. den Umfang der Aufga-
ben der Gemeinden und das Institutionenarrangement. Die Aufsicht und Kontrolle der
Gemeinden obliegt deshalb auch den Bundesla¨ndern (Kost und Wehling 2010, S. 7).
Aufgrund der teilweise preka¨ren finanziellen Situationen von einzelnen Gemeinden sind
die politischen Gestaltungsspielra¨ume eingeschra¨nkt, weil sie sich zunehmend auf die
zugewiesenen Pflichtaufgaben des Landes konzentrieren. Die Zusta¨ndigkeit der einzelnen
La¨nder fu¨hrt zu eigenen Kommunalverfassungen (Kost und Wehling 2010, S. 8). Aufgrund
dessen ist es fu¨r die Anpassung an den demografischen Wandel von Bedeutung, welche
Kompetenzen dem Bu¨rgermeister und dem Gemeinderat zukommen und wie der Vorgang
der Zusammenarbeit bei Entscheidungen aussieht.
Der Rat als Verwaltungsorgan bestimmt zusammen mit dem Bu¨rgermeister die Politik
der Stadt. Die Bu¨rger wa¨hlen in allen Fla¨chenla¨ndern, also auch in den Fallstudien, den
Rat und Bu¨rgermeister in einer Direktwahl (Wehling 2010b, S. 353). Im folgenden werden
zusammengefasst die Merkmale der Bu¨rgermeister, des Gemeinderates und die Entschei-
dungsgewalt der einzelnen betroffenen Gemeindeordnungen beleuchtet, um Differenzen
der einzelnen Fallstudien herausstellen zu ko¨nnen (siehe Tabelle 4.5).
Tabelle 4.5: Vergleich der Gemeindeordnungen
Quelle: Kost und Wehling 2003. S. 350-351
Gemeinde-
ordnung
Wahl-
periode
Rat
Amtszeit
Bu¨rger-
meister
Vorsitz
im Rat
Rekrutierung
des Verwal-
tungspersonals
(Willensbil-
dung)
Rekrutierung
des Verwal-
tungspersonals
(nach außen)
Baden-
Wu¨rttemberg
5 8 ja Bu¨rgermeister
mit Rat
Bu¨rgermeister
Bayern 6 6 ja Rat Rat
Nordrhein-
Westfalen
5 5 ja Bu¨rgermeister Bu¨rgermeister
Saarland 5 8 ja Bu¨rgermeister
mit Rat
Bu¨rgermeister
Sachsen 5 7 ja Bu¨rgermeister
mit Rat
Bu¨rgermeister
Schleswig-
Holstein
(Sta¨dte)
4 6-8 nein Bu¨rgermeister Bu¨rgermeister
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Baden-Wu¨rttemberg
Ein Merkmal von Baden-Wu¨rttemberg ist
”
ein starker Bu¨rgermeister, der die wichtigsten
Fu¨hrungsfunktionen in seinem Amt bu¨ndelt“ (Wehling 2010a, S. 21). Seine Amtszeit
betra¨gt acht Jahre, wobei oftmals zwei Amtsperioden die Regel sind (Wehling 2010a,
S. 27). Seine Kompetenzausstattung und Fu¨hrungsfunktionen heben ihn in eine zentrale
Stellung. In allen Phasen der kommunalen Entscheidungsprozesse wohnt er dominierend
bei. In der Entscheidungsvorbereitung beauftragt er die Verwaltung zur Erstellung der
Vorlagen fu¨r die Sitzungen und fu¨hrt eine Vorauswahl der Alternativen durch. Die Ent-
scheidungsausfu¨hrung ist in den Ha¨nden der Verwaltung und des Bu¨rgermeisters als Chef
der Verwaltung. Die Verantwortung obliegt somit dem Bu¨rgermeister und ist klar geregelt
(Wehling 2010a, S. 24). In Großsta¨dten ist eine alleinige Fu¨hrung durch den Bu¨rgermeister
nicht mehr mo¨glich, so dass Aufgaben an die Beigeordneten abgegeben werden. Diese
werden fu¨r acht Jahre vom Gemeinderat gewa¨hlt. Aufgabe des Bu¨rgermeisters ist es hier,
Interessenskonflikte zu beheben und sich ggf. durchzusetzen (Wehling 2010a, S. 25).
In Baden-Wu¨rttemberg besteht eine auffallend hohe Kontinuita¨t der Zusammensetzung
des Gemeinderates nach Wahlen. Gemeinderatsmitglieder sind meist in ihrem Ort schon
vor den Wahlen bekannt und gewinnen durch ihre Mitgliedschaft einen noch ho¨heren
Bekanntheitsgrad. Die Parteizugeho¨rigkeit spielt eine untergeordnete Rolle, da in die-
sem Fall die einzelnen Personen za¨hlen. Vorteilhaft ist die gefu¨hlte Unabha¨ngigkeit der
Mitglieder, da sie aufgrund ihrer Perso¨nlichkeit gewa¨hlt wurden. Nachteilig sind Profilie-
rungsversuche einzelner Mitglieder, die sich ggf. von der Mutterpartei trennen und eine
Konkurrenzpartei bilden (Wehling 2010a, S. 30-31). Aufgrund der Zuru¨ckhaltung des
Rates bei Entscheidungen des Bu¨rgermeisters spielen insbesondere Vereine eine wichtige
Rolle zur Anbringung von Interessen und deren Einbindung in den Entscheidungsprozess
(Wehling 2010a, S. 34).
Bayern
Die Kommunal und Landespolitik sind in Bayern eng verbunden, sei es institutionell,
informell oder personell. Das politische Gewicht der Spitzenverba¨nde (Bayerischer Sta¨d-
tetag, Bayerischer Gemeindetag, Bayerischer Landkreistag und Verband der bayerischen
Bezirke) ist betra¨chtlich. Die personelle Verknu¨pfung a¨ußert sich in Form von Land-
tagsabgeordneten, die ebenfalls eine Mitgliedschaft in den Gemeinde- bzw. Stadtra¨ten
und Kreistagen pflegen (Fuchs 2010, S. 44). Deso¨fteren bewerben sich Landtags- und
Bundestagsabgeordnete fu¨r ein Amt als Oberbu¨rgermeister (Fuchs 2010, S. 45).
Der Gemeinderat besteht aus dem ersten Bu¨rgermeister (Oberbu¨rgermeister) mit Vorsitz
und Stimmrecht, sowie den Mitgliedern. Er wird alle sechs Jahre neu gewa¨hlt (Fuchs
2010, S. 46). Die Gescha¨ftsordnung erla¨sst der Gemeinderat und setzt vorberatende und
beschließende Ausschu¨sse fest. Die Kompetenzabgrenzung erfolgt durch die Zusta¨ndig-
keitsvermutung, d.h. dass sich die Zusta¨ndigkeiten des Bu¨rgermeister aus gesetzlichen
Bestimmungen oder vom Rat u¨bertragene Zuweisungen beziehen (Fuchs 2010, S. 45).
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Nordrhein-Westfalen
Das Modell bzw. die Rolle des Bu¨rgermeisters lehnt sich an die su¨ddeutsche Ratsverfassung
an. Der Bu¨rgermeister besitzt im Rat Stimmrecht, jedoch ist er kein Mitglied des Rates.
Er ist fu¨r die Leitung und Verteilung der Gescha¨fte in der Verwaltung zusta¨ndig. Zwei
Funktionen sind wesentlich (Kost 2010, S. 237):
• er ist Chef der gesamten Verwaltung und
• er hat den Vorsitz im Rat und dem Hauptausschuss
Der Bu¨rgermeister bereitet folglich die Beschlu¨sse des Rates, der Bezirksvertretungen
und der Ausschu¨sse vor und fu¨hrt diese auch aus. Zudem fu¨hrt er Entscheidungen in allen
Angelegenheiten durch,
”
die ihm vom Rat und von den Ausschu¨ssen zur Entscheidung
u¨bertragen worden sind “ (Kost 2010, S. 237). Der Bu¨rgermeister hat großen Einfluss auf
kommunale Einscheidungsprozesse. Die Parteiorientierung ist im Gegensatz zur Person
und seiner Perso¨nlichkeit eher unwichtig. Das Bu¨rgermeistermodell hat sich als erfolg-
reich erwiesen, wenn der Kandidat einerseits u¨ber verwaltungsfachliches Wissen und
ein Auftreten verfu¨gt, welches als bu¨rgernah im Sinne von Offenheit, Redegewandtheit
und Glaubwu¨rdigkeit charakterisiert werden kann (Kost 2010, S. 239). Die Amtszeit des
Bu¨rgermeisters betra¨gt sechs Jahre (Kost 2010, S. 231, 238).
”
Der Rat bzw. Gemeinderat entscheidet grundsa¨tzlich in allen Angelegenheiten der Ge-
meinde, die das Gesetz nicht ausdru¨cklich einem anderen Organ zugewiesen hat“ (Kost
2010, S. 240). Er fu¨hrt alle Grundsatz- und Leitungsentscheidungen durch. Seine Auf-
gaben sind sehr umfangreich, so dass er auch die Verwaltung beauftragt, kontrolliert,
sowie Richtlinien und Grundsa¨tze vorgibt. Zudem ernennt er das Fu¨hrungspersonal
(Beigeordnete) und schafft durch Satzungen o¨rtliches Recht (Kost 2010, S. 240). Der
Rat hat folglich eine starke Stellung. In der Praxis zeigt sich jedoch, dass aufgrund der
ehrenamtlichen Mitglieder des Rates die Kontrolle u¨ber die Verwaltung erschwert ist. Die
Verwaltung ergreift deshalb oft die Initiative u¨ber Vorlagen und Antra¨ge, so dass die
Steuerungsfa¨higkeit erheblich sein kann. Der Rat wird fu¨r fu¨nf Jahre gewa¨hlt (Kost 2010,
S. 241).
Konfliktsituationen zwischen Bu¨rgermeister und Rat ko¨nnen entstehen, wenn der Bu¨rger-
meister einer anderen Partei angeho¨rt als die Parteienmehrheit im Rat. In dieser Situation
mit zusa¨tzlich schwieriger Haushaltssituation ko¨nnen sich Bu¨rgermeister durchsetzen und
handlungsfa¨hig bleiben, wenn sie u¨ber gute verwaltungsfachliche Kenntnisse verfu¨gen
(Kost 2010, S. 253).
Saarland
Rat und Bu¨rgermeister sind abgegrenzte Aufgabenbereiche zugewiesen, so dass konkur-
rierende Zusta¨ndigkeiten ausgeschlossen werden. Beide haben die gleiche demokratische
Legitimation inne und sind rechtlich gleichgewichtig. Dem Gemeinderat kommt keine
Allzusta¨ndigkeit zugute und ihm obliegt kein Kontroll- und Auskunftsrecht. Die Amtszeit
des Bu¨rgermeisters betra¨gt acht Jahre. Er ist Vorsitzender des Gemeinderates und der
Ausschu¨sse, jedoch ohne Stimmrecht (Wohlfarth 2010, S. 274). Er ist verantwortlich fu¨r
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eine neutrale Steuerung der Beratungs- und Entscheidungsprozesse (Wohlfarth 2010,
S. 277). Er leitet die Verwaltung und organisiert diese (Gescha¨ftsverteilung, Dienstposten-
einteilung).
”
In der saarla¨ndischen Bu¨rgermeisterverfassung la¨uft jeder Kontakt zwischen
Organisationseinheit und Gremien u¨ber den Bu¨rgermeister und umgekehrt. Dies fordert
die sogenannte Mediatstellung des Bu¨rgermeisters.“ Er versammelt den Gemeinderat
und die Ausschu¨sse und legt die Tagesordnung fest. Die Ausfu¨hrung der gefa¨llten Ent-
scheidungen in den Gremien obliegt dem Bu¨rgermeister in Form eines formellen und
materiellen Pru¨fungsrechtes (Wohlfarth 2010, S. 275).
Die Selbstverwaltungsaufgaben sind aufgrund der dualistischen Bu¨rgermeisterverfassung
im Saarland gleichgewichtig auf den Gemeinderat und den Bu¨rgermeister verteilt (Wohlf-
arth 2010, S. 275). Nur in Bezug auf die Innenkompetenz des Gemeinderates erlangt er
einen Kontroll- und Auskunftsanspruch gegenu¨ber dem Bu¨rgermeister (Wohlfarth 2010,
S. 277). Die Anzahl der Ausschu¨sse legt der Rat fu¨r eine Wahlperiode fest (Wohlfarth
2010, S. 277). Der Gemeinderat hat eine Amtszeit von fu¨nf Jahren inne (Wohlfarth 2010,
S. 276).
Die Abwesenheit des Bu¨rgermeisters wird von den Beigeordneten vertreten, so dass diese
bei einer Arbeitsteilung innerhalb der Verwaltung mitwirken. Ihre Amtszeit betra¨gt zehn
Jahre. Sie sind auf die Dienstanweisungen und Einzelanordnungen des Bu¨rgermeisters
angewiesen. Der erste Beigeordneter u¨bernimmt die tatsa¨chliche und/oder rechtliche Ver-
hinderungsvertretung des Bu¨rgermeisters und u¨bernimmt somit dessen gesamte Funktion
(Wohlfarth 2010, S. 276).
Sachsen
Der Bu¨rgermeister steht dem Rat vor und bereitet die Sitzungen vor. Er ist in der Funk-
tion als Leiter der Verwaltung fu¨r die Durchfu¨hrung der Beschlu¨sse verantwortlich. Er
fungiert zudem als Verbindung zwischen Verwaltung und Rat. Aufgrund seiner Leitungs-
funktion verfu¨gt der Rat u¨ber keine Weisungsbefugnis gegenu¨ber der Verwaltung, so dass
dem Bu¨rgermeister eine große Eigenverantwortung und ein hoher Gestaltungsspielraum
zukommt (Rehfeld-Staudt und Rellecke 2010, S. 292). Bu¨rgermeister verfu¨gen u¨ber eine
Amtszeit von sieben Jahren und die Ratsmitglieder von fu¨nf Jahren (Rehfeld-Staudt und
Rellecke 2010, S. 298).
Der Gemeinderat entscheidet prinzipiell u¨ber alle Angelegenheiten der Gemeinde, es
sei denn, der Bu¨rgermeister ist per Gesetz erma¨chtigt oder der Rat hat ihm Aufgaben
u¨bertragen. Der Gemeinderat kontrolliert zudem die Realisierung seiner Beschlu¨sse und
fordert bei Bedarf die Beseitigung von Misssta¨nden (Rehfeld-Staudt und Rellecke 2010,
S. 292).
Schleswig-Holstein
In Schleswig-Holstein wird der Gemeinderat als
”
Stadtrat“ bezeichnet. Der Bu¨rgermeister
und der Stadtrat werden jeweils fu¨r fu¨nf Jahre gewa¨hlt. Der Vorsitzende des Stadtrats
wird als Bu¨rgervorsteher bezeichnet und in kreisfreien Sta¨dten als Stadtpra¨sident (Kell-
mann 2010, S. 329). Der Bu¨rgermeister hat eine beratende Stimme im Stadtrat, jedoch
62
4.2 Beschreibung der Fallstudien
kann er dort Beschlussantra¨ge stellen (Kellmann 2010, S. 329-330).
Dem Hauptausschuss kommt eine zentrale Stellung in kreisfreien Sta¨dten, den Kreisen
und allen Gemeinden mit hauptamtlichem Bu¨rgermeister zu, da eine eindeutige Trennung
von Politik und Verwaltung besteht. Er u¨berwacht die Verwaltung und koordiniert die
Arbeit der anderen Ausschu¨sse. Er fungiert als Dienstvorgesetzter des Bu¨rgermeisters.
Dieser ist Mitglied des Hauptausschusses, jedoch ohne Stimmrecht und Vorsitz (Kellmann
2010, S. 330).
Die kurze Darstellung der Gemeindeordnungen verdeutlicht die Unterschiede der
Stellung von Bu¨rgermeister, Rat und Ausschu¨ssen. Selbst die Amtszeiten variieren
zwischen 5-8 Jahren bei den Bu¨rgermeistern und die Wahlperioden des Rates zwischen
4-6 Jahren. Der Lo¨sungsansatz fu¨r eine erfolgreiche Anpassung an den demografischen
Wandel erfordert eine Beru¨cksichtigung der unterschiedlichen Einflussnahmen hinsichtlich
der beteiligten Akteure und deren Stellung in einem Team.
4.2.3 Demografietypen
Die Bertelsmann Stiftung hat im Rahmen des Projekts
”
Wegweiser Kommune “ online
ein Informationssystem fu¨r Kommunen zu verschiedenen Themen erstellt. Hier wurden
u.a. auch Konzepte und Handlungsempfehlungen zum Demografischen Wandel erarbeitet,
sowie neun Demografietypen deutscher Sta¨dte aufgestellt (Bertelsmann Stiftung 2016e).
Die unterschiedlichen Typen wurden mit Hilfe von Indikatoren, wie z.B. Anteil der
Einpersonenhaushalte, Bildungswanderungen und Medianalter gebildet (Bertelsmann
Stiftung 2016a):
• Demografietyp 1 - Stabile la¨ndliche Sta¨dte und Gemeinden
• Demografietyp 2 - Zentren der Wissensgesellschaft
• Demografietyp 3 - Prosperierende Kommunen im Umfeld dynamischer Wirtschafts-
zentren
• Demografietyp 4 - Wohlhabende Kommunen in la¨ndlichen Ra¨umen
• Demografietyp 5 - Sta¨dte und Gemeinden in strukturschwachen la¨ndlichen Ra¨umen
• Demografietyp 6 - Stabile Mittelsta¨dte
• Demografietyp 7 - Wirtschaftszentren mit geringerer Wachstumsdynamik
• Demografietyp 8 - Stark alternde Kommunen
• Demografietyp 9 - Stark schrumpfende Kommunen mit Anpassungsdruck
Fu¨r die verschiedenen Typen wurden Merkmale, jedoch auch Potentiale und Hand-
lungsansa¨tze/ Empfehlungen ausgesprochen. Jede Kommune kann so die erforderlichen
Handlungsansa¨tze ablesen und in ihre Konzepte integrieren. Es ist jedoch auch zu beach-
ten, dass eine Pauschalisierung der Demografietypen nicht vorgenommen werden kann.
Selbst Sta¨dte eines Typs weisen Unterschiede auf und ko¨nnen bezu¨glich ihrer Handlungs-
ansa¨tze variieren. Die Demografietypen helfen eine gewisse Richtung aufzugreifen und
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Sta¨dte zu kategorisieren.
Die Fallstudiensta¨dte betreffen die Demografietypen 2, 7 und 8, wovon vier Fallstu-
diensta¨dte Typ 2, drei Typ 7 und zwei Typ 8 zugeordnet werden. Im Folgenden werden
die drei Typen anhand von Steckbriefen na¨her betrachtet. Die Unterschiede der drei
verschiedenen Demografietypen ko¨nnen so herausgestellt und verglichen werden.
Die Steckbriefe beinhalten die Charakteristika, die Auspra¨gung des demografischen
Wandels in Form von Haushaltsbildungsverhalten, Geburtenraten, Lebenserwartung und
Wanderungsgewinnen (siehe auch Abbildung 2.1 in Kapitel 2.1) sowie die Herausforde-
rungen und Handlungsansa¨tze. Die Herausforderungen dienen der spa¨teren Ausarbeitung
des flexiblen Prozesskreislaufes als Grundlage.
Steckbrief fu¨r Demografietyp 2
(Bertelsmann Stiftung 2016b, S. 1-35)
Charakteristika
• Großsta¨dte und kleinere Kommunen in ihrem Umland sowie Universita¨tssta¨dte
• Zentren hoch qualifizierter Arbeit
• Sehr starkes Bevo¨lkerungswachstum durch hohe Wanderungsgewinne
• Hohe Einkommen und hohe Steuereinnahmen
• Soziodemografisch heterogen
Auspra¨gung des demografischen Wandels
• Zentren der Wissensgesellschaft
• Wirtschaftliche und demografische Wachstumsra¨ume
• Standorte von Forschung und Entwicklung, hoch qualifizierter Dienstleistungen und
Produktion
• Zielorte fu¨r Investitionen und Unternehmensansiedlungen
• Nationale und internationale Zuwanderung
Wanderungsgewinne
• Hohe Wanderungsgewinne, insbesondere junger Menschen
Haushaltsbildung
• Hoher Anteil der Einpersonenhaushalte
• Große soziale Unterschiede
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Geburtenrate
• Ausgeglichenes Saldo in der natu¨rlichen Bevo¨lkerungsentwicklung
Altersstruktur
• Anstieg des mittleren Alters um zwei Jahre
Herausforderungen
• Orientierung auf nachhaltige Stadtentwicklung
• Verbreiterung des Wohnungsangebots
• Sicherung des Arbeitskra¨fteangebots
• Umfassende Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien
• Einstellen auf alternde Bevo¨lkerung
• Unterbringung und Integration von Migranten und Flu¨chtlingen
• Verhinderung sozialer Polarisierung
• Umbau der Mobilita¨tstra¨ger
• Sta¨rkere Einbindung der Bu¨rger
• Regionale Abstimmung
Handlungsansa¨tze
• Demografischen Wandel planvoll gestalten
• Wohnungsangebot vergro¨ßern
• Siedlungsstrukturen nachhaltig entwickeln
• Standortqualita¨t erhalten und ausbauen
• Wohn- und Lebensqualita¨t sichern
• Migranten integrieren
• Bu¨rgergesellschaft sta¨rken
• Kooperationskultur ausbauen
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Steckbrief fu¨r Demografietyp 7
(Bertelsmann Stiftung 2016c, S. 1-36)
Charakteristika
• Wirtschaftszentren, Universita¨tssta¨dte und Umlandgemeinden
• Geringe wirtschaftliche Dynamik
• Sehr hohe Einwohnerdichte, viele Einpersonenhaushalte
• Viele Hochqualifizierte am Arbeitsort und am Wohnort
• Niedrige Einkommen, geringe Kaufkraft
• Hohe Soziallasten
• Angespannte Haushaltslage
Auspra¨gung des demografischen Wandels
• Wichtige Wirtschaftszentren
• Wirtschaftliche und demografische Entwicklung wenig dynamisch
• Hoher Anteil der Arbeitspla¨tze fu¨r Hochqualifizierte
• Preka¨re finanzielle Situation der kommunalen Haushalte
Wanderungsgewinne
• Wanderungsgewinne junger Menschen (Bildungswanderer)
• Geringe Gewinne anderer Altersklassen, Verluste bei der Familienwanderung
Haushaltsbildung
• Hoher Anteil der Einpersonenhaushalte
• Sozial und ethnographisch heterogene Bevo¨lkerung
Geburtenrate
• Mehr Sterbefa¨lle als Geburten
Altersstruktur
• Anstieg des mittleren Alters um zwei Jahre
Herausforderungen
• Stabilisierung der Einwohnerzahlen
• Sicherung der Wettbewerbsfa¨higkeit
• Sicherung der Attraktivita¨t als Wohnstandort
• Umfassende Nutzung digitaler Informations- und Kommunikationstechnologien
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• Verhinderung sozialer Polarisierung
• Unterbringung und Integration von Migranten und Flu¨chtlingen
• Einstellen auf alternde Bevo¨lkerung
• Sta¨rkere Einbindung der Bu¨rger
• Ausbau der Kooperationen
Handlungsansa¨tze
• Demografischen Wandel planvoll gestalten
• Wettbewerbsfa¨higkeit der Wirtschaft sta¨rken
• Siedlungsentwicklung auf Bestandssicherung konzentrieren
• Daseinsvorsorge und Anpassung der Infrastrukturen sichern
• Bu¨rger in Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse einbinden
• Heimatbindung von Kindern und Jugendlichen fo¨rdern
• Soziale Chancen fo¨rdern
• Flu¨chtlinge und Zuwanderer integrieren
• Kommunale Leistungs- und Handlungsfa¨higkeit sichern
• Regionale Kooperation ausbauen
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Steckbrief fu¨r Demografietyp 8
(Bertelsmann Stiftung 2016d, S. 1-33)
Charakteristika
• Sta¨dte und Gemeinden in strukturschwachen Regionen
• Abwanderung junger Menschen
• Geringe Kaufkraft und hohe Armutsquoten
• Angespannte finanzielle Situation der Kommunen
Auspra¨gung des demografischen Wandels
• Versta¨rkter Alterungsprozess durch einen geringen Anteil an Familien mit Kindern
und Wegzug junger Menschen
• Schlechte materielle Situation der Bevo¨lkerung und finanzielle Situation der Kom-
munen
• Heterogene wirtschaftliche Struktur und heterogene Siedlungsstruktur
Wanderungsgewinne
• Sehr geringe Wanderungsgewinne, insbesondere hohe Verluste junger Menschen
Haushaltsbildung
• Geringes Einkommensniveau der Privathaushalte
• Hohe Armutsquoten und Arbeitslosigkeit
• Ausgepra¨gte soziale Probleme
Geburtenrate
• Geringe Geburtenrate
Altersstruktur
• Bis 2030 ein Drittel der Bevo¨lkerung u¨ber 65 Jahre
• Relatives Wachstum mit ca. 40 Prozent bei Hochbetagten
Herausforderungen
• Planvolle Gestaltung des demografischen Wandels
• Sta¨rkung der Wettbewerbsfa¨higkeit
• Nachhaltige Siedlungsentwicklung
• Sta¨rkung der Ortsbindung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen
• Fo¨rderung sozial benachteiligter Gruppen
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• Anpassung der Infrastrukturen und Sicherung der Daseinsvorsorge
• Sicherung der Mobilita¨t
• Aufwertung der IKT-Infrastruktur
• Unterbringung und Integration von Migranten und Flu¨chtlingen
• Sicherung der kommunalen Leistungs- und Handlungsfa¨higkeit
• Einbindung von Bu¨rgern in Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse
• Sta¨rkung regionaler Kooperation und Ausbau von Partnerschaften
Handlungsansa¨tze
• Demografischen Wandel planvoll gestalten
• Wettbewerbsfa¨higkeit der Wirtschaft sta¨rken
• Siedlungsentwicklung auf Bestandssicherung konzentrieren
• Daseinsvorsorge und Anpassung der Infrastrukturen sichern
• Bu¨rger in Entscheidungs- und Gestaltungsprozesse einbinden
• Heimatbindung von Kindern und Jugendlichen fo¨rdern
• Soziale Chancen fo¨rdern
• Flu¨chtlinge und Zuwanderer integrieren
• Kommunale Leistungs- und Handlungsfa¨higkeit sichern
• Regionale Kooperation ausbauen
Die betrachteten Demografietypen unterscheiden sich hinsichtlich der Auspra¨gung
des demografischen Wandels und der hieraus resultierenden Konsequenzen sehr. Bei
den Fallstudien handelt es sich folglich um stark wachsende bis stark alternde Sta¨dte
mit variierenden Herausforderungen und Handlungsansa¨tzen. Die unterschiedlichen De-
mografietypen verdeutlichen die Differenzen und somit die Bedu¨rfnisse der einzelnen
Sta¨dte.
69
4 Untersuchungen zum Umgang mit dem demografischen Wandel in gro¨ßeren Sta¨dten
4.3 Anpassung an den demografischen Wandel in gro¨ßeren
Sta¨dten
4.3.1 Der organisatorische Aufbau innerhalb der Verwaltung zur
Bearbeitung des demografischen Wandels
Die Ergebnisse der Fragebo¨gen (siehe Anhang II) und Experteninterviews sind u.a. vor
dem Hintergrund der Forschungsfrage
Wie sind Sta¨dte momentan organisiert, um sich an die Entwicklung des
demografischen Wandels anzupassen?
zu betrachten. Die Auswertungen orientieren sich an den festgelegten Ober- und Un-
terkategorien (siehe Kapitel 4.1.2). Die Zusammenfu¨hrung vorliegender Ergebnisse und
der hier vorgenommenen Auswertungen, sowie Ru¨ckschlu¨sse erfolgen jeweils in einem
Zwischenfazit.
Organisationseinheit
Der organisatorische Aufbau in Sta¨dten zur Bearbeitung der Thematik des demografischen
Wandels weist Unterschiede und Gemeinsamkeiten auf. Fu¨r die spa¨teren Lo¨sungsansa¨tze
ist ausschlaggebend, wie die Organisationseinheiten gestaltet und welche Akteure beteiligt
sind.
Die Fragebogenaktion und Experteninterviews zeigen auf, dass sich alle Fallstudien mit
der Thematik des demografischen Wandels auseinandersetzen. Die Sta¨dte bescha¨ftigen sich
demnach je nach demografischer Situation mit den weiteren Entwicklungen und den Folgen
des Bevo¨lkerungszuwachses, -stagnation oder -schrumpfung, sowie den weitergehenden
Auswirkungen des demografischen Wandels. Eine Unterteilung des organisatorischen
Aufbaus erfolgt in:
• Zusta¨ndige Verwaltungseinheit
• Arbeitsgruppe
• Externe Akteure
• Regelma¨ßige Treffen
Zusta¨ndige Verwaltungseinheit
Das Thema
”
Demografie“ wird in den Fallstudien nicht in einer separaten Stabsstelle,
sondern von zusta¨ndigen Verwaltungseinheiten bearbeitet und geleitet (siehe Frage 9
des Fragebogens). Fallstudie A machte im Fragebogen hierzu keine Angaben, jedoch
wurde im Experteninterview deutlich, dass eine Verwaltungseinheit den Prozess des
Stadtentwicklungskonzeptes mit den demografischen Rahmenbedingungen koordiniert
(Fallstudie A).
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Die zusta¨ndigen Verwaltungseinheiten lassen sich in
1. Regional-/Stadtplanung, Stadtentwicklung (fu¨nf von neun Sta¨dten)
2. Andere A¨mter als Stadtplanung
3. Gesonderte Unterstu¨tzung (Sonderthematik)
einteilen (siehe Frage 9 des Fragebogens). Der Beginn der Bescha¨ftigung mit der Thematik
in einer Verwaltungseinheit ist in den Fallstudien sehr unterschiedlich. Der Beginn reicht
von 2001-2011, wobei der Hauptbereich zwischen 2005-2011 liegt.
Arbeitsgruppe (AG)
In allen Fallstudien wurden eine oder mehrere AGs zur Bearbeitung der Thematik des
demografischen Wandels gegru¨ndet (siehe Abbildung 4.5). Ein oder zwei Personen fu¨hren
die aus unterschiedlichen Mitgliedern bestehende AG (Referent). Der Referent der AG
koordiniert die einzelnen Verwaltungseinheiten, wie z.B. Terminkoordinationen (Fallstu-
dien A-D und F-J).
Abbildung 4.5: Arbeitsgruppe zur Bearbeitung der Thematik des demografischen Wandels
Quelle: eigene Darstellung
Involviert sind verschiedene Verwaltungseinheiten einer Stadt, die durch Verwaltungs-
leiter, Amtsleiter, Stabsstellenleiter oder Sachbearbeiter vertreten sind (Fallstudien A-D
und F-J) (Christ und Linke 2014, S. 5). In einer der gro¨ßeren Sta¨dte sind 15 A¨mter in der
71
4 Untersuchungen zum Umgang mit dem demografischen Wandel in gro¨ßeren Sta¨dten
AG involviert (Fallstudie B). Bei den beteiligten Fachbereichen/ Verwaltungseinheiten
handelt es sich bei den Fallstudien u.a. um:
• Planungsamt (u.a. Tiefbauamt)
• Wohnbaufo¨rderungsamt, Immobilienmanagement
• Personalamt
• Finanzverwaltung
• Statistikabteilung
• Jugendamt
• Sozialplanung
• Vertreter fu¨r Menschen mit Migrationshintergrund
Je nach Themenbearbeitung und -bereich ko¨nnen die Mitglieder im Laufe der Zeit
variieren (Fallstudien A, F und H).
Externe Akteure
Externe Akteure werden in diesem Zusammenhang als Personen bezeichnet, die kei-
ner Verwaltungseinheit zugeho¨rig sind. In einer Fallstudie sind es Dritte, die u¨ber die
Umsetzung von Maßnahmen entscheiden, da sie u¨ber die finanziellen Mittel verfu¨gen
(Fallstudie G). Externe Beteiligte werden nur in den Fallstudien A und G genannt, so dass
die AGs maßgeblich intern besetzt sind. In Fallstudie B werden bewusst keine externen
Personen einbezogen. Zudem wird in zwei Sta¨dten die Politik oder der Regionalverband
miteinbezogen (Fallstudien D und H) (Christ und Linke 2014, S. 5). In Fallstudie J war
die Integration der Politik schwierig, da allein die Benennung von Vertretern aus den
einzelnen Fraktionen ein sensibles Thema darstellte.
Die Integration externer Beteiligter erfolgt folglich in den Fallstudien zuru¨ckhaltend.
U¨berwiegend werden die Konzepte intern erarbeitet, wobei eine gemeinsame Strategieent-
wicklung am Anfang der Erstellung Kooperationen und Partnerschaften festigen wu¨rden.
So kann fru¨hzeitig eine Abstimmung unterschiedlicher Interessen gewa¨hrleistet werden
(Fro¨lich v. Bodelschwingh, Franciska, Hollbach-Gro¨mig und Reimann 2010, S. 83).
Regelma¨ßige Treffen
Die AGs treffen sich nach Angaben von vier Fallstudien regelma¨ßig, um sich auszutauschen.
Die Regelma¨ßigkeit wird jedoch unterschiedlich definiert, so dass es sich hierbei um Treffen
in Dreimonatsabsta¨nden oder zweimal im Jahr handeln kann (Fallstudien A, B, F und J).
Die Regelma¨ßigkeit oder ein Treffen an sich ist in manchen Fallstudien abha¨ngig davon,
ob ein Konzept fortgeschrieben werden soll oder eine
”
Ruhephase“ vorliegt (Fallstudien
A, B, F und J) (Christ und Linke 2014, S. 5).
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Aufgabenspektrum
Kenntnisse des Aufgabenspektrums der Organisationseinheit geben Aufschluss daru¨ber,
inwieweit sich die Fallstudien in der Bearbeitung a¨hneln oder unterscheiden. Die AGs
nehmen in den Fallstudien unterschiedliche Aufgaben wahr (siehe Diagramm 4.6). In acht
Sta¨dten koordiniert die AG bzw. die Mitarbeiter, die involviert sind, die aufkommenden
Aufgaben (siehe Frage 10 des Fragebogens und Fallstudien A, B, H und I). Die AG entwirft
Ideen und Konzepte (Fallstudien A, B, D, I und J). Erwa¨hnt wurde auch, dass einzelne
Abteilungen Fachkonzepte zu ihrem Themenkomplex erarbeiten und die AG die Konzepte
in Zusammenarbeit mit den Abteilungen zu einem Handlungskonzept zusammen fu¨hrt
(Fallstudien A, F und H).
Abbildung 4.6: Aufgabenspektrum der Arbeitsgruppe
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 10
Ressortdenken
Der demografische Wandel betrifft viele Bereiche, so dass von der u¨berwiegenden Anzahl
der Fallstudien eine Zusammenarbeit verschiedener Abteilungen als unerla¨sslich angesehen
wird (Fallstudien A-D und F-J).
In fu¨nf Fallstudien konnte bzw. soll das Denken in Sparten aufgeweicht werden, so dass
Abteilungen auch
”
u¨ber den Tellerrand schauen“ und eine Zusammenarbeit gefo¨rdert wird
(Fallstudien A, D, F, G, I). In Fallstudie J liegt deutlicher als in den anderen Fallstudien
ein Ressortdenken, auch Sa¨ulendenken genannt, der einzelnen Verwaltungseinheiten vor
(Christ und Linke 2014, S. 5). Dies kann auch darin begru¨ndet sein, dass die befragte
Person zuna¨chst in der freien Wirtschaft ta¨tig war und daraufhin in eine o¨ffentliche
Verwaltung eingetreten ist. Der Unterschied der Arbeitsweisen beider Bereiche kann dazu
fu¨hren, dass das Ressortdenken als sehr deutlich wahrgenommen wird. Personen, die in
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diese Struktur hineingewachsen sind, sehen ggf. eher eine Aufweichung, da ihnen der
Vergleich der vorherigen Arbeitsweisen in der Verwaltung bekannt ist.
Fallstudie B und F weisen darauf hin, dass jedes Dezernat aufgrund der Erstellung der
Fachkonzepte seine eigene Sparte hat, jedoch ein Austausch erfolgt.
In den Aussagen der Experteninterviews bezu¨glich der Verbesserung der Zusammen-
arbeit liegen die thematischen Schwerpunkte zum einen in der zwischenmenschlichen
Zusammenarbeit und der Vorgehensweise zur Erreichung eines Ziels. Einigkeit auf der
Fu¨hrungsebene ist wichtig, um u.a. eine gemeinsame Priorita¨tensetzung zu erlangen (Fall-
studie J). In Fallstudie J wurde eine Person, die zuvor in der freien Wirtschaft ta¨tig war,
zur Leitung der Arbeitsgruppe eingesetzt. Aufgrund unterschiedlicher Meinungen und
Denkweisen sind Kompromisse zu treffen und ein Kooperieren erforderlich (Fallstudien
A und J). In diesem Zusammenhang ist zu bedenken, dass Menschen unterschiedliche
Denkweisen aufweisen und hierfu¨r Versta¨ndnis eingebracht werden sollte (Fallstudien A
und G). Dies kann durch ein interdisziplina¨res Team mit verschiedenen Fachlichkeiten
erreicht werden (Fallstudie A). In Fallstudie H funktioniert ein fachu¨bergreifendes Infor-
mationsmanagement gut, so dass ein Austausch zwischen den Dezernaten erfolgt. Zudem
ist der Mehrwert integrativer Arbeitsweisen an die Beteiligten kontinuierlich aufzuzeigen
(Fallstudie A).
Auf organisatorische Aspekte wie Zusta¨ndigkeit und Aufgabenverteilung wird in den
Experteninterviews nicht explizit eingegangen. Die Fallstudien sehen die Problematik
folglich eher in zwischenmenschlichen Aspekten als in der Organisation der Arbeitsgruppe.
Politisches Handeln
Konflikte zwischen der Verwaltung und der Politik entstehen in den Fallstudien bei der
Umsetzung von Maßnahmen und der Festlegung der einzelnen Schritte (Fallstudie H).
Zudem sei die Priorisierung und letztlich die Entscheidung einzelner Schritte schwierig
(Christ und Linke 2014, S. 6-7). Als Herausforderung stellt sich auch die von der Politik
kurzfristig gewu¨nschte Umsetzung von Maßnahmen und der eher mittel- bis langfristig
arbeitenden Verwaltung (z.B. Stadtplanung bzw. -entwicklung) heraus (Fallstudien A,
B, D, F, H und J) (Christ und Linke 2014, S. 6-7). Fu¨nf Fallstudien gaben an, dass die
Politik letztlich das Konzept beschließt (Fallstudien A, B, D, G und I). In Fallstudie J
nahm die Politik das Handlungskonzept nur zur Kenntnis. In Fallstudien H sei es letztlich
der Verwaltungsvorstand, der Entscheidungen in Abstimmung mit der Politik treffe. Die
Vorgehensweise ist folglich divergent, so dass nicht generell ein Ratsbeschluss in den
Sta¨dten in Bezug auf das Handlungskonzept vorliegt.
Die Zusammenarbeit mit politischen Gremien im Rahmen der AG und der spa¨teren
Erstellung des Handlungskonzeptes ist in den Sta¨dten heterogen (Christ und Linke 2014,
S. 5). In zwei Sta¨dten wurde angegeben, dass das Konzept nicht vollsta¨ndig umgesetzt
wurde (Fallstudien A und J). In Fallstudie A wird davon ausgegangen, dass es positiv sei,
wenn ca. 75 Prozent der Entscheidungen der Politik im Rahmen des Konzeptes fallen.
In Fallstudie J wurde das Konzept aufgrund eines Politikwechsels nicht mehr beachtet.
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Nur in Fallstudie C wurde erwa¨hnt, dass die Politik hinter dem Konzept stehe. Der
jetzige Oberbu¨rgermeister war zuvor Leiter der Stadtentwicklungsabteilung, so dass ihm
beide Positionen bekannt sind. Die Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung
funktioniert hier nach Angaben des Interviewten sehr gut. Auch in Fallstudie H wird
die Zusammenarbeit auf konzeptioneller Ebene als positiv bewertet. In Fallstudie F
funktioniert die Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung insbesondere bei
ja¨hrlich aufkommenden Pla¨nen gut.
Personenabha¨ngigkeit
Der Erfolg bei der Aufstellung und die Qualita¨t von Konzepten, sowie die Umsetzung
von Maßnahmen ist abha¨ngig von den mitwirkenden Personen (Fallstudien B, C, G, H
und I). Fallstudie A gibt an, dass der Erfolg zu 50 Prozent vom Konzept und zu 50
Prozent vom Prozess abha¨ngt. Fallstudie F kann nicht generalisierend zustimmen, dass
Projekte personenabha¨ngig sind. Die Umsetzungsebene spielt ebenfalls eine wichtige Rolle
(Fallstudien D und I).
”
Personenabha¨ngigkeit“ schließt die Art und Weise einer Person
mit ein:
• U¨berzeugung/ Motivation der Person
• Attribute der Person
• Zuga¨nglichkeit zur Bevo¨lkerung
• Aufgabenverteilung an ada¨quate Personen
Zwischenfazit
Alle Fallstudien bearbeiten die Thematik des demografischen Wandels in ihren Sta¨dten.
Der organisatorische Aufbau in den Verwaltungen bezu¨glich der Bearbeitung des demo-
grafischen Wandels ist weitgehend vergleichbar. Eine bestimmte Verwaltungseinheit ist
zusta¨ndig, jedoch wurde keine separate Stabstelle eingerichtet. Die Bearbeitung erfolgt
in AGs, die durch ein oder zwei Personen geleitet werden. Das Hauptaufgabenspektrum
der AGs bezieht sich auf die Erarbeitung und Koordination ganzheitlicher Konzepte.
Die Beteiligten und die Gro¨ße der Gruppe variieren in den Fallstudien im Laufe des
Prozesses aufgrund des jeweilig zu bearbeitenden Themas/ Schwerpunktes in der Stadt.
Eine gewisse Regelma¨ßigkeit der Treffen der Arbeitsgruppen ist gegeben, jedoch werden
auch Pausen eingelegt, wenn keine weitere Bearbeitung als notwendig erachtet wird. Nur
eine geringe Anzahl an Sta¨dten bezieht externe Akteure, meist aus Finanzierungsgru¨nden,
ein.
Konflikte bei der Zusammenarbeit zwischen Politik und Verwaltung ko¨nnen sich bei
der Festlegung und Umsetzung einzelner Schritte ergeben. Das kurz- bis mittelfristige
Denken der Politik und das langfristige Denken der Verwaltung rivalisieren. Die Politik
beschließt meist die Konzepte, jedoch ist eine Beteiligung wa¨hrend der Erstellung des
Handlungskonzeptes nicht bei allen Fallstudien gegeben. Es wurde jedoch herausgestellt,
dass die Unterstu¨tzung der politischen Spitze wichtig ist und diese einen großen Einfluss
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auf die Umsetzung der Konzepte ausu¨bt.
Schwierigkeiten ergeben sich auch bei dem teilweise noch vorhandenen Ressortden-
ken der einzelnen Verwaltungseinheiten, was eine enge Zusammenarbeit erschwert. Die
zwischenmenschliche Zusammenarbeit wird von den Fallstudien betont. Es sei wichtig
Kompromisse einzugehen und unterschiedliche Denkweisen zu akzeptieren. Die erfolgrei-
che Erstellung der Handlungskonzepte ist bei der u¨berwiegenden Anzahl der Fallstudien
personenabha¨ngig. Hierbei spielt die Art und Weise einer Person eine wichtige Rolle.
4.3.2 Hilfsmittel zur Unterstu¨tzung zum Umgang mit dem demografischen
Wandel
Die Hilfsmittel dienen als Unterstu¨tzung zur Anpassung an den demografischen Wandel,
wie das Fu¨hren eines Monitoringsystems und die Erstellung von Handlungskonzepten. Die
Anwendung der Hilfsmittel, die Vergleichbarkeit zwischen den Fallstudien und Problemstel-
lungen sollen anhand der Befragungen identifiziert werden. Zur besseren U¨bersichtlichkeit
erfolgt beim Monitoring eine Unterteilung in Statistiken, Prognosen, Interne Kommuni-
kation und externe Zusammenarbeit, sowie Evaluation. Das Thema
”
Handlungskonzepte“
wird in Ausgestaltung, Akteursbeteiligung, Zeitspanne der Erstellung und Themenfelder
unterteilt.
Monitoring
Statistiken
Alle Fallstudien arbeiten mit Statistiken, um Bestandsaufnahmen bezu¨glich der Be-
vo¨lkerungsentwicklung vorzunehmen und entsprechende Entwicklungen zu erkennen
(Fallstudien A-D und F-J).
Fallstudie I gab an, dass die Statistikabteilung wa¨hrend Wahlperioden u¨berlastet sei
und nicht zeitgerecht beno¨tigte Daten liefern kann. Fallstudie F bema¨ngelt die fehlenden
Daten, um aussagekra¨ftige Prognosen zu erstellen. Vor allem im Wohnungsmarkt liegen
teilweise schnelle Vera¨nderungen vor und die Bevo¨lkerungszahl sei nicht voraussehbar. In
den vergangenen Jahren trat unerwartet ein Bevo¨lkerungswachstum auf. Nach Aussage
des Interviewten befa¨nden sich andere Sta¨dte in der gleichen Lage.
Vier Fallstudien haben Indikatorensysteme erstellt, um Vera¨nderungen wahrzunehmen
(Fallstudien A, B, H und J). Zwei Fallstudien verwenden beispielsweise ein Demografie-
Profil (Fallstudie J) bzw. einen Demografie-Atlas (Fallstudie B).
76
4.3 Anpassung an den demografischen Wandel in gro¨ßeren Sta¨dten
Prognosen
Die zuku¨nftige Auspra¨gung des demografischen Wandels wird mit Hilfe von Prognosen in
den Fallstudien ermittelt. Fast alle Sta¨dte (ausgenommen Fallstudie H) verwenden eigene
Prognosen zur Bevo¨lkerungsentwicklung (siehe Diagramm 4.7), die in den Fallstudien zu
unterschiedlichen Zeiten beginnen (2007-2013) und enden (2020-2030).
Abbildung 4.7: Verwendete Prognosen der Sta¨dte
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 6
Auch Fallstudien aus den gleichen Bundesla¨ndern verwenden bezu¨glich des Anfangs-
jahres unterschiedliche Prognosen des Bundeslandes. So liegen fu¨r Nordrhein-Westfalen
drei verschiedene Prognosen vor:
• Prognose aus dem Jahre 2008 fu¨r den Zeitraum bis 2030
• Prognose aus dem Jahre 2011 fu¨r den Zeitraum bis 2030
• Prognose aus dem Jahre 2012 fu¨r den Zeitraum bis 2030/2050
Fu¨r Niedersachsen wird auf zwei Prognosen verwiesen:
• Prognose aus dem Jahre 2011 und 2012 fu¨r den Zeitraum bis 2030 und 2031
• Prognose aus dem Jahre 2012 fu¨r den Zeitraum bis 2021
60 Prozent der Sta¨dte verwenden sowohl eigene Prognosen als auch die des eigenen
Bundeslandes. Die beiden gro¨ßten Sta¨dte arbeiten ausschließlich mit eigenen Prognosen.
Nur eine Stadt setzt sowohl eigene, die des Bundeslandes und die privater Organisationen
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ein. Als private Organisationen wurde die Bertelsmannstiftung aus dem Jahre 2011-2030
und Gertz Gutsche Ru¨hmenapp aus dem Jahre 2013-2030 genannt.
Unter Sonstiges wurden eigene Abscha¨tzungen/ Anpassungen und eigene Schu¨lerprogno-
sen eingetragen.
Jede Fallstudie stellt Prognosen u¨ber verschieden lange Zeitra¨ume auf, so das diesbe-
zu¨glich keine Vergleichbarkeit vorliegt. Kleinra¨umige Prognosen (z.B. auf Stadtteilebene)
werden von zwei Fallstudien erwa¨hnt. Diese seien belastbarer (Fallstudien B und J).
In zwei Fallstudien liegen unterschiedliche Prognoseergebnisse hinsichtlich der eigen er-
stellten und der des Bundeslandes vor. Bei Fallstudie J laufen die Ergebnisse jedoch in eine
Richtung, so dass es keine gravierenden Unterschiede gibt. Fallstudien B und J erkla¨ren
die unterschiedlichen Ergebnisse mit der fehlenden Ortskenntnisse des Landesamtes. Beide
Fallstudien halten Prognosen fu¨r sehr wichtig, da sie Begru¨ndungen fu¨r Entscheidungen
liefern und die Entwicklungsrichtung der Stadt vorgeben.
Interne Kommunikation und externe Zusammenarbeit
Als
”
weiche“ Hilfsmittel zur Wahrnehmung von Vera¨nderungen wurden
• Kommunikation innerhalb der Stadt
• Zusammenarbeit mit der Region
• Priorisierung der Handlungsfelder
genannt. Drei Fallstudien halten Kommunikation innerhalb der Verwaltung/des Dienst-
weges aufgrund des Informationsflusses und Abstimmungen fu¨r essentiell (Fallstudien
D, H und I). Fallstudie I entsendet Mitarbeiter zu Fortbildungen, die daraufhin Bericht
erstatten.
Evaluation
Ein herausstechender Punkt bezu¨glich der Wahrnehmung von Vera¨nderungen liegt bei
acht Fallstudien in der Beobachtung und/ oder Eigenwahrnehmung von Entwicklungen
in der Stadt. Mitarbeiter der Sta¨dte erfahren anhand eigener Recherchen, z.B. durch
Zeitungsartikel oder eigener Beobachtungen Vera¨nderungen innerhalb eines Quartieres in
einer Stadt. Die Entwicklungen werden folglich nicht anhand von Statistiken aufgedeckt
(Fallstudien A-D, F-I).
Als weitere Hilfsmittel befragte Fallstudie J in Form eines Bewertungsbogens Fu¨h-
rungskra¨fte der Verwaltung und der Politik, um eine Priorisierung der Handlungsfelder
erarbeiten zu ko¨nnen.
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Handlungskonzepte
Ausgestaltung
Die Fallstudien haben bereits integrierte Handlungskonzepte zum Thema demografi-
scher Wandel erstellt (siehe Frage 11 des Fragebogens) und Maßnahmen (siehe Frage
18) realisiert (Christ und Linke 2014, S. 4). Die Entstehung der Konzepte liegt in den
Zeitra¨umen zwischen 2005-2009. Bei der Ha¨lfte der Fallstudien begann die Handlungskon-
zepterstellung bereits 2005 oder 2006. Die
”
Laufzeit“ ist in den Fallstudien unterschiedlich.
Diese endeten bei 10 Prozent bereits wieder 2007, jedoch laufen diese bei 30 Prozent
der Sta¨dte bis 2015, 2020 oder 2025. Die Ha¨lfte der Fallstudien sehen die Konzepte als
Daueraufgabe, so dass diese fortlaufend weiterentwickelt werden (Christ und Linke 2014,
S. 4). Die Experteninterviews zeigten auf, dass im Jahre 2013 insgesamt drei Sta¨dte
das Handlungskonzept fortschreiben oder kontrollieren. Fallstudie B gab im Fragebogen
an, dass das Konzept bis 2015 la¨uft, jedoch erfolgt bereits 2013 eine Fortschreibung
(siehe Diagramm 4.8). Bei der Fortschreibung wird u.a. kontrolliert, ob und in welchen
Bereichen des Handlungskonzeptes Anpassungen erforderlich sind (Fallstudien B, C, H
und J). Fallstudie J stuft eine 100 prozentige Umsetzung ihres Handlungskonzept von
2004 als unrealistisch ein.
Abbildung 4.8: Monitoring der bereits erstellten Konzepte
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 20a
Der Zusta¨ndigkeitsbereich des Monitoring der Handlungskonzepte unterliegt in den
Fallstudien in unterschiedlichen Abteilungen (siehe Diagramm 4.9).
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Abbildung 4.9: Zusta¨ndigkeitsbereich des Monitoring der Handlungskonzepte
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 20b
Nur zwei Fallstudien gaben an, auf bestehenden Konzepten aufzubauen. In Fallstudie C
dient der Stadtentwicklungsplan als Grundlage fu¨r das Handlungskonzept. In Fallstudie F
entstand der Bericht u¨ber den demografischen Wandel aus dem Stadtentwicklungskonzept.
Zwei Fallstudien arbeiten mit einer Gesamtstrategie, die die einzelnen Fachpolitiken
beinhaltet (Fallstudien D und J). Fallstudien A und I ziehen in ihr Konzept keine kon-
kreten Maßnahmen mit ein, da es sich eher um eine Strategie handelt. Hier werden
nur Handlungsfelder bestimmt und eine beabsichtigte Abstraktion gewahrt. Fallstudie
C schlu¨sselt langfristige Strategien in Einzelprojekte auf, um schon zu einem fru¨heren
Zeitpunkt Erfolge verzeichnen zu ko¨nnen.
Akteursbeteiligung
In Fallstudie H wird versucht, viele Akteure (wie z.B. Vereine, Verba¨nde, Bu¨rger) bei der
Konzeptentwicklung miteinzubeziehen. Zwei Sta¨dte befu¨rworten eine Bu¨rgerbeteiligung
wa¨hrend der Erstellung eines Konzeptes (Fallstudien D und I). Fallstudie F fu¨hrte Bu¨r-
gerbeteiligungen durch, jedoch hatten sie keinen direkten Einfluss auf die Erstellung des
Konzeptes (siehe Diagramm 4.10).
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Abbildung 4.10: Form der Beteiligung der Bevo¨lkerung bei der Erstellung des Konzeptes
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 15b
Zeitspanne der Erstellung
Die Ha¨lfte der Fallstudien beno¨tigten la¨nger als zwei Jahre fu¨r die Aufstellung der Kon-
zepte (siehe Diagramm 4.11). 30 Prozent der Sta¨dte konnten innerhalb von zwei Jahren
ihr Ziel erreichen und nur 20 Prozent schafften dies innerhalb eines Jahres. Alle Sta¨dte
<200.000 Einwohner beno¨tigten la¨nger als zwei Jahre fu¨r die Aufstellung. Die vier gro¨ßten
Sta¨dte konnten dies zu 50 Prozent innerhalb eines Jahres oder innerhalb von zwei Jahren
erzielen (Christ und Linke 2014, S. 7).
Abbildung 4.11: Zeitra¨ume der Aufstellung der Konzepte
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 13
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In einem Bundesland gibt es eine Vorgabe, wie ein integriertes Stadtentwicklungskonzept
abzuarbeiten ist (Fallstudie A). Dies erfolgt in drei aufeinanderfolgenden Schritten:
1. Erarbeitung der Rahmenbedingungen
2. Erstellung der Fachkonzepte
3. Erstellung des Gesamtkonzeptes
Themenfelder
Drei Fallstudien setzen Schwerpunkte/ Schwerpunktra¨ume fest, die im Konzept behandelt
werden sollen (Fallstudien A, B und D). Die Themenfelder, mit welchen sich die Sta¨dte
auseinandersetzen, wurden in der Fragebogenaktion ermittelt (siehe Diagramm 4.12).
Die Sta¨dte bescha¨ftigen sich mindestens mit vier bis maximal 12 Bereichen, wobei sich
die drei gro¨ßten Sta¨dte mit 10-12 Themen auseinandersetzen. Die drei kleinsten Sta¨dte
konzentrieren sich auf fu¨nf bis sechs Aufgabenbereiche (Christ und Linke 2014, S. 4).
Abbildung 4.12: Themenbereiche der Konzepte
Quelle: Fragebogen - Frage Nr. 12
Die Anzahl der Themenfelder ist a¨quivalent zu der Anzahl der Aufgabenbereiche
der Verwaltungseinheit. Dies bedeutet, umso mehr Funktionen die Verwaltungseinheit
u¨bernimmt, desto mehr Themenfelder werden bedient. Die Gro¨ße der Stadt ha¨ngt folglich
mit der Anzahl der Themenfelder ab, da sie u¨ber eine entsprechend ho¨here personelle
Besetzung und finanzielle Mittel verfu¨gen (Christ und Linke 2014, S. 4).
Die am ha¨ufigsten genannte Thematik ist die Siedlungsfla¨chenentwicklung. Nur 30 Pro-
zent bescha¨ftigen sich mit dem Bereich der Arbeitsmarktentwicklung. Die stagnierenden
und sich negativ entwickelnden Sta¨dte setzen sich mit diesem Themenkomplex nicht
auseinander (Christ und Linke 2014, S. 4).
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Unter
”
Sonstiges“ fallen folgende Themenbereiche bzw. Anmerkungen:
• Freiraumentwicklungsprogramme, Seniorenkonzept, sta¨dtebauliches Konzept, Ba¨-
derkonzept
• Handlungskonzept zum demografischen Wandel bildet Grundlage und Rahmen
Bei den stagnierenden Fallstudien G und H stimmen folgende Themenbereiche u¨berein:
• Integration von Zuwanderern
• Siedlungsfla¨chenentwicklung
• Ra¨umliche/ teilra¨umliche Strukturvera¨nderungen
Die sich negativ entwickelnden Fallstudien I und J bescha¨ftigen sich beide mit:
• Siedlungsfla¨chenentwicklung
• Wohnpolitik
• Ra¨umliche/ teilra¨umliche Strukturvera¨nderungen
• Verkehr
• Bildung und berufliche Qualifizierung
Die Priorita¨ten der Themen in den Handlungskonzepten werden in den Sta¨dten je
nach Entwicklungsbedarf und/ oder politischen Entscheidungen unterschiedlich gesetzt
(Christ und Linke 2014, S. 5). In Fallstudie F hat der Mitarbeiter keinen Einfluss auf die
Umsetzung von Maßnahmen. In Fallstudie H dient der Integrationsbericht als eine Art
Evaluationsgrundlage fu¨r das Handlungskonzept.
Zwischenfazit
Die Bestandsaufnahme bezu¨glich der Bevo¨lkerungsentwicklung erfolgt in den Fallstudien
mit Hilfe von Statistiken. Die Statistikabteilungen sind teilweise zu bestimmten Zeiten
u¨berlastet und ko¨nnen keine aktuellen Daten liefern oder es fehlen Daten zu bestimmten
Themenfeldern. Die Fallstudien bedienen sich unterschiedlicher Methoden, z.B. in Form
von Indikatorensystemen oder eines Demografie-Profils, um Vera¨nderungen wahrzuneh-
men.
Die erhaltenen Statistikdaten werden in Prognosen weiterverwendet, jedoch kann auch
hier keine einheitliche Methode festgestellt werden. Die Prognosen variieren bezu¨glich
der Zeitspannen und Bundesla¨nder und Sta¨dten erhalten verschiedene Ergebnisse fu¨r die
zuku¨nftige Entwicklung in der Stadt.
Ein wichtiger Punkt sei die Kommunikation innerhalb der Verwaltung u¨ber wahrgenom-
mene Vera¨nderungen. Die Beobachtung oder Eigenwahrnehmung der Mitarbeiter der
Sta¨dte spielt eine wichtige Rolle bei der Feststellung von Vera¨nderungen.
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Die Handlungskonzepte werden als langfristig und strategisch geleitete gesamtsta¨dtische
Konzepte erstellt. Die Laufzeit stellt sich in den Fallstudien als unterschiedlich heraus und
wird oftmals als Daueraufgabe gesehen. Teilweise entstehen die Handlungskonzepte aus
bestehenden Stadtentwicklungskonzepten. Eine komplette Umsetzung der erarbeiteten
Maßnahmen wird in den Sta¨dten meist nicht gewa¨hrleistet. Um so gro¨ßer eine Stadt
ist, desto mehr Handlungsfelder werden im Handlungskonzept abgehandelt. Die Sied-
lungsfla¨chenentwicklung ist in fast allen Fallstudien ein Teilbereich der Handlungsfelder.
Die Erstellung der Konzepte dauert bei der Ha¨lfte der Fallstudien la¨nger als zwei Jahre an.
Eine Akteurs- und Bu¨rgerbeteiligung erfolgt in den Fallstudien meist zo¨gerlich. Wenn
Bu¨rger beteiligt werden, findet dies u¨berwiegend im Rahmen von Bu¨rgerbeteiligungen,
Arbeitskreisen oder Einzelgespra¨chen statt.
4.3.3 Einscha¨tzungen zur Anpassungsfa¨higkeit bei unerwarteten Ereignissen
Die Bestandsaufnahme des Umgangs mit dem demografischen Wandel in gro¨ßeren Sta¨dten
in Deutschland erfolgte mit Hilfe einer schriftlichen Befragung. In leitfadengestu¨tzten
Experteninterviews wurde u.a. ein vertiefter Kenntnisstand hinsichtlich der eigenen Ein-
scha¨tzung der befragten Personen zur Anpassungsfa¨higkeit bei unerwarteten Ereignissen
erfragt. Dies bezieht die Flexibilita¨t von Handlungskonzepten und allgemeine Themen
des demografischen Wandels mit flexiblen und unflexiblen Inhalten ein.
Konzepte zur flexiblen Reaktion
In den Experteninterviews wurde abgefragt, was ein flexibles Konzept nach Meinung
der Interviewten ausmacht. Ziel war es Ru¨ckschlu¨sse treffen zu ko¨nnen, was Merkma-
le von Flexibilita¨t in der Verwaltung und bei der Erarbeitung von Konzepten sein ko¨nnten.
Die Beibehaltung eines roten Fadens und die Beachtung der Grundproblematiken in der
Stadt sollten trotz Auftreten neuer Ereignisse weiterhin beachtet werden (Fallstudie J). In
Fallstudie J werden Ereignisse, die der Politik wichtiger erscheinen, priorisiert bearbeitet.
Dadurch ko¨nnen bereits gefa¨llte Entscheidungen wieder hinfa¨llig werden oder in den
Hintergrund treten. Drei Fallstudien verstehen die Erstellung eines flexiblen Konzeptes
als einen Prozess mit Beteiligung der richtigen Akteure, um bei der Umsetzung ggf. eine
weitere Richtung anzustoßen (Fallstudien A, C und G).
Fu¨nf Fallstudien nannten ein offenes Planungsversta¨ndnis bzw. System als Kriterien
fu¨r Flexibilita¨t (Fallstudien A, C, G, H und J). Ziele ko¨nnen hier als Arbeitsgrundlage
dienen, die es jedoch nicht gilt starr umzusetzen (Fallstudie H).
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Vorausschauendes Denken wird von drei Fallstudien angemerkt:
• Gewa¨hrleistung einer flexiblen Umsetzung (Fallstudien A und F)
• Bedenken der weiteren Richtung (Fallstudien A und C)
• Bedenken der Konsequenzen (Fallstudien C und F)
Vier Fallstudien nennen informelle Kontakte und Kommunikation als wichtige Kom-
ponenten von Flexibilita¨t. Dies schließt die Kommunikation zwischen den Akteuren mit
einer
”
gemeinsamen Sprache“ ein (Fallstudien A, B, D und I). Informelle Gegebenheiten
und die Kenntnis des
”
verminten Terrains“ werden von Fallstudie D betont. In diesem
Zusammenhang spielt auch die Pra¨gung der Akteursgruppen u¨ber Jahre hinweg eine
Rolle (Fallstudie A). Abschließend fu¨hrt Freiwilligenarbeit und Engagement zu Flexibi-
lita¨t, weil bestimmte Projekte flexibler entstehen ko¨nnen (Fallstudie F). Regelma¨ßige
Treffen (Fallstudie D), Bu¨rgerbeteiligung und interne Umfragen (Fallstudie B) werden als
fo¨rderlich gesehen. Flexibilita¨t ist abha¨ngig von den Menschen, die sich mit der Thematik
bescha¨ftigen. Aspekte, die in diesem Zusammenhang genannt wurden, sind:
• Mitdenken (Fallstudie A)
• Richtige Aufgabenverteilung (Fallstudie I)
• Fu¨hrung durch eine Person mit Querschnittapparat (Fallstudie D)
Eine Austauschplattform oder auch Fortbildungsplattform informiert die Akteure u¨ber
zuku¨nftige Entwicklungen und Trends, so dass ein Austausch stattfindet (Fallstudie D).
Flexibles Handeln setzt voraus, dass ein Monitoring oder eine Kontrolle stattfindet,
welches auch ggf. (zusa¨tzlich) von Dritten (z.B. Kollegen) vorgenommen werden kann
(Fallstudien B, G und H).
Aspekte, die Flexibilita¨t hindern, ko¨nnen die finanzielle Lage und/ oder Personal-
mangel darstellen (Fallstudien G und H). Zudem ko¨nnen Gegner ein flexibles Handeln
behindern (Fallstudien A und J). Fallstudie H weist daraufhin, dass eine Eigendynamik
zu einer Kontraproduktivita¨t fu¨hren kann, da die einzelnen Schritte der Bearbeitung
nicht reflektiert und auf Vera¨nderungen eingegangen werden kann. Beide Fallstudien und
zwei weitere stellen deshalb die Bedeutsamkeit von vorherrschenden Rahmenbedingungen
heraus (Fallstudien C, F, H und J). Fallstudie D merkte auch an, dass eine
”
unu¨berlegte
Konzeption “zu unflexiblen Handlungsmustern fu¨hren kann.
Nur Fallstudie G vertritt die Ansicht, dass sich in vier bis fu¨nf Jahren keine erheblichen
Vera¨nderungen vollziehen.
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Themenbereiche mit flexiblen oder unflexiblen Inhalten
Fu¨nf Fallstudie a¨ußerten sich zu der Frage, welche Bereiche sich flexibel und unflexibel
gestalten lassen. Als flexible Komponenten wurden genannt:
• Migration (Fallstudien D und F)
• Absehbarkeit der Altersstruktur (Fallstudie D)
• Gesetzesa¨nderungen (z.B. Betreuungsanspruch) (Fallstudien C und D)
• Wohnungsbau, wenn Fla¨chen vorhanden sind (Fallstudie F)
Als unflexibel wurde genannt:
• Vorhaben mit langer Lebensdauer (z.B. Infrastruktur) (Fallstudien A und B)
• Wohnungsbau (Fallstudie B)
• Kostenprobleme (Fallstudie B)
Die genannten Themenbereiche betreffen zum einen stadtplanerische Aspekte, die in
den Prozesskreislauf nicht unmittelbar integriert werden ko¨nnen bzw. nicht als Kriterien
Anwendung finden ko¨nnen.
Zwischenfazit
Die Experteninterview lieferten Ergebnisse, wann Flexibilita¨t gewa¨hrleistet werden kann
und wann sie verhindert wird. Flexibilita¨t erfordert die Beibehaltung eines roten Fadens
und die Beachtung der Grundproblematiken, auch wenn eine neue Thematik hinzukommt.
Dies betrifft insbesondere das politische Handeln, welches oftmals neue Problembereiche
in die Verwaltung einbringt und bestehende Themen in den Hintergrund dra¨ngt. Die
Erstellung eines Handlungskonzeptes ist als Prozess zu verstehen, der die richtigen Ak-
teure beteiligen sollte. Ein offenes Planungsversta¨ndnis bzw. System spielt in diesem
Zusammenhang eine wichtige Rolle. Die Verwendung von Zielen ko¨nnen als Grundlage
dienen, sollten jedoch nicht versucht werden starr umgesetzt zu werden. Vorausschauendes
Denken wird ebenfalls als flexibler Aspekt genannt, wohingegen unu¨berlegtes Denken
kontraproduktiv sein kann. Eine Reaktion auf Vera¨nderungen erfordert ein Monitoring
oder eine Kontrolle.
In den Interviews wurden immer wieder die Bedeutung informeller Kontakte und
Kommunikation fu¨r ein flexibles Vorgehen genannt. Es besteht eine nicht zu vernachla¨ssi-
gende Abha¨ngigkeit des Erfolgs von den jeweiligen beteiligten Menschen. Das
”
verminte
Terrain“ sollte bekannt sein, so dass der Prozess nicht gebremst wird. Die Pra¨gung von
Akteursgruppen u¨ber Jahre hinweg kann hilfreich sein. Auch eine Bu¨rgerbeteiligung, wie
auch Freiwilligenarbeit und Engagement unterstu¨tzen eine effiziente Anpassung. Interne
Umfragen zu der Thematik des demografischen Wandels und Vera¨nderungen ko¨nnen zur
Flexibilita¨t beitragen. Regelma¨ßige Treffen und die Bereitstellung von Austauschplattfor-
men sind ebenfalls erwa¨hnt worden.
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Flexibilita¨t kann verhindert werden durch eine Eigendynamik, die bei Prozessen entste-
hen kann. Eine Anpassung ist hier nicht mehr gewa¨hrleistet. Eine unu¨berlegte Konzeption
kann zu unflexiblen Handlungsmustern fu¨hren. Die Rahmenbedingungen der Verwaltung,
wie die finanzielle Lage und Personalmangel ko¨nnen ein flexibles Handeln behindern.
4.4 Zusammenfassung der Mo¨glichkeiten und Grenzen einer
flexiblen Vorgehensweise
Die bestehenden Konflikte zur Anpassung an den demografischen Wandel und Erkennt-
nisse aus den Fallstudien zeigen sowohl Mo¨glichkeiten wie auch Grenzen einer flexiblen
Vorgehensweise auf (siehe Abbildung 4.13).
Die Individualita¨t von Sta¨dten bezu¨glich der Auspra¨gung und der Herangehensweise zur
Anpassung an den demografischen Wandel la¨sst unterschiedliche Lo¨sungsmo¨glichkeiten
hinsichtlich verwendeter Methoden und Techniken zu. Ein Baukasten mit verschiede-
nen Werkzeugen eingebettet in einen festen Rahmen wa¨re eine sinnvolle Alternative im
Gegensatz zu einer streng vorgegebenen Methodik. Einschra¨nkend sind die finanzielle
Lage und der teilweise vorherrschende Personalmangel zu nennen, der keine aufwendigen
Prozesse zula¨sst. Auch bergen die vorherrschenden Verwaltungsstrukturen und die Einli-
nienorganisation in o¨ffentlichen Verwaltungen von Sta¨dten Grenzen. Die Chance eines
Prozesses, der abgewandelte Strukturen von der Einlinienorganisation erfordert, liegt in
einer Abmilderung des Ressortdenkens. Eine geforderte Zusammenarbeit verschiedener
Abteilungen, wie es bisher auch schon der Fall ist, ko¨nnte weiterhin unterstu¨tzend wirken.
In diesem Zusammenhang bestehen Mo¨glichkeiten in der Zusammenarbeit und Kom-
munikation der beteiligten Akteure. Unter Beachtung der Perso¨nlichkeit von Menschen
kann ein Beitrag zu kooperativen Verhalten und zwischenmenschlicher Zusammenarbeit
geleistet werden. Die Bedeutung informeller Kontakte sollte einen großen Stellenwert
erfahren, da sie wichtige Informationen bezu¨glich Vera¨nderungen hinsichtlich des demo-
grafischen Wandels beinhalten ko¨nnen. Eine Bereitstellung von Austauschplattformen
und die Durchfu¨hrung interner Umfragen fo¨rdert auch informelle Kommunikation. Ein
Ku¨mmerer, der sich der Thematik annimmt, und die Akteure in Kontakt ha¨lt sollte u¨ber
fachliches und perso¨nliches Engagement verfu¨gen, um die komplexe und zeitaufwendige
Aufgabe voran zu treiben.
Die Beteiligung von betroffenen Akteuren ist ausschlaggebend fu¨r ein erfolgreiches
Handlungskonzept und dessen Umsetzung. Eine Unterstu¨tzung einer sinnvollen Akteurs-
und Bu¨rgerbeteiligung birgt deshalb Vorteile. Bei einem gesamtsta¨dtischen Konzept
kann die Akteursbeteiligung variieren, was eine Herausforderung in einer Arbeitsgruppe
darstellen kann. Eine Unterstu¨tzung der politischen Spitze ist insbesondere fu¨r die spa¨tere
Umsetzung des Handlungskonzeptes von Belang und als Mo¨glichkeit fu¨r Flexibilita¨t
zu sehen. Die politische Herangehensweise und deren Einflussbereich, zum einen der
politischen Fraktionen und zum anderen des Bu¨rgermeisters, ko¨nnen eine kontinuierliche
Vorgehensweise blockieren oder die Umsetzung von Maßnahmen begu¨nstigen.
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Die Erstellung von Handlungskonzepten erfolgt bereits in Ansa¨tzen mit Hilfe von
Projektmanagementmethoden und wird insgesamt als Prozess verstanden. Hierbei sollte
der Prozess offen gestaltet werden, um flexibel reagieren zu ko¨nnen. In diesem Zusam-
menhang ist jedoch auch wichtig, trotz Vera¨nderungen in anderen Bereichen einen roten
Faden beizubehalten und die Thematik des demografischen Wandels nicht aufzugeben.
Vorausschauendes Denken hilft beim Einschlagen der entsprechenden Richtung. In die-
sem Zusammenhang ist eine klare Zielformulierung und eine flexible Umsetzung von
Zielen als Mo¨glichkeit zu sehen. Zudem ist eine Informationsweitergabe an die Politik
von Bedeutung, um diese u¨ber aktuelle U¨berlegungen in Kenntnis zu setzen oder sogar
direkt zu beteiligen. Sollte das Thema des demografischen Wandels zeitweise keine Prio-
rita¨t erfahren, sind Pausen in einem Prozess einzukalkulieren und ein leichter Einstieg
wieder zu gewa¨hrleisten. Insgesamt ist eine kurze Aufstellungszeit sinnvoll, bevor sich
Vera¨nderungen ergeben und das Konzept hinfa¨llig wird. Regelma¨ßige Treffen mit der
Arbeitsgruppe sind auf der anderen Seite wichtig, um eine kontinuierliche Bearbeitung der
gesamtsta¨dtischen Konzepte zu erreichen. Eine Unterstu¨tzung sollten integrierte und res-
sortu¨bergreifende Handlungsstrategien erfahren, da die Anpassung an den demografischen
Wandel von vielen Faktoren und Abteilungen abha¨ngig ist. Eine Beru¨cksichtigung der oben
genannten Faktoren eines Prozesses bieten Mo¨glichkeiten und wu¨rde Grenzen u¨berwinden.
Die Sta¨dte nehmen mit Hilfe eines Monitorings bereits Vera¨nderungen wahr. Mo¨glichkei-
ten ergeben sich aus der Eigenwahrnehmung und Beobachtung beteiligter Akteure, sowie
der Ermo¨glichung einer Kommunikationsplattform u¨ber wahrgenommene Vera¨nderungen.
Das Versta¨ndnis von Handlungskonzepten als Daueraufgabe unterstu¨tzt das Monitoring.
Als Mo¨glichkeit oder Grenze ko¨nnen die unterschiedlichen Vorgehensweisen und Metho-
den (Indikatorensysteme, Demografie-Profil) verstanden werden. Eine Vergleichbarkeit
von Sta¨dten wird so erschwert, andererseits bergen die unterschiedlichen Methoden fu¨r
einzelne Sta¨dte aufgrund ihrer Individualita¨t Vorteile.
Grenzen liegen in der Bereitstellung einheitlicher Prognosen und einer kontinuierlichen
Datenlieferung der Statistikabteilung. Zudem mangelt es teilweise an vollsta¨ndigen Daten.
Die aufgezeigten Grenzen und Mo¨glichkeiten stellen Anforderungen an ein Management
in einer sta¨dtischen Verwaltung. Ein flexibles Management ist u.a. aufgrund der Indivi-
dualitA˜d’t und politischen Herangehensweise unabdingbar, um sich schnell an vera¨nderte
Rahmenbedingungen anpassen zu ko¨nnen. Es sollte einerseits vorausschauend gestal-
tet werden und andererseits das Projekt in der Gegenwart koordinieren. Eine wichtige
Komponente ist die Zusammenarbeit und Kommunikation innerhalb und außerhalb der
Verwaltung, die eine Identifikation und ein Einbeziehen aller wichtigen Akteure erfor-
derlich macht. Das Management wird mit einer Methode nicht abzudecken sein, so dass
mehrere mo¨gliche Managementmethoden in Betracht gezogen werden.
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Abbildung 4.13: Mo¨glichkeiten und Grenzen einer flexiblen Vorgehensweise
Quelle: eigene Darstellung
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5 Mo¨gliche Managementmethoden zur
Anwendung in der o¨ffentlichen
Verwaltung
Die Mo¨glichkeiten und Grenzen einer flexiblen Vorgehensweise, sowie bestehende Konflik-
te bei der bisherigen Anpassung an den demografischen Wandel bieten die Grundlage fu¨r
einen Anforderungskatalog. Daraus werden mo¨gliche Managementmethoden ausgewa¨hlt,
die sich fu¨r eine effiziente und flexible Anpassung an den demografischen Wandel eignen.
Die Erstellung eines Handlungskonzeptes als Projektversta¨ndnis und bereits angewendete
Managementmethoden in sta¨dtischen Verwaltungen aufgrund des NSM und KSM la¨sst
den Schluss zu, Managementmethoden weiter auszubauen und auf diese zuru¨ckzugreifen.
Die Vielfalt an Managementmethoden und -techniken la¨sst eine ganzheitliche Be-
trachtung nicht zu, so dass auf eine Auswahl an mo¨glichen Managementmethoden zu-
ru¨ckgegriffen wurde. Die hier vorgenommene Zusammenstellung deckt die aus dem
Anforderungskatalog erforderlichen Kriterien ab und fu¨hrt zu einem vollsta¨ndig anwend-
baren Prozesskreislauf zur Anpassung an den demografischen Wandel in einer sta¨dtischen
Verwaltung.
5.1 Anforderungskatalog fu¨r flexible Ansa¨tze in der Verwaltung
Die Anforderungen wurden aufbauend auf Kapitel 4.4 in drei Ober- und sechs Unterkate-
gorien eingeteilt, um eine Strukturierung der Kriterien zu erreichen. Es handelt sich um
Anforderungen, die sich fu¨r eine flexible Anpassung als die erforderlichsten herausstellten
(siehe Abbildung 5.1).
90
5.1 Anforderungskatalog fu¨r flexible Ansa¨tze in der Verwaltung
Abbildung 5.1: Kategorisierung des Anforderungskatalogs
Quelle: eigene Darstellung
Die sechs Unterkategorien werden durch Kriterien spezifiziert (siehe Abbildung 5.2), um
eine detaillierte Bewertung der einzelnen Managementmethoden vornehmen zu ko¨nnen.
Individualita¨t
Die Unterschiedlichkeit von Sta¨dten hinsichtlich ihrer Rahmenbedingungen und Auspra¨-
gung erfordert individuelle Lo¨sungen. Eine festgelegte Methode wa¨re hier nicht zielfu¨hrend
und wu¨rde, wie das NSM mit seinem gesamten zu beru¨cksichtigen Apparat, scheitern. In
diesem Zusammenhang spielt die finanzielle Lage und der Personalmangel eine wichtige
Rolle, da keine sehr kosten- und zeitaufwendigen Methoden Anwendung finden ko¨nnen
bzw. eine Bru¨cksichtigung erfolgen sollte. Ein ausgearbeiteter Methodenmix ist nicht
fo¨rderlich, wenn er aufgrund fehlender finanzieller Mittel und/ oder einem Personalmangel
nicht durchgefu¨hrt werden kann.
Verwaltungsbesonderheiten
Eine Verwaltung ist hinsichtlich seiner Organisationsstruktur nicht vergleichbar mit Un-
ternehmen, da Verwaltungen weniger flexibel reagieren ko¨nnen. Eine Beru¨cksichtigung
der Verwaltungsstrukturen und der meist noch in Verwendung befindlichen Einlinien-
organisation ist deshalb von No¨ten, so dass Methoden auch realistisch umsetzbar sind.
Das teilweise noch immer vorherrschende Ressortdenken schra¨nkt die Verwendung von
Methoden auch ein bzw. sollte durch entsprechende Methoden versucht werden, dieses zu
u¨berwinden.
91
5 Mo¨gliche Managementmethoden zur Anwendung in der o¨ffentlichen Verwaltung
Abbildung 5.2: Unterkategorien des Anforderungskatalogs
Quelle: eigene Darstellung
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Zusammenarbeit und Kommunikation
Ein wichtiger Punkt im Rahmen der Anpassung an den demografischen Wandel ist
die Zusammenarbeit und Kommunikation innerhalb der Verwaltung und mit externen
Akteuren. Zur Abdeckung des breiten Spektrums des demografischen Wandels ist ein
wichtiger Faktor, dass eine zwischenmenschliche Zusammenarbeit unter Beru¨cksichtigung
der Perso¨nlichkeit von Menschen stattfindet. Hier spielen auch informelle Kontakte
und Kommunikation, sowie kooperatives Verhalten eine Rolle, um ein abgestimmtes und
umsetzungsfa¨higes Handlungskonzept erarbeiten zu ko¨nnen. Nicht nur die Kommunikation
innerhalb des Teams, auch außerhalb im Rahmen von ermo¨glichten Austauschplattformen
unter Beteiligung von externen Experten kann Hilfe leisten. Die Leitung sollte durch einen
Ku¨mmerer erfolgen, der sowohl fachliches als auch perso¨nliches Engagement aufweist,
um den Prozess erfolgreich unterstu¨tzen zu ko¨nnen.
Akteure
Im Zusammenhang mit der Zusammenarbeit und Kommunikation ist die Akteursbetei-
ligung ausschlaggebend fu¨r eine erfolgreichen Zielerreichung. Ohne geeignete Akteure
funktioniert die letztliche Erarbeitung von Maßnahmen zur Anpassung an den demo-
grafischen Wandel nicht. Zudem erfordert der demografische Wandel die Beteiligung
vieler Akteure bzw. einer variierenden Akteursbeteiligung, dass bei den Methoden zu
beru¨cksichtigen ist. Nicht zu vernachla¨ssigen ist der Einfluss von Politik und Bu¨rgermeis-
ter, sowie der politischen Herangehensweise bezu¨glich schneller A¨nderungswu¨nsche oder
Priorita¨tenverschiebungen.
Prozess
Die zuvor genannten Kriterien sollten deshalb in einem Prozess integriert und Anwendung
finden. Zuna¨chst ist eine klare Zielformulierung notwendig, um die richtige Richtung
zu integrierten und ressortu¨bergreifenden Handlungsstrategien einzuschlagen. Aufgrund
mo¨glicher A¨nderungswu¨nsche der Politik oder vera¨nderten Rahmenbedingungen ist ein
offener Prozess vorteilhaft, der dennoch einen roten Faden innerhalb der Verwaltung bis zu
einem gewissen Grad beibeha¨lt. Wichtig ist die Informationsweitergabe an die Politik u¨ber
den aktuellen Stand des Handlungskonzeptes, so dass diese angemessen reagieren kann.
Aufgrund von mo¨glichen Vera¨nderungen sollten Ziele flexibel umgesetzt werden ko¨nnen.
Ein vorausschauenden Denken unterstu¨tzt die Wahrnehmung von Vera¨nderungen und
einen geeigneten Prozessverlauf. Arbeitsgruppen mit regelma¨ßigen Treffen erarbeiten ein
gesamtsta¨dtisches Konzept, da ohne Zusammenarbeit von Akteuren kein ganzheitliches
Konzept entstehen kann. Aufgrund sich schnell a¨ndernder Rahmenbedingungen oder auch
Personalmangels ist eine kurze Aufstellungsdauer zu bevorzugen.
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Monitoring
Ein wichtiger Bestandteil zur Anpassung an den demografischen Wandel ist das Monito-
ring, um u¨berhaupt Vera¨nderungen wahrnehmen zu ko¨nnen. Es ist Voraussetzung fu¨r die
Beachtung zuku¨nftiger Entwicklungen. Schwierigkeiten bereiten bislang die Bereitstellung
einheitlicher Prognosen und Prognosen an sich, die Datenlieferung der Statistikabteilung
und die Vollsta¨ndigkeit von Daten. Eine Vergleichbarkeit von Sta¨dten in gewissem Maße,
sowie eine Erstellung realistischer Prognosen sind eingeschra¨nkt. Die Methoden sollten
dies entsprechend beru¨cksichtigen und ggf. andere Wege hinsichtlich Zukunftsmethoden
aufzeigen. Unterschiedliche Methoden sollten aufgrund der Individualita¨t der Sta¨dte und
vorherrschender Rahmenbedingungen eingebracht werden ko¨nnen. Als wichtiger Baustein
des Monitorings hat sich die Beobachtung und Eigenwahrnehmung der Mitarbeiter heraus-
gestellt (siehe Kapitel 4.3.2). Diese sollten die Mo¨glichkeit der Kommunikation u¨ber ihre
wahrgenommenen Vera¨nderungen erhalten. Das Versta¨ndnis von Handlungskonzepten
als Daueraufgabe fu¨hrt zu einem kontinuierlichen Monitoring und aktuell gehaltenen
Konzepten.
Die Abdeckung der gesamten Anforderungen erfordert aufgrund ihrer Breite ver-
schiedene Managementmethoden, um den Katalog vollsta¨ndig zu erfu¨llen. Diese greifen
ineinander und sind in diesem Prozess voneinander anbha¨ngig (siehe Abbildung 5.3).
Abbildung 5.3: Die verschiedenen Managementmethoden
Quelle: eigene Darstellung
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Als Dach des gesamten Prozess dient das Zukunftsmanagement und im speziellen das
Eltviller Modell (siehe Kapitel 5.2). Dieses wird durch verschiedene Methoden (Foresight,
traditionelles und agiles Projektmanagement, Prozessmanagement und Stakeholdermana-
gement) ausgefu¨llt und zu einem ganzheitlichen Prozess zusammengefu¨gt (siehe Kapitel
6). Eine Beschreibung der einzelnen Managementmethoden erfolgt in den nachfolgenden
Abschnitten, die schließlich einer Bewertung anhand des Anforderungskatalogs unterlie-
gen.
5.2 Zukunftsmanagement - das Eltviller Modell
Das Zukunftsmanagement beinhaltet sowohl die Zukunftsforschung wie auch das stra-
tegische Management und fungiert als Verbindung beider Managementformen (Mic´ic´
2011, S. 13; Fink und Siebe 2011, S. 10). Alle Systeme, Prozesse oder Methoden, die
der Fru¨herkennung zuku¨nftiger Entwicklungen dienen, sind hier eingeschlossen. Diese
werden daraufhin in die Strategie integriert. Zukunftsmanagement geht anders als die
Zukunftsforschung mit Hilfe einer systematischen Erkennung der zuku¨nftigen Ma¨rkte
konkret und praktisch auf die Anforderungen von Unternehmen ein. Es kann hieraus
praktisch realisierbare Strategien entwickeln (Mic´ic´ 2011, S. 13).
Zukunftsmanagement ist ein U¨berbegriff, der Teildisziplinen mit einschließt (siehe
Abbildung 5.4) (Mic´ic´ 2011, S. 16).
Abbildung 5.4: Zukunftsmanagement als Disziplin
Quelle: angelehnt an Mic´ic´ 2011, S. 17
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Durch Zukunftsforschung und Trendforschung werden zuku¨nftige Entwicklungen ermit-
telt und mit Hilfe von Corporate Foresight interpretiert. Mit der strategischen Planung
wird schließlich eine Vision erarbeitet und der Weg dorthin aufgezeigt (Mic´ic´ 2011, S. 16).
Die vier
”
Eckpfeiler“ Risikomanagement, Innovationsmanagement, Competetive Intelli-
gence und Issue Management liefern dem Unternehmen bestimmtes Wissen (Mic´ic´ 2011,
S. 17):
• Risikomanagement - mo¨gliche Bedrohungen und Risiken
• Innovationsmanagement - Erkennung strategischer Chancen
• Competetive Intelligence - zuku¨nftige Aktivita¨ten von Wettbewerbern
• Issue Management - Umgang mit der Zukunft in Form von Unternehmenskommu-
nikation
Das Zukunftsmanagement kann auch so beschrieben werden, dass es auf drei Ebenen
entwickelt wird (Fink und Siebe 2011, S. 10):
• der strategischen Ebene - Vision
• der taktischen Ebene - Umsetzung der Vision
• der operativen Ebene - Umsetzung mithilfe konkreter Planungen
Bei der strategischen Ebene ist ein zukunftsoffenes Denken von Bedeutung, so dass
mehrere Zukunftsbilder in Betracht gezogen werden. Zudem ist ein vernetztes Denken
erforderlich, um Zusammenha¨nge zwischen Faktoren und Trends herzustellen. Auf dieser
Ebene bilden Szenarien ein zentrales Element. Bei Entscheidungen werden auf der takti-
schen Ebene bereits sich abzeichnende Vera¨nderungen im Rahmen von Trends registriert.
Auf der operativen Ebene sollte ein schlu¨ssiges Zukunftsbild durch quantitative Prognosen
(Extrapolationen) erstellt werden (Fink und Siebe 2011, S. 11).
In der Raumplanung kann Zukunftsforschung in eine ra¨umlich differenzierende Pro-
gnostik eingegrenzt werden, die sich auf ku¨nftig mo¨gliche oder beabsichtigte ra¨umliche
Strukturen und Prozesse bezieht (Stiens 1998, S. 113). Es lassen sich quantifizierende und
qualitative oder
”
argumentierende“ Verfahren differenzieren (siehe Tabelle 5.1) (Stiens
1998, S. 114). Eine Unterscheidung liegt in Methoden (u¨bergeordnete methodologische
Kategorie) und Techniken (Hilfsmittel von Methoden) (Stiens 1998, S. 114).
Tabelle 5.1: Prognosemethoden
Quelle: Stiens 1998
quantifizierend qualitativ
Prognosen im engeren Sinn Szenarien
Trendexploration
Simulationsverfahren
Ex-ante-Wirkungsanalyse, Aktivita¨tsfol-
genabscha¨tzung
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Die Methoden ko¨nnen im Rahmen des partizipativen Foresight integriert und so auf
einen abgestimmten Prozess in sta¨dtischen Verwaltungen angepasst werden (siehe Kapitel
5.2.2).
5.2.1 Das Eltviller Modell
MIC´IC´ entwickelte das Eltviller Modell (Mic´ic´ 2011, S. 21-30; FutureManagementGroup
AG 2017), welches u.a. die drei Ebenen von FINK aufgreift. Das Modell stellt Begriffe
und Sichtweisen im Rahmen des Zukunftsmanagements (Foresight), der Strategie und
ihre Zusammenha¨nge dar. Es ist gegenu¨ber Methoden und Werkzeugen neutral, so dass
es als Rahmen dient (Mic´ic´ 2017b; Mic´ic´ 2017a). Das Modell basiert auf den fu¨nf soge-
nannten Zukunftsbrillen (FutureManagementGroup AG 2017; Mic´ic´ 2011, S. 23). Die
Zukunftsbrillen werden in ein Zukunftsstrategie-Modell u¨bertragen (siehe Abbildung 5.5)
und auf das jeweilige Unternehmen mit Hilfe eines Zukunftsteams angepasst.
Abbildung 5.5: Das Eltviller Modell
Quelle: Mic´ic´ 2017
Die Zukunftsstrategie beinhaltet verschiedene Elemente, die den unterschiedlichen
Brillen zugeordnet sind. Die objektiven Entwicklungen ko¨nnen nicht beeinflusst werden
(siehe Tabelle 5.2).
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Tabelle 5.2: Erla¨uterung der Elemente des Eltviller-Modells
Quelle: Mic´ic´ 2011, S. 25-27 und Mic´ic´ 2017
Element Erla¨uterung
objektiv
Zukunftsfaktoren Ursachen und Treiber des Wandels; ko¨nnen prima¨re
Ursachen von Trends sein
Trends gerichtete Entwicklungen des Wandels (technologisch,
gesellschaftlich, o¨kologisch)
Projektionen und
Szenarien
Aussagen u¨ber den mo¨glichen Zustand eines Beobach-
tungsobjektes im Umfeld zu einem bestimmten Zeit-
punkt in der Zukunft; wohin ko¨nnten Trends fu¨hren;
Szenarien sind Gruppen von Projektionen
Die subjektiven Faktoren werden von den Mitarbeitern des Unternehmens, der Organi-
sation erarbeitet und ko¨nnen nicht wie die objektiven Faktoren eingekauft werden (siehe
Tabelle 5.3).
Tabelle 5.3: Erla¨uterung der Elemente des Eltviller-Modells
Quelle: Mic´ic´ 2011, S. 25-27 und Mic´ic´ 2017
Element Erla¨uterung
subjektiv
Blaue Brille
Zukunftsannahmen hohe, mittlere oder niedrige Erwartungswahrschein-
lichkeit nach subjektiver u¨berzeugung/ Einscha¨tzung;
Basis der Entscheidungen
Rote Brille
U¨berraschungen Potentielle Entwicklung, die nicht wahrgenommen wer-
den oder mit niedriger Wahrscheinlichkeit eintreten
Gru¨ne Brille
Chancen sinnvolle und vorteilhafte Gestaltungsmo¨glichkeiten;
aktive Gestaltung der Zukunft; Vergro¨ßerung der Er-
folgspotentiale; Rohmaterial der gelben und violetten
Brille
Gelbe Brille
U¨berzeugungen Motive, Werte, Anliegen und Glaubenssa¨tze derjenigen,
die das Unternehmen gestalten; kritische Hinterfragung,
ob sie in die Zukunft passen
Mission Wirkungsversprechen an die Kunden; Zweck des Un-
ternehmens
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Tabelle 5.3: Erla¨uterung der Elemente des Eltviller-Modells
Quelle: Mic´ic´ 2011, S. 25-27 und Mic´ic´ 2017
Element Erla¨uterung
Kultur Regeln und Prinzipien zu strategischen und gelebten
Werten und Verhaltensweisen; sie beschreiben den stra-
tegischen Rahmen unternehmerischen Handelns
Positionierung Leitlinien fu¨r einzigartige, differenzierende Definition
der Identita¨t, Einzigartigkeit
Vision konkretes Bild einer faszinierenden, gemeinsam erstreb-
ten und realisierbaren Zukunft einer Organisation oder
eines Menschen; gibt die Richtung vor
Ziele der gewu¨nschte Zustand eines Gestaltungsfeldes und
interner Erfolgsfaktoren; Etappen und Fokuspunkte
hin zur Vision
Gescha¨ftsmodelle Satz von Leitlinien, Regeln und Vereinbarungen, wie
Leistungen und Lo¨sungen erbracht werden swie wie
Ertra¨ge erzielt werden
Violette Brille
Prozesse regelma¨ßige Abfolgen von Aufgaben und Aktivita¨ten
zur Erreichung eines Ziels oder Ergebnisses
Projekte einmalige Abfolgen von Aufgaben und Aktivita¨ten zur
Erreichung eines Ziels
Fa¨higkeiten Ausfu¨hrung und Umsetzung von Prozessen und Pro-
jekten
Ressourcen alle Strukturen, Ressourcen und Arbeitsmittel, mit
denen Projekte und Prozesse umgesetzt werden ko¨nnen
Zur Erarbeitung des Modells sollte eine gemeinsame Wissensbasis geschaffen werden,
um das Modell inhaltlich zu fu¨llen. Zudem ist wichtig, das Modell nach der Erstellung
aufrecht zu erhalten (Mic´ic´ 2011, S. 23). Eine interdisziplina¨re Zusammensetzung des
Zukunftsteams ist Voraussetzung zur Abdeckung des gesamten Wissensbereiches. Zudem
ist es aufgrund der Akzeptanz und Zustimmung wichtig, dass die gesamte erste Fu¨hrungs-
ebene vertreten ist. Das Team wird erga¨nzt durch weitere Mitarbeiter, die als geeignet,
kreativ und meinungsfu¨hrend bekannt sind. Auch externe Akteure ko¨nnen einbezogen
werden, falls ein Wissensbereichs nicht abgedeckt werden kann. Die maximale Anzahl
bela¨uft sich auf acht bis maximal fu¨nfzehn Personen (Mic´ic´ 2011, S. 29).
Die PLANUNGSGEMEINSCHAFT TRIER wendete die Methodik des Eltviller Mo-
dells im Rahmen der Erstellung der
”
Zukunftsstrategie Region Trier 2025 - Regionales
Entwicklungskonzept fu¨r die Region Trier (REK 2025)“ an. Sie bezeichnet die einheitliche
und umfassende Terminologie als Vorteil, um u¨ber zuku¨nftige Umfeldentwicklungen und
Zukunftsstrategien zu kommunizieren (Planungsgemeinschaft Region Trier und Initiative
Region Trier e. V. 2008, A.2-2). Die Anwendung des Modells ergab Vor- und Nachteile.
99
5 Mo¨gliche Managementmethoden zur Anwendung in der o¨ffentlichen Verwaltung
Vorteile
Die Akteure sind bei diesem Modell selbst gefordert, da der Moderator inhaltlich nicht
eingreift. Sie formulieren die Ansa¨tze selbst. Aufgrund der hohen Identifikation der
Akteure, die sich vor Ort auskennen, sind auch Jahre spa¨ter die erarbeiteten Ansa¨tze
nach wie vor aktuell. Das informelle,
”
weiche“ Instrument la¨sst keine Sanktionen zu, so
dass das Modell nur u¨ber eine Selbstfindung und Identifikation der Akteure funktioniert.
Zudem wurde der Blick in die Zukunft und das vor Auge fu¨hren von verschiedenen
Zukunftsoptionen positiv bewertet (Planungsgemeinschaft Region Trier 2017, S. 1-6).
Nachteile
Die Beteiligung vieler Akteure kann aufgrund der Terminfindung und langer Sitzungen
zu einem mu¨hsamen Prozess fu¨hren. Der Prozess dauert la¨nger als herko¨mmliche Vorge-
hensweisen, jedoch zahlt sich die Identifikation der Akteure mit ihrem selbst erarbeiteten
Konzept spa¨ter wieder aus. Die Erstellung des regionalen Entwicklungskonzeptes dauerte
insgesamt zwei Jahre, wovon der Moderator ein Jahr involviert war. Das Modell erfordert
bei unterschiedlichen Meinungen eine Kompromissfindung. Diese entsprechen teilweise
dem kleinsten Nenner. Auch feste Zusagen der Politik ko¨nnen bisweilen erschwert sein,
so das Aussagen im Konzept ohne praktischen Wert entstehen ko¨nnen (Planungsgemein-
schaft Region Trier 2017, S. 1-6).
Generell ist eine professionelle Moderation, die Aussagen insbesondere der Politik
inhaltlich auf den Punkt bringt, von Vorteil. Es ist nicht wichtig, ein Ziel zu erreichen,
sondern einen Orientierungsmaßstab zur Umsetzung von Zielen zu bilden. Zudem sollte
ein Mechanismus zur Umsetzung von Maßnahmen nicht außer acht gelassen werden. Ein
Ku¨mmerer zur Steuerung der Umsetzungsmaßnahmen, der die verschiedenen Akteure
immer wieder zusammenfu¨hrt und den Stand bespricht, ist notwendig. Letztlich sollte
der Ansatz nicht zu komplex sein, so dass alle Akteure diesen auch nachvollziehen und
mitarbeiten ko¨nnen (Planungsgemeinschaft Region Trier 2017, S. 1-6).
5.2.2 Partizipative Foresight-Methoden
Partizipatives Foresight bedeutet verschiedene zukunftsorientierte Methoden mit Hilfe ei-
nes partizipativen und strategischen Prozess anzuwenden. Das Eltviller Modell gibt einen
Rahmen fu¨r Methoden vor, so dass Foresight als eine mo¨gliche und sinnvolle Methode
zur Anwendung in einer sta¨dtischen Verwaltung angewendet werden kann. Hierbei sollen
langfristig ausgerichtete Entscheidungen von Organisationen aus Politik, Wirtschaft und
Verwaltung begu¨nstigt werden. Foresight allgemein war zuna¨chst durch einen expertenori-
entierten
”
Top-down“ Ansatz beeinflusst. Die Interaktion und Vernetzung von Akteuren
wurde in den Hintergrund gestellt. Beim partizipativen Foresight wird die Beteiligung
der Akteure vordergru¨ndig behandelt. Dies erfordert einen ho¨heren Ressourcenaufwand
in zeitlicher und finanzieller Hinsicht, jedoch entstehen neue interdisziplina¨re Netzwerke
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und eine gesteigerte Umsetzungswirkung (Wilhelmer und R. Nagel 2013, S. 11, 18).
Foresight identifiziert aufgrund der Beteiligung von Akteuren aus unterschiedlichen
sozialen Systemen mit speziellen Kenntnissen und Eigenlogiken schon schwache Vera¨nde-
rungssignale hinsichtlich z.B. eines gesellschaftlichen Wandels (bswp. alternde Bevo¨lkerung
und Migrationsstro¨me). So ko¨nnen fru¨hzeitig ganzheitliche und zukunftsfa¨hige Lo¨sungs-
ansa¨tze entwickelt werden (Wilhelmer und R. Nagel 2013, S. 12, 19). Sie ersetzen jedoch
keine politischen Programme, sondern
”
dass diese vor dem Hintergrund einer gemeinsam
definierten, langfristigen Zukunftsperspektive entwickelt werden ko¨nnen“ (Wilhelmer und
R. Nagel 2013, S. 19). Die gewonnen Erkenntnisse oder Szenarien erhalten erst Aussa-
gekraft durch die Interpretation der Akteure. Hierbei findet nur Eingang in Strategien,
Umsetzungskonzepte und -maßnahmen, was sich in wiederholten Diskussionen durchsetzt
(Wilhelmer und R. Nagel 2013, S. 19).
Die Wirtschaft und der o¨ffentliche Sektor setzen beide Foresight-Prozesse ein (sie-
he Tabelle 5.4). Verwaltung und Politik nutzen Foresight Prozesse u¨berwiegend bei
Fragestellungen mit gesamtgesellschaftlicher Relevanz (Wilhelmer und R. Nagel 2013,
S. 13).
Tabelle 5.4: Anwendung von Foresight im o¨ffentlichen und privaten Bereich
Quelle: Wilhelmer und Nagel 2013, S.13
Politik und Verwaltung Wirtschaft
Allgemeines
Ziel
Vorausschau ku¨nftiger Entwick-
lungen in Wissenschaft, Tech-
nologie, Wirtschaft, Politik und
Gesellschaft
Spezielles Ziel Entwicklung neuer Ideen und
Visionen fu¨r Technologien und
Innovationen; Identifikation
und Priorisierung damit ver-
bundener Politikmaßnahmen
sowie Fo¨rderinitiativen fu¨r
Forschung und Entwicklung
(FundE)
Identifikation von Chancen und
Risiken bestimmter Ma¨rkte,
Technologien und innerhalb der
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, Identifikation strategi-
scher Mo¨glichkeiten fu¨r das Un-
ternehmen
Hauptakteure Politische Systeme, Verwal-
tungsbeho¨rden, Expertencom-
munities, Kommunen, NonPro-
fitOrganisationen
Strategieorientierte Funktionen,
FundE, Think Tanks in Unter-
nehmen
Zeitrahmen 5 bis 30 Jahre 2 bis 15 Jahre
Dauer 1 bis 3 Jahre (periodisch wieder-
holt)
3 Monate bis 1 Jahr (periodisch
wiederholt)
Foresight ist ein organisierter Planungsprozess, der mit Hilfe eines auf den Fall konzi-
pierten Methodenmix erstellt werden kann (siehe Abbildung 5.6). Je nach Prozess ko¨nnen
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Abbildung 5.6: Phasen eines Foresight-Prozesses
Quelle: angelehnt an Cuhls 2000, S. 42
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der Zeitrahmen und die ausgewa¨hlten Akteure variieren (Wilhelmer und R. Nagel 2013,
S. 13). Die Vielfa¨ltigkeit der Methoden bzw. Instrumente (siehe Abbildung 5.7) la¨sst eine
detaillierte Beschreibung in diesem Fall nicht zu und wa¨re auch nicht zielfu¨hrend. Im
folgenden werden deshalb bekannte Methoden in der ra¨umlichen Planung erla¨utert, die
bei einem Foresight-Prozess Anwendung finden ko¨nnen. Die weiteren Instrumente ko¨nnen
bei WILHELMER und NAGEL nachgelesen werden (Wilhelmer und R. Nagel 2013).
Abbildung 5.7: Popper-Diamant mit unterschiedlichen Foresight-Instrumenten
Quelle: Wilhelmer et al. 2013, S. 21
Delphi-Methode
Bei der Delphi-Methode werden Experten anonym zu einem bestimmten Zukunftsthema
befragt, so dass die Befragung die eines Orakels a¨hnelt und deshalb der Begriff
”
Delphi“
fu¨r diese Methode gewa¨hlt wurde. Durch die verschiedenen, ggf. differierenden Aussagen
der Experten, soll ein Konsens ohne Gruppeneinflu¨sse (Selbstdarstellung oder Konformi-
ta¨tszwang) erreicht werden (Scholles 2008, S. 375; Fink und Siebe 2011, S. 304-305, 307).
POHL bezeichnet die Methode auch als
”
Durschnittsszenario“ (Pohl 1998, S. 107). Sie ist
geeignet fu¨r die Einscha¨tzung zuku¨nftiger Entwicklungen, die Bestimmung einzusetzender
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Bewertungskriterien und Standards oder auch zur Ideenabfrage, wobei sie fu¨r Letzteres
weniger geeignet ist (Scholles 2008, S. 375). Insbesondere findet sie Anwendung bei
komplexen und seinen Auswirkungen nicht definierbaren Pha¨nomen (Pohl 1998, S. 107).
Die Vorteile dieser Methode sind (Scholles 2008, S. 378-379):
• Preiswert
• Meinungsaustausch ohne Gruppeneinflu¨sse
• Jeder Experte erha¨lt dieselbe Chance
• Gewinn bisher unbekannter qualitativer Information u¨ber zuku¨nftige Ereignisse
• Lernen und Revidieren in den Folgerunden
• Anonymita¨t
Die Nachteile dieser Methode sind (Pohl 1998, S. 108; Scholles 2008, S. 379):
• Verzerrungen durch Expertenauswahl (fehlende Objektivita¨t)
• Langer Zeitaufwand (Auswahl der Experten, Erstellung und Versenden des Frage-
bogens, Ru¨cksendung)
• Sterilita¨t durch fehlende Diskussion
• Fluktuation der Experten
• Fragebogenfehler (z.B. Suggestivfragen oder Mehrdeutigkeit)
• Konsens bedeutet nicht die Richtigkeit der Ergebnisse
Trendextrapolationen
Die Trendforschung beinhaltet die Identifikation und Bewertung wichtiger Umfeldtrends,
so dass mit Hilfe geeigneter Maßnahmen angemessen reagiert und weitere Beobachtungen
angestellt werden ko¨nnen (Fink und Siebe 2011, S. 159). Trends werden aus vorange-
gangenen Verla¨ufen abgeleitet und sind deshalb auch theoretisch
”
nicht begru¨ndet“ . Sie
werden dann angewendet, wenn keine theoretisch begru¨ndete wissenschaftliche Erkla¨rung
fu¨r Abweichungen festgestellt werden kann (Stiens 1998, S. 121).
Planspiele
Die Methodik des Planspiels oder auch Simulation genannt, dient der Bewusstmachung
oder Pru¨fung von Verhaltensweisen und Auswirkungen von Entwu¨rfen. Mit Hilfe eines
Modells werden von den Teilnehmern Handlungsentscheidungen gefordert. Planspiele
gehen seit den 90iger Jahren eher in Richtung Prozessmanagement. Hier u¨bernehmen
die Planer die Rolle der Moderatoren (Scholles 2008, S. 393-394). Hierbei handelt es sich
um eine Modellierung komplizierter Vorwa¨rts- und Ru¨ckwa¨rtskoppelungen, so dass ein
Schwerpunkt auf der Komplexita¨t liegt (Stiens 1998, S. 127). In der Unternehmenswelt
wird das Planspiel auch als
”
Wargaming/ Spieltheorie“ bezeichnet und konzentriert sich
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eher auf eigene und gegnerische Aktionen und deren Interaktionen (Fink und Siebe
2011, S. 227, 253). Ziel ist die
”
Gewinnung von Erkenntnissen fu¨r die Umsetzung eigener
Strategien oder Aktionen und andererseits die Fo¨rderung des Versta¨ndnisses fu¨r die
Reaktionen des Wettbewerbs“ (Fink und Siebe 2011, S. 253).
Die Vorteile dieser Methode sind (Scholles 2008, S. 401):
• Große Flexibilita¨t aufgrund einer Anpassung an unterschiedlichste Problemstellun-
gen und Konfliktsituationen
• Auflockerung der Atmospha¨re in folgenden Sitzungen
• Beitrag zum gegenseitigen Rollenversta¨ndnis
Die Nachteile dieser Methode sind (Scholles 2008, S. 401-402):
• Wirtschaftliche Aspekte ru¨cken in den Vordergrund anstatt das Versta¨ndnis von
Entscheidungsprozessen
• Komplex und unu¨bersichtlich, ggf. zeitaufwendig und kostenintensiv
• Laborbedingungen - Verflechtungen zwischen politischen und wirtschaftlichen Ent-
scheidungen und ihren Auswirkungen fehlen
• Hohes Engagement der Teilnehmer
Szenarien
Bei der Szenariotechnik werden Folgen alternativer zuku¨nftiger Entwicklungen erarbeitet
und ko¨nnen verglichen werden (Scholles 2008, S. 380; Wilhelmer und R. Nagel 2013,
S. 80). Sie za¨hlt zu den Kreativita¨tsmethoden, weil sie kreative als auch analytische
Elemente entha¨lt (Scholles 2008, S. 380). Es gilt nicht eine pra¨zise Aussage der Zukunft
zu entwickeln, sondern eine Auswahl an mehreren, vorstellbaren Zukunftsbilder u¨ber
realistische Mo¨glichkeiten, sowie das Wirken und die Zusammenha¨nge zwischen Unsicher-
heiten zu treffen. Mo¨gliche Zukunftsentwicklungen ko¨nnen so gepru¨ft werden (Scholles
2008, S. 381; Fink und Siebe 2011, S. 16-17; Wilhelmer und R. Nagel 2013, S. 80-81).
Die Vorteile dieser Methode sind (Stra¨ter 1988, S. 430-431; Scholles 2008, S. 390-391)
aus Stra¨ter:
• Isolierte Informationen erhalten einen strukturieren Rahmen (Systemversta¨ndnis)
• Hilfreich fu¨r die Definition von Rahmenbedingungen und Folgenpru¨fung
• Fo¨rderung kreativen und abweichenden Denkens
• Anschauliche Darstellung komplizierter Sachverhalte und Entwicklungen und Iden-
tifikation von Einflussfaktoren, Beziehungen und Interventionsmo¨glichkeiten
• Einbeziehen qualitativer Informationen und
”
weicher“ Daten
• Abbildung nicht linearer Entwicklungen und Wechselwirkungen
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Die Nachteile dieser Methode sind aus Stra¨ter (Stra¨ter 1988, S. 431-432; Scholles 2008,
S. 391; Fink und Siebe 2011, S. 64):
• Zeit- und kostenaufwa¨ndig
• Keine wertfreie Methode - keine zielgerichtete Zukunftsforschung
• Geringe Anwendung grafischer, zeichnerischer oder bildhafter Darstellungen
Szenarien ko¨nnen mit Hilfe verschiedener Methoden entwickelt werden und unterschied-
liche Zielsetzungen aufweisen. Ihre Anwendung erfolgt dort, wo quantitative Prognose-
methoden aufgrund von zu langfristigen Zeitspannen und Unsicherheit nicht eingesetzt
werden ko¨nnen (Scholles 2008, S. 380; Wilhelmer und R. Nagel 2013, S. 81). Szenarioent-
wicklung unterstu¨tzt Entscheidungstra¨ger eine Wissensbasis u¨ber komplexe Themenfelder
und Wirkungsfelder, sowie den Kontext ihrer Entscheidungen zu verstehen (Wilhelmer
und R. Nagel 2013, S. 82).
Die Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz (ZIRP) e.V. bietet eine Plattform zur Vernet-
zung, zum Austausch und zum Lernen fu¨r verschiedene Akteure an. Dies geschieht mit
Hilfe von Workshops, Vortragsreihen und Podiumsgespra¨chen hinsichtlich wirtschaftlicher
und wissenschaftlicher Fragestellungen. ZIRP erarbeitet Strategien und Handlungsop-
tionen fu¨r wirtschaftliche, technische und soziale Entwicklungen fu¨r Rheinland Pfalz
(Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz 2017).
Im Jahr 2015 fu¨hrte ZIRP mit 950 Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesell-
schaft einen Foresight-Prozess aus. Thematisch bezog sich der Prozess auf Fragestellungen,
die das Leben und Arbeiten bis 2040 pra¨gen werden. In einem Auftaktworkshop wurden
Themenblo¨cke identifiziert und im weiteren Verlauf im Rahmen von Themenworkshops
ausgearbeitet. In drei Workshops wurden verschiedene Szenarien ausgearbeitet, die teil-
weise sehr differieren. In derselben Zeit wurde zur Vertiefung ebenfalls die o¨ffentlichkeit
im Rahmen einer Online-Umfrage befragt. Ru¨ckmeldungen von knapp 860 Teilnehmern
konnten so zu einem Stimmungsbild beitragen und Handlungsbedarfe aufzeigen (Zukunft-
sinitiative Rheinland-Pfalz 2015).
5.3 Projektmanagement
Projektmanagement wird in diesem Zusammenhang in traditionelles und agiles Projekt-
management aufgeteilt. Es handelt sich um zwei verschiedene Herangehensweisen an eine
Projektaufgabe und letztlich die Produkterstellung. Traditionelles Projektmanagement
findet im Rahmen der Verwaltungsreformen in Teilen bereits Anwendung, wobei agi-
les Projektmanagement außerhalb der Softwareentwicklung in o¨ffentlichen Verwaltung
bisher nicht in Erwa¨gung gezogen wird. Beide Formen weisen Gemeinsamkeiten und
erhebliche Unterschiede auf, die es gilt herauszuarbeiten und letztlich entsprechend des
Anforderungskatalogs auf ihre Anwendbarkeit zu pru¨fen.
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5.3.1 Traditionelles Projektmanagement
Traditionelles Projektmanagement wird oftmals auch als klassisches Projektmanagement
bezeichnet.
”
Klassisch“ wird oft gegensa¨tzlich zu agilem Projektmanagement verwendet
und wird mit dem Wasserfallmodell, standardisierten Projektmanagementsystemen oder
Vorgehensweisen mit hierarchischen Strukturen in Verbindung gebracht. Es bestehen
bereits standardisierte agile Projektmanagementmethoden, die in diesem Zusammenhang
als klassische agile Vorgehen bezeichnet werden ko¨nnten, so das
”
klassisch“ in diesem Sinne
seine Bedeutung verliert. Aufgrund dessen wird sich der Meinung von ANGERMEIER
angeschlossen und die Bezeichnung traditionelles Projektmanagement gefu¨hrt (Angermeier
2014a).
Begriffsdefinitionen
Projekt
Eine einheitliche Definition des Begriffs
”
Projekt “ ist in der Literatur nicht zu finden
(Litke 2007, S. 18). Der Begriff stammt aus dem Lateinischen
”
projectum“ und bedeutet
”
das nach vorn Geworfene“ (Dudenredaktion 2017). Die Bedeutung zeigt auf, dass ein
Projekt einen Prozess und eine Entwicklung miteinbezieht. Es handelt sich also nicht um
eine punktuelle Gegebenheit. Das PROJECT MANAGEMENT INSTITUTE bezeichnet
ein Projekt als
”
ein zeitlich begrenztes Vorhaben mit dem Ziel, ein einmaliges Produkt,
eine Dienstleistung oder ein Ergebnis zu schaffen“ (Project Management Institute 2008,
S. 5).
Laut DIN 69901-5 handelt es sich bei einem Projekt um ein
”
Vorhaben, das im Wesentli-
chen durch Einmaligkeit der Bedingungen in ihrer Gesamtheit gekennzeichnet ist“ . Als
Beispiel gelten eine Zielvorgabe, Begrenzungen hinsichtlich der Zeit, Finanzen, Personals
und dergleichen, sowie eine projektspezifische Organisation (Normenausschuss Qualita¨ts-
management, Statistik und Zertifizierungsgrundlagen 2009b, S. 11).
BERLEB beschreibt ein Projekt a¨hnlich als einen einmaligen Prozess, der eine Genehmi-
gung der Gescha¨ftsfu¨hrung erha¨lt und von einer Organisationseinheit abgewickelt wird.
Das zu entstehende Produkt wird zu einem bestimmten Termin und vorgegebenen Kosten
an den Auftraggeber u¨bergeben (Berleb 2016, S. 3).
MIC´IC´ differenziert zwischen Projekt und Prozess.
”
Projekte sind einmalige Abfolgen von
Aufgaben und Aktivita¨ten zur Erreichung eines Ziels. Prozesse sind regelma¨ßige Abfolgen
von Aufgaben und Aktivita¨ten zur Erreichung eines Ziels oder Ergebnisses“ (Mic´ic´ 2011,
S. 27).
Das Merkmal eines Projekts ist ein eindeutiger Beginn und Ende, wobei die zeitliche
Begrenzung nicht auf eine kurze Dauer bezogen sein muss. Das Ende eines Projekts ist
definiert, wenn die Ziele erreicht, nicht erreicht oder kein Bedarf mehr zur Weiterfu¨hrung
besteht (Project Management Institute 2008, S. 5). Daru¨ber hinaus ist eine Aufgabe zu
erfu¨llen, die effizient nicht mit Routineabla¨ufen abgehandelt werden kann. Dies bedeutet
z.B., dass noch kein vergleichbares Problem vorlag, sich die Strukturen als komplex und
kompliziert darstellen oder Akteure einbezogen werden mu¨ssen, die zuvor noch nicht
107
5 Mo¨gliche Managementmethoden zur Anwendung in der o¨ffentlichen Verwaltung
miteinander zusammengearbeitet haben (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 9).
Daru¨ber hinaus haben LITKE und BLANKE zusammenfassend folgende Charakteristi-
ka eines Projekts herausgestellt, die die vorherigen Definitionen komplementieren (Litke
2007, S. 19; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 250):
• Abgrenzbare Einzelvorhaben mit definiertem Anfang und Ende (Ziel)
• Neuartig: Vorstoß an Grenzen des technologisch Machbaren
• Risikoreich (technisch, wirtschaftlich, terminlich)
• Komplex: Viele Beteiligte verschiedenster Disziplinen; Wechselbeziehungen nicht
standardisierbar (keine vorgegebene Ablauforganisation)
• Im Laufe der Abwicklung sich a¨ndernde organisatorische Bedu¨rfnisse
• Große Bedeutung fu¨r Unternehmung beziehungsweise Staat
• Termindruck
In den Definitionen wird Projekt und Prozess oftmals in Zusammenhang gesehen
oder ein Projekt wird als Prozess verstanden. In dieser Arbeit wird ein Projekt und
Prozess zwar als eine Einheit gesehen, so dass ein Projekt nur mit einem Prozess realisiert
werden kann. Es handelt sich hier jedoch um zwei unterschiedliche Einheiten, die getrennt
voneinander zu sehen sind (siehe auch Kapitel 5.4).
Projektmanagement
Zur Bewa¨ltigung eines Projekts bedarf es einer Managementform und einem Fu¨hrungs-
konzept. Das Projektmanagement wird diesen Anforderungen gerecht (Litke 2007, S. 20;
Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 9-10). Die allgemeine Definition kann durch
DIN 69901-5 als
”
die Gesamtheit von Fu¨hrungsaufgaben, -organisation, -techniken und
-mitteln fu¨r die Initiierung, Definition, Planung, Steuerung und den Abschluss von Pro-
jekten“ konkretisiert werden (Normenausschuss Qualita¨tsmanagement, Statistik und
Zertifizierungsgrundlagen 2009b, S. 14). Es handelt sich folglich um die Abwicklung eines
Projekts mit Hilfe eines Managements, in welchem
”
Wissen, Fertigkeiten, Werkzeuge[n]
und Methoden auf Projektvorga¨nge“ verwendet werden (Project Management Institute
2008, S. 6).
Der Projektablauf wird hierbei so gesteuert, dass Kosten, Zeit und Umfang geringfu¨gig
abweichen (Angermeier 2014b).
Das moderne Projektmanagement fand seinen Anfang im Jahre 1941 in Bezug auf das
Manhattan Engineering District Project. Die Zielsetzung war hier die Entwicklung der
ersten Atombombe. Unter großem Zeitdruck mussten Aufgaben koordiniert werden, was
mit vorherigen Organisationsmethoden nicht mo¨glich war. Projektmanagement entstand
also zuna¨chst aus der Forschung und Entwicklung. Sein Erfolg trug dazu bei, dass es sich
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auch in der Wirtschaft etablierte (Litke 2007, S. 23-25).
Das Projektmanagement weist verschiedene Evolutionsphasen auf (Hagen 2009, S. 167):
• Klassisch-logisch
• Phasenorientiert
• Systemorientiert
• OE/PE-orientiert
• Agil, evolutiona¨r
”
Ein modernes, ganzheitlich-integratives Projektmanagementversta¨ndnis stellt eine
Schnittmenge aus verschiedenen Konzeptionen und Evolutionsstufen dar. Denn beispiels-
weise auch klassisch-logische Projektmanagement-Methoden haben heutzutage noch in
vielen Projekten ihre Berechtigung“ (Hagen 2009, S. 167).
Bausteine
Traditionelles Projektmanagement besteht grundlegend aus fu¨nf Phasen (siehe Abbildung
5.8) mit einem definierter Anfang und Ende (Litke 2007, S. 20; Project Management
Institute 2008, S. 6, 38-39; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 252; Preußig 2015,
S. 33):
• Initiierung
• Planung
• Ausfu¨hrung
• u¨berwachung und Steuerung
• Abschluss
Die Benennung der Phasen kann unterschiedlich erfolgen, so dass z.B. ALAM et al. die
Initiierung als Strategiephase bezeichnet (Alam und Gu¨hl 2016, S. 54, 118). Jedes Projekt
hat jedoch mindestens die Phasen Planung, Realisierung/Ausfu¨hrung und Abschluss
(Alam und Gu¨hl 2016, S. 53; Hobel und Schu¨tte o.D.). Die Phasen dienen dazu, Za¨suren
im Projektverlauf zu setzen. So kann schrittweise vorgegangen werden und vor jeder
neuen Phase entschieden werden, wie weiter fortgefahren wird (Litke 2007, S. 29). Die
Phase endet mit einer schriftlichen Vereinbarung eines Projektauftrages, welcher u.a. die
Projektbezeichnung, Auftraggeber, Auftragnehmer, Ziele, erforderliche Ressourcen, Ter-
mine und Verhaltenserwartungen beinhaltet (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 255).
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Abbildung 5.8: Der Managementzyklus
Quelle: angelehnt an Gourmelon et al. 2014, S. 8
Die Projektplanung ist eine der ersten Schritte nach Auftragserteilung. Sie wird vom
Projektleiter zusammen mit seinem Team erarbeitet. Das Ziel der Projektplanung ist
die Strukturierung des Projekts, so dass deutlich wird, welche Schritte zu erfolgen ha-
ben.
”
Die Projektplanung gibt also Sicherheit, das Richtige zur richtigen Zeit zu tun.“
(Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 256). Eine detaillierte Projektplanung la¨sst auch eine
funktionierende Projektsteuerung zu, da der Projektleiter so schnell merkt, wenn Ter-
minverzo¨gerungen und dergleichen eintreten und entsprechend reagieren kann (Blanke,
Einemann u. a. 2005, S. 256).
Die Projektplanung beinhaltet folgende Komponenten (Berleb 2016, S. 4-5):
• Planung des Leistungsumfangs
• Terminplanung
• Kostenplanung
• Planung der Finanzierung
• Ressourcenplanung
Zur Projektplanung stehen Methode zur Verfu¨gung, wie z.B. der Projektstruktur- oder
Projektablaufplan (Berleb 2016, S. 4-5).
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Projektstrukturplan (PSP)
Der PSP liefert eine sachlogische Gliederung der zuvor erarbeiteten Projektziele. So soll
die Komplexita¨t reduziert und ein U¨berblick in Bezug auf die Aufgaben erreicht werden
(Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 255-256). Das Projekt wird im Projektstrukturplan
hierarchisch gegliedert, so dass eine Gesamtu¨bersicht entsteht und ein Projekt u¨berschau-
bar wird (Alam und Gu¨hl 2016, S. 77; Litke 2007, S. 90). Es wird in Teilprojekte und in
der nachfolgenden Ebene in Arbeitspakete aufgeteilt (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014,
S. 255-256). Der PSP dient deshalb zur (Alam und Gu¨hl 2016, S. 76):
• Verteilung von Verantwortlichkeiten
• Abscha¨tzung des Zeitbedarfs und der Projektkosten
• Erstellung der Projektdokumentation
Projektablaufplan (PAP)
Nach Aufstellung des PSP wird mit Hilfe dessen ein Projektablaufplan erstellt (siehe
Abbildung 5.9). Die im PSP erarbeiteten Zusammenha¨nge einzelner Arbeitspakete werden
in eine zeitliche Abfolge gebracht und z.B. mit Hilfe eines Balkendiagramms dargestellt
(Litke 2007, S. 98, 102).
Es gilt, den Plan wa¨hrend der Ausfu¨hrung immer wieder nach den Gegebenheiten
anzupassen (Alam und Gu¨hl 2016, S. 72-73; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 256).
Die Projektdurchfu¨hrung beginnt formell mit dem Projektauftrag, wobei die Grenzen
auch fließend sein ko¨nnen (Alam und Gu¨hl 2016, S. 54, 65; Berleb 2016, S. 4). Nach
dem Projektauftrag erfolgt das Projekt-Kick-Off als erste offizielle Sitzung des Projekt-
teams. Im Vordergrund steht keine inhaltliche Bearbeitung, sondern das Kennenlernen
der Teammitglieder und des Projektziels (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 256). Zuna¨chst
ist in der Initiierungsphase eine Situations- und Umfeldanalyse sinnvoll, um die Akteure
ausfindig zu machen und die Rahmenbedingungen festzulegen. Je konkreter das Projekt
wird, desto wichtiger ist es eine Zieldefinition vorzunehmen und Projektziele festzulegen,
um eine realistische Planung vornehmen zu ko¨nnen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014,
S. 253; Berleb 2016, S. 4; Alam und Gu¨hl 2016, S. 118). Zur Steuerung, Planung und
Kontrolle von Projekten sind transparente Ziele unerla¨sslich. Nur so ko¨nnen Entschei-
dungen zielgerichtet getroffen werden. Das Ziel bezieht sich sowohl auf den Projektzweck
(hier die Erarbeitung eines Konzeptes), wie auch formale Zielgro¨ßen (Zeiten und Kosten)
(J. Becker, Kugeler und Rosemann 2012, S. 17).
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Abbildung 5.9: Entwicklung eines PAP aus dem PSP
Quelle: Litke 2007, S. 99
Alle Projekte beinhalten drei Ziele, das sogenannte magische Dreieck des Projektmana-
gements (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 28):
• Einhalten der Kosten
• Einhalten der Termine
• Einhalten der Qualita¨t
Diese Ziele sind voneinander abha¨ngig und beeinflussen einander. Wenn bspw. Termine
nicht eingehalten werden ko¨nnen und sich die Projektlaufzeit verla¨ngert, steigen die
Kosten (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 29).
In der Planungsphase wurde ein Kick-off-Meeting durchgefu¨hrt und es wird ein Pro-
jektplan aufgestellt, der einen PSP, Terminplan, Ressourcen- und Kostenplan entha¨lt.
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Am Ende dieser Phase liegt ein abgestimmter Plan vor, der jedoch auch nach der Pla-
nungsphase immer wieder den aktuellen Gegebenheiten angepasst werden sollte (Alam
und Gu¨hl 2016, S. 72-73, 118).
In der Ausfu¨hrungsphase oder auch Realisierungsphase oder Projektdurchfu¨hrung
genannt, gilt es, das vorher definierte Projektziel anhand des Abarbeitens von Meilen-
steinen zu erreichen und eine Abnahme des Auftraggebers zu erreichen (Alam und Gu¨hl
2016, S. 102, 118). Das Projekt wird in dieser Phase umgesetzt (Gourmelon, Mroß und
Seidel 2014, S. 271). In diesem Fall wa¨re es die Erstellung des Handlungskonzeptes in
der Arbeitsgruppe mit einer erfolgreichen Abnahme durch die Politik. Das Projektteam
kontrolliert regelma¨ßig, ob der Ist-Verlauf mit den Plan-Vorgaben u¨bereinstimmt. An-
sonsten werden Maßnahmen zum Ausgleich der Projektsto¨rung getroffen. Aufgrund von
Neuwahlen oder dergleichen ko¨nnen Projektziele hinfa¨llig werden. Ein Projektabbruch ist
in diesem Fall eine sinnvolle Option (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 271).
In der Abschlussphase liegt das Produkt vor und das Team kann aufgelo¨st werden,
um fu¨r andere Ressourcen zur Verfu¨gung zu stehen (Alam und Gu¨hl 2016, S. 113, 120;
Berleb 2016, S. 6). Hierzu za¨hlen auch Nacharbeiten, wie die Sicherung der gemachten
Erfahrungen, ein Projektabschlussbericht und die Aufbereitung der Unterlagen fu¨r eine
spa¨tere Revision (Berleb 2016, S. 6; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252).
BERLEB und GOURMELON et. al za¨hlen die U¨berwachung noch zum Projektmana-
gement hinzu (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 9; Berleb 2016, S. 3). KAATZ nennt
Kriterien fu¨r den Nutzen von Controlling (siehe Abbildung 5.10). Je unu¨berschaubarer
die a¨ußeren Einflu¨sse sind, desto nu¨tzlicher ist Controlling. Im Falle der Bearbeitung
des demografischen Wandels treffen alle Kriterien zu, die ein dezidiertes Controlling
erfordern. Die Kontrolle liefert Ergebnisse hinsichtlich der Effizienz des Handelns. Sie
mu¨ndet letztlich wieder in einen neuen Zyklus der Zielformulierung, so dass die vorher
erworbenen Erkenntnisse als Informationsgrundlage dienen (Gourmelon, Mroß und Seidel
2014, S. 9).
Ein einheitliches Projektmanagement, welches auf alle Projekte angewendet werden
kann, existiert nicht. Es gilt,
”
die Theorien, Standards, Konzepte, Instrumente, Me-
thoden und Vorgehensweisen des Projektmanagements fu¨r jedes einzelne Projekt nach
Anwendbarkeit, Wirtschaftlichkeit und Sinngehalt zu pru¨fen“ (Hagen 2009, S. 53).
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Abbildung 5.10: Nutzen von Controlling
Quelle: angelehnt an Kaatz 2014, S. 52
Rollenverteilung
Die wichtigsten Rollen und Gremien in einem Projekt sind (Alam und Gu¨hl 2016, S. 92-93,
95; Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 43-44; Berleb 2016, S. 14-15):
• Auftraggeber
• Projektleiter, Projektmanager
• Projektteam
• Lenkungsausschuss, Fachausschuss
Befugnisse und Verantwortlichkeiten aller Projektbeteiligten sollten vor Projektbeginn
definiert sein, so dass das Projekt erfolgreich verlaufen kann (Berleb 2016, S. 14-15). Der
Auftraggeber ist in o¨ffentlichen Verwaltungen im weiteren Sinn die Bevo¨lkerung. Im enge-
ren Sinn handelt es sich um die politische Mehrheit und deren beauftragte Einzelperson,
dem Bu¨rgermeister (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 7). Der Auftraggeber stellt
dem Projektleiter die Ressourcen zur Verfu¨gung, so dass der Projektleiter die wichtigste
Rolle inne (Alam und Gu¨hl 2016, S. 95).
Die Projektleitung koordiniert, kommuniziert und organisiert das Projekt (Alam und
Gu¨hl 2016, S. 95; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252). Die Projektleitung muss den
U¨berblick u¨ber das Projekt behalten und neue Methoden zur Aufgabenbewa¨ltigung
annehmen ko¨nnen. Die Koordination der Stakeholder ist ein großes Aufgabenfeld, welches
es zu koordinieren gilt. Nach außen muss jemand fu¨r das Projekt verantwortlich sein
und es vertreten (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 9-10). Beim Projektstart
konkretisiert er die Projektziele und stimmt diese mit Hilfe eines Projektplanes mit dem
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Lenkungsausschuss ab (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252). Er tra¨gt die Verantwortung
fu¨r die zu erbringenden Ziele und das Projektteam fu¨hrt die inhaltliche Arbeit aus (Alam
und Gu¨hl 2016, S. 95; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252). Aufgabe der Mitarbeiter
ist, den Projektleiter u¨ber den Verlauf des Projektes in Kenntnis zu setzen und auf
Schwierigkeiten hinzuweisen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252).
Der Lenkungsausschuss oder auch andere Gremien werden gebildet, wenn mehrere
Organisationen beteiligt sind. Sie senden Vertreter in den Ausschuss, die aus organisatori-
schen Gru¨nden dem Projektleiter weisungsbefugt sind und er diesem berichtet (Alam und
Gu¨hl 2016, S. 95; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252). Innerhalb der Verwaltung sind
dies meist Vertreter der Leitungsebene (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252; Gourmelon,
Mroß und Seidel 2014, S. 267-268). Der Lenkungsausschuss kontrolliert und entscheidet
im Rahmen der Projektdurchfu¨hrung (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 252). Beratende
und unterstu¨tzende Funktion kann ein Fachausschuss inne haben, jedoch trifft dieser im
Gegensatz zum Lenkungsausschuss keine Entscheidungen (Alam und Gu¨hl 2016, S. 95).
Projektorganisationsformen
Es bestehen drei Grundtypen der Projektorganisation, wie ein Unternehmen aufgestellt
sein kann (Berleb 2016, S. 14-15; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 253-254; Litke 2007,
S. 69):
• Reine Projektorganisation: minimale Linienorganisation, ansonsten vollsta¨ndig
projektorientiert
• Stabs-Projektorganisation: separate Stabstelle angegliedert an die Gescha¨ftsfu¨hrung
• Matrixorganisation: Projektorganisation parallel zur Linienorganisation
Die Mitarbeiter der Linie werden bei der reinen Projektorganisation freigestellt und
sind in einer neu gebildeten Organisationseinheit ta¨tig (Blanke, Einemann u. a. 2005,
S. 253-254). Die Projektgruppe wird gleichberechtigt, jedoch zeitlich befristet, in die
Einlinienorganisation eingegliedert. Der Projektleiter ist weisungsbefugt und kann so
schnell auf Sto¨rungen reagieren (Blanke, Bandemer u. a. 2005, S. 253-254; Gessler 2014,
S. 207; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 270-271). Vorteilhaft ist zudem, dass es
wa¨hrend der Projektarbeit nur ein geringes Konfliktpotential gibt. Die Mitarbeiter sind
motiviert und ko¨nnen sich mit dem Projekt identifizieren (Pfetzing und Rohde 2017,
S. 64-65). Die Bildung der Projektgruppe ist jedoch zeitaufwendig und eine Wiederein-
gliederung kann sich als schwierig herausstellen. Die reine Projektorganisation eignet sich
deshalb fu¨r Projekte mit großem Umfang und hoher Arbeitsintensita¨t (Blanke, Einemann
u. a. 2005, S. 253-254; Gessler 2014, S. 207; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 270-271).
Bei der Stabs-Projektorganisation oder auch Einfluss-Projektorganisation genannt,
bleibt die Linienorganisation bestehen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 253-254; Gour-
melon, Mroß und Seidel 2014, S. 267-268) und es gibt nur einen Projektkoordinator.
Der Projektleiter besetzt eine Stabsstelle und ist als Projektkoordinator anzusehen. Er
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sorgt fu¨r die sachliche, terminliche und kostenma¨ßige Verfolgung des Projekts. Es erfolgt
keine Freistellung von Mitarbeitern (Pfetzing und Rohde 2017, S. 61). Aufgrund der
Beibehaltung der Linie und wenig Beeinflussung dieser eignet sich diese Organisation
eher fu¨r o¨ffentliche Verwaltungen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 253-254). Der Stab ist
der Instanz zugeordnet, die den betroffenen Organisationseinheiten vorgesetzt ist, so z.B.
der Bu¨rgermeister oder Beho¨rdenleiter. Der Stab hat jedoch gegenu¨ber den unterstellten
Instanzen keine Weisungsbefugnis, so dass der Stab nur eine Entscheidungsvorbereitung
trifft und die Instanz letztlich entscheidet (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 267-268).
Die Stabs-Projektorganisation eignet sich fu¨r kleine und einfache Projekte oder Projekte
mit niedriger Priorita¨t und einem geringen Risiko (Pfetzing und Rohde 2017, S. 61).
Bei der Matrixorganisation u¨bernimmt die Linienorganisation die Durchfu¨hrung und
die Matrixorganisation die Fu¨hrung, so dass die Projektleitung aus der Linie herausge-
nommen wird und die Mitarbeiter in der Linie verbleiben (Blanke, Einemann u. a. 2005,
S. 253-254). Vorteile dieser Organisationsform sind unter anderem die geringen Umstell-
kosten und die leichte Wiedereingliederung der Mitarbeiter. Termine und Kosten sind gut
beeinflussbar und es ist eine hohe Flexibilita¨t ohne Vera¨nderung der Linienorganisation
gegeben (Quelle Pfetzing Seite 62). Die Matrix-Projektorganisation ist grundsa¨tzlich fu¨r
alle Projekte verwendbar. Im Normalfall wird sie fu¨r mittlere und große Projekte mit
angemessener Priorita¨t und einer interdisziplina¨ren Problemstellung eingesetzt (Pfetzing
und Rohde 2017, S. 62).
Ein Projekt zeichnet sich durch seine Befristung und Neuartigkeit aus, so dass Kom-
petenzen von Mitarbeitern aus unterschiedlichen Abteilungen und Fachdisziplinen not-
wendig sind. In der bestehenden Einlinienorganisation kann eine Realisierung aufgrund
des Koordinationsaufwandes und einer u¨berforderung der Entscheidungskompetenzen zu
Verzo¨gerungen fu¨hren. Eine spezielle Organisation ist deshalb als sinnvoll zu erachten
(Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 267). Es besteht die Mo¨glichkeit, Mitarbeiter nur
fu¨r ein Projekt einzusetzen. Dies fu¨hrt jedoch ggf. zu Schwierigkeiten bei der Wieder-
eingliederung in die urspru¨ngliche Organisationseinheit. Die Matrixorganisation weist
sich in der Praxis in o¨ffentlichen Verwaltungen jedoch als ungeeignet heraus, weil zwei
sich u¨berlappende Weisungssysteme entstehen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 253-254).
Eine parallele Arbeit in der Linienorganisation und zusa¨tzlich des Projektes kann zu
U¨berlastungen des Mitarbeiters und der Notwendigkeit einer kontinuierlichen Abwa¨gung
zwischen der regula¨ren Arbeit und der Projektarbeit fu¨hren (Gourmelon, Mroß und Seidel
2014, S. 267-268). Aufgrund der Interdisziplinarita¨t zur Anpassung an den demografischen
Wandel eignet sich jedoch die Matrixorganisation am ehesten, so dass eine angemessene
Umsetzung zur Milderung der Nachteile im Prozesskreislauf zu u¨berlegen ist.
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Bisherige Umsetzung von Projektmanagement in o¨ffentlichen Verwaltungen
Es liegen wissenschaftliche Erkenntnisse zum Einsatz von Projektmanagement im o¨ffentli-
chen Sektor vor, jedoch mangelt es an einer umfassenden, empirisch und wissenschaftlich
begru¨ndeten Theoriebildung (Hagen 2009, S. 181). Bisher liegen vier wesentliche Vero¨f-
fentlichungen von ENGLICH, BLANKE, HAGEN und GOURMELON et. al zu diesem
Themenbereich vor. ENGLICH hat den Einsatz von Projektgruppen in o¨ffentlichen Ver-
waltungen zur Planung und Umsetzung von Maßnahmen untersucht (Englich und Fisch
1999). HAGEN hat Spezifika, Problemfelder und Zukunftspotenziale von Projektmanage-
ment in o¨sterreichischen Verwaltungen gepru¨ft (Hagen 2009). Aufgrund der a¨hnlichen
Verwaltungsstrukturen von Deutschland und O¨sterreich wird eine Vergleichbarkeit gese-
hen. BLANKE liefert eine Orientierung zur Umsetzung eines modernen Managements
fu¨r die Verwaltung (Blanke, Einemann u. a. 2005). GOURMELON et. al fu¨hrten eine
Bestandsaufnahme von Projektmanagement im o¨ffentlichen Sektor durch (Gourmelon,
Mroß und Seidel 2014). Im folgenden werden die vier Vero¨ffentlichungen hinsichtlich
der bisherigen Umsetzung von Projektmanagementmethoden zusammengefasst. Fu¨r eine
detaillierte Betrachtung wird auf die Publikationen verwiesen.
Projektmanagement ist in o¨ffentlichen Verwaltungen erwu¨nscht (Englich und Fisch
1999, S. 2) und es wird auch in der Praxis von
”
Projekten“ gesprochen, jedoch ist es im
Gegensatz zur Privatwirtschaft noch nicht so weit verbreitet. Die Gegebenheiten fu¨r den
Einsatz eines effektiven Projektmanagements ist sehr begrenzt. Es fehlt an
”
ganzheitli-
che[n] Lo¨sungsansa¨tze[n] zur Integration und Professionalisierung der Projektarbeit in
das Verwaltungshandeln und die Verwaltungsstrukturen“ (Hagen 2009, S. 3). Mitarbeiter
der Verwaltung scha¨tzen die Rahmenbedingungen und Gegebenheiten zur Verwendung
eines erfolgreichen Projektmanagement als erschwerend ein (Hagen 2009, S. 234-235).
Die Strukturen, Organisationsprinzipien, die rechtlichen Rahmenbedingungen und die
kulturellen Gegebenheiten lassen keinen ganzheitlichen Ansatz zu. Das Bu¨rokratiemodell
von Weber pra¨gt noch immer das Handeln, wie eine strikte Arbeitsteilung und die hieraus
resultierenden Einlinienhierarchien. Dies behindert Organisationsformen, die abha¨ngig
sind von einer gewissen Vernetzung, Dynamik und Teamorientierung (Hagen 2009, S. 173).
Die Darstellung der Organisationsstrukturen lassen nicht immer auf Teamorganisation
schließen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 217). In der Linienorganisation ko¨nnen Auf-
gaben aufgrund der sich schnell a¨ndernden Rahmenbedingungen und neuer Aufgaben
zudem nicht sachgerecht erfu¨llt werden. Eine gute Planung und Steuerung der Projekte
fu¨hrt zu einer erfolgreichen Erledigung. Der Vorteil einer reinen Projektorganisation liegt
in (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 250):
• einer flexiblen Bu¨ndelung des Expertenwissens aus unterschiedlichen Abteilungen
• einer kurzfristigen Organisation von Vera¨nderungsprozessen
• einer effizienten Einfu¨hrung von Neuerungen
Auch fa¨llt in der Praxis die Unterscheidung zwischen Routine- und Projektarbeit
nicht leicht, so dass Arbeiten des normalen Tagesgescha¨fts als vermeintliche Projekte
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charakterisiert werden (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 217). Die Einfu¨hrung eines
Projektmanagements in Verwaltungen verha¨lt sich deshalb dezent, da ein kompletter
und professioneller Projektansatz so noch nicht existiert (Hagen 2009, S. 3). Reformen
in o¨ffentlichen Verwaltungen scheitern oft an den
”
weichen“ Faktoren, die eine Vera¨nde-
rung blockieren. Dies kann die Einstellung der Verwaltungsakteure und seiner Kunden
gegen Neuerungen, wie auch die vorherrschende Organisationskultur sein (Englich und
Fisch 1999, S. 2; Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 220; Hagen 2009, S. 236). In die-
sem Zusammenhang tritt oftmals durch Beteiligung verschiedener Fachdisziplinen ein
”
Sprachproblem“ zwischen den Teammitgliedern auf (Englich und Fisch 1999, S. 58).
Auch im Zusammenhang mit NPM wird Projektmanagement bislang nur am Rande
wahrgenommen (Hagen 2009, S. 3). Von Bedeutung ist eine eindeutige Zielfestlegung in
Form einer Projektbeschreibung und ein Projektauftrag (Blanke, Einemann u. a. 2005,
S. 217).
Die Anwendung von Projekten nimmt im o¨ffentlichen Sektor dennoch stetig zu, nicht
zuletzt aufgrund der Verwaltungsreformen der KGSt. Der vermehrte Einsatz von Pro-
jektmanagementmethoden liegt
”
u.a. in den besseren Steuerungs- und Controllingmo¨g-
lichkeiten, im steigenden Kosten- und Leistungsdruck sowie als Konsequenz hieraus in
der besseren Transparenz und Kontrollierbarkeit, welche sich die Auftraggeber durch
Projektmanagement erwarten“ begru¨ndet. Viele Aufgaben verfolgen eine Routine, jedoch
nimmt der Anteil an neuartigen und komplexen Fragestellungen wegen der vermehrten
Dynamik des Umfeldes zu (Hagen 2009, S. 168, 232). Es besteht eine Notwendigkeit
der Erga¨nzung des Projektmanagements bei der Arbeits- und Organisationsform in der
o¨ffentlichen Verwaltung (Hagen 2009, S. 232). Durch die Einlinienfunktion entstehen
Ressourcenkonflikte, da die Projektleitung meist zusa¨tzlich die fachliche Funktion in der
Linie inne hat (Hagen 2009, S. 237-238; Englich und Fisch 1999, S. 53-54).
”
Die große
Herausforderung besteht jedoch darin, die notwendige Stabilita¨t in der Aufbauorganisati-
on zu erhalten und gleichzeitig den Freiraum fu¨r erfolgreiches Projektmanagement zu
schaffen“ (Hagen 2009, S. 238).
In der o¨ffentlichen Verwaltung herrschen verschiedenartige Aufgabenbereiche vor, wie
z.B. Straßenbau, Soziales oder Wirtschaft (Hagen 2009, S. 168, 230-231). Aufgrund der
Heterogenita¨t ist eine strategische Fokussierung und Positionierung im Vergleich zur
Privatwirtschaft schwieriger. Das Projektmanagement in der o¨ffentlichen Verwaltung
konzentriert sich deshalb prima¨r auf bestimmte Einsatzfelder (siehe Tabelle 5.5) (Hagen
2009, S. 230-231; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 252).
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Tabelle 5.5: Anwendungsbereiche Projektmanagement
Quelle: Hagen 2009, S. 230-231 und Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 252
Verwaltungs-
bereiche
Projektarten, spezifische Bereiche
Technische Berei-
che
Straßenbau, Wasserwirtschaft, Hochbau
Informatik IT Projekte, Organisationsprojekte
Verwaltungs-
entwicklung
NPM Projekte, Organisationsentwicklung, Personalentwicklung,
Fu¨hrungskra¨fteentwicklung
Zukunftsvorhaben Entwicklungsprojekte/-programme, Initiativen
Politik Bewusstseinsbildende Kampagnen
Soziales Beratungsprojekte, Pilotprojekte, Vernetzungsprojekte mit So-
zialpartnern und freien Wohlfahrtstra¨gern
Umwelt Umweltvertra¨glichkeitspru¨fungen, EU Projekte
Personal Projektarbeit im Rahmen der Personalentwicklung
Gemeinden,
Regionen
Gemeindeentwicklung, Gemeindevernetzung, Gemeindekoopera-
tionen, Regionalentwicklung
Bezirkshaupt-
mannschaften
Internet-Auftritt der Bezirkshauptmannschaften
Gesetzgebung Gesetzesfolgekostenabscha¨tzung
Jugend Jugendbeteiligung
EU Bereich Fo¨rderprojekte
Die Arbeit in Projektgruppen in o¨ffentlichen Verwaltung zur Bearbeitung befristeter
Auftra¨ge gewinnt an Bedeutung. Insbesondere bei komplexen Projekten werden Pro-
jektgruppen gebildet, da Kenntnisse aus unterschiedlichen Abteilungen zur Lo¨sung der
Aufgabe beno¨tigt werden (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 217). Projektgruppen werden
ca. seit den 70iger Jahren in Verwaltungen eingesetzt (Englich und Fisch 1999, S. 21-22).
Der Einsatz von Projektgruppen ist empfehlenswert
”
fu¨r aktuelle, politisch brisante,
akute, eilige, bedeutsame Themen, bei denen politisch anerkannter Handlungsbedarf
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt herrscht“ (Englich und Fisch 1999, S. 48). Die Un-
tersuchung ergab, dass bei Querschnittsaufgaben, die nicht alleine bewa¨ltigt werden
ko¨nnen, Projektgruppen sinnvoll sind. Zudem sollte das zu bearbeitende Projekt in-
novativ und komplexer als andere sein (Englich und Fisch 1999, S. 49). Projektarbeit
wird als kostenintensiv und aufwendig angesehen, so dass die zeitaufwendige Anfangs-
phase und folglich ein Teambilungsprozeß oftmals ausbleibt (Englich und Fisch 1999, S. 53)
Die politische Einflussnahme fu¨hrt zu einer kurzfristigen und immer wieder a¨ndernden
Projektzielen und -rahmenbedingungen. Eine Konstanz des Projektauftrags ist somit
nicht gewa¨hrleistet. Die Politik und Verwaltungsfu¨hrung nimmt mo¨glicherweise teilweise
Abstand vom transparent und kontrollierbaren Projektmanagement, weil durch eine
evidente Planung von bspw. Leistungen Projekte messbar werden. Bei nicht erreichen der
Ziele macht sich die Politik und Verwaltungsfu¨hrung angreifbar (Hagen 2009, S. 232-233).
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In der Vorbereitungsphase ist von Bedeutung, die Rahmenbedingungen und Ziele mit
dem Auftraggeber einvernehmlich zu ero¨rtern und zu kla¨ren. In der Praxis zeigt sich
oft, dass Ziele zuvor nicht klar definiert wurden, so dass Fehlplanungen, zeitliche Vera¨n-
derungen und Doppelarbeit entstehen und das Projekt gefa¨hrden. Als Lo¨sung ko¨nnte
ein formalisiertes (schriftliches) Verfahren dienen (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 251).
Ein unklarer Projektauftrag zwischen Projektgruppe und Politik kann zu einer flexiblen
Nutzung der Projektgruppe fu¨hren. Eine Unterstu¨tzung der Fu¨hrungsebene ist deshalb
unumga¨nglich (Englich und Fisch 1999, S. 58-59).
Die vorherrschenden Richtlinien und Standards reichen aus, um Projektmanagement
auszufu¨hren. Eher wird eine zu starke Bu¨rokratisierung und Reglementierung als hin-
derlich angesehen, um ein flexibles und schlankes Projekt- und Prozessmanagement zu
erfu¨llen. In Abteilungen mit regelma¨ßiger Projektbearbeitung werden Projektprozesse
als wichtiges Optimierungspotential angesehen (Hagen 2009, S. 239).
”
Der Einsatz von
Projektmanagement in o¨ffentlichen Verwaltungen lo¨st mit hoher Wahrscheinlichkeit Span-
nungsfelder, Konflikte und Widerspru¨che aus, fu¨r die es in der Regel keine trivialen
Lo¨sungen gibt“ . Dies wird jedoch nicht nur beim Projektmanagement auftreten, sondern
auch bei anderen Modernisierungsmaßnahmen, die in den traditionell und wertorientierten
o¨ffentlichen Verwaltungen vorgesehen sind (Hagen 2009, S. 247).
5.3.2 Agiles Projektmanagement
Agiles Projektmanagement setzt sich aus Werten, Prinzipien, Techniken und Methoden
zusammen, die mit einander in Verbindung stehen und aufeinander aufbauen. Die Band-
breite agiler Methoden und Techniken ist mittlerweile sehr groß, jedoch greift ein Großteil
aufgrund ihrer Ausgestaltung bei Projekten der Softwareentwicklung. Eine Methode, die
auch bei anderen Projekten Anwendung finden kann, ist
”
Scrum“ . Eine kurze Betrach-
tung dieser Methode soll einen Einblick in die Ausgestaltung einer agilen Methode geben
und aufzeigen, inwiefern eine Etablierung in der o¨ffentlichen Verwaltung Vorteile und
Herausforderungen mit sich bringt.
Begriffsdefinition
Allgemein gibt es keine einheitliche Definition von agilem Projektmanagement, da außer
dem Agilen Manifest keine weitere Referenz vorliegt. Das Versta¨ndnis reicht deshalb
von vollkommen ungeplantem und ungesteuerten Arbeiten bis hin zur Anwendung von
festen Methoden (wie z.B. Scrum) (Angermeier 2017a). Seit ca. 2010 wurde der Begriff
”
Agiles Projektmanagement“ von Standardisierungs- und Zertifizierungsorganisationen
aufgenommen (Preußig 2015, S. 7, 9-10), jedoch liegen aufgrund keiner festen Definition
mehrere Zertifizierungen fu¨r Agiles Projektmanagement vor (Angermeier 2017a).
Das agile Projektmanagement stammt urspru¨nglich aus der Softwareentwicklung (Oes-
tereich und Weiss 2008, S. 12; Preußig 2015, S. 7; Haufe Online Redaktion 2015). Schon
in den 70iger Jahren entwickelte Winston Royce ein erstes Modell iterativer Projektma-
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nagementverfahren, jedoch fand bevorzugt die Anwendung des Wasserfallmodells in der
Informatik statt. Barry Boehm entwickelte im Jahre 1985 das mit iterativ-inkrementellen
Ansa¨tzen behaftete Spiralmodell, das in der Praxis ebenfalls kaum Anwendung fand.
Das iterative Vorgehen wurde dann Ende der 1990iger Jahre entdeckt. Das erste Vorge-
hensmodell in Deutschland wurde im Jahre 2005 vero¨ffentlicht (V-Modell XT), welches
iterativ-inkrementelle und agile Projektdurchfu¨hrungsstrategien enthielt. Seit 2000 ge-
wann das iterative Vorgehen immer mehr an Beliebtheit, weil die Vorteile und Erfolge
durch Studien belegt wurden (Oestereich und Weiss 2008, S. 12-13). Eine zunehmende
Geschwindigkeit zur Abwicklung von Projekten und die Erfahrung der Abweichungen
des Projekts von der Planung bildeten ebenfalls einen Auslo¨ser fu¨r ein vera¨ndertes
Projektmanagement (Preußig 2015, S. 7).
Bausteine
Kent Beck entwickelte zusammen mit anderen Softwareentwicklern im Jahre 2001 das
”
Agile Manifest“ , welches Werte und 12 Prinzipien fu¨r ein verbessertes Vorgehen der
Projektarbeit in der Softwareentwicklung beinhaltet (siehe Abbildung 5.11). Werte sind
Grundsa¨tze und Prinzipien die grundsa¨tzliche Herangehensweise an das Projektmanage-
ment (Oestereich und Weiss 2008, S. 15-17; Preußig 2015, S. 6, 9-10). Agile Verfahren
basieren sehr viel deutlicher auf Werten als andere Vorgehens- und Prozessmodelle (Oes-
tereich und Weiss 2008, S. 20). Die Werte des Agilen Manifest lauten (Beck u. a. 2001;
Oestereich und Weiss 2008, S. 15-16):
Individuen und Interaktionen – mehr als Prozesse und Werkzeuge
Funktionierende Software – mehr als umfassende Dokumentation
Zusammenarbeit mit dem Kunden – mehr als Vertragsverhandlung
Reagieren auf Vera¨nderung – mehr als das Befolgen eines Plans
Abbildung 5.11: Systematik des agilen Projektmanagements
Quelle: angelehnt an Preußig 2015, S. 9
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Die Werte der rechten Seite sind nicht zu vernachla¨ssigen, jedoch sind die linke Werte
wichtiger (Beck u. a. 2001). Die wichtigsten Prinzipien (Handlungsansa¨tze) lassen sich
wie folgt beschreiben (Oestereich und Weiss 2008, S. 17; Preußig 2015, S. 46-47):
Iterationen – Produkte werden schrittweise entwickelt. Nach jedem Schritt wird Ru¨ck-
meldung vom Kunden eingeholt.
Imkremente – Nach einer Iteration erha¨lt der Kunde ein funktionierendes Teilprodukt.
Einfachheit – Es werden nur die Arbeiten erledigt, die wirklich no¨tig sind.
Vera¨nderung begru¨ßen – Vera¨nderungen an den Anforderungen werden als normal
betrachtet und mo¨glichst als Chancen genutzt.
Reviews – Der Kunde wird regelma¨ßig einbezogen und erha¨lt Teilprodukte. Dazu kann
er Feedback geben.
Retrospektiven – Der Prozess und die Zusammenarbeit im Projekt werden regelma¨ßig
beleuchtet und verbessert.
Selbstorganisierte Teams – Teams organisieren sich selbst. Sie arbeiten dadurch ef-
fektiv und u¨bernehmen hohe Verantwortung fu¨r das Produkt.
Kooperation von Fachexperten und Entwicklern – Missversta¨ndnisse und Rei-
bungsverluste in der Kommunikation werden durch direkte Zusammenarbeit vermindert.
Aus den Prinzipien entwickelten sich verschiedene Techniken (siehe Tabelle 5.3.2), um
die abstrakt gehaltenen Werte und Prinzipien praxistauglich umzusetzen (Preußig 2015,
S. 6, 9-10). Die in der Praxis am weitesten verbreiteten Techniken und die leichter in
existierende Projekte ubernommen werden ko¨nnen sind (Preußig 2015, S. 78-79). Aus
den verschiedenen Techniken (detaillierte Beschreibung siehe Kapitel 5.3.2), d.h. kon-
krete Maßnahmen zum Aufbau einer Struktur, entwickelten sich agile Methoden. Agile
Methoden kombinieren die Prinzipien und Techniken zu einem Prozess (Preußig 2015,
S. 133-134). Sie sind im dem Sinne auch Projektmanagementmethoden, jedoch definieren
sie neben dem Prozess auch die angewandten Praktiken, sowie die no¨tige Aufbauorgani-
sation (z.B. Rollen und Verantwortlichkeiten) und Artefakte (z.B. Dokumentation und
Projektergebnisse) (Große Bo¨ckmann 2012, S. 59).
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Tabelle 5.6: Wichtige agile Techniken
Technik Beschreibung
Task Board U¨bersicht u¨ber aktuelle Aufgaben
Use Cases:
Anwendungsfa¨lle Anforderungen aus Kundensicht beschreiben
Daily-Standup-
Meeting
Effiziente Statusmeetings: ta¨gliche Besprechungen im
Stehen
Work-in-Progress-
Limits (WIP-
Limits)
Begrenzung von parallelen Aufgaben zur Wahrung der
Produktivita¨t
Burn-Down-
Charts
Visualisierung des Arbeitsstandes
Timeboxing (wirklich) feste Zeitvorgaben
Planning Poker Dynamisches Verfahren zur Scha¨tzung von Aufwa¨nden
Gescha¨ftswert Mo¨glichst fru¨hzeitige Erzeugung von Kundennutzen
Definition of Done Klare Festlegung, wann eine Aufgabe als fertiggestellt
gilt
Osmotische Kom-
munikation
Gleichen Informationsstand herstellen
Earned Value Fortschritts- und Budgetkontrolle
Story Points Einheit fu¨r Aufwandsscha¨tzungen
Epic Zusammenfassen von verwandten Anwendungsfa¨llen
Persona Perspektive des Kunden einnehmen
Es gibt verschiedene agile Projektmanagement Methoden in der Softwareentwicklung,
wovon ein Großteil ausschließlich fu¨r Softwarelo¨sungen angewendet werden kann (Preußig
2015, S. 133-134). Viele Elemente, Techniken und Werte gleichen sich, jedoch existiert
kein agiles Standardverfahren (Oestereich und Weiss 2008, S. 18).
PREUßIG und GROßE BO¨CKMANN nennen
”
Scrum“ als eine Methode, die auch bei
anderen Projekten sinnvoll eingesetzt werden kann (Preußig 2015, S. 133-134; Große Bo¨ck-
mann 2012, S. 44).
”
Scrum“ ist eine agile Projektmanagementmethode, die sich mehr auf
das Management von Projekten konzentriert als auf softwaretechnische Fragestellungen
(Gessler 2014, S. 1609). Ein a¨hnliches Verfahren stellt das Agile Projektmamagement
(APM) dar, welches Elemente von Scrum entha¨lt, jedoch eine andere Terminologie verwen-
det. Es lehnt sich hinsichtlich Methodik, Konzepten und Terminologie an das traditionelle
Projektmanagementverfahren an. Es baut auf traditionellem Projektmanagement auf
und versteht sich als Erweiterung und Erga¨nzung (Oestereich und Weiss 2008, S. 18).
”
Kern der agilen Software-Entwicklung ist die Verwendung von einfachen aber erfolg-
reichen Regeln zum Projektverhalten sowie der Gebrauch von mensch- und kommunikati-
onsorientierten Regeln “ (Cockburn 2003, S. 12). Zu einem agilen Management za¨hlen
folglich neue Fu¨hrungs- und Kommunikationskonzepte. Die Kommunikation erfolgt aus
Erfahrungen der Praxis direkt, anstatt Informationen aus der Dokumentation zu ziehen
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(Preußig 2015, S. 19). Die Dokumentation beschra¨nkt sich auf das No¨tigste (Preußig
2015, S. 20). Der Faktor
”
Mensch“ spielt also bei agilem Management eine wichtige Rolle,
denn Menschen und ihre Kommunikation miteinander beeinflussen das Projektergebnis
(Cockburn 2003, S. 21; Haufe Online Redaktion 2015).
”
Agilita¨t“ ist eine Projektmanagementmethode, jedoch auch ein anderes Fu¨hrungs-
prinzip und eine andere Organisationsstruktur (Haufe Online Redaktion 2015). Bei einer
agilen Vorgehensweise wird der Auftraggeber bei der Produkterstellung involviert und eine
kundenorientierte Lo¨sung angestrebt (Angermeier 2017a; Haufe Online Redaktion 2015).
Das Team verfu¨gt u¨ber einen großen Spielraum in Bezug auf die Qualita¨t, den Umfang,
die Zeit und die Kosten (Angermeier 2017a). Das bedeutet, dass Mitarbeiter nicht auf
Weisung der Vorgesetzten warten, sondern Lo¨sungen zusammen mit dem Auftraggeber
direkt erarbeiten. Vordergru¨ndig ist deshalb die Auftraggeberzufriedenheit mit dem
Produkt und eine konstruktive Zusammenarbeit der Mitarbeiter und des Auftraggebers
(Preußig 2015, S. 21). Aufgrund dieser Voraussetzungen funktionieren agile Methoden
nur unter bestimmten Rahmenbedingungen, wie z.B. Offenheit gegenu¨ber A¨nderungen
und ausgepra¨gte Kooperationsbereitschaft (Große Bo¨ckmann 2012, S. 59). Selbst die
Mo¨glichkeit zu regelma¨ßigen Treffen oder Austauschaktivita¨ten zwischen den Mitglie-
dern sind wichtige Rahmenbedingungen. Wenn vorherrschende Werte im Widerspruch
zu Agilita¨t stehen oder Vera¨nderungen unmo¨glich oder unerwu¨nscht sind, kann eine
Einfu¨hrung erschwert werden oder gar scheitern (Oestereich und Weiss 2008, S. 20-21).
Erfahrungen der Einfu¨hrung des APM-Verfahrens basieren auf Werten von 1-3 Monaten,
jedoch dauern tiefer gehende Vera¨nderungsprozesse Monate oder Jahre an (Oestereich
und Weiss 2008, S. 41).
Im Rahmen einer Befragung wurden Kriterien fu¨r agile Unternehmen bzw. Management
identifiziert (Haufe Online Redaktion 2015):
• Moderne Formen der Kommunikation
• Keine starren Informations- und Abstimmungsstrukturen
• Zu¨gige Entscheidungen seitens des TOP-Managements
• Durchla¨ssige Hierarchien
• Reaktion auf schnelle und flexible Vera¨nderungen im Markt
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Die BEARINGPOINT GMBH hat fu¨nf Hebel identifiziert, die zu einer agilen o¨ffent-
lichen Verwaltung fu¨hren sollen. Sie konzentrieren sich auf (BearingPoint GmbH 2013,
S. 5):
• Strategische Steuerung und Ressourcenmanagement
• Flexible und adaptive Organisationsstrukturen
• Strategisches Personalmanagement
• Anpassungsfa¨hige und kundenorientierte IT
• Kultur und Wandlungsfa¨higkeit
Ein Zusammenwirken dieser Faktoren und eine schrittweise Einfu¨hrung mit Hilfe einer
sinnvollen Konzeption sollen Agilita¨t in o¨ffentlichen Verwaltungen verbessern (Bearing-
Point GmbH 2013, S. 29). Die Faktoren ziehen die Kriterien der Befragung insbesondere in
den ersten beiden und dem letzten Punkt mit ein. Die Faktoren finden bei der Erstellung
des Prozesskreislaufes Beru¨cksichtigung (siehe Kapitel 6).
Agile Techniken
Im Laufe der Zeit wurden verschiedene agile Techniken entwickelt, woraus verschiedene
agile Methoden entstanden. Ein U¨berblick der bekanntesten und meist genutzten agilen
Techniken soll die Vielfa¨ltigkeit und die Zielsetzungen verdeutlichen. Eine Betrachtung
aller agilen Techniken fu¨hrt zu weit, da sie sich teilweise auch a¨hneln oder nur eine
anderen Bezeichnung tragen. Eine ausfu¨hrliche Beschreibung agiler Techniken findet sich
bei PRO¨PPER (Pro¨pper 2012). PREUßIG teilt die Techniken in drei Bereiche ein:
1. Projektsteuerung
2. Projektvera¨nderungen vornehmen
3. Kontrolle
PRO¨PPER nimmt eine feinere Gliederung vor (Pro¨pper 2012, S. 6-9):
1. Soft Skills
2. Kommunikation
3. Teamarbeit
4. Planung und Monitoring
5. Scha¨tzmethoden
6. Analysetechnik
7. Qualita¨tsmanagement
8. Risikomanagement
9. Metriken
10. Kennzahlen
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Soft Skills und Teamarbeit za¨hlen PREUßIG und OESTREREICH nicht unmittelbar
zu den agilen Techniken, sondern zu den Werten. Ein funktionierendes Team ist der
Schlu¨sselfaktor agilen Projektmanagements (Preußig 2015, S. 167). Teamarbeit ist generell
bei Projektmanagement notwendig, so dass diese Komponente bei der Akteurszusam-
mensetzung Beru¨cksichtigung findet (siehe Kapitel 5.5.2). Risikomanagement wird von
PREUßIG im Rahmen der agilen Techniken nicht abgehandelt und hier auch nicht weiter
beru¨cksichtigt. Die Arbeit konzentriert sich auf dynamische (schleichende) Entwicklungen
und nicht auf Krisenmanagement. Von einem Risikomanagement wird daher abgesehen.
In diesem Fall wird auf die Einteilung von PREUßIG zuru¨ckgegriffen, da sie dem Ziel
der Arbeit eher entspricht und zur Einfu¨hrung in eine o¨ffentliche Verwaltung einleuchten-
der scheint. Die drei Blo¨cke und die dazugeho¨rigen Techniken werden im folgenden na¨her
erla¨utert und in Kapitel 6 im Rahmen des Prozesskreislaufes anwendungsorientiert auf
die Bedu¨rfnisse angepasst.
Projektsteuerung
Projektsteuerung bei Agilem Projektmanagement bedeutet, dass Teams sich selbst steu-
ern, jedoch der Projektleiter steuernd eingreifen kann. Dies ist mit Hilfe bestimmter
Techniken bezu¨glich der U¨bersicht von Projektaufgaben, einer entsprechenden Kommu-
nikation und Aufgabenverteilung mo¨glich (Preußig 2015, S. 79). In einem Task Board
werden entweder analog oder auch digital die einzelnen Aufgaben auf Karten geschrieben
und an das Board (z.B. Tafel oder Wand) geheftet. Das Team erha¨lt so einen U¨berblick
u¨ber die anstehenden Aufgaben, die zusa¨tzlich noch z.B. in anstehend, in Arbeit und
erledigt eingeteilt werden ko¨nnen. Die Verantwortlichen der einzelnen Aufgaben ko¨nnen
ebenfalls auf den Karten vermerkt werden. Die Aufgaben auf den Zetteln sollten in nur
wenigen Tagen erledigt sein, so dass auch eine gewisse Fortschrittskontrolle erkennbar ist
(Oestereich und Weiss 2008, S. 272-273; Preußig 2015, S. 80). In der Praxis setzen sich
trotz Digitalisierung analoge Tafeln immer wieder durch, wobei bei ra¨umlich verstreutem
Teams Software-Tools hilfreich sein ko¨nnen (Preußig 2015, S. 81).
Das Task-Board ist ebenfalls hilfreich fu¨r die Daily-Standup-Meetings, d.h. ta¨gliche
kurze Treffen des Teams im Stehen (Statusmeetings) (Oestereich und Weiss 2008, S. 273,
345; Preußig 2015, S. 82). Sie dienen der Kommunikation und des Informationsflusses
innerhalb des Teams. Es ist wichtig, dass die Meetings kurz sind (ca. 15 min) und im
Stehen abgehalten werden. Niemand mo¨chte lange stehen und bleibt so auch in Bewegung
(Oestereich und Weiss 2008, S. 345; Pro¨pper 2012, S. 92-93; Preußig 2015, S. 82-83). Jedes
Teammitglied beantwortet in ca. 2 min folgende Fragen (Pro¨pper 2012, S. 93; Preußig
2015, S. 82-83):
1. Wie bin ich gestern mit meiner Arbeit vorangekommen?
2. Welche Arbeitspakete liegen fur heute an?
3. Welche Hindernisse gibt es fur mich aktuell, die der Erledigung dieser Arbeiten
entgegenstehen?
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Hindernisse werden vermutlich nicht immer genannt, jedoch bei Auftreten dieser ist
der Moderator verantwortlich, einen Lo¨sungsvorschlag zu geben (Preußig 2015, S. 85).
Im Rahmen des Informationsaustausches ist ein gleicher Informationsstand des Teams
wichtig, der wichtige Informationen im richtigen Umfang und Zeit vermittelt (Preußig
2015, S. 85). Osmotische Kommunikation bedeutet, dass Menschen Inhalte von Ge-
spra¨chen mitbekommen, auch wenn sie nicht aktiv daran beteiligt sind (Pro¨pper 2012,
S. 86-87; Preußig 2015, S. 86-87). Positive Effekte ko¨nnten sein, dass sich die Dritte Person
in das Gespra¨ch einklingt und Lo¨sungsvorschla¨ge einbringt oder die wahrgenommenen
Informationen bei anderen Problemlo¨sungen verwendet (Pro¨pper 2012, S. 87). Beim
Agilen Projektmanagement geht es um informelle Informationsflusse, die bspw. im Bu¨ro,
Pausenbereich oder bei gemeinsamen Aktivita¨ten stattfinden (Pro¨pper 2012, S. 86-87;
Preußig 2015, S. 86-87). Sollten diese gemeinsamen
”
Ra¨ume“ nicht zur Verfu¨gung stehen,
ko¨nnen Chat-Programme dienlich sein. Hier ko¨nnen schnell und informell Problemlo¨-
sungen gefunden werden und ggf. durch ein anschließendes Telefonat ero¨rtert werden
(Preußig 2015, S. 86-87).
Die Parallelita¨t von zu vielen verschiedenen Aufgaben und Projekten, sowie einer
dadurch ansteigenden Komplexita¨t kann zu einer Senkung der Produktivita¨t fu¨hren.
Das Ziel der Work-in-Progress-Limits (WIP-Limits) ist, die Parallelita¨t von Aufgaben in
einem Maße zu begrenzen, dass eine Produktivita¨t erhalten bleibt (Pro¨pper 2012, S. 128;
Preußig 2015, S. 88-89). In diesem Fall ist das Task Board wieder hilfreich, da dort veran-
schaulicht werden kann, wieviele Aufgaben ein einzelnes Teammitglied u¨bernimmt. Das
WIP-Limit sagt z.B. aus, dass jedes Mitglied nur vier Aufgaben
”
in Arbeit“ u¨bernehmen
darf. Eine funfte Aufgabe wa¨re nur mit einer guten Begru¨ndung mo¨glich, ansonsten gilt
diese Begrenzung (Preußig 2015, S. 90).
Projektvera¨nderungen vornehmen
Der flexible Umgang mit Vera¨nderungen ist ein zentrales Element des Agilen Projekt-
managements (Preußig 2015, S. 91). Die Anforderungen des Kunden, im englischen Use
Cases, werden im Agilen Projektmanagement vom Kunden selbst formuliert. Dieser be-
schreibt in seiner
”
Sprache“ , in welchen konkreten Schritten die Erstellung des Produkts
vorgenommen werden soll und wofu¨r das Produkt spa¨ter dienen soll. Diejenigen, die
das Produkt erstellen, ko¨nnen so ein besseres Versta¨ndnis fu¨r die Anforderungen des
Kunden entwickeln und arbeiten nicht an der Vorstellung des Kunden vorbei (Pro¨pper
2012, S. 155; Preußig 2015, S. 25). Die Anforderungen, auch Anwendungsfa¨lle genannt,
werden zu Beginn einer Produktentwicklung gesammelt und geben zuna¨chst erst eine
Richtung vor. Im weiteren Verlauf der Entwicklung wird dem Kunden noch klarer, was
seine genaueren Vorstellungen sind und entwickelt ggf. neue Ideen. Eine Aufkla¨rung
von Missversta¨ndnissen wird so auch erzielt. Eine A¨nderung der Anforderungen werden
folglich fest mit eingeplant (Preußig 2015, S. 26). Die Anwendungsfa¨lle ko¨nnen kurz oder
ausfu¨hrlich beschrieben werden. Sehr kurze Beschreibungen von Anwendungsfa¨llen werden
als User Stories bezeichnet. Sie besteht nur aus einem oder wenigen Sa¨tzen und stellt
eine grobe Ebene des Anwendungsfalls dar. Bei umfangreichen Beschreibungen ko¨nnen
auch verschiedene Szenarien (worst- und/oder best-case) ausgefuhrt werden (Preußig
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2015, S. 93).
Die Zusammenfassung von Anwendungsfa¨llen, Epic genannt, hilft U¨berschriften (Teil-
bereiche) zu definieren. Die Fa¨lle werden also zuna¨chst grob erla¨utert ohne auf Details
einzugehen. Gro¨ßere Projekte ko¨nnen so u¨berblickt werden (Pro¨pper 2012, S. 154; Preußig
2015, S. 94).
Den einzelnen Anforderungen kann ein Gescha¨ftswert zugeordnet werden, den die
Akteure vorgeben. Es gibt Anforderungen, die mit einem geringen Aufwand erstellt
werden ko¨nnen und einen hohen Gescha¨ftswert haben und vice versa. Anwendungsfa¨lle
mit hohem Gescha¨ftswert sollten in fru¨hen Iterationen abgearbeitet werden, so dass diese
bei mo¨glichen Vera¨nderungen schon erledigt worden sind. Bei Auftreten von A¨nderungen
und einer mo¨glichen Streichung von Anwendungsfa¨llen, um den Zeitplan einzuhalten,
ist die Kenntnis des Gescha¨ftswerts ebenfalls von Bedeutung. Ein Anwendungsfall mit
hohem Gescha¨ftswert sollte weitergefu¨hrt und einer mit geringem Gescha¨ftswert ggf.
aufgegeben werden (Preußig 2015, S. 95). Die Akteure vermo¨gen Anwendungsfa¨llen
einen unterschiedlichen Gescha¨ftswert beizumessen. Hier empfiehlt sich ein transparentes
Verfahren, so dass jeder Akteur einsehen kann, wie die Anwendungsfa¨lle eingescha¨tzt
wurden (Preußig 2015, S. 96).
Eine andere Betrachtungsweise zwischen Anforderungen und Gescha¨ftswert birgt der
Begriff
”
MMF (Minimally Marketable Features)“ , d.h. welche kombinierten Produkteigen-
schaften oder fu¨r sich genommen ohne Fertigstellung der Entwicklung ein vermarktbares
Produkt darstellt (Pro¨pper 2012, S. 216; Preußig 2015, S. 96-97). Die Mindestanforde-
rungen sind so zu wa¨hlen, dass ein kommerzieller Nutzen gerade erreicht wird (Pro¨pper
2012, S. 216).
Das Ziel beider Techniken ist eine schnelle Amortisierung der entstandenen Aufwa¨nde
(Preußig 2015, S. 97).
”
Persona“ bedeutet die Beschreibung eines bestimmten Kundentyps, der als fiktive
Person Kundenbedu¨rfnisse und Anwendungsfa¨lle einer Personengruppe widerspiegelt. Das
Hineinversetzen in Kunden hilft, eine große Bandbreite an Bedu¨rfnissen im Zusammen-
hang mit dem Produkt zu beru¨cksichtigen und auf das Produkt anzuwenden (Pro¨pper
2012, S. 163; Preußig 2015, S. 97). Die Beschreibung der Person kann kurz oder auch
ausfu¨hrlich (eine DIN A4 Seite) erfolgen. Kundenbefragungen im vorhinein ko¨nnen die
Ausgangsbasis fu¨r eine Persona sein (Preußig 2015, S. 98).
Kontrolle
Der letzter Baustein stellen die Kontrolle des Arbeitsfortschritts und eine realistische
Aufwandsabscha¨tzung dar (Preußig 2015, S. 98).
Dem Liefertermin eines Produkts kann sich mit Hilfe des Planning Poker angena¨hert
werden (Pro¨pper 2012, S. 142-143; Preußig 2015, S. 99). In einem Scha¨tzteam, idea-
lerweise das gleiche wie das Produktteam, wird mit Hilfe von einem Kartensatz mit
einer Fibonacci-Reihe (jede Zahl wird aus der Summe der beiden Vorga¨nger gebildet)
der Aufwand einer Aufgabe abgescha¨tzt. Die Fibonacci-Reihe ist vorteilhaft, weil die
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Aufwandsscha¨tzung bei la¨ngeren Zeitra¨umen ungenauer werden. Ob eine Aufgabe in zwei
oder drei Tagen erledigt werden kann la¨sst sich noch gut abscha¨tzen. Ob sie aber 19 oder
20 Tage beno¨tigt, ist unrealistisch einzuscha¨tzen. Normalerweise werden als Einheit die
Personentage verwendet. Eine andere Mo¨glichkeit wa¨re die Scha¨tzung mit
”
Story Points“
(abstraktes Maß fu¨r Komplexita¨t) (Preußig 2015, S. 100-101, 104).
Der Sitzungsleiter stellt eine Aufgabe vor und alle Mitglieder halten gleichzeitig (wegen
gegenseitiger Einflussnahme wichtig) eine Karte mit ihrem Scha¨tzwert hoch. Ausreißer
nach unten oder oben werden um ihre Meinung gebeten. Daraufhin wird dieselbe Aufgabe
von allen nochmals bewertet. Vermutlich na¨hern sich die Werte in der zweiten Runde
an. Sollten wieder Ausreißer vorhanden sein, werden sie erneut befragt. Das Verfahren
wiederholt sich so oft bis die Scha¨tzwerte Anna¨herung erfahren (Pro¨pper 2012, S. 143;
Preußig 2015, S. 102). Durch das Planning Poker wird erreicht, dass realistische Scha¨t-
zungen die Basis fu¨r die weitere Planung bilden. Zudem stehen die Mitglieder hinter
den Scha¨tzungen und sind dementsprechend bezu¨glich einer fristgerechten Umsetzung
engagiert (Preußig 2015, S. 103).
Time-boxing bezeichnet die strikte Einhaltung des Zeitplanes im Agilen Projektmanage-
ment. Das Projekt oder bestimmte Vorga¨nge erhalten einen festen Zeitrahmen (Timebox).
Anstatt den Endtermin nach hinten zu verschieben, wird dieser durch Reduzierung des
Umfangs auf jeden Fall eingehalten (Pro¨pper 2012, S. 12; Preußig 2015, S. 106). Auch die
Festlegung einer Besprechungsdauer wird nicht verla¨ngert, sondern die noch ausstehenden
Punkte priorisiert und weniger Wichtige weggelassen. Time-Boxing steigert aufgrund des
Pareto-Prinzips (80/20 Regel) die Effektivita¨t, da vermutlich die zuna¨chst geplante Zeit
effektiv genutzt wird und die u¨berziehung der geplanten Zeit ineffektiv wird (Preußig
2015, S. 107). Time-Boxing fu¨hrt folglich zu Effizienz und Zuverla¨ssigkeit, weil der Kunde
sich darauf verlassen kann, dass ein bestmo¨gliches Produkt zur vereinbarten Zeit vorliegt
(Pro¨pper 2012, S. 12; Preußig 2015, S. 109).
In einem Burn-Down-Chart wird der Arbeitsfortschritt eines Projektes visualisiert und
basiert auf dem zuvor erstellten Task Board (Preußig 2015, S. 113). Der Fortschritt wird
hierbei auf der x-Achse und die noch zu erledigenden Aufgaben auf der y-Achse eingetra-
gen (Oestereich und Weiss 2008, S. 293; Pro¨pper 2012, S. 129). Bei einer Scha¨tzung von
bsw. 80 Personentagen verfu¨gt der Burn-Down-Chart u¨ber 80 PT. Wenn ein Arbeitspaket
fertiggestellt wurde, wird der geplante Aufwand im Chart vom Gesamtaufwand abgezogen.
So entsteht eine Kurve, die letztlich bei Null endet. Zuvor kann eine ideale Gerade ins
Chart eingezeichnet, so dass ein Vorsprung oder Verzug im tatsa¨chlichen Projektverlauf
visualisiert werden kann (Preußig 2015, S. 110-111). Der Burn-Down-Chart entspricht
folglich einer Umfangtrendanalyse und erlaubt den Verzug eines Projektes darzustellen
(Preußig 2015, S. 113).
Das Earned-Value-Diagramm ist eine Erweiterung des Burn-Down-Diagrammes. Hier
werden noch die laufenden Kosten erga¨nzt und mit den erledigten Aufgaben auf die
gleiche Einheit gebracht (z.B. Euro oder Personentage) (Preußig 2015, S. 115).
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Die Kriterien der Fertigstellung einer Aufgabe kann von Teammitglied zu Teammitglied
variieren, so dass Aufgaben vom Bearbeiter teilweise als
”
Done“ definiert werden, jedoch
noch nicht komplett fertiggestellt sind. Zur Vorbeugung ko¨nnen mit allen Teammitglie-
dern Kriterien aufgestellt werden, wann eine Aufgabe als abgeschlossen gilt. So entsteht
ein Kriterienkatalog oder eine Checkliste, die Missversta¨ndnissen vorbeugt (Pro¨pper 2012,
S. 174-175; Preußig 2015, S. 113-114). Eine andere Mo¨glichkeit wa¨re auch die Kontrolle
eines anderen Teammitglieds, ob die Aufgabe auch von dieser Person als fertig angesehen
wird (Preußig 2015, S. 113-114).
Die agilen Technik ko¨nnen auch einzeln Verwendung finden bzw. passend zum Projekt
kombiniert werden, so dass Agiles Projektmanagement wie ein Baukasten fungiert. Es ist
jedoch nicht sinnvoll, eine willku¨rliche Auswahl zu treffen. Die Grundideen der agilen
Werte und Prinzipien sind beizubehalten und eine sinnvolle Kombination zu wa¨hlen. Bei
einer Verwendung von Iterationen und Inkrementen ist eine Kombination mit Timeboxing
und Reviews zweckma¨ßig. Feedback, also Reviews, des Kunden ist fu¨r Iterationen wichtig.
Eine gute Einbindung dieser erfordert indessen Termintreue (Preußig 2015, S. 120, 164).
Die volle Wirkung des Agilen Projektmanagement wird erst bei einer reinen Anwendung
erreicht (Preußig 2015, S. 164).
Einfu¨hrung in Scrum
Die agilen Methoden a¨hneln sich in vielen Elementen, Techniken und Werten (Oestereich
und Weiss 2008, S. 18).
”
Scrum“ ist ein Rahmenwerk (kein konkretes agiles Vorgehen),
das auch außerhalb von Softwareeinwicklungen Anwendung finden kann (Preußig 2015,
S. 133-134; Große Bo¨ckmann 2012, S. 44). Anfang der 1990 Jahre fand Scrum Verwen-
dung als
”
Prozessrahmenwerk bei der Entwicklung komplexer Produkte “ . Es dient als
Rahmenwerk fu¨r Prozesse oder Techniken bestehend aus einem Team mit verschiedenen
Rollenbesetzungen, Ereignissen, Artefakten und Regeln (Schwaber und Sutherland 2013,
S. 3). Rahmenwerk bedeutet, dass keine konkreten Techniken vorgegeben werden, sondern
nur Rahmenbedingungen, wie z.B. die verschiedenen zu besetzenden Rollen und ein
Prozessablauf (Preußig 2015, S. 134). Insbesondere die Rollenbesetzungen sind fu¨r einen
Lo¨sungsansatz in einer o¨ffentlichen Verwaltung von Interesse, so dass hier eine kurze
Einfu¨hrung in Scrum als Beispiel einer agilen Methoden vorgenommen wird.
Das Vorgehen ist iterativ und inkrementell (siehe Abbildung 5.12) (Pro¨pper 2012,
S. 49; Schwaber und Sutherland 2013, S. 3). Die Punkte 3-6 ko¨nnen bis zum Projektende
mehrfach wiederholt werden (Preußig 2015, S. 135). Aufgrund des iterativen Ansatzes
wird Wissen aus Erfahrung gewonnen und so eine Kontrolle des Risikos gewa¨hrleistet.
Grundlegend wichtig ist die Transparenz der Prozesse, um ein gemeinsames Versta¨ndnis
zu schaffen, die sta¨ndige u¨berpru¨fung des Projekts, um Abweichungen zu erkennen und
die Anpassung des Produkts bei der Feststellung von Fehlern (Schwaber und Sutherland
2013, S. 3-4).
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Abbildung 5.12: Der Projektverlauf bei Scrum
Quelle: angelehnt an Preußig 2015, S. 135
Die wichtigsten Begriffe in Scrum geben einen ersten U¨berblick (siehe Tabelle 5.7):
Tabelle 5.7: Die wichtigsten Scrum-Begriffe
Quelle: Preußig 2015, S. 136
Begriff Beschreibung
Sprint entspricht einer Iteration, einer Time-Box
Scrum Master ist verantwortlich fu¨r das Einhalten des Scrum Prozesses
Product Owner ist als Fachexperte verantwortlich fu¨r die Anforderungen
Daily Scrum ein Daily-Standup-Meeting
Retrospective ein Meeting zur Ru¨ckschau auf den Prozess zwecks kontinuierli-
cher Verbesserung
Review ein Meeting, um Feedback zum aktuellen Inkrement zu erhalten
Definition of Done vom ganzen Team akzeptierte Kriterien, wann genau eine Auf-
gabe als erledigt gilt
Inkrement ein Teilprodukt der Entwicklung, wie es durch eine Iteration
(Scrum: Sprint) entsteht
Product Backlog die fu¨r das Produkt insgesamt umzusetzenden Aufgaben bzw.
Anforderungen
Sprint Backlog die fu¨r die na¨chste Iteration (Sprint) umzusetzenden Aufgaben
bzw. Anforderungen
Die Scrum Artefakte sorgen fu¨r die zu Beginn beschriebene notwendige Transparenz,
um ein gemeinsames Versta¨ndnis zu schaffen und die Mo¨glichkeit zur Kontrolle und
Anpassung zu geben (Schwaber und Sutherland 2013, S. 13-16). Die drei Artefakte
(Dateien) entstehen als Zwischenergebnis wa¨hrend der Entwicklung (Preußig 2015, S. 136-
140):
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• Inkrement
• Product Backlog
• Sprint Backlog
Scrum schreibt vier formale Ereignisse zur u¨berpru¨fung und Anpassung vor (Schwaber
und Sutherland 2013, S. 4). Zur erfolgreichen Verwendung von Scrum geho¨ren auch die
Scrum Ereignisse. Diese sind vorgeschrieben und haben eine zeitliche Festsetzung (Time
Box). Hiermit wird die Regelma¨ßigkeit gefo¨rdert. Um jedoch keine Zeit zu verlieren,
ko¨nnen alle Ereignisse außer dem Sprint beendet werden, sobald sie ihren Zweck erfu¨llt
haben (Schwaber und Sutherland 2013, S. 8-13):
• Sprint Planning
• Daily Scrum
• Sprint Review
• Sprint Retrospektive
Ein Sprint, d.h. ein Zeitfenster von maximal einem Monat, beinhaltet die vier zuvor
genannten Ereignisse und die Entwicklung des Produkts. Als Kernstu¨ck von Scrum zielt
er auf die Herstellung eines potentiell auslieferbaren Produkts (Schwaber und Sutherland
2013, S. 8).
In einem Projektteam sind drei Rollen zu besetzen (Preußig 2015, S. 141):
• der Scrum-Master
• der Product Owner
• das Development Team (im weiteren
”
Team“ genannt)
Der Scrum Master ist dafu¨r verantwortlich, dass Scrum richtig ausgefu¨hrt wird. Er
sorgt fu¨r das richtige Versta¨ndnis der Werte, sowohl im Team als auch in der gesamten
Organisation. Er unterstu¨tzt das Team beispielsweise durch das Beseitigen von Hindernis-
sen oder durch Coaching bezu¨glich Selbstorganisation (Schwaber und Sutherland 2013,
S. 6).
Der Product Owner tra¨gt die Verantwortung fu¨r das Team und das Produkt und ist
Rechenschaft schuldig. Er beno¨tigt genu¨gend Autorita¨t, da seine Entscheidungen Respekt
erfahren sollten. Er ist der einzige, der dem Team Anweisungen geben darf. Der Product
Owner ist eine einzelne Person und tra¨gt als einziger die Verantwortung fu¨r das Manage-
ment des Product Backlogs (Schwaber und Sutherland 2013, S. 5). Er darf aufgrund von
mo¨glichen Interessenkonflikten weder Aufgaben des Scrum Masters u¨bernehmen, noch
als Teammitglied im Projekt mitarbeiten. Er sollte die fachliche Kompetenz besitzen, um
die Interessen des Auftraggebers angemessen zu vertreten und durch die Gestaltung des
Product Backlogs die Funktionalita¨t der Inkremente zu gewa¨hrleisten (Kriegisch 2017).
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Das Team besteht aus Experten, die am Produkt arbeiten und dafu¨r sorgen, dass zu
festgelegten Zeitpunkten ein potentiell auslieferbares Produkt-Inkrement zur Verfu¨gung
steht. Das Entwicklungsteam ist selbstorganisiert, das heißt, es entscheidet selbst wie es
angestrebte Funktionalita¨ten schafft. Es ist interdisziplina¨r und kann damit das Produkt-
Inkrement selbsta¨ndig erstellen (Schwaber und Sutherland 2013, S. 5).
Eine Person kann auch mehrere Rollen gleichzeitig einnehmen, jedoch sollten die bei-
den erst genannten nicht ein und dieselbe Person sein. Der Product Owner mo¨chte das
”
Produkt“ erhalten und der Scrum-Master muss das Team koordinieren. Bei ein und
derselben Person kann dies zu Konflikten fu¨hren (Preußig 2015, S. 141).
Das Team trifft sich ta¨glich zu den sogenannten
”
Stand-ups“ , um die aktuelle Bearbei-
tungssituation zu ero¨rtern und ggf. auf Probleme reagieren zu ko¨nnen. Dieses Meeting
geht nur mehrere Minuten (Schwaber und Sutherland 2013, S. 11-12; Preußig 2015,
S. 149-150). Am
”
Scrum-Board“ werden die einzelnen Arbeitspakete aufgelistet und
deren Bearbeitungsfortschritt dokumentiert. Mindestens alle vier Wochen trifft sich das
Team zu einem ausfu¨hrlichen Meeting mit allen Beteiligten, auch dem Product Owner,
um u¨ber das Produkt zu sprechen und ggf. auf A¨nderungen einzugehen. Es du¨rfen nur
zusa¨tzliche neue Arbeitspakete aufgenommen werden, wenn ein anderes herausgenommen
wird. Der Zeitplan wu¨rde ansonsten in Gefahr geraten und eine sta¨ndige Verla¨ngerung
der Projektarbeit auslo¨sen (Schwaber und Sutherland 2013, S. 11-12).
Wenn die Faktoren in einem Projekt nicht vollsta¨ndig Anwendung finden, darf der
Vorgang nicht als Scrum bezeichnet werden. Werden stattdessen nur einzelne Bestandteile
des Scrums angewendet, wird von
”
Scrum-But“ (u¨bersetzt: Scrum, aber) gesprochen
(Preußig 2015, S. 153).
5.3.3 Vergleich zwischen traditionellem und agilem Projektmanagement
Die Darstellung beider Projektmanagementformen wirft nun die Frage auf, inwiefern sie
fu¨r eine Anpassung an dynamische Entwicklung im Rahmen des demografischen Wandels
und letztlich der Erstellung von Handlungskonzepten angewendet werden ko¨nnen. Die
Unterschiede werden im Folgenden gegenu¨bergestellt und ein direkter Vergleich beider
Methoden vorgenommen. Traditionelles und agiles Projektmanagement weisen hinsicht-
lich des Prozessablaufes Unterschiede als auch Gemeinsamkeiten auf (siehe Abbildung
5.13).
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Abbildung 5.13: Projektmanagement-Prozess: klassisch und agil
Quelle: angelehnt an Preußig 2015, S. 34
Beide Ansa¨tze bauen auf dem Projektmanagementprozess mit den mindestens vier
Phasen Initiierung, Planung, Durchfu¨hrung und Abschluss auf. Der Ablauf ist so gesehen
a¨hnlich, jedoch weisen die Herangehensweise und Techniken große Unterschiede auf (Pro¨p-
per 2012, S. 35-36). Das Kick-off Meeting mit allen Beteiligten dient der Besprechung
der Aufgaben und des Ablaufs der Projektbearbeitung. Das agile Projektmanagement
beginnt auch mit einem Meeting, jedoch werden hier die einzelnen User Stories (Auf-
gaben) erarbeitet und verteilt. Im Planning Poker wird der zeitliche Bedarf ermittelt,
was beim traditionellen Projektmanagement mit Hilfe des PAP erfolgt. Im PAP werden
Meilensteine erstellt, die zu einzelnen Fertigstellungen des Projekts fu¨hren. Im agilen
Projektmanagement erfolgt der Ablauf auf dem Task Board.
Beim traditionellen Projektmanagement mu¨ssen im Gegensatz zum agilem Projekt-
management die Anforderungen auf Kundenseite von Anfang an bekannt sein (siehe
Tabelle 5.8) (Oestereich und Weiss 2008, S. 45; Pro¨pper 2012, S. 34-35). Die Politik muss
folglich wissen, womit sie die Verwaltung im Detail beauftragen mo¨chte. Das bedeutet,
dass die Inhalte des Handlungskonzeptes bekannt sind und nur noch abgearbeitet werden
mu¨ssten. Traditionelles Projektmanagement eignet sich nicht fu¨r unklare Anforderungen
an das Team oder sich kontinuierlich vera¨ndernde Umfelder (Angermeier 2014b). Eine
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Ru¨cksprache bezu¨glich Vera¨nderungen, anderer Anforderungen oder die Erarbeitung
konkreter und sinnvoller Maßnahmen ist im traditionellen Projektmanagement formal
nicht vorgesehen (Preußig 2015, S. 11). Im agilen Projektmanagement erfolgt ein sta¨ndiger
Einfluss des Kunden, so dass eine kontinuierliche Anpassung erfolgen kann ohne Kosten
oder Zeitaufwand zu erho¨hen (Preußig 2015, S. 14-15, 22).
Tabelle 5.8: Unterschiede agiles und traditionelles Projektmanagement
Quelle: Preußig 2015, S. 44
Klassisch Agil
Anforderungen zu Beginn bekannt Anforderungen zu Beginn unscharf
A¨nderungen von Anforderungen
wa¨hrend Projektverlauf schwierig
A¨nderungen an Anforderungen wa¨h-
rend Projektverlauf eingeplant
Hohe Kosten fu¨r spa¨te Anforderungs-
a¨nderungen
Ma¨ßige Kosten fu¨r spa¨te Anforde-
rungsa¨nderungen
Anforderungsbeschreibung aus tech-
nischer Sicht (Features)
Anforderungsbeschreibung aus Kun-
densicht (Anwendungsfa¨lle)
Sequenzieller Entwicklungsprozess Iterativer Entwicklungsprozess
Starrer Projektmanagementprozess Fortlaufende Prozessverbesserungen
Kunde sieht nur Endergebnis Kunde bewertet Zwischenergebnisse
Wenn es eng wird, eher Meilensteine
schieben
Wenn es eng wird, eher Aufwand ver-
ringern
Große Teams mo¨glich Relativ kleine Teams no¨tig
Klare Hierarchien Selbstorganisierte Teams
Viele Spezialisten im Team Viel gemeinsame Verantwortung
Team sitzt verteilt und ist in mehre-
ren Projekten ta¨tig
Team sitzt zusammen und hat Fokus
auf ein Projekt
Aufgaben von oben zuteilen Aufgaben selbsta¨ndig u¨bernehmen
Viel Kommunikation u¨ber Dokumen-
te und lange Meetings
Viel informelle Kommunikation und
Standup-Meetings
Aufwandsscha¨tzung durch Projekt-
leiter oder Experten
Aufwandsscha¨tzung gemeinsam im
Team
Aufgrund des festgelegten Rahmens und der Phasen beim traditionellen Projektma-
nagement sind differierende Anforderungen wa¨hrend des Projektverlaufs nur schwierig
einzufu¨hren. Eine Vera¨nderung fu¨hrt im traditionellen Projektmanagement zu ho¨heren
Kosten oder einer verla¨ngerten Projektlaufzeit, weil Meilensteine nach hinten gescho-
ben werden (Angermeier 2014b; Preußig 2015, S. 8, 21). Das agile Projektmanagement
beru¨cksichtigt Vera¨nderungen im Vorhinein, so dass die Kosten im Rahmen bleiben
und der Zeitplan beibehalten werden kann, weil hier eher der Aufwand reduziert wird
(Preußig 2015, S. 8, 21). Es entfallen folglich zuvor eingeplante Aufgaben, so dass der
Zeitplan dennoch eingehalten werden kann (siehe Abbildung 5.14) (Preußig 2015, S. 30-31).
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Abbildung 5.14: Stellschrauben im Zieldreieck: traditionell vs. agil
Quelle: angelehnt an Preußig 2015, S. 36
Die Empirie zeigte auf, dass sich Rahmenbedingungen und Anforderungen der Politik
im Prozessverlauf a¨ndern und das Handlungskonzept teilweise obsolet wird. Der Vorteil
des agilen Projektmanagement ist deshalb, dass die Politik als Kunde kontinuierlich in den
Prozess einbezogen wird und andere oder neue Anforderungen, Ideen und dergleichen in
das Handlungskonzept eingearbeitet werden ko¨nnen. Die Politik kann Zwischenergebnisse
bewerten und der Prozess Verbesserungen erfahren. Das agile Projektmanagement ist
kundenorientierter als das traditionelle Projektmanagement. Der Vorteil des traditionellen
Projektmanagement ist der u¨berwiegend bekannte Projektablauf (Angermeier 2014b).
Beim traditionellen Projektmanagement sind auch gro¨ßere Teams mo¨glich, wobei das
agile Projektmanagement eher von kleinen Teams lebt. Bei der Erstellung des Handlungs-
konzeptes wirken viele Beteiligte mit, die einbezogen werden sollten. Bei Anwendung
agiler Methoden ist deshalb eine Unterteilung von Teams notwendig, um ein kleines
Kernteam aufzustellen. Große Teams bewa¨hrten sich jedoch auch, so dass hier beide
Managementmethoden Anwendung finden ko¨nnten.
Beim traditionellen Projektmanagement sind viele Spezialisten im Team vertreten, wobei
beim agilen Projektmanagement viel gemeinsame Verantwortung getragen wird. Bei
Erstellung der Handlungskonzepte sind viele Spezialisten vertreten, die den einzelnen
Ressorts entstammen. Der Vera¨nderungsprozess hin zu einem Team, dass fu¨r alle Bereiche
Verantwortung u¨bernimmt, ist auszuarbeiten. Die Akzeptanz und der Wille innerhalb des
Teams mu¨sste geschaffen werden. Die Schwierigkeit besteht auch, dass die Mitglieder des
Team in der Verwaltung verteilt sitzen und in mehreren Projekten gleichzeitig involviert
sind. Im Gegensatz zu agilen Methoden arbeitet das Team an einem Projekt und sitzt
zusammen, so dass kontinuierlich Abstimmungen erfolgen ko¨nnen. Die Kommunikation
erfolgt beim traditionellen, wie es auch in der Verwaltung von Sta¨dten angewendet wird,
in Meetings und u¨ber Dokumente. Die Empire zeigte jedoch auch auf, dass informeller
Kommunikation ein hoher Stellenwert beigemessen wird. Die Einfu¨hrung von Standup-
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Meetings, ggf. nicht ta¨glich, ko¨nnte aufgrund der Ausgangslage erfolgreich und sinnvoll
sein.
Die Aufgabenzuteilung erfolgt im traditionellen Projektmanagement begru¨ndet auf
der Hierarchieorganisation von oben. Das Team u¨bernimmt beim agilen Projektmana-
gement Aufgaben selbsta¨ndig. Ist ein Team zur Bearbeitung des Handlungskonzeptes
gefestigt und tra¨gt eine positive Einstellung zum agilen Projektmanagement, ko¨nnte
eine selbsta¨ndige Aufgabenwahrnehmung erfolgen. Dies ist aufgrund der Ressortzugeho¨-
rigkeit und Abarbeitung der betroffenen Aufgaben in gewissem Maße gegeben, jedoch
nur fu¨r den eigenen Bereich. In einem agilen Team wu¨rde eine Ausbreitung auch auf
”
fremde“ Aufgaben, die nicht dem eigenen Ressort zugeschrieben werden ko¨nnen, erfolgen.
Die Aufwandsscha¨tzung erfolgt beim traditionellen Projektmanagement durch den
Projektleiter oder den Experten. In diesem Fall hieße es, dass eine Person abscha¨tzen
muss, wieviel Aufwand auf die einzelnen Ressorts zukommt. Sinnvoller wa¨re eine Auf-
wandsscha¨tzung gemeinsam im Team, da alle Betroffenen ihre Einscha¨tzungen einbringen
ko¨nnen und so schnell ein realistischer Abgabetermin terminiert werden ko¨nnte.
Routinierte Handlungsabla¨ufe in Organisationen ermo¨glichen zwar eine erwu¨nschte
Abarbeitung von Aufgaben, jedoch werden Vera¨nderungen bzw. Chancen nicht ausrei-
chend wahrgenommen. Routinen schaffen Flexibilita¨t in anderen Bereichen, jedoch sind
sie selbst nicht auf Vera¨nderungen gemu¨nzt (Ku¨hl 2015, S. 55). Wenn der Druck von
Vera¨nderungen von außen stark genug ist, ist eine Ignoranz nicht mehr mo¨glich (Ku¨hl
2015, S. 55-56). Es sollte folglich versucht werden, eine gewissen Anteil an Flexibilita¨t
und demzufolge agiler Techniken in die o¨ffentliche Verwaltung einzubringen.
5.4 Prozessmanagement
Projektmanagement ha¨ngt von Prozessen ab, die die Erledigung von Aufgaben innerhalb
eines Projektes u¨bernehmen. Einerseits bieten sie so eine gewissen Routine von sich
immer wiederholenden Aufgaben oder lassen Flexibilita¨t im Rahmen offener Prozesse
zu. Insbesondere die Implementierung in verschiedene Projektorganisationsformen bringt
Herausforderungen mit sich, die es im Lo¨sungsansatz gilt zu u¨berwinden.
5.4.1 Begriffsdefinition
”
Ein Prozess ist eine wiederholbare, zeitlich-logische (sequenzielle bzw. parallele) Abfolge
von Aktivita¨ten, mit einem eindeutigen Anfang und Ende (als Ereignisse), zur zielgerich-
teten Erledigung einer betrieblichen Aufgabe“ (Seidlmeier 2015, S. 7). OESTEREICH
bezeichnet Prozessmanagement als Ablauforganisation, die
”
die zeitliche und ra¨umliche
Ordnung betrieblicher Prozesse innerhalb des durch die Aufbauorganisation geschaffenen
Rahmens“ darstellt (Oestereich und Weiss 2008, S. 416). Der Unterschied von einem
Prozess gegenu¨ber eines Projektes liegt deshalb in der mehrmaligen Wiederholung im
Gegensatz zu einem einmaligen Projekt (siehe Kapitel 5.3.1)(Gadatsch 2017, S. 6). Die
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Abbildung 5.15: Begriffserkla¨rung Prozessmanagement
Quelle: Gadatsch 2017, S. 2
betrieblichen Prozesse, die innerhalb oder zwischen Unternehmen ablaufen ko¨nnen, wer-
den in der Praxis meist als
”
Gescha¨ftsprozesse“ bezeichnet (Seidlmeier 2015, S. 7). Das
Gescha¨ftsprozessmanagement entwickelte sich in den 1990er-Jahren zur verbesserten
Arbeitsteilung und Koordination (Gadatsch 2017, S. 2). Im Laufe der Zeit entstanden
unterschiedliche Begriﬄichkeiten im deutschen wie auch englischsprachigen Raum (siehe
Abbildung 5.15) und verschiedene Ansa¨tze, die sich jedoch a¨hneln (Seidlmeier 2015, S. 4;
Gadatsch 2017, S. 3).
”
Gescha¨ftsprozessmanagement bescha¨ftigt sich mit der Dokumentation, Analyse und
Restrukturierung von Arbeitsabla¨ufen (Prozessen)“ (Gadatsch 2017, S. 2). Prozesse
dienen der Erfu¨llung von Bedu¨rfnissen, Erwartungen oder Anforderungen von Kunden
(Seidlmeier 2015, S. 4; Gadatsch 2017, S. 14-15). Ein Gescha¨ftsprozessverantwortlicher
steuert den Prozess mit Hilfe von Zielen und Kennzahlen (Gadatsch 2017, S. 14-15).
ALLWEYER betont den Kreislaufcharakter des Prozessmanagements (siehe Abbildung
5.16) (Allweyer 2012, S. 91).
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Abbildung 5.16: Kreislaufcharakter des Prozessmanagements
Quelle: Allweyer, S. 91
Die grundlegenden Merkmale eines Prozesses lassen sich wie folgt zusammenfassen
(Gadatsch 2017, S. 5):
• Unterstu¨tzung eines unternehmensbezogenen Zieles (Ausrichtung an der Unterneh-
mensstrategie)
• Mehrere Einzelschritte
• Regelma¨ßiges Stattfinden
• Arbeitsteilung durch mehrere Personen, Abteilungen oder Bereiche
• Unterstu¨tzung durch Softwaresysteme
• Verarbeitung von Informationen (Input) zur Ergebnisgenerierung (Output)
DIN 69901-2 befasst sich mit Prozessen innerhalb der fu¨nf Phasen des Projektmanage-
ments (Normenausschuss Qualita¨tsmanagement, Statistik und Zertifizierungsgrundlagen
2009a, S. 6, 8), so dass es sich um Einzelprozesse handelt. Die Prozessorientierung im
Projektmanagement gibt Hilfestellung bei der Auswahl und Anwendung des Projekt-
managementinstrumentariums. Das Sa¨ulendenken soll so aufgeweicht werden und die
Zusammenarbeit zwischen den Akteuren optimieren (Gessler 2014, S. 31). Eine detaillierte
Betrachtung soll hier jedoch nicht vorgenommen werden, da der Gesamtprozess von der
Initiierung bis zur u¨berwachung Betrachtung findet (siehe Kapitel 6) und nicht im Detail
im Rahmen des Projektmanagements.
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5.4.2 Projektorganisationsformen
Die unterschiedlichen Projektorganisationsformen wurden bereits im Rahmen des tradi-
tionellen Projektmanagements erla¨utert (siehe Kapitel 5.3.1). In diesem Zusammenhang
wird die Eignung von Prozessmanagement innerhalb der einzelnen Organisationsformen
erla¨utert. Prozessmanagement kann als reine Prozessorganisation, Stabsstelle innerhalb
einer Funktionalorganisation oder als Matrixorganisation organisiert werden (siehe Abbil-
dung 5.17). Bei der reinen Prozessorganisation sind die Prozesse getrennt voneinander, da
sie in den einzelnen Abteilungen organisiert sind. U¨bergreifende Aufgaben bedu¨rfen einer
Abstimmung (Gadatsch 2017, S. 48-49). Die Staborganisation koordiniert die Prozesse
innerhalb einer Funktionalorganisation. Die Matrixorganisation beinhaltet zwei Gliede-
rungsprinzipien: Ta¨tigkeit/ Funktion und Objekt/ Prozess, wonach eine Ausrichtung der
Ta¨tigkeiten erfolgt. Prozesse entlang der Funktionalorganisation sollten reibungslos funk-
tionieren. Sie stehen gewollt in Konkurrenz zu den Leitern der funktionalen Abteilungen
um Ressourcen, so dass eine kontinuierliche Abstimmung von No¨ten ist (Gadatsch 2017,
S. 49).
Abbildung 5.17: Grundlegende Gestaltungsformen der Prozessorganisation
Quelle: Gadatsch 2017, S. 48
Die reine Prozessorganisation, wie die einer o¨ffentlichen Verwaltung, ist insbesondere
bei Funktionalorganisationen aufgrund von Widersta¨nden und Versta¨ndnisproblemen bei
Mitarbeitern und Fu¨hrungskra¨ften schwierig umzusetzen (Schmelzer). Bei der Anwendung
von horizontalen Prozessen fu¨hrt diese Organisationsform zu Nachteilen (siehe auch
Abbildung 5.18) (Seidlmeier 2015, S. 2):
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Abbildung 5.18: Prozessdurchlauf in einer vertikalen Organisation
Quelle: Seidlmeier 2015, S. 2
• Unterstu¨tzung eines unternehmensbezogenen Zieles (Ausrichtung an der Unterneh-
mensstrategie)
• Vertikales
”
Abteilungsdenken“
• Fehlende Kundensicht
• Unzureichende Flexibilita¨t bei a¨nderungen bzgl. Ma¨rkten, Kunden und Produkten
• Koordinationsprobleme bei u¨bergreifenden Aufgaben
• Fehlende Gesamtprozesssicht und -verantwortung
• Inkompatibilita¨t der Informationssysteme (Schnittstellen, Medienbru¨che u. a¨.)
• Fehlende Datenintegration (Inkonsistenzen, Redundanzen)
Dies fu¨hrt zu langen Durchlaufzeiten, Bearbeitungsfehlern, Doppelarbeiten, Schnitt-
stellenprobleme und hohen Prozesskosten (Seidlmeier 2015, S. 3). Die Vorteile von
Prozessmanagement lassen sich im Umkehrschluss wie folgt bezeichnen (Schmelzer und
Sesselmann, S. 643):
• Unterstu¨tzung eines unternehmensbezogenen Zieles (Ausrichtung an der Unterneh-
mensstrategie)
• Reduzierung der Prozesszeit
• Steigerung der Kundenzufriedenheit
• Steigerung der Qualita¨t
• Reduzierung der Kosten
Die Aufbauorganisation von o¨ffentlichen Verwaltungen orientiert sich an den zugewiese-
nen Aufgaben und den Produkten. Das Gebot des organisatorischen Minimums, d.h. eine
kleinstmo¨gliche Anzahl an Organisationsstufen und Organisationseinheiten, ist Beachtung
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zu schenken (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 206). BLANKE sieht die Einfu¨hrung der
Mehrlinienorganisation und der Matrixorganisation in der o¨ffentlichen Verwaltung als
nicht umsetzungsfa¨hig (Blanke, Einemann u. a. 2005, S. 217). Beim Prozessmanagement
gelten dieselben Herausforderungen bezu¨glich der Organisationsform wie beim Projekt-
management. Hier gilt es folglich auch den Prozess effektiv in eine o¨ffentliche Verwaltung
mit den vorhandenen Restriktionen zu integrieren.
5.5 Stakeholdermanagement
Empirische Studien ergaben, dass ein Erfolg von Projekten abha¨ngig ist von der Art und
Weise des Projektmanagements. Dies bezieht u.a. die Einbindung kompetenter Mitarbeiter
in ein Team und die dazugeho¨rige Projektleitung mit ein (Gourmelon, Mroß und Seidel
2014, S. 253). Das Projektteam innerhalb der Verwaltung ist noch auf weitere Personen
oder Organisationen angewiesen, deren Belange im Prozess oder auch im Endergebnis
betroffen sind. Die sogenannten Stakeholder sind ausfindig zu machen und ihr Einfluss auf
das Projekt zu bewerten. Eine Stakeholderanalyse bietet die Mo¨glichkeit, Maßnahmen im
Umgang mit den Stakeholdern zu bestimmen, d.h. wann sie in den Prozess eingebunden
werden und eine Kommunikation erfolgt (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 253). Im
weiteren Verlauf wird das synonym
”
Akteure“ verwendet, da dieser Begriff im sta¨dtischen
Bereich eher verwendet wird. Im Folgenden wird die Bedeutung und Zusammensetzung
von Akteuren na¨her betrachtet, um so letztlich das Team zur Bearbeitung der Anpassung
an den demografischen Wandel zu bilden.
5.5.1 Gru¨nde fu¨r Akteursbeteiligungen
”
Akteure sind Einzelpersonen und Organisationen wie Kunden, Sponsoren, Tra¨gerorga-
nisation und die O¨ffentlichkeit, die aktiv an einem Projekt beteiligt sind oder deren
Interessen als Folge der Projektdurchfu¨hrung oder des Projektergebnisses positiv oder
negativ beeinflusst werden ko¨nnen“ (Project Management Institute 2008, S. 23). Das Mit-
wirken von Akteuren bei Entwicklungen des Raumes ist vielfa¨ltig und reicht von privaten
bis zu o¨ffentlichen Akteuren, die u¨ber unterschiedliche Handlungsressourcen verfu¨gen
und deshalb ihre Interessen ungleich durchsetzen ko¨nnen (Selle 2005, S. 98, 135, 390). In
einer Stadt ko¨nnen sie in die Hauptgruppen Stadtgesellschaft, Politik und Verwaltung
eingeteilt werden, die bei Handlungsfelder betroffen sind (siehe Abbildung 5.19). Das
Steuern (planen, entscheiden und handeln) und die vorhandenen Rahmenbedingungen
beeinflussen die Ursachen, den Verlauf und die Wirkungen auf Entwicklungen (Selle 2005,
S. 109, 111, 116). Umwelteinflu¨sse entwickeln nicht selten eine Eigendynamik, welche
Ziele auf eine andere Ebene verschieben ko¨nnen (J. Becker, Kugeler und Rosemann 2012,
S. 8).
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Abbildung 5.19: Akteure kommunaler Steuerung
Quelle: KGSt 2013, S. 24
Akteure ko¨nnen auf drei unterschiedliche Weisen Einfluss nehmen (Selle 2005, S.
118-120):
• Indirekt - klassische Instrumente der Raumplanung (z.B. Bauleitplanung, U¨berzeu-
gung, Kommunikation oder Finanzierung)
• Direkt - mit o¨ffentlichen Mitteln und raumwirksamer Intervention (z.B. neue
Infrastrukturen oder Standortentwicklung)
• Strukturierend - Prozesssteuerung oder Organisationsentwicklung
Im Rahmen der Anpassung an den demografischen Wandel ko¨nnen in einer Stadt
alle drei Einflussbereiche Anwendung finden. Externe Akteure bedienen vornehmlich die
indirekte und direkte Ebene, da sie durch Finanzierung von Maßnahmen und Beteiligung
am Kommunikationsprozess mitwirken. Innerhalb der Verwaltung nehmen Mitarbeiter
eher strukturierend teil, wobei sie z.B. durch Erarbeitung von Konzepten auch indirekt
Einfluss nehmen ko¨nnen. Von Seiten der Fu¨hrungsebene und Politik sind alle drei Bereiche
von Bedeutung.
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Aufgrund dieser Heterogenita¨t des Akteurseinflusses ist eine Differenzierung und
Koordination von großer Bedeutung (Selle 2005, S. 113, 116). Durch die Beteiligung
aller Akteure an der Planung und auch Entscheidungsfindung kann fru¨hzeitig Fachwissen
einbezogen und ein Mitwirken besta¨rkt werden (Project Management Institute 2008,
S. 215). Aufgrund der unterschiedlichen Akteure und deren Einflussbereich nimmt eine
ideale Akteurszusammensetzung eines Teams zur flexiblen und effizienten Anpassung an
den demografischen Wandel einen hohen Stellenwert ein. Die Verwendung von Gruppen
erho¨ht die Flexibilita¨t von Organisationen, da sie schneller und effektiver auf Vera¨nderung
von politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eingehen
ko¨nnen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 103).
5.5.2 Akteurszusammensetzung
Eine Gruppe ist als soziales Gebilde bestehend aus mehreren Personen definiert. Diese
tauschen sich u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum im Rahmen einer Zweiweg-Kommunikation
aus. Es liegt eine Unterscheidung von formal und informal entstehenden Gruppen vor, d.h.
formale Gruppen werden von einer Organisationsleitung gebildet und informale Gruppen
entstehen aus einem natu¨rlichen Prozess heraus. Gruppen sind gekennzeichnet durch
kontinuierliche innere Vera¨nderungen und Verwerfungsprozesse, weil sie eine gewisse
Dynamik aufweisen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 103).
Unterschiedliche Faktoren, wie Zusammensetzung, Gro¨ße, Aufgabenstellung, Struktur,
Teamqualita¨t und Wesen lassen unterschiedliche Team- bzw. Gruppentypen entstehen.
In diesem Zusammenhang kann die Gruppe als Projektteam verstanden werden, welches
an einem inhaltlich abgegrenzten Projekt in einer bestimmten Zeit ta¨tig ist (Knorr
2007, S. 9). In o¨ffentlichen Verwaltungen bestehen Projektgruppen aus Mitgliedern mit
entsprechenden Kompetenzen aus unterschiedlichen Organisationseinheiten. Wenn ein
Ergebnis vorliegt, wird die Projektgruppe aufgelo¨st. Die Mitarbeiter ko¨nnen entweder
nur fu¨r die Projektgruppe freigestellt werden oder nur einen Teil ihrer Arbeitszeit betra-
gen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 187). Dies ist abha¨ngig von der gewa¨hlten
Projektorganisationsform (siehe Kapitel 5.3.1 und 5.4.2).
Die Zusammensetzung der Akteursgruppen zur flexiblen und effizienten Anpassung an
den demografischen Wandel ist wichtig. Hierbei ist auch von Bedeutung, dass sich die
Projektgruppe als Team versteht. Ein Team ist auch eine Gruppe, jedoch funktioniert die
Arbeitsteilung und Kommunikation in einem Team optimaler. Ein Team kann bezeichnet
werden als eine effektive und gut laufende Gruppe, die ziel- und aufgabenorientiert
arbeitet. Es dient der Lo¨sung einer Aufgabenstellung, wobei Gruppen auch ohne Aufga-
benbezug existieren ko¨nnen (Knorr 2007, S. 9).
Ein Team sollte engagierte und entscheidungsbefugte Personen, wie auch eine sinnvolle
Erga¨nzung von externen Personen beinhalten. Die Zusammensetzung von Arbeitsgrup-
pen ist in vielen Fa¨llen a¨hnlich, da die zentralen Projektbeteiligten die maßgeblichen
Entscheidungen treffen. Beteiligt werden auch teilweise neutrale externe Berater oder
Organisationen, die Entscheidungen in Frage stellen und quer denken (Selle 2005, S. 319).
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Die Mitglieder sollten dauerhaft in einer Gruppe arbeiten wollen und u¨ber eine a¨hnliche
Durchsetzungskraft verfu¨gen, um kein Ungleichgewicht in der Gruppe aufkommen zu
lassen. Zur Abdeckung von Kompetenzen empfiehlt sich eine Bandbreite an Mitarbeitern
mit unterschiedlichen Fachkenntnissen und Fachfertigkeiten. Der Einsatz von mindestens
einer Person im Team, die u¨ber Projektmanagementerfahrung verfu¨gt, ist vorteilhaft
(Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 267-268).
Die Anzahl der Akteure in einer Gruppe sollte so gering wie mo¨glich gehalten werden.
In einer Studie fanden YETTON et al. heraus, dass Gruppen ab fu¨nf Personen nicht mehr
Leistung erbringen. Interagierende Gruppen erbrachten sogar mit mehr als vier Personen
keine Leistungsverbesserung. Gro¨ßere Gruppen ko¨nnen die Leistungsfa¨higkeit behindern,
so dass der Fokus der Arbeit eher auf die Auswahl von Mitgliedern als auf eine qualitative
Entscheidungsfindung konzentriert ist (Yetton und Bottger 1983, S. 157-158). BECKER
nennt den kritischen Wert von Gruppengro¨ßen von fu¨nf bis sieben Mitgliedern (F. Be-
cker 2016, S. 12). KNORR schließt sich der Meinung mit einer Anzahl von plus/minus
sieben Personen an, da es fu¨r die Effektivita¨t fo¨rderlich scheint (Knorr 2007, S. 12).
Je kleiner eine Gruppe, desto effizienter ko¨nnen Abstimmungen und Meetings erfolgen.
Eine Kommunikation und ein Informationsfluss erfolgen hier meist reibungsloser als in
gro¨ßeren Gruppen (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 50; F. Becker 2016, S. 12).
Die aktive Beteiligungszeit reduziert sich bei steigender Anzahl der Mitglieder. Soll eine
echte Gemeinschaft entstehen, du¨rfen nicht mehr als 15 Personen beteiligt sein. Zudem
verhalten sich Mitglieder bei weniger als acht Personen offener (Knorr 2007, S. 12-13).
Auch OESTEREICH bezeichnet acht Mitglieder als optimale Projektgro¨ße, da sich alle
kennen, kurze und effiziente Kommunikationswege vorherrschen und jeder einen U¨berblick
u¨ber das Projekt hat (Oestereich und Weiss 2008, S. 31). Bei gro¨ßeren Gruppen ist zwar
das kreative Potenzial ho¨her, jedoch sind die einzelnen Mitglieder auch zu koordinieren.
Planungs- und Verwaltungsaufwand steigen bei zunehmender Teilnehmerzahl (Knorr 2007,
S. 13; Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 267-268; Litke, Kunow und Schulz-Wimmer
2015, S. 50; F. Becker 2016, S. 12). Das Verantwortungsbewusstsein einzelner Mitglieder
wird bei zunehmender Gro¨ße schwa¨cher, so dass sich Trittbrettfahrer bilden (F. Becker
2016, S. 12).
Große Teams eignen sich, wenn sich die Aufgaben nicht gegenseitig bedingen, z.B. bei
der Sammlung von Ideen. Bei koordinierenden und zusammenha¨ngenden Maßnahmen
eignen sich kleinere Gruppen (F. Becker 2016, S. 12).
Sind gro¨ßere Teams aufgrund der Bearbeitung der Aufgabe notwendig, ist die Beachtung
eines jeden Individuums und seine Art der Zusammenarbeit von gro¨ßerer Bedeutung als
der Prozess oder das verwendete Werkzeug. Ein Formalismus im Rahmen von Regularien
bei Großprojekten kann sich nachteilig auswirken (Eckstein 2009, S. 96).
Eine Unterteilung von gro¨ßeren Teams in Subteams erfordert eine Strukturierung
entlang der Gescha¨ftsfunktionalita¨ten. Jedes Subteam kann so selbst-organisierend und
eigenverantwortlich ta¨tig sein, da es alle Rollen und den gesamten Wissensbereich abdeckt
(Eckstein 2009, S. 92-93). Eine gesteuerte und strukturierte Kooperation, sowie Innovation
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und Wissensaustausch werden erreicht. So la¨sst sich folglich auch eine Matrixstruktur
ausfu¨hren (Große Bo¨ckmann 2012, S. 68-69).
5.5.3 Teamarbeit und seine Voraussetzungen
Die Teamleistung ist abha¨ngig von drei Sa¨ulen (siehe Abbildung 5.20). Das Umfeld in dem
sich das Team befindet, die Aufgabe die das Team bearbeitet und Eigenschaften des Teams
selbst. Diese drei Sa¨ulen der Teamleistung betreffen neben der direkten Arbeitsleistung
auch andere relevante Aspekte in Teams, wie z.B. (F. Becker 2016, S. 6):
• Fluktuation von Mitgliedern
• Kommunikation und Problemlo¨severhalten
• Konfliktniveau
• Kooperation
• Teilen wichtiger Informationen
• Entscheidungsverhalten
• Arbeitszufriedenheit, Motivation, Vertrauen und Commitment
Abbildung 5.20: Sa¨ulen der Teamleistung
Quelle: angelehnt an Becker 2016, S. 6
Kommunikation und Kooperation muss von den Mitgliedern bezu¨glich seiner Fa¨hig-
keiten gekonnt und erlaubt, sowie aufbauend auf Engagement, Motivation und unter-
stu¨tzender Fu¨hrung gewollt werden (Große Bo¨ckmann 2012, S. 69). Nur so kann eine
Organisation insbesondere agil handeln (Große Bo¨ckmann 2012, S. 70-71). Eine funktions-
fa¨hige Kommunikation und Kooperation ha¨ngt von der Organisation, den Menschen und
der vorhandenen Technik ab. Fu¨r eine flexible Vorgehensweise sind diese drei Faktoren
in entsprechender Form auszugestalten (Große Bo¨ckmann 2012, S. 70-71). Das Handeln
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von Menschen in Organisationen ist individuell und subjektiv. Es ist abha¨ngig von den
Erwartungen der Menschen, so dass keine objektiven Faktoren vorliegen. Menschen
entwickeln eigene Regeln und Strukturen zusa¨tzlich zu den offiziellen Vorgaben. Dies wird
als
”
informelle Organisation“ bezeichnet, die es nicht zu unterscha¨tzen gilt (Gourmelon,
Mroß und Seidel 2014, S. 199).
”
Mit der Metapher des Eisbergs wird die Bedeutung der informellen Organisation fu¨r
das System Organisation insgesamt skizziert: Unsichtbar unter der Wasseroberfla¨che
liegen bedeutsame und das organisatorische Handeln stark bestimmender Anteile der
Organisation“ (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 201).
Kommunikation ist eine notwendige Voraussetzung fu¨r eine erfolgreiche Planung (Selle
2005, S. 387). Bei einer informellen Kommunikation erfolgt der Austausch von Informa-
tionen außerhalb der Dienstwege und offizieller Kommunikationswege. Mitarbeiter stufen
diese Informationen als aktuell und gu¨ltig ein. Durch eine informelle Kommunikation
ko¨nnen auch Interessen durchgesetzt werden, z.B. bei Geru¨chten (Gourmelon, Mroß und
Seidel 2014, S. 200). Vorteilhaft ist jedoch eine schnelle Informationsweitergabe und
folglich eine schnellere und flexiblere Handlungsmo¨glichkeit, auch bei kritischen Ereig-
nissen (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 201-202). Diskursiv dominierte Prozesse
konzentrieren sich auf die Organisation von Kommunikationsprozessen. Die Betonung liegt
auf einer ho¨heren Ergebnisoffenheit und vermehrt auf Verhandlung und Eigeninitiative
der Akteure (Selle 2005, S. 320).
Derjenige, der das Projekt leitet, muss den U¨berblick u¨ber eine komplexe Aufgabe
bewahren und die u¨blichen Arbeits- und Problemlo¨sungspfade verlassen. Es gilt, einen
Arbeitsprozess zu koordinieren, an dem viele Personen beteiligt sind: Mitarbeiter aus
unterschiedlichen Abteilungen mit verschiedenen Denkmustern und Interessen. Aber auch
viele andere Akteure haben Interesse an einem Projekt. Projektmanagement ist daher
auch Beziehungsmanagement (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 9-10). Fu¨r
ein effektives Projektmanagement, sei es traditionell oder agil, reicht deshalb die reine
Anwendung von vorgegebenen Methoden oder Techniken nicht aus. Kompetenzen des
Projektmanagers spielen eine wichtige Rolle, wie Wissen, Leistung und Perso¨nlichkeit.
Ein Projektmanager sollte die Fa¨higkeit besitzen, ein Projektteam anzuleiten und mit
Menschen umzugehen (Project Management Institute 2008, S. 13; Große Bo¨ckmann 2012,
S. 86). Der Projektleiter u¨berwacht und steuert mit dem Team das Projekt. Entsprechende
weiche Faktoren, sogenannte Soft Skills, wie Kommunikationsfa¨higkeit sind von No¨ten
(Berleb 2016, S. 5). Der Projektmanager sollte u¨ber
”
Flexibilita¨t, gutes Urteilsvermo¨gen,
u¨berzeugende Fu¨hrungskompetenz und Verhandlungsfa¨higkeiten sowie ein fundiertes
Wissen u¨ber die Projektmanagementpraxis“ verfu¨gen. Er ist zusta¨ndig fu¨r die Kommuni-
kation mit den Akteuren und stellt die Schnittstelle zwischen ihnen und dem Projekt dar
(Project Management Institute 2008, S. 26).
Unerla¨sslich fu¨r eine Zusammenarbeit ist daher das Zusammenfu¨hren von Informatio-
nen, eine Bu¨ndelung der Zusta¨ndigkeiten, eine Regelung der Verantwortlichkeiten und
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eine Gewa¨hrleistung unkomplizierter Abstimmungsprozesse (Selle 2005, S. 318; Große
Bo¨ckmann 2012, S. 85). Transparenz in die Verwaltungsarbeit und Benennung klarer
Ansprechpartner ist fu¨r externe Akteure wichtig (Selle 2005, S. 318). Eine Beachtung
der Teamzusammensetzung und die oben genannten Faktoren sind bei der Erarbeitung
des Lo¨sungsansatzes zu integrieren. Ohne ein effektives Team wird eine erfolgreiche
Anpassung an den demografischen Wandel erschwert.
5.6 Bewertung der Managementmethoden anhand des
Anforderungskatalogs
Die ausgewa¨hlten Managementmethoden aus verschiedenen Bereichen der Betriebswirt-
schaftslehre, die jedoch auch schon Anwendung in o¨ffentlichen Verwaltungen gefunden
haben, werden anhand des Anforderungskatalogs bewertet und die jeweiligen Schnitt-
stellen untereinander aufgezeigt. Die Bewertung erfolgt verbal-argumentativ, da die
Methoden fu¨r sich genommen eine Vielzahl der Bewertungskriterien bedienen, jedoch erst
im Zusammenhang mit den anderen Methoden einen ganzheitlichen Bewertungsansatz
bilden ko¨nnen. Zudem sollen die Vor- und Nachteile der Methoden herausgestellt werden,
um im weiteren Verlauf einen optimalen Prozesskreislauf erstellen zu ko¨nnen.
5.6.1 Zukunftsmanagement
Das Zukunftsmanagement beinhaltet in diesem Zusammenhang das Eltviller Modell
und die integrierten partizipativen Foresight-Methoden. Im Weiteren wird zusammenfas-
send der Begriff
”
Zukunftsmanagement“ verwendet. Das Zukunftsmanagement bedient
aufgrund seiner
”
Dachfunktion“ und der Integration der anderen Methoden ein breites
Spektrum des Anforderungskatalogs.
Individualita¨t
Das Zukunftsmanagement unterstu¨tzt individuelle Lo¨sungen, da es als Modell fungiert
und je nach vorherrschenden Rahmenbedingungen mit den sinnvollsten Methoden und
Techniken ausgefu¨llt werden kann. Es ist jedoch, insbesondere in Verbindung mit par-
tizipativen Foresight Methoden, finanziell wie personell aufwendig, weil einerseits eine
erste Anwendung einen externen Moderator erfordert und andererseits eine Vielzahl an
Akteuren beteiligt sein ko¨nnen. Dies erfordert personellen Aufwand bzw. eine zeitauf-
wendige Aufgabe fu¨r einen Ku¨mmerer. Hinterher zahlt sich jedoch der Aufwand aus, so
dass letztlich weniger finanzielle und personelle Mittel gefordert sind als bei herko¨mmli-
chen Vorgehensweisen. Zudem wird sich die Umsetzung von Maßnahmen aufgrund der
Identifikation der beteiligten Akteure und folglich eine Anpassung an den demografischen
Wandel auszahlen.
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Verwaltungsbesonderheiten
Zukunftsmanagement erfordert eine interdisziplina¨re Zusammenarbeit mit internen und
externen Akteuren. Eine Beru¨cksichtigung der Verwaltungsstrukturen erfolgt aufgrund der
Beteiligung der Politik und des Bu¨rgermeisters, so dass sie von Anfang an involviert und
sich a¨ußern ko¨nnen. Fachlichen Input erhalten sie durch entsprechende andere beteiligte
Akteure, um am Schluss ein Gesamtbild der Zukunft zu erhalten. Eine Umsetzung in einer
Einlinienorganisation stellt sich aufgrund der Interdisziplinarita¨t als schwierig heraus. Es
bestu¨nde die Mo¨glichkeit, diese so beizubehalten und die Mitarbeiter im Rahmen des
Eltviller Modells und der partizipativen Foresight Methoden in einem separaten Team
die Aufgabe zusa¨tzlich zukommen zu lassen. Mit Hilfe agiler Techniken (WIP) kann die
Doppelbelastung gemessen und auf ein effektives Maß beschra¨nkt werden.
Zusammenarbeit und Kommunikation
Die Zusammenarbeit und Kommunikation wird aufgrund der gemeinsamen Erarbeitung
der Zukunftsperspektiven gefo¨rdert und ggf. zwischen verschiedenen Akteuren vertieft.
Es ko¨nnen neue Netzwerke und informelle Kontakte entstehen. Im Rahmen des Foresight-
Prozesses des ZIRP wurden Austauschplattformen geschaffen, so dass Akteure auch
hinterher Informationen austauschen ko¨nnen. Zukunftsmanagement eignet sich deshalb fu¨r
eine zwischenmenschliche Zusammenarbeit. Interne Umfragen ko¨nnen ebenfalls in einem
Foresight-Prozess durchgefu¨hrt werden, wobei sich eine konfrontative Auseinandersetzung
mit der Thematik anbietet. Die Beachtung der Perso¨nlichkeit der Beteiligten ist einerseits
abha¨ngig von den Akteuren selbst und den Kompetenzen des Ku¨mmerers. Hier gilt der
Einsatz entsprechenden Personals im Rahmen des Ku¨mmerers und des Moderators, die
einen kollegialen Umgang unterstu¨tzen ko¨nnen.
Akteure
Die Beteiligung der Politik, des Bu¨rgermeisters und ausgewa¨hlter Akteure wird durch
das Zukunftsmanagement unterstu¨tzt. Auch kann eine Bu¨rgerbeteiligung im Rahmen
von Umfragen oder Bu¨rgerversammlungen stattfinden. Falls ein Zukunftsteam gebildet
wird (anstatt einer breiten Akteursbeteiligung wie bei den Foresight-Prozessen) ist eine
variierende Akteursbeteiligung nicht vorgesehen, da gemeinsam Zukunftsperspektiven
erarbeitet werden und es sich um einen verha¨ltnisma¨ßig anspruchsvollen Prozess handelt.
Neue Akteure bedu¨rfen deshalb einer entsprechenden Einweisung durch den Moderator
oder auch Ku¨mmerer, um effektiv eingebunden zu werden. Bei den Foresight-Methoden
werden wechselnde Beteiligungen einkalkuliert.
Der Einfluss der Politik und des Bu¨rgermeisters, sowie die politische Herangehensweise
kann sich im Rahmen des Diskussionsprozesses als schwierig herausstellen, da politischen
Akteuren teilweise konkrete Festlegungen widerstreben. Eine Meßbarkeit von Zielerrei-
chungen ist deshalb ggf. nicht gegeben, so dass Kompromisse notwendig sind. Im Rahmen
der Anpassung an den demografischen Wandel sind jedoch konkrete Maßnahmen not-
wendig, so dass sich anstatt auf eine Vielzahl an Maßnahmen nur auf eine Auswahl an
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sinnvollen und notwendigen Maßnahmen konzentriert werden ko¨nnte, die letztlich auch
Umsetzung erfahren.
Prozess
Der Prozess des Zukunftsmanagement beabsichtigt eine klare Zielformulierung und
integrierte, sowie ressortu¨bergreifende Handlungsstrategien, die vorausschauend und in
einem gesamtsta¨dtischen Konzept eingebracht werden. Die Beibehaltung eines roten
Fadens wird durch die Beteiligung der Politik gewa¨hrleistet, die A¨nderungswu¨nsche
einbringen und so auch flexibel auf Ziele eingehen kann. Gleichzeitig werden Informationen
regelma¨ßig an sie herangetragen. Es ist unwahrscheinlich, dass politische Akteure einen
laufenden Prozess, an dem sie mitwirken, grundlos abbrechen. Der Aufbau des Prozesses in
unterschiedliche Schritte la¨sst jedoch auch die Einlegung von Pausen zu, falls die Thematik
anderen Priorita¨ten weichen oder der Prozess abgeschlossen ist. Eine kontinuierliche
Beobachtung des Prozesses und der dort erfolgten Festlegungen und Maßnahmen ist
durch den Ku¨mmerer zu gewa¨hrleisten, um eine regelma¨ßige Aktualisierung vornehmen
zu ko¨nnen. Der Prozess kann je nach Verlauf oder Rahmenbedingungen eine Anpassung
erfahren oder es kann ein iteratives Vorgehen gewa¨hlt werden. Der offene Prozess zielt
auf eine Bearbeitung in einer Arbeitsgruppe mit regelma¨ßigen Treffen ab. Eine kurze
Aufstellungszeit kann nicht unbedingt gewa¨hrleistet werden, weil eine Vielzahl an Akteuren
mitwirken ko¨nnen. Diese gilt es zu koordinieren und Ergebnisse zu erzielen. Bereits erwa¨hnt
wurde jedoch, dass sich der Prozess am Ende auszahlt.
Monitoring
Ein Monitoring ist in den Prozess des Zukunftsmanagement integriert, um wahrge-
nommene Vera¨nderungen in den Prozess einbringen zu ko¨nnen. Zudem zielt es auf die
Beachtung zuku¨nftiger Entwicklungen und einer kontinuierlichen Anpassung ab. Auf-
grund der Beteiligung von Akteuren aus unterschiedlichen Fachrichtungen ko¨nnen sie
eigene Beobachtungen und Wahrnehmungen einbringen, die im Konzept Beru¨cksichtigung
finden. Die Eigeninitiative der Beobachtungen und Wahrnehmungen ist personenabha¨ngig,
welches durch ein Zukunftsmanagement nicht unmittelbar beeinflusst werden kann. Eine
Beteiligung an dem Prozess kann ggf. Motivation hervorrufen, so dass ein Engagement
gefo¨rdert wird. Im Rahmen des Zukunftsmanagements wird von der Erstellung von
Prognosen abgesehen, sondern die Anwendung von Szenarien empfohlen. Lo¨sungsmo¨g-
lichkeiten bezu¨glich einheitlicher Prognosen und der Folgewirkungen ko¨nnen mit Hilfe
des Zukunftsmanagement nicht gegeben werden, sondern nur eine Anwendung anderer
Hilfsmittel angeraten werden.
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5.6.2 Traditionelles und agiles Projektmanagement
Traditionelles Projektmanagement unterstu¨tzt agiles Projektmanagement durch einen
festen Rahmen. Agiles Projektmanagement kann dort eingesetzt werden, wo traditionelles
Projektmanagement an seine Grenzen sto¨ßt. Beide Projektmanagementformen erga¨nzen
sich deshalb und werden bei der Bewertung hinsichtlich des Anforderungskatalogs im
Zusammenhang gesehen.
Individualita¨t
Individuelle Lo¨sungen werden durch beide Projektmanagementformen gewa¨hrleistet, da
sie auf ein Projekt mit individuellen Rahmenbedingungen angepasst werden. Das agile
Projektmanagement beru¨cksichtigt zusa¨tzlich sta¨rker die finanzielle Lage, da Vera¨nderun-
gen im Projektverlauf nicht zu ho¨heren Kosten fu¨hren wie beim Traditionellen, sondern
der Umfang und die Qualita¨t reduziert werden. Zudem kann durch Time-Boxing, Planning
Poker und Burn-Down-Charts der Prozess kontrolliert werden. Die Ermittlung des Ge-
scha¨ftswerts hilft ebenfalls die finanzielle Lage im Auge zu behalten. Beim traditionellen
Projektmanagement hilft der PSP, den Prozessverlauf im Rahmen zu halten. Der Perso-
nalaufwand ist bei beiden Managementformen gleichwertig zu bewerten, insbesondere der
Projektmanager oder Ku¨mmerer ist zeitlich gebunden. Lo¨sungsmo¨glichkeiten bestehen in
der Bildung eines kleinen Kernteams und mehrerer Unterteams, wobei die Unterteams
einen geringeren Aufwand zu verzeichnen haben.
Verwaltungsbesonderheiten
Das Einbringen von Projektmanagement stellt sich in Einlinienorganisationen als schwierig
heraus, weil die Teams interdisziplina¨r besetzt sind und ein Projekt zusammen verfolgen.
Beim Zukunftsmanagement wurde bereits die Teilung der Mitarbeiter auf die Einlinienor-
ganisation und das Projekt angedacht. Die Doppelbelastung kann durch agile Techniken,
wie den WIP-Limits im Zusammenhang mit einem Task Board, kontrolliert werden.
Aufgrund der engen interdisziplina¨ren Zusammenarbeit im Team wird das Ressortdenken
u¨berwunden und eine kollegiale Zusammenarbeit gefo¨rdert.
Prozess
Im traditionellen und agilem Projektmanagement werden zuvor die Ziele formuliert,
die zur Projektbearbeitung eines gesamta¨dtischen Konzeptes ausschlaggebend sind. Die
Initiierungsphase beinhaltet auch ein vorausschauendes Denken, welches es gilt in den
weiteren Phasen fortzufu¨hren und so auf A¨nderungen eingehen zu ko¨nnen. Beide Mana-
gementformen arbeiten mit Teams, die sich regelma¨ßig treffen. Die Beibehaltung eines
roten Fadens wird durch Beteiligung der entsprechenden Akteure gewa¨hrleistet. Auch
hier erfolgt die Beteiligung der Politik und des Bu¨rgermeisters, die den Prozess aktiv
mitgestalten und sich folglich mit den Ergebnissen identifizieren. Auch hier ko¨nnen bei
Abschluss des Projektes Pausen eingelegt werden, jedoch gilt es das Monitoring weiterzu-
fu¨hren.
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Der Prozess des agilen Projektmanagements ist offener und kann flexibler auf Ziela¨nde-
rungen eingehen, da er u¨ber einen iterativen Aufbau verfu¨gt. Traditionelles Projektmana-
gement verfu¨gt zuna¨chst u¨ber einen strikten Zeitplan mit festgelegten Aufgabenpaketen,
die es gilt zu erledigen. Bei zeitlichen Verzo¨gerungen schieben sich diese auf einen spa¨-
teren Zeitpunkt, wobei das agile Projektmanagement das Aufgabenspektrum reduziert
und folglich zur vorgesehenen Zeit ein brauchbares Produkt fertigstellt. Eine schnelle
Aufstellungszeit kann bei agilem Projektmanagement eher gewa¨hrleistet werden als durch
traditionelles Projektmanagement.
Die Informationsweitergabe differiert bei beiden Formen, da traditionelles Projektmana-
gement ein ausfu¨hrlicheres Berichtswesen vorsieht. Agiles Projektmanagement hingegen
versucht die Dokumentation auf das No¨tigste zu reduzieren. Dies ko¨nnte fu¨r die Politik,
die zeitlich eingespannt ist und teilweise ehrenamtlich ta¨tig ist, von Vorteil sein. Auf den
Punkt gebrachte und kurze Informationen der wesentlichen Inhalte bieten sich an.
Zusammenarbeit und Kommunikation
Traditionelles und agiles Projektmanagement fo¨rdern gleichermaßen die Zusammenarbeit
und Kommunikation in einem Team. Kooperation, informelle Kontakte/ Kommunikation
und zwischenmenschliche Zusammenarbeit sind Voraussetzungen fu¨r ein erfolgreiches
Projektmanagement. Im agilen Projektmanagement wird die Zusammenarbeit versta¨rkt
in den Vordergrund geru¨ckt, da die Teams sich selbst organisieren und so eine enge
Abstimmung erforderlich ist. Die Beachtung der Perso¨nlichkeit von Menschen ist abha¨ngig
von den Beteiligten und ihren sozialen Kompetenzen. Der Projektmanager oder Ku¨mmerer
kann eine gute Zusammenarbeit durch derartiges Vorleben unterstu¨tzen. Die Bereitstellung
von Austauschplattformen ist abha¨ngig von den ra¨umlichen Gegebenheiten und dem
Organisationswillen des Ku¨mmerers und der Unterstu¨tzung durch die Fu¨hrungskraft
(politische Spitze). Die Durchfu¨hrung von internen Umfragen kann eingefu¨hrt werden.
Akteure
Projektmanagement verteilt Verantwortlichkeiten innerhalb eines Projektes, so dass die
Einbeziehung der Politik und ihrer Aufgaben in den einzelnen Phasen Beru¨cksichtigung
finden kann. Traditionelles Projektmanagement sto¨ßt bei einer abrupten A¨nderung der
Zielvorstellungen der Politik an seine Grenzen, wobei agiles Projektmanagement A¨nde-
rungen im Projektverlauf von vorne hinein beru¨cksichtigt. A¨nderungswu¨nsche der Politik
ko¨nnen so integriert werden ohne das das Projekt gefa¨hrdet ist oder sich unverha¨ltnisma¨-
ßig in die La¨nge zieht. Der Einflussbereich wird folglich beim agilen Projektmanagement
bedacht. Das Produkt, also hier das gesamtsta¨dtische Handlungskonzept, muss inhaltlich
von Anfang an nicht im Detail von der Politik vorgegeben werden. Die Hilfe von Use
Cases kann die Vorstellungen der Politik zu Anfang zusammenfassen. Im Laufe des Pro-
jektverlaufes kann es konkretisiert und so auf aktuelle A¨nderungen angepasst werden. Die
Beteiligung der Akteure, ggf. auch variierend, erfolgt durch die Teamzusammensetzung,
wobei in einer Stadt die Auswahl an Personen begrenzt ist. Wechselnde Teams sind in
beiden Projektmanagementformen eher nicht vorgesehen, jedoch wu¨rde die Beibehaltung
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eines Kernteams variierende Beteiligungen auffangen ko¨nnen. Akteurs- und Bu¨rgerbeteili-
gung werden durch die Bildung eines oder mehrerer Teams unterstu¨tzt, die auch externe
Akteure beinhalten ko¨nnen.
Monitoring
Beide Projektmanagementformen dienen in diesem Zusammenhang der Erstellung ei-
nes Produkts, dem gesamtsta¨dtischen Handlungskonzept. Handlungskonzepte sollten
als Daueraufgabe gesehen werden, wobei die Unterstu¨tzung des Zukunfts- und Pro-
zessmanagements notwendig ist, wenn das Projekt abgeschlossen wurde. Die genaue
Ausgestaltung des Monitorings ist im Bereich des Prozessmanagement zu sehen und kann
nicht direkt durch Projektmanagement erfolgen. Die Unterstu¨tzung von Beobachtungen
und Eigenwahrnehmung, sowie die Kommunikation von wahrgenommenen Vera¨nderun-
gen ko¨nnen jedoch im Rahmen des Projektmanagements wa¨hrend der Erstellung des
Handlungskonzeptes abgehandelt werden.
5.6.3 Prozessmanagement
Das Zukunftsmanagement und auch das Projektmanagement beno¨tigen zur Umsetzung
Prozesse, die beide Beru¨cksichtigung bei der Bewertung finden.
Individualita¨t
Bei Prozessen kann es sich um offene Prozesse handeln, die Spielraum fu¨r individuelle
Lo¨sungen bieten. Vorteile von Prozessen ist eine Reduzierung von Kosten und Zeit, was
wiederum der Personalplanung zugute kommt. Abgestimmte Prozesse vermitteln allen
Beteiligten die Vorgehensweise, so dass Mehrarbeit entfa¨llt und eine effiziente Arbeitsweise
unterstu¨tzt wird. Zudem kann die Anzahl an Beteiligten festgelegt werden, so dass ein
effektiver Personaleinsatz erfolgen kann.
Verwaltungsbesonderheiten
Die Beru¨cksichtigung der Verwaltungsstrukturen und der Einlinienorganisation stellt im
Prozessmanagement eine Herausforderung dar. Empfohlen wird entweder die Stabstelle in
Funktionalorganisation oder die Matrixorganisation, wobei zweiteres in einer o¨ffentlichen
Verwaltung als nicht umsetzungsfa¨hig gesehen wird. Es wu¨rde eine große Struktura¨nde-
rung innerhalb der Verwaltung hervorrufen. Bisher verwenden manche Sta¨dte die reine
Prozessorganisation in diesem Themenbereich und sehen selbst von Stabstellen ab (siehe
Kapitel 4.3.1). Agiles Projektmanagement hingegen kann bei einer Matrixorganisation
aufgrund der offenen Hierarchie eine bessere Anwendung erfahren. Eine Mischung aus Ein-
linienorganisation und abgesetztem Team zur Bearbeitung des demografischen Wandels
in Matrixorganisation ko¨nnte zuna¨chst eine Lo¨sung mit minimalen Aufwand darstellen.
Das Ressortdenken wu¨rde so auch u¨berwunden werden.
153
5 Mo¨gliche Managementmethoden zur Anwendung in der o¨ffentlichen Verwaltung
Prozess
Die Unterkategorien ko¨nnen alle in Zusammenarbeit mit den anderen Managementme-
thoden Beru¨cksichtigung in den Prozessen erfahren und umgesetzt werden. So kann bspw.
eine klare Zielformulierung zu Anfang erfolgen, Ziele aufgrund eines offenen Prozesses
flexibel umgesetzt und auch die Komponenten von Arbeitsgruppen mit regelma¨ßigen
Treffen eingebracht werden.
Zusammenarbeit und Kommunikation
Die Zusammenarbeit und Kommunikation erfa¨hrt im Rahmen von Prozessmanagement
Beru¨cksichtigung. Mit Hilfe von Projektmanagement wird kooperatives Verhalten und
zwischenmenschliche Zusammenarbeit im Rahmen des gemeinsam abzuarbeitenden Pro-
zesses unterstu¨tzt. Hierbei fließen informelle Kontakte und Kommunikation mit ein.
Vergleichbar zum Projektmanagement kann der Prozess nicht unmittelbar die Perso¨n-
lichkeit von Menschen beru¨cksichtigen, jedoch kann hier die Anpassung des Prozesses an
die Akteure als Lo¨sung dienen. Auch hier kommt dem Projektmanager oder Ku¨mmerer
eine bedeutende Rolle zu. Die Durchfu¨hrung von internen Umfragen kann in den Prozess
integriert werden. Die Schaffung von Austauschplattformen ist auch hier abha¨ngig von
den jeweiligen Rahmenbedingungen in einer Stadt.
Akteure
Die Beteiligung der Politik und des Bu¨rgermeisters im Prozess unterstu¨tzt die politische
Herangehensweise. Beide Parteien ko¨nnen Einfluss nehmen und durch einen offenen
Prozess A¨nderungswu¨nsche einbringen. Die Beteiligung von Akteuren wird nicht unmit-
telbar durch den Prozess beeinflusst, sondern durch das Projektmanagement und das
Stakeholdermanagement.
Monitoring
Monitoring ist ein wichtiger Bestandteil des Prozesses und kann auch erfolgreich um-
gesetzt werden, da ein Prozess sich mehrfach wiederholt. Monitoring kann so optimal
eingebracht werden, jedoch ist fu¨r eine erfolgreiche Wahrnehmung von Vera¨nderungen
die Zusta¨ndigkeit innerhalb des Teams zu kla¨ren. Zuku¨nftige Entwicklungen und Ei-
genwahrnehmungen, sowie die Kommunikation hieru¨ber kann im Prozess erfolgen. Das
gesamtsta¨dtische Handlungskonzept wird so auch als Daueraufgabe wahrgenommen, da
seine Inhalte einer kontinuierlichen Kontrolle unterliegen. Die genaue Ausgestaltung der
Prognosemethoden erfolgt im Rahmen des Zukunftsmanagements, da hier detaillierte
Festlegungen getroffen werden ko¨nnen.
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5.6.4 Stakeholdermanagement
Stakeholdermanagement ist ein integrativer Bestandteil des gesamten Zukunfts-, Projekts-
und Prozessmanagements. Seine Inhalte konzentrieren sich auf die Oberkategorien Zusam-
menarbeit und Kommunikation, sowie Akteure. Indirekt wirkt es jedoch auch vorteilhaft
auf die anderen Oberkategorien ein.
Individualita¨t
Die Zusammensetzung der Teams ergibt sich aus der jeweiligen Stakeholderanalyse einer
jeden Stadt, so dass individuelle Lo¨sungen gegeben sind. Die Beteiligung der
”
richtigen“
Akteure wirkt sich positiv auf den Verlauf des Prozesses aus, weil schnelle Ergebnisse erzielt
und somit kurze Aufstellungszeiten gewa¨hrleistet werden. Die Ausgabe finanzieller Mittel
wird folglich auf ein Minimum reduziert. Personalmangel kann bei der Stakeholderanalyse
beru¨cksichtigt werden.
Verwaltungsbesonderheiten
Die U¨berwindung des Ressortdenkens wird durch Beteiligung von Akteuren aus unter-
schiedlichen Fachabteilungen unterstu¨tzt. Die Verwaltungsstruktur und Einlinienorgani-
sation bedarf auch hier einer Vera¨nderung in Richtung eines separaten Teams von der
Einlinienorganisation, um den Prozess erfolgreich durchzufu¨hren.
Prozess
Das Team sollte in der Lage sein, eine klare Zielformulierung zu treffen, um integrierte
und ressortu¨bergreifende Handlungsstrategien zu erarbeiten. Trotz des offen gestalteten
Prozesses finden regelma¨ßige Treffen des Teams statt, die effektiv ein gesamtsta¨dtisches
Konzept aufgrund der interdisziplina¨ren Zusammensetzung erstellen. Das Team kann nach
Abschluss des Projektes aufgelo¨st oder in einem anderen Bereich eingesetzt werden, so dass
Pausen einkalkuliert werden ko¨nnen. Ausschlaggebend ist, dass ein oder mehrere Akteure
das Monitoring weiterfu¨hren, um bei Vera¨nderungen das Team wieder neu aufzustellen
und den Prozess neu zu beginnen. Eine Beteiligung der Politik im Prozessverlauf fu¨hrt
zu einer direkten Informationseitergabe, die A¨nderungen einbringen kann. Das Team
sollte vorausschauend Denken, um Ziele flexibel umsetzen zu ko¨nnen. Der Ku¨mmerer
sollte dennoch den roten Faden beibehalten und ggf. u¨ber sta¨ndig a¨ndernde Ziele mit der
Politik ero¨rtern und Lo¨sungsmo¨glichkeiten finden.
Zusammenarbeit und Kommunikation
Die Stakeholderanalyse kann bedingt die Perso¨nlichkeit von Menschen beru¨cksichtigen,
da sie nicht auf einen großen Pool an Akteuren zuru¨ckgreifen kann. Die Mitarbeiterzahl in
den Fachabteilungen sind begrenzt und nicht austauschbar. Durch Teamstrukturen wird
jedoch kooperatives Verhalten und zwischenmenschliche Zusammenarbeit erleichtert. Dies
beinhaltet auch informelle Kontakte und Kommunikation. Interne Umfragen von nicht
unmittelbar im Team involvierten Mitarbeitern fo¨rdert ebenfalls die informelle Ebene, da
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dadurch neue Kontakte entstehen ko¨nnen. Die Bereitstellung von Austauschplattformen
kann durch die Stakeholderanalyse nicht unmittelbar unterstu¨tzt werden, jedoch kann
je nach Team eine Eigeninitiative hinsichtlich der Schaffung von Kommunikationsraum
entstehen. Der als Ku¨mmerer ausgewa¨hlte Akteur sollte fachliches und perso¨nliches
Engagement aufweisen, um das Team erfolgreich und effizient zu fu¨hren. Ihm kommt eine
besondere Stellung innerhalb des gesamten Prozesses zu.
Akteure
Bei der Zusammenstellung des Teams ist zu beachten, dass die Politik und auch der
Bu¨rgermeister integriert werden. Dadurch kann der Einfluss beider bei Erstellung des
gesamtsta¨dtischen Konzepts beru¨cksichtigt werden. Das Mitwirken wird zu einer Unter-
stu¨tzung durch die politische Spitze fu¨hren, da sie sich mit dem Projekt identifizieren
ko¨nnen, die Rahmenbedingungen und Inhalte kennen. Aufgrund des breiten Spektrums
des demografischen Wandels und der zu beteiligenden Akteure sind variierende Team-
zusammensetzungen wichtig. Erwa¨hnung bezu¨glich eines Kernteams mit variierenden
Akteuren fand bereits bei der Bewertung des Prozessmanagements statt. Eine Bu¨rgerbe-
teiligung kann ebenfalls, entweder indirekt durch die Politik oder direkt durch beteiligte
Bu¨rger erfolgen.
Monitoring
Das Monitoring ist hinsichtlich der Beobachtung und Eigenwahrnehmung abha¨ngig von
den beteiligten Akteuren. Engagierte Personen werden eher zuku¨nftige Entwicklung selbst
wahrnehmen wollen als weniger engagierte Personen. Bei der Teamzusammensetzung kann
dies in eingeschra¨nkter Form erfolgen, da wie bereits erwa¨hnt der Pool an zu beteiligenden
Akteuren begrenzt ist. Die Ermo¨glichung der Kommunikation von wahrgenommenen
Vera¨nderungen kann im Rahmen der regelma¨ßigen Treffen und auf informeller Ebene von
statten gehen. Die geeigneten Akteure werden auch ein Versta¨ndnis vom Handlungskonzept
als Daueraufgabe aufbringen.
Die Bereitstellung einheitlicher Prognosen, Datenlieferungen und vollsta¨ndige Daten sowie
das Einbringen unterschiedlicher Methoden kann im Rahmen des Stakeholdermanagements
im Gegensatz zum Zukunftsmanagement nicht vollsta¨ndig gelo¨st werden. Die Beteiligung
von Mitarbeitern der Statistikabteilung kann teilweise eine schnellere und effizientere
Datenlieferung ermo¨glichen, jedoch kann dem Personalmangel oder fehlender Daten nicht
entgegengekommen werden.
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5.7 Zusammenfassender Vergleich der Managementmethoden
Die Bewertung der Managementmethoden brachte die Erkenntnis, dass eine Methode fu¨r
sich allein nicht fu¨r eine flexible Anpassung an dynamisch demografische Entwicklungen
ausreicht. Es ist vielmehr ein Zusammenspiel dieser und ein Einsatz an geeigneter Stelle.
Das Zukunftsmanagement mit partizipativen Foresight-Methoden und dem
Eltviller Modell bieten Mo¨glichkeiten der Entwicklung von Zukunftsstrategien fu¨r
Sta¨dte. Es dient als Grundlage fu¨r weitere Entscheidungen hinsichtlich der Entwicklungs-
richtung einer Stadt und bildet den Rahmen fu¨r die anderen Managementmethoden.
Traditionelles und agiles Projektmanagement fo¨rdern insbesondere die Zusam-
menarbeit und Kommunikation, sowie ein flexibles Vorgehen wa¨hrend des Prozesses. Im
Rahmen der Erstellung der Handlungskonzepte dienen sie einer effektiven Arbeitsweise.
Projektmanagement lebt von Prozessen, die es ausfu¨llt und fu¨r alle Beteiligten Vorgaben
fu¨r ihr Handeln bietet. Herauszustellen ist der Prozess zur Erarbeitung der Zukunftsstra-
tegie und in diesem Zusammenhang der Prozess zur Erstellung des Handlungskonzeptes
mit Hilfe des traditionellen und agilen Projektmanagements.
Von besonderer Bedeutung ist eine umfassende, jedoch auch ausgewa¨hlte Beteiligung von
Akteuren. Die
”
richtigen“ Akteure und ihre Zusammenarbeit werden zu einer erfolgrei-
chen Zukunftsstrategie und als Endprodukt zu einem flexiblen Handlungskonzept fu¨hren.
Hierzu ist ein Stakeholdermanagement erforderlich, welches Akteure ausfindig macht
und ihren Einfluss im Rahmen eines Stakeholder-Profils bewertet, sowie letztlich in der
Zusammenarbeit beru¨cksichtigt.
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Die vorstehende Analyse der ausgewa¨hlten Managementmethoden zeigt, dass ein Zusam-
menspiel der Methoden zu einem flexiblen Prozesskreislauf als Lo¨sungsansatz in einer
sta¨dtischen Verwaltung fu¨hren ko¨nnen. Die Anwendung der Methoden zum richtigen
Zeitpunkt und einem angemessenen Umfang wird im Folgenden na¨her ero¨rtert. Zuna¨chst
werden die Gru¨nde fu¨r die Einfu¨hrung eines hybriden Projektmanagements dargelegt
(siehe Kapitel 6.1). In einem weiteren Schritt werden mit Hilfe einer Stakeholderana-
lyse die Akteure herausgestellt, die es zu beteiligen gilt (siehe Kapitel 6.2). Letztlich
erfolgt eine Erla¨uterung des Ablaufs des Prozesskreislaufes (siehe Kapitel 6.3), um u.a.
die zeitliche Anwendung der einzelnen Methoden zu verdeutlichen. Eine weitergehende
Anpassung an die jeweiligen Rahmenbedingungen in einer Stadt sind essentiell. Der Pro-
zesskreislauf dient deshalb als Vorschlag, der die Individualita¨t von Sta¨dten beru¨cksichtigt.
In der Unternehmenslandschaft ist Flexibilita¨t existenziell, um sich an a¨ndernde Rah-
menbedingungen immer wieder anzupassen. Es ist jedoch wichtig zu wissen, was angepasst
werden muss. Klar strukturierte Prozesse zeigen ihre wechselseitigen Abha¨ngigkeiten auf
und ko¨nnen folglich in Teilabschnitten eine Anpassung erfahren, wobei der Gesamtzusam-
menhang bestehen bleiben sollte (J. Becker, Kugeler und Rosemann 2012, S. 10-11). Die
Zielsetzung des Lo¨sungsansatzes in diesem Fall ist eine flexible Anpassung an dynamische
demografische Entwicklungen in einer sta¨dtischen Verwaltung. Die Ausfu¨hrungen von
BECKER et. al (J. Becker, Kugeler und Rosemann 2012) erfahren Beru¨cksichtigung, um
einen ganzheitlichen und effektiven Ansatz bieten zu ko¨nnen.
6.1 Einfu¨hrung eines hybriden Projektmanagements
Hybrides Projektmanagement bezeichnet die Kombination von zwei oder mehr Mana-
gementsystemen zur Erstellung eines Projektes. Hierbei wird ha¨ufig eine Symbiose von
traditionellem und agilem Projektmanagement verstanden (Angermeier 2017b). Dabei
bildet ein traditionelles Vorgehensmodell den organisatorischen Rahmen, innerhalb dessen
die Produktentwicklung nach agilen Prinzipien erfolgt. Einerseits finden die Ideen der
agilen Vorgehensweise in Methoden (z.B. Time Boxing) und Vorgehensmodellen (z.B.
PMBOK Guide, V-Modell XT, HERMES 5, PRINCE2) Eingang, andererseits setzt sich
die Auffassung durch, dass auch agil gefu¨hrte Projekte einen festen Handlungsrahmen
beno¨tigen (Angermeier 2017b). Selbst in agilen Organisationen sind in strukturierten
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Bereichen traditionelle Prozesse sinnvoll (Große Bo¨ckmann 2012, S. 42-43).
Die Etablierung eines Zukunftsmanagements zur Erfassung von potentiellen Zukunfts-
faktoren und der Entwicklungsrichtung einer Stadt als Grundlage fu¨r ein Handlungskon-
zept, erfordert eine Umstellung der bisherigen Vorgehensweise. Die Integration agilen
Projektmanagements bei der Erstellung eines Handlungskonzeptes kann nicht als Trend in
eine Organisation, wie eine o¨ffentliche Verwaltung, eingebracht werden, sondern fu¨hrt zu
langfristigen Umstellungen (Haufe Online Redaktion 2015). Die Einfu¨hrung eines reinen
agilen Projektmanagements in Unternehmen oder o¨ffentliche Verwaltungen erfordert
große Organisationsanpassungen mit einem hohen Aufwand. Zuna¨chst mu¨ssen Vorbehalte
und ggf. Widersta¨nde abgearbeitet und bereichsu¨bergreifende Teamstrukturen in die
Organisation eingebracht werden. Dies bedeutet nicht nur strukturelle Vera¨nderungen,
sondern auch einen kulturellen Wandel. Dies kommt einem eigenen Vera¨nderungsprojekt
gleich, welches durch ein Change Management Unterstu¨tzung erfahren sollte. Bereits
organisch und flexibel gepra¨gten Organisationen wu¨rde dies leichter fallen (Gessler 2014,
S. 1617-1618), jedoch kann in einer o¨ffentlichen Verwaltung nicht von einer solchen Basis
ausgegangen werden. Ein Coaching durch einen agilen externen Projektmanager wa¨re
hilfreich.
Eine ganzheitliche Umstellung einer Verwaltung auf agile Werte ist nicht notwendig und
aufgrund des weiten Begriffs von
”
Agilita¨t“ auch nicht definierbar. Das NSM erfordert
eine vollsta¨ndige Umsetzung, da es aus unverzichtbaren Teilen besteht, jedoch scheiterte
die Adaption aufgrund der fehlenden gesamten Anwendung und der Komplexita¨t in der
Verwaltung (Le´vesque und Steinbrecher 2017, S. 28). Selbst traditionelles Projektmanage-
ment erfa¨hrt keine vollsta¨ndige Umsetzung in o¨ffentlichen Verwaltungen. Aus dem Bereich
des agilen Projektmanagements ist es bspw. die Methode Scrum, die in der Realita¨t
oftmals nicht durchfu¨hrbar ist, da deren Nachteil in einem vorgegebenen Gesamtablauf
liegt, von dem nicht abzuweichen ist. Weiterhin wird hierbei vor dem Projektstart nur
eine Vision, aber keine klaren Projektziele definiert. Diese rechtliche Unscha¨rfe fu¨hrt bei
A¨nderungen im Zuge von Misserfolgen zu keinen angreifbaren juristischen Mo¨glichkeiten.
Ein von allen Parteien akzeptiertes Vertragswerk ist ebenfalls aufgrund verschiedener
mo¨glicher Sichtweisen schwierig zu erstellen (Pro¨pper 2012, S. 50).
HRUSCHKA empfiehlt bei langen Projekten (z.B. 16 Monate) mit einer Vielzahl an
Beteiligten (z.B. 30 Personen) folgendes Projektmanagement (Hruschka, Rupp und Starke
2009, S. 42):
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• Fundierte Projektvorbereitung (Workshops, schriftliche Abstimmung, gute Motiva-
tion und ausfu¨hrliche Dokumentation)
• Mehrstufige, iterative Planung (Planungsverfahren regeln, Planungshilfen bereit-
stellen)
• Mehrere Teilprojekte
• Flexible Organisation (Rahmen mit selbsta¨ndig agierenden Teams)
• Formalisiertes Berichtswesen definieren und etablieren
• Spezifische Managementverfahren und Tools bereitstellen
Die Auflistung ist nicht abschließend und erfordert ggf. Erga¨nzungen (Hruschka, Rupp
und Starke 2009, S. 42). In diesem Zusammenhang stellt das oben genannte Vorgehen
eine mo¨gliche Alternative zu einer reinen agilen Projektmanagementform dar.
Eine Einfu¨hrung eines ganzheitlichen Konzepts (z.B. eine reine agile Vorgehensweise),
wie das NSM, wa¨re nicht zielfu¨hrend und wu¨rde zu Umsetzungsschwierigkeiten fu¨hren.
Agiles Projektmanagement erreicht sein Ziel zwar erst bei einer reinen Anwendung, jedoch
wu¨rde zuna¨chst eine schrittweise Einfu¨hrung agiler Techniken in einer sinnvollen Weise
dem Lo¨sungsansatz Rechnung tragen.
6.2 Stakeholderanalyse
Die Notwendigkeit einer Stakeholderanalyse bzw. der Aufstellung eines Stakeholder-Profils
(siehe Anhang IV) ergibt sich aus den unterschiedlichen Erwartungen und Interessen,
die an eine Anpassung an den demografischen Wandel und letztlich als Endprodukt an
die inhaltliche Ausarbeitung eines Konzeptes gestellt werden. Die Betroffenheit variiert,
subjektiv wie auch objektiv, so dass Synergien und Konflikte herausgearbeitet werden
ko¨nnen. Akteure verfu¨gen daru¨ber hinaus u¨ber unterschiedliche Machtverha¨ltnisse, was
positive oder negative Auswirkungen auf das Konzept zur Folge haben kann (Alam und
Gu¨hl 2016, S. 58).
Deshalb empfiehlt es sich, die Akteure zu identifizieren, ihren Einfluss und ihre Einstel-
lung zur Thematik zu ermitteln und Maßnahmen fu¨r die Vorgehensweise zu bestimmen
(Alam und Gu¨hl 2016, S. 58-59; Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015, S. 37-38; Project
Management Institute 2008, S. 24, 246). Betroffene Akteure zu ermitteln erfordert, eine
kontinuierliche Bearbeitung und stellt sich oftmals als schwieriger Prozess heraus. Erfolgt
eine Beteiligung gar nicht oder zu spa¨t, ko¨nnen der Zeitrahmen in Gefahr geraten und
die Kosten steigen (Project Management Institute 2008, S. 24, 246). Von besonderer
Bedeutung ist auch der Einflussbereich des Bu¨rgermeisters und des Rates, sowie anderer
Akteure, der je nach Bundesland variieren kann (siehe Kapitel 4.2.2).
Das Stakeholder-Profil ermo¨glicht einen U¨berblick u¨ber die zu beteiligenden Akteure
mit einer kurzen Beschreibung dieser, so dass die dort getroffenen Aussagen im Prozess-
verlauf beru¨cksichtigt werden ko¨nnen. Unno¨tige Diskussionen oder Konflikte ko¨nnen so
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abgemildert werden und der Projektmanager kann im Verlauf Ru¨cksicht nehmen oder
Versta¨ndnis fu¨r Reaktionen aufbringen. Das Profil ist als Beispiel zu verstehen, da die
Gegebenheiten in einer Stadt unterschiedlich sind, andere Akteure eine Rolle spielen
und auch ihre Erwartungen differieren ko¨nnen. Das Profil wurde auf Grundlage der
empirischen Erhebung ermittelt und kann als Hilfestellung fu¨r Sta¨dte dienen.
Der im Stakeholder-Profil hinterlegte Status gibt an, ob es sich um interne (u.a. Mit-
arbeiter der Verwaltung) oder externe (u.a. Bu¨rger und Vereine) Akteure handelt. So
kann gewa¨hrleistet werden, dass auch externe Akteure beteiligt werden. Unter dem Punkt
Erwartungen vom Projekt wird aufzeigt, worauf die Akteure besonderen Wert legen und
worauf bei der Erstellung zu achten ist. Dies betrifft ebenfalls die Erwartungen an das
Projekt, die von Akteur zu Akteur variieren ko¨nnen. Es gilt, eine ausgewogene Anzahl an
Erwartungen in den Prozess und schließlich das Handlungskonzept einfließen zu lassen.
Macht und Einfluss ko¨nnen den Prozess in positiver wie auch negativer Weise beeinflussen,
so dass beide Faktoren Beachtung finden sollten. Die Einflussnahme des Bu¨rgermeisters
und der Politik sind nicht zu vernachla¨ssigen und fu¨hren bei Nicht-Beachtung ggf. zu
einem hinfa¨lligen Ergebnis. Die zuvor ermittelten zu erwartenden Konflikte helfen, im
Vorfeld Maßnahmen zur Konfliktlo¨sung zu ergreifen oder darauf vorbereitet zu sein.
Die Anpassung an den demografischen Wandel ist eine Querschnittsaufgabe und er-
fordert die Mitwirkung vieler Akteure. Im Rahmen der Experteninterviews wurde die
Zusammensetzung der Arbeitsgruppen in manchen Sta¨dten genannt, die sich untereinan-
der a¨hneln. In einer Stadt sind bis zu 15 verschiedene Akteure involviert, was zu einem
positiven Ergebnis gefu¨hrt hat. Die Erstellung von Konzepten oder letztlich auch die
Umsetzung sei personenabha¨ngig, wie es ein Großteil der Sta¨dte betont. Dies ist sowohl
auf der politischen wie auch auf der verwaltungstechnischen Ebene ein wichtiger Punkt,
der den Erfolg eines Konzeptes ausmacht. Einflussreiche Menschen, die einem Konzept
oder einer Maßnahme positiv entgegenstehen, werden diese auch forcieren. Fast die Ha¨lfte
der Sta¨dte sieht die Einbeziehung von Facha¨mtern und teilweise der Bevo¨lkerung als
sehr wichtig an. Kommunikation und so das Zusammenbringen verschiedener Sichtweisen
an einen Tisch fu¨hre zu Flexibilita¨t (Christ und Linke 2014, S. 11). Die KGSt hat auch
Akteure kommunaler Steuerung herausgearbeitet. Die Erkenntnisse sollen bei der Stake-
holderanalyse helfen, wichtige Akteure zu identifizieren und sie optimal in den Prozess
zu integrieren.
In einer sta¨dtischen Verwaltung ist das Einbeziehen externer Akteure aufgrund des
Kenntnisstandes in einzelnen Stadtquartieren und der spa¨teren Akzeptanz der Ergeb-
nisses wichtig. Die PLANUNGSGEMEINSCHAFT TRIER bezog regionale Akteure im
Rahmen der Entscheider- und Arbeitsgruppe mit ein. Diese tragen Verantwortung in
ihrer Region und kennen die O¨rtlichkeiten. Der Vorteil im Gegensatz zur Bearbeitung
durch externe, unbeteiligte
”
Experten“ liegt in der Verantwortung und Identifikation
mit den erarbeiteten Maßnahmen und der spa¨teren Umsetzung (Planungsgemeinschaft
Region Trier und Initiative Region Trier e. V. 2008, A.2-2 - A.2.3).
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Im Prozesskreislauf variiert die Akteursbeteiligung, was bei der Stakeholderanalyse zu
beachten ist. Aufgrund der Notwendigkeit einer schnellen und nachhaltigen Entscheidungs-
findung im Prozess zur Bearbeitung des demografischen Wandels wird von gro¨ßeren Teams
abgesehen und stattdessen die Mo¨glichkeit von einem Kernteam, mehreren Unterteams
und einer variierenden Beteiligung gewa¨hlt (Litke, Kunow und Schulz-Wimmer 2015,
S. 53). Die Verantwortlichen der Unterteams sind Mitglieder des Kernteams. Gruppen
mit hoch qualifizierten Mitgliedern sind im Vorteil (Yetton und Bottger 1983, S. 157-158),
so dass die gewa¨hlten Mitglieder des Kernteams Fu¨hrungsperso¨nlichkeiten mit einem
hohen Fachwissen sein sollten.
Das Team, was den gesamten Prozesskreislauf bedient (Erarbeitung der Zukunftsstrategie
und des Handlungskonzeptes), sollte interdisziplina¨r sein, so dass alle Wissensbereiche
bedient werden ko¨nnen. Fu¨r eine bessere Unterstu¨tzung und Akzeptanz sollte die erste
Fu¨hrungsebene teil des Teams sein. Externe Personen ko¨nnen sinnvoll eingesetzt werden,
wenn die eigenen Mitarbeiter einen Wissensbereich nicht bedienen ko¨nnen (Mic´ic´ 2011,
S. 27). Zukunftsteams werden aus acht bis maximal 15 Personen zusammengesetzt. Jeder
Mitarbeiter fokussiert sich auf eine Zukunftsfrage und agiert sozusagen als Sensor (Mic´ic´
2011, S. 36).
Die verschiedenen Akteure, die bisher in einer Arbeitsgruppe zusammengearbeitet
haben, mu¨ssten sich als Team verstehen. Aus dem Stakeholder-Profil kristallisieren sich
die Hauptakteure, also das Kernteam, heraus (siehe Abbildung 6.1). Die Rollen der agilen
Methode
”
Scrum“ ko¨nnen hier sinnvoll u¨bertragen werden, so dass sich das Team aus
einem Produkt Owner, einem Scrum Master und dem Development Team zusammensetzt.
Abbildung 6.1: Zusammensetzung des Teams
Quelle: eigene Darstellung
Fu¨r die Rollenbesetzung kann es mehrere Varianten geben. Die Position des Product
Owners kann mit einem Vertreter aus der Politik besetzt sein. Als Vertreter der Bu¨rger
weiß er, welche Inhalte wichtig sind und wie das Handlungskonzept aussehen sollte, so
dass es fu¨r die Politik lesbar ist. Politiker ko¨nnen jedoch auch im Development Team
ta¨tig sein, so dass eine kontinuierliche Mitarbeit gewa¨hrleistet und A¨nderungswu¨nsche
unmittelbar eingebracht werden ko¨nnen.
Als weitere Mo¨glichkeit bestu¨nde, den Bu¨rgermeister als Product Owner einzusetzen.
Dieser hat einen U¨berblick sowohl u¨ber politische wie auch verwaltungstechnische Hand-
lungen und kann Neutralita¨t walten lassen. Er kann allerdings wegen der zeitlichen
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Eingebundenheit seiner Person nicht regelma¨ßig in die Erstellung des Konzeptes eingebun-
den werden. Eine Beteiligung des Bu¨rgermeisters aufgrund seiner Entscheidungsgewalt
ist jedoch sehr sinnvoll.
In anderen Projekten war die Wahl von Mitarbeitern der Top-Fu¨hrungsebene im
(Development) Team erfolgreich. Sie tragen Verantwortung fu¨r das Projekt und sind bei
Entscheidungsfindungen anwesend und entscheidungsbefugt. Die Ergebnisorientierung ist
folglich zielgerichteter (Bitter und Bru¨ning 2014, S. 148). Als Scrum Master/ Projektma-
nager ist der Mitarbeiter der Verwaltung als sinnvoll zu erachten, der bisher das Team
koordiniert hat. Dies sind meist Mitarbeiter oder Leiter der Stadtentwicklungsabteilung.
Auch sie haben einen guten U¨berblick. Aufgrund der Einfu¨hrung agilen Projektmana-
gements bietet sich auch an, einen externen Scrum Master einzusetzen, der u¨ber das
no¨tige Wissen verfu¨gt. Dies wu¨rde zuna¨chst den Mitarbeiter entlasten, der aufgrund
seiner Kompetenzen ebenfalls im Development Team ta¨gig ist.
Das Development Team als Kernteam entwickelt das Handlungskonzept mit fachlichem
Wissen und nach den Wu¨nschen des Product Owners. Die inhaltliche Breite des Hand-
lungskonzepts hinsichtlich der zu behandelnden Thematiken erfordert ein heterogenes
Team (siehe Abbildung 6.2).
Abbildung 6.2: Teamstruktur mit Unter-Teams
Quelle: eigene Darstellung
Das Kernteam besteht nach dem Modell dieser Arbeit aus sechs Mitgliedern, jedoch
wird bei Anwendung von Bestandteilen der Scrum-Methode das Arbeitsteam zur tatsa¨ch-
lichen Erarbeitung der Zukunftsstrategie und der Anfertigung des Handlungskonzeptes
aus fu¨nf Mitgliedern bestehen. Das Team wurde so besetzt, dass Personen mit unter-
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schiedlichem Fachwissen und Input-Mo¨glichkeiten eingesetzt werden und sinnvoll ein
Unter-Team betreuen ko¨nnen. Der Bu¨rgermeister begleitet das Team, arbeitet aber nicht
kontinuierlich mit. Er ist im Team unentbehrlich, da er u¨ber Wissen aus der Gesellschaft
verfu¨gt und es mit einbringen kann.
Die Stadtentwicklung leitet in den Fallstudien dieser Arbeit bisher die Arbeitsgruppe,
was gut funktioniert, so dass diese als Hauptakteur beibehalten werden sollte. Auch
aus fachlicher Sicht und aufgrund des U¨berblicks u¨ber Vorhaben in der Stadt ist dies
begru¨ndbar. Der Kultus- und Sozialdezernent kann kulturelle Gesichtspunkte und Vor-
schla¨ge z.B. zur sozialen Infrastruktur in das Team einbringen. Die Statistikabteilung
verfu¨gt u¨ber kein Unter-Team, jedoch ist sie als Hauptakteur fu¨r das Monitoring der
Bevo¨lkerungsentwicklung in der Stadt wichtig. Ein weiterer Punkt ist die Wirtschafts-
fo¨rderung mit Kenntnissen der Entwicklung bezu¨glich Wohnen und Bauta¨tigkeiten. Als
meist ausgegliederte GmbH ko¨nnte sie auch als externer Berater dienen.
6.3 Ablauf des Prozesskreislaufes
Eine agile Organisation besitzt die Fa¨higkeit, ihre Prozesse wa¨hrend der Laufzeit an
u¨berraschende Vera¨nderungen anzupassen. Dies erfordert ein Lebenszyklusmanagement
(Kirchmer und Pantaleo 2005, S. 38), d.h. der Prozess muss zuna¨chst erfasst und beschrie-
ben werden, so dass dieser effizient und schnell angepasst werden kann. Insgesamt sollte der
Prozess strukturiert und mo¨glichst automatisierbar sein (Große Bo¨ckmann 2012, S. 40-41).
Eine flexible Anpassung an dynamische demografische Entwicklungen kann mit Hilfe
eines Zukunftsstrategie-Modells erfolgen, wie dem Eltviller Modell von MIC´IC´. Das
Modell wurde urspru¨nglich fu¨r Unternehmen konzipiert und deshalb im Rahmen dieser
Arbeit an die Bedu¨rfnisse einer sta¨dtischen Verwaltung angepasst. Die Offenheit des
Prozesses beru¨cksichtigt die Individualita¨t einer jeden Stadt und die Integration von
u¨berraschenden Ereignissen (Selle 2005, S. 372-374). Der Prozesskreislauf stellt folglich
einen mo¨glichen Ablauf dar. Die Konzeption sieht ein Rahmenwerk und Baukasten vor,
den jede Stadt an ihre Belange anpassen kann (siehe Abbildung 6.3).
Im Rahmen anderer planerischer Projekte wurde ein offener Prozess erstellt, der folgende
Elemente beinhaltet und der in den hier erarbeiteten Prozesskreislauf aufgenommen wurde
(Selle 2005, S. 372-374):
• die Projektaufrufe
• Planung in Alternativen
• Qualifizierung im Prozess
• Bildung von projektbegleitenden kontinuierlichen Arbeitskreisen
• Nutzerbeteiligung
• Fortschreibung
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Abbildung 6.3: Das Eltviller Modell angepasst an einen mo¨glichen Prozesskreislauf
Quelle: eigene Darstellung angelehnt an Mic´ic´ 2011, S. 21-23
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Der Unterschied zum Eltviller Modell liegt in der Erga¨nzung eines kontinuierlichen Mo-
nitorings der Ist-Situation. Flexibilita¨t erfordert eine U¨berwachung und Erkennung auch
insbesondere von dynamischen Entwicklungen, die sich in demografischen Entwicklungen
niederschlagen. Monitoring ist deshalb ein wichtiger Bestandteil und wird als zentrales
Element des Prozesskreislaufes gesehen.
Im Eltviller Modell bauen die einzelnen Komponenten beginnend mit den mo¨glichen
Zukunftsfaktoren, bis hin zur inneren Struktur eines Unternehmens, aufeinander auf
(siehe Kapitel 5.2.1). Der abgewandelte Prozess versteht sich als Kreislauf, der konti-
nuierlich durch das Monitoring und daraus erkannte Vera¨nderungen angepasst werden
kann bzw. einzelne Schritte wiederholt werden ko¨nnen. Die Anpassung an den demo-
grafischen Wandel wird als Daueraufgabe gesehen, wie die empirischen Untersuchungen
in den Fallstudien verdeutlichten. So ko¨nnen auch kurzfristige A¨nderungswu¨nsche der
politischen Akteure eingearbeitet werden und letztlich das Produkt
”
Handlungskonzept“
eine kontinuierliche Aktualisierung erfahren.
Der Kreislauf beinhaltet vier Schritte, die im Kernteam und zeitweise mit einer ver-
mehrten Akteursbeteiligung bearbeitet werden. Vervollsta¨ndigt wird der Prozess durch
einen weiteren Schritt, das Monitoring:
1. Zukunftsfaktoren betrachten
2. Zukunftsannahmen treffen
3. Chancen erkennen
4. Ziele festlegen
5. kontinuierliches Monitoring durchfu¨hren
Die Schritte ergeben eine vollsta¨ndige Bearbeitung wichtiger Komponenten, um letztlich
die Aufstellung eines gesamtsta¨dtischen Handlungskonzeptes zu gewa¨hrleisten. Zuna¨chst
sollten Zukunftsfaktoren in Betracht gezogen werden, die den demografischen Wandel in
der Stadt beeinflussen ko¨nnen und die zum jetzigen Stand einen bestimmten Demografie-
typ hervorgebracht haben. Zukunftsannahmen helfen, mo¨gliche andere Entwicklungen, die
erwartet, eventuell oder nicht erwartet eintreten ko¨nnen, zu beachten. Die Blickrichtung
wird so erweitert und die Stadt ist bei tatsa¨chlichen u¨berraschenden Ereignissen, in
diesem Fall schleichende oder plo¨tzliche Wanderungen, vorbereitet. Die unterschiedlichen
Demogafietypen mit ihren Auswirkungen ko¨nnen in Betracht gezogen und grob durchge-
spielt werden. Aus dem erwarteten Demografietyp ergeben sich Chancen fu¨r eine jede
Stadt, die es gilt herauszuarbeiten und fu¨r sich zu nutzen. Hier ko¨nnen auch Schwa¨chen
aufgedeckt werden, die in der nachfolgenden Zielsetzung eingebracht werden ko¨nnen. Die
Festlegung der Ziele erfolgt letztlich in einem Handlungskonzept, das mit Hilfe eines
hybriden Projektmanagements mit entsprechenden Prozessschritten im Team erarbei-
tet wird. Die Ergebnisse der einzelnen Schritte werden durch mo¨gliche unterschiedliche
Methoden und Techniken erzielt.
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6.3.1 Zukunftsfaktoren betrachten
Die Betrachtung bezieht sowohl die Zukunftsfaktoren als auch Trends mit ein.
Zur Verdeutlichung werden die einzelnen Elemente des Eltviller Modells und ihre
Definition ((siehe Tabelle 5.2 und 5.3 aus Kapitel 5.2.1) nochmals aufgegriffen.
Zukunftsfaktoren und Trends
Ursachen und Treiber des Wandels; ko¨nnen prima¨re Ursachen von Trends sein
(Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Globale Zukunftsfaktoren ko¨nnen z.B. biospha¨rische, gesellschaftliche, technologische oder
wirtschaftliche Faktoren sein (Mic´ic´ 2011, S. 36-38), die auf die Bevo¨lkerungsentwicklung
und -zusammensetzung einer Stadt einwirken ko¨nnen. Die globalen Zukunftsfaktoren
wirken sich auf Wanderungsgewinne oder -verluste aus, so ko¨nnen z.B. neue Technologien
zu einem Wegfall von Arbeitspla¨tzen fu¨hren. Das ha¨tte mo¨glicherweise eine Abwanderung
der Bevo¨lkerung zur Folge. Zukunftsfaktoren ko¨nnen Trends auslo¨sen, die sich wiederum
auf die Bevo¨lkerungsentwicklung auswirken ko¨nnen, wie z.B. ein Trend zum Leben am
Stadtrand oder auch im Innenstadtbereich.
Die Auspra¨gung des demografischen Wandels ha¨ngt mit den globalen Zukunftsfaktoren
zusammen. In diesem Fall wird der demografische Wandel an sich als separater Zukunfts-
faktor gesehen, der explizit in die Betrachtung mit einfließen sollte. Je nach Auspra¨gung
der vier Komponenten des demografischen Wandels und deren zuku¨nftige Entwicklung
beeinflussen sie die Bevo¨lkerungsentwicklung und -struktur.
Fu¨r die Erarbeitung der Zukunftsfaktoren und Trends bietet es sich an, ein Team
aus Experten zusammenzustellen. MIC´IC´ schla¨gt vor, mit Hilfe eines Zukunftsteams,
dessen Mitglieder er als Sensoren bezeichnet (Mic´ic´ 2011, S. 35), in einem ersten Schritt
innerhalb eines u¨berschaubaren Zeitrahmens die wichtigsten 20 bis 30 Zukunftsfaktoren
mit einer geringen Anzahl an Daten und Fakten, erheben zu lassen. Das Umfeld kann in
Beobachtungsfelder strukturiert werden (Mic´ic´ 2011, S. 39). In der Unternehmenswelt
wa¨ren dies z.B. Kunden/ Bedarfsfelder oder Gesetze/ Regularien (Mic´ic´ 2011, S. 39).
Die Beobachtungsfelder, die sich auf die Bevo¨lkerungsentwicklung auswirken, ko¨nnten
auch Gesetze sein (z.B. Umgang mit Flu¨chtlingen) oder technologische Entwicklungen.
Zu jedem Beobachtungsfeld wird eine Zukunftsfrage gestellt, mit der sich ein Mitglied
des Zukunftsteams auseinandersetzt und durch Recherche und ggf. Experteninterviews
die Frage beantwortet (Mic´ic´ 2011, S. 39).
Im Rahmen von Foresight-Prozessen ko¨nnen die jeweiligen Experten, wie dies bei ZIRP
vorgenommen wurde, eingeladen werden und im Rahmen von Workshops die Zukunftsfra-
gen beantworten. Der Arbeitsaufwand in der ersten Vorgehensweise ist fu¨r die einzelnen
Mitglieder hoch und ggf. ergeben sich U¨berschneidungen mit anderen Zukunftsfragen, so
dass Experten doppelt befragt werden ko¨nnten. Empfehlenswert ist deshalb die Durch-
fu¨hrung eines partizipativen Foresight-Prozesses, der einen organisatorischen Aufwand
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bedeutet, sich jedoch als kommunikativer und effektiver darstellt. Perso¨nliche Gespra¨che
und informelle Kommunikation ermo¨glichen eine Beantwortung der Zukunftsfragen im
direkten Dialog.
Zukunftsprojektionen
Aussagen u¨ber den mo¨glichen Zustand eines Beobachtungsobjektes im Umfeld zu
einem bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft; wohin ko¨nnten Trends fu¨hren; Szenarien
sind Gruppen von Projektionen (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die Zukunftsprojektionen beinhalten die Beantwortung der Zukunftsfragen (Mic´ic´ 2011,
S. 46, 51). Diese ko¨nnen in die Kategorien extreme Antwort A und B, sowie eigene
U¨berzeugung eingeteilt werden (Mic´ic´ 2011, S. 47). Die Erstellung der Projektionen
wird vereinfacht, wenn alle u¨ber einen einheitlichen Zukunftshorizont verfu¨gen, wie z.B.
fu¨nf oder zehn Jahre (Mic´ic´ 2011, S. 47). Beispiele fu¨r Zukunftsfragen, die sich auf die
demografische Entwicklung einer Stadt beziehen, ko¨nnen sein:
• In welche Richtung tendiert die Bevo¨lkerungsentwicklung?
• Wie wird sich die Einwohnerdichte entwickeln?
• Wieviele 65- bis 79-Ja¨hrige wird es geben?
• Wieviel unter 18-Ja¨hrige wird es geben?
• Wieviele Einpersonenhaushalte wird es geben?
• Wie wird sich die SGBII-Quote entwickeln?
• In welche Richtung tendiert die Kaufkraft?
• Wieviele Hochqualifizierte siedeln sich am Arbeitsort an?
Anhand dieser mo¨glichen Zukunftsfragen und einer Erga¨nzung weiterer ko¨nnen extreme
Antworten und subjektive U¨berzeugungen eingetragen werden daraus der Mittelwert
gebildet werden.
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6.3.2 Zukunftsannahmen treffen
Die Zukunftsannahmen beinhalten zum einen die Annahmen und zum anderen die
U¨berraschungen, die auftreten ko¨nnen.
U¨berraschungen
Potentielle Entwicklungen, die nicht wahrgenommen werden oder mit niedriger
Wahrscheinlichkeit eintreten (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Es gibt zwei Arten von U¨berraschungen: prozesshafte (Anku¨ndigung durch schwache
Signale) und ereignishafte (plo¨tzlich und unerwartet). Demografischer Wandel kann durch
schleichende (prozesshafte) und plo¨tzliche Wanderungen beeinflusst werden. Geplante
gesetzliche Vera¨nderungen, die mit der Zeit zu Wanderungsgewinnen oder -verlusten fu¨h-
ren ko¨nnen, sind eher der Kategorie
”
schleichend“ zuzuordnen. Plo¨tzliche Wanderungen
ko¨nnen z.B. Flu¨chtlingsbewegungen zugeordnet werden. MIC´IC´ weist darauf hin, dass
u¨berraschende Ereignisse
”
kein Denken in Wahrscheinlichkeiten, sondern ein Denken in
Unwahrscheinlichkeiten ist“ (Mic´ic´ 2011, S. 27, 53).
Fu¨r prozesshafte U¨berraschungen kann die Szenario-Methode Anwendung finden. Durch
sie kann die Vorstellungskraft und Aufmerksamkeit hinsichtlich der grundsa¨tzlichen Mo¨g-
lichkeit eines Szenarios sensibilisiert werden (Mic´ic´ 2011, S. 54-55). Ereignisse ko¨nnen
mit Hilfe einer Matrix oder eines Wu¨rfels veranschaulicht werden. Hierzu werden zwei
bis drei Zukunftsfragen in der Matrix oder dem Wu¨rfel dargestellt. Aufgrund der drei
Achsen und jeweiligen zwei Extrempositionen entstehen acht Szenarien, die nun gepru¨ft
und fu¨r die Zukunftsstrategie angewendet werden ko¨nnen (Mic´ic´ 2011, S. 56-57). Die
beispielhafte Darstellung eines Wu¨rfels aus dem Bankenmarkt (siehe Abbildung 6.4) soll
die Mo¨glichkeiten von acht Szenarien verdeutlichen.
Zukunftsannahmen
Hohe, mittlere oder niedrige Erwartungswahrscheinlichkeit nach subjektiver U¨ber-
zeugung/ Einscha¨tzung; Basis der Entscheidungen (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die Zukunftsannahmen beinhalten die Auswertung der Zukunftsprojektionen, d.h. der
Zukunftsfragen. In diesem Zusammenhang kann die Delphi-Methode mit kollektiver Intui-
tion in Betracht gezogen werden, die als Annahmen-Analyse bezeichnet wird (Mic´ic´ 2011,
S. 51). Das Team sammelt die verschiedenen intuitiven Zukunftsprognosen der einzelnen
Teammitglieder und bildet daraus den Mittelwert. Die Prognosewahrscheinlichkeit wird
dadurch erho¨ht, da mehrere Faktoren beru¨cksichtigt werden (Mic´ic´ 2011, S. 45-46). Extra-
polationen, Zyklen und Wellen, Kausale Modelle, Probalistische Modelle oder individuelle
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Abbildung 6.4: Beispiel eines Wu¨rfels
Quelle: Mic´ic´ 2011, S. 56
Mantik fu¨hren immer wieder zu Fehlprognosen und wa¨ren fu¨r die Thematik des sich
schleichend entwickelnden demografischen Wandels ungeeignet. Hier ist jedoch auch zu
beachten, dass kein Grundmodell die Zukunft zuverla¨ssig voraussagen kann. Sie dienen
lediglich als Hilfsmittel zur Vorhersage der wahrscheinlichen Zukunft (Mic´ic´ 2011, S. 46).
Im Team wird in zwei, ggf. drei Durchga¨ngen ihre Einscha¨tzung nach der wahrscheinli-
chen Zukunft durch Befragung ermittelt. Das Augenmerk sollte hier auf der subjektiven
Erwartungswahrscheinlichkeit und nicht einer z.B. statistischen Wahrscheinlichkeit liegen.
Die Ergebnisse werden daraufhin in Erwartungen, Eventualita¨ten und Nicht-Erwartungen
einsortiert (siehe Abbildung 6.5). Daraus entsteht als Endergebnis das Zukunftspanorama.
Dieser bildet eine U¨bersicht u¨ber die Zukunftsfragen, die Zukunftsprojektionen und ihre
Wahrscheinlichkeiten in einer tabellarischen Darstellung (Mic´ic´ 2011, S. 48, 51).
Die Erwartungen, Eventualita¨ten und Nicht-Erwartungen bezogen auf den demografi-
schen Wandel ko¨nnen verschiedenen Demografietypen zugeordnet werden. Als Hilfestel-
lungen ko¨nnen die von der Bertelsmannstiftung ermittelten Demografietypen dienen, die
als Erwartungen, Eventualita¨ten und Nicht-Erwartungen in Betracht gezogen werden
ko¨nnen. Eine Verallgemeinerung ist aufgrund der Individualita¨t der Sta¨dte nicht gegeben,
jedoch kann die grobe Richtung der Entwicklung betrachtet werden. Die individuellen
Auspra¨gungen sind folglich im Detail in einer Stadt zu analysieren und in einer Projektion
festzulegen. Eine Stadt za¨hlt bspw. zu Demografietyp 2. Eventuell ko¨nnte sich durch eine
Vera¨nderung der Komponenten des demografischen Wandels die Bevo¨lkerungsentwicklung
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Abbildung 6.5: Beurteilung von Zukunftsprojektionen
Quelle: Mic´ic´ 2011, S. 49
in Richtung Demografietyp 7 und als Nicht-Erwartungen Richtung Demografietyp 8
entwickeln. Fu¨r die Entwicklung einer Stadt in eine entsprechende Richtung kann sie
sich an der Verteilung der Demografietypen mit Hilfe der dort ausgewa¨hlten Indikatoren
orientieren (siehe Abbildung 6.6). Fu¨r gro¨ßere Sta¨dte kommen folgende Demografietypen
in Betracht:
• Typ 2: Zentren der Wissensgesellschaft
• Typ 3: Prosperierende Kommunen im Umfeld dynamischer Wirtschaftszentren
• Typ 6: Stabile Mittelsta¨dte
• Typ 7: Wirtschaftszentren mit geringerer Wachstumsdynamik
• Typ 8: Stark alternde Kommunen
• Typ 9: Stark schrumpfende Kommunen mit Anpassungsdruck
Das ist das Kernstu¨ck des Zukunftsmanagements in dieser Arbeit, da bei vorliegenden
Eventualstrategien bei einer abweichenden Bevo¨lkerungsentwicklung flexibel reagiert wer-
den kann. Hierbei gilt es nicht bis ins Detail alle anderen Demografietypen zu beleuchten
und fu¨r jeden Typ Maßnahmen zu erarbeiten. Wichtig ist vielmehr, den Prozess festzule-
gen mit welchem flexibel Maßnahmen erstellt und in das bestehende Handlungskonzept
integriert werden ko¨nnen.
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Abbildung 6.6: Verteilung der Demografietypen in Deutschland
Quelle: Bertelsmann Stiftung 2016g
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6.3.3 Chancen erkennen
Sinnvolle und vorteilhafte Gestaltungsmo¨glichkeiten; aktive Gestaltung der Zukunft;
Vergro¨ßerung der Erfolgspotentiale; Rohmaterial der gelben und violetten Brille (Mic´ic´
2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Chancen beinhalten Strategiefragen und stellen das Bindeglied zwischen den Zukunfts-
faktoren und der zuku¨nftig angebrachten strategisch und operativen Vorgehensweise in
der Organisation dar (Mic´ic´ 2011, S. 62). Eine Stadt mu¨sste sich folglich in Form von
Strategiefragen u¨berlegen, in welche Richtung sie sich entwickeln mo¨chte bzw. wo Schwer-
punkte gelegt werden sollen. Die Handlungsansa¨tze des entsprechenden Demografietyps
ko¨nnen Hilfestellung geben, welche Strategiefragen bestehen und ob ggf. Schwerpunkte
herausgefiltert werden. Die Handlungsansa¨tze zeigen auf, wie die Auspra¨gung des de-
mografischen Wandels gestaltet werden kann und auf welche Entwicklungen in welcher
Weise reagiert werden kann.
6.3.4 Ziele festlegen
Das Ziel des Prozesskreislaufes ist, sich an die Entwicklungstendenzen des demografischen
Wandels flexibel anzupassen. Das Endprodukt des Prozesskreislaufes ist das gesamtsta¨d-
tische Handlungskonzept, das entsprechende Anleitungen und Maßnahmen beinhaltet.
Die Zielfestlegung beinhaltet verschiedene Komponenten, die es zu erarbeiten und zu
integrieren gilt. Insbesondere in diesem Schritt kommt hybrides Projektmanagement zur
Anwendung, welches bisher bis auf das iterative Vorgehen des Zukunftsmanagements mit
Hilfe des Monitorings eingesetzt werden kann.
U¨berzeugungen
Motive, Werte, Anliegen und Glaubenssa¨tze derjenigen, die das Unternehmen
gestalten; kritische Hinterfragung, ob sie in die Zukunft passen (Mic´ic´ 2011, S. 25-27;
Mic´ic´ 2017b)
U¨berzeugungen sind der Grundstein fu¨r die anschließenden Handlungen. Die politische
Spitze, der Bu¨rgermeister und die Abteilungsleiter sind gefordert, ihre U¨berzeugungen
auszutauschen und sich einig u¨ber die Entwicklungsrichtung der Stadt zu werden. Bisher
sind o¨ffentliche Verwaltungen noch immer vom Bu¨rokratiemodell gepra¨gt, welches gewisse
Motive und Werte bildet. Der Prozesskreislauf fordert jedoch eine andere Denkrichtung, die
innovativer und flexibler auf Vera¨nderungen eingehen kann. Sta¨dtische Verwaltungen sind
deshalb gefordert, bisherige U¨berzeugungen zu hinterfragen und ggf. eine neue Richtung
einzuschlagen. Von Gewicht werden spa¨ter die U¨berzeugungen der Verwaltungsspitze und
das Vorleben dieser U¨berzeugungen bei ihren Mitarbeitern sein, um sie schrittweise zu
etablieren.
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Mission
Wirkungsversprechen an die Kunden; Zweck des Unternehmens (Mic´ic´ 2011, S. 25-
27; Mic´ic´ 2017b)
Die Mission stellt in diesem Fall die Erstellung eines gesamtsta¨dtischen Handlungskonzep-
tes dar, welches sich flexibel an Vera¨nderungen in Bezug auf den demografischen Wandel
anpassen kann und fu¨r Bu¨rger zur Verfu¨gung steht. Sie ko¨nnen so Maßnahmen und die
fu¨r ihr Quartier wichtigen Informationen ablesen. Eine Beteiligung der Bu¨rger bei der
Erstellung des Konzeptes, also des Zukunftsmanagements, kann in die Mission integriert
werden.
Kultur
Regeln und Prinzipien zu strategischen und gelebten Werten und Verhaltensweisen;
sie beschreiben den strategischen Rahmen unternehmerischen Handelns (Mic´ic´ 2011,
S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die Kultur einer Organisation basiert auf tieferliegenden Werten und Grundannahmen. Sie
la¨sst sich nicht direkt steuern und beeinflussen, formt jedoch Prozesse und Interaktionen in
der Organisation (Schedler und Proeller 2006, S. 22). Die Kultur in Verwaltungen basiert
u¨berwiegend auf Werten, die mit einer agilen Vorgehensweise nicht u¨bereinstimmen.
Es ist deshalb notwendig, dass Vorgesetzte eine neue Kultur vorleben, so dass sie sich
allma¨hlich in den Arbeitsalltag der Mitarbeiter integriert. Die Kultur ist deshalb auch
eng verbunden mit den U¨berzeugungen. Agilita¨t muss von den Beteiligten gewollt werden,
da sie ansonsten keine Umsetzung erfahren kann.
Positionierung
Leitlinien fu¨r einzigartige, differenzierende Definition der Identita¨t, Einzigartigkeit
(Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die Positionierung bezieht sich hier auf die Schwerpunktlegung im Rahmen der Anpassung
an den demografischen Wandel. Sta¨dte ko¨nnen Priorita¨ten setzen, um Maßnahmen
umzusetzen und sich so in einer gewissen Richtung positionieren. Sie ko¨nnen sich so von
anderen Sta¨dten abgrenzen und eine eigene Entwicklungsrichtung einschlagen. Aufgrund
der Individualita¨t von Sta¨dten ist das in gewisser Weise jedoch schon gegeben, jedoch
kann den Akteuren so bewusst werden, in welche Richtung sie tendieren.
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Vision
Konkretes Bild einer faszinierenden, gemeinsam erstrebten und realisierbaren
Zukunft einer Organisation oder eines Menschen; gibt die Richtung vor (Mic´ic´ 2011,
S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die Vision ist das Zukunftsbild einer Organisation. Von Bedeutung sind die eigenen Werte,
die zur Erreichung der Vision beno¨tigt werden und so auch eine Richtung der Organisation
vorgeben (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 448). Im u¨bertragenden Sinne stellt die
Vision deshalb eine flexible Anpassung an den demografischen Wandel dar, die es gilt in
der Verwaltung zu festigen und letztlich auch umzusetzen. Die Erstellung eines flexiblen
und anwendungsfa¨higen Handlungskonzeptes erfordert die Zusammenarbeit innerhalb
der Verwaltung, zwischen der Politik und der Verwaltung sowie weiteren Akteuren. Eine
Vision ko¨nnte deshalb auch eine gute Zusammenarbeit in einer Stadt sein.
Ziel
der gewu¨nschte Zustand eines Gestaltungsfeldes und interner Erfolgsfaktoren;
Etappen und Fokuspunkte hin zur Vision (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Das Ziel ist eine schnelle Reaktion auf dynamische demografische Entwicklungen, das
durch die entsprechenden Prozesse, Systeme etc. erreicht werden kann. Die abstrakte
Ebene der Vision wird verlassen und konkrete Ziele erarbeitet. Es ist wichtig, dass Ziele
den sogenannten SMART-Kriterien (spezifisch, messbar, erreichbar, realistisch und zeitlich
befristet) genu¨ge tragen. In o¨ffentlichen Verwaltungen wird die zeitliche Befristung von
Zielen teilweise vernachla¨ssigt und Ziele als Maßnahmen beschrieben anstatt als Zustand.
Dies erschwert eine Evaluation der Zielerreichung. Der Politik widerstrebt zudem teilweise
konkrete Ziele festzulegen, um eine Angriffsfla¨che zu vermeiden, falls eine Zielerreichung
scheitert (Gourmelon, Mroß und Seidel 2014, S. 449). Im Rahmen des Prozesskreislaufes
ist deshalb mit Hilfe eines externen Moderators auf die oben genannten Schwierigkeiten
zu achten und eine Optimierung herbeizufu¨hren.
Gescha¨ftsmodell
Satz von Leitlinien, Regeln und Vereinbarungen, wie Leistungen und Lo¨sungen
erbracht werden sowie wie Ertra¨ge erzielt werden (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die o¨ffentliche Verwaltung sollte fu¨r sich Regeln und Prinzipien zur Erstellung des Hand-
lungskonzepts aufstellen. Die Arbeitsweise der Verwaltung ko¨nnte hier festgelegt werden.
Dies beinhaltet z.B. die Kommunikationsgestaltung und das Berichtwesen an die Politik.
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Das Berichtwesen von der Verwaltung an die Politik ist ausbaufa¨hig. Die Verwaltung
sollte der Politik steuerungsrelevante Informationen zukommen lassen. Zudem sind quali-
tativ andere Informationen vorzulegen als dies bisher vorgenommen wird. In manchen
Sta¨dten gibt es fu¨r die Politik ein Ratsinformationssystem (Bogumil 2002, S. 15). In der
Stadt Wuppertal laden die Politiker die Sitzungsunterlagen digital herunter und erhalten
diese nicht mehr in Papierform. Das ko¨nnte ein erster Schritt in Richtung eines effizienten
Berichtwesens an die Politik sein.
Lo¨sungsmo¨glichkeiten zur Steigerung der Qualita¨t der Sitzungsunterlagen bzw. Anpassung
an die Bedu¨rfnisse der Politiker ist zuna¨chst eine Ku¨rzung der Berichte (Handlungskon-
zepte). Politiker sind keine Angestellten der Stadt, sondern u¨bernehmen diese Rolle meist
ehrenamtlich bzw. mit einer geringen Bezahlung. Folglich sind die zeitlichen Ressourcen
knapp und sollten nicht fu¨r seitenlange, ausformulierte Berichte ausgenutzt werden. Ein
Ratsinformationssystem, worin sich die Politiker einloggen ko¨nnen, und den aktuellen
Stand der Arbeit (hier z.B. Stand der Erstellung des Handlungskonzeptes und kurze
stichpunktartige inhaltliche Einweisung) einsehen ko¨nnen, wa¨re eine Mo¨glichkeit. Die
Politiker ko¨nnten per Mail informiert werden, wenn Fortschritte/ A¨nderungen im Hand-
lungskonzept vom Development Team erfolgt sind. Sie wa¨ren somit immer auf dem
neuesten Stand und ko¨nnten flexibel reagieren. Fu¨r agile Projektmanagementmethoden
gibt es Computerprogramme, um z.B. in Scrum digital ein Projekt Backlog zu fu¨hren.
”
Jira“ ist eines dieser Programme, jedoch ist es nicht kostenlos verfu¨gbar.
Projekte
einmalige Abfolgen von Aufgaben und Aktivita¨ten zur Erreichung eines Ziels (Mic´ic´
2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Projekt bedeutet hier das fertige Produkt
”
Handlungskonzept“ , aus dem Maßnahmen
entnommen werden ko¨nnen und es somit eine Grundlage fu¨r entsprechende Handlungen
zur Anpassung an den demografischen Wandel darstellt.
Die gesamtsta¨dtischen Handlungskonzepte oder auch spezielle Demografieberichte sind
bei nur zwei Fallstudien recht aktuell (2013 und 2015). Ein Großteil ist jedoch bereits
aus den Jahren 2009 oder noch a¨lter (Stand Mai 2017). Aufgrund der dynamischen
Entwicklungen sind viele Konzepte fortzuschreiben. Die Entwicklung auf teilra¨umlicher
Ebene (Stadtteilebene) ist besonders bei schrumpfenden Sta¨dten wichtig, da nicht in
allen Stadtteilen eine Schrumpfung vorherrscht (Go¨ddecke-Stellmann o.D., S. 15). Es
fa¨llt auf, dass eine Aktualisierung der Handlungskonzepte keine einfache und schnell zu
erledigende Aufgabe zu sein scheint. Dies ha¨ngt sicherlich mit dem langen Prozess der
Aufstellung zusammen.
Die Ausarbeitungsform als Kurz- und/oder Langfassung ist sehr unterschiedlich. Ein
Vergleich ist deshalb nicht mo¨glich. Fu¨r ein schnelles Lesen, wie es die Politik beno¨tigen
wu¨rde, ist diese Art der Ausarbeitung nicht geeignet. Sie sind eher fu¨r die O¨ffentlichkeit
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geschrieben worden. Eine kurzfristige und schnelle Aktualisierung ist vor allem bei
Langfassungen schwierig und zeitaufwendig.
Zur Erlangung eines schnellen U¨berblicks u¨ber Problembereiche und Maßnahmen ko¨nnen
fu¨r die Politik Steckbriefe erstellt werden. Die Inhalte des Konzeptes, insbesondere
die Problembereiche und Lo¨sungsmo¨glichkeiten ko¨nnen digital in einer Excel-Datei
stichpunktartig eingetragen werden. Jede Abteilung (Stadtentwicklung, Kultus- und
Sozialdezernent, Statistik und Wirtschaftsfo¨rderung) entha¨lt eigene Tabellenbla¨tter, deren
Inhalte von diesen Personen aktuell gehalten werden. Die Politik bzw. der Politikvertreter
hat Einsicht in das Dokument und kann einschreiten, falls sich in der Politik A¨nderungen
ergeben sollten.
Die stichpunktartige Datei la¨sst sich anstatt eines zusammenha¨ngenden Textes schnell
lesen und deren Inhalt schnell erfassen. In dieser Datei sollte auch ein Protokoll enthalten
sein, das den Stand des Konzeptes bzw. der Erstellung der Maßnahmen darlegt. Gefu¨hrte
Gespra¨che und Telefonate ko¨nnten dort kurz protokolliert werden, so dass auch spa¨ter
noch nachvollzogen werden kann, aus welchem Grund welche Entscheidungen getroffen
wurden.
Prozesse
Regelma¨ßige Abfolgen von Aufgaben und Aktivita¨ten zur Erreichung eines Ziels
oder Ergebnisses (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Das Zukunftsmanagement ist als Prozesskreislauf zu verstehen, der bei aufkommenden
Anpassungen wieder von vorne beginnen kann oder an einer sinnvollen Stelle wieder einen
Einstieg bietet. Es ist folglich ein iterativer Prozess, der Flexibilita¨t gewa¨hrleistet. Zur
Erstellung eines Handlungskonzeptes wird die Anwendung von agilen und traditionellen
Projektmanagementmethoden, also eines hybriden Projektmanagements, empfohlen.
Fa¨higkeiten
Ausfu¨hrung und Umsetzung von Prozessen und Projekten (Mic´ic´ 2011, S. 25-27;
Mic´ic´ 2017b)
Die Fa¨higkeit beinhaltet in diesem Fall, in einem Team arbeiten zu ko¨nnen und gemeinsam
das Zukunftsmanagement und letztlich das Handlungskonzept aufzustellen. Besondere
Bedeutung kommt dem Projektmanager oder Scrum Master zu, der das Team koordiniert.
Abha¨ngig ist agiles Projektmanagement und die Anwendung von Techniken jedoch auch
vom Development Team, welches das Vorgehen unterstu¨tzt. Der Prozesskreislauf lebt von
(informeller) Kommunikation und Zusammenarbeit von Verwaltung, Politik und anderen
beteiligten Akteuren.
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Ressourcen
Alle Strukturen, Ressourcen und Arbeitsmittel, mit denen Projekte und Prozesse
umgesetzt werden ko¨nnen (Mic´ic´ 2011, S. 25-27; Mic´ic´ 2017b)
Die vorherrschende Einlinienorganisation in o¨ffentlichen Verwaltungen stellt Herausforde-
rungen fu¨r ein interdisziplina¨r arbeitendes Team dar. Lo¨sungsmo¨glichkeiten bietet hier
die Beibehaltung der Linie und parallel die Arbeit der Mitarbeiter im Team.
Als wichtig hat sich auch ein Kommunikationsraum herausgestellt, wo sich Akteure
informell austauschen ko¨nnen. Eigene Beobachtungen oder Wahrnehmungen von Vera¨n-
derungen werden hier außerhalb der offiziellen Treffen kommuniziert, so dass flexibel auf
Vera¨nderungen eingegangen werden kann. Zudem fo¨rdert der Kommunikationsraum die
Bildung von Netzwerken und sta¨rkt die Teamzugeho¨rigkeit.
6.3.5 Monitoring
Das Monitoring stellt einen wichtigen Baustein des Prozesskreislaufes im Rahmen einer
flexiblen Anpassung an dynamische demografische Entwicklungen dar. Als Herausforde-
rungen stellt sich die Erstellung von verla¨sslichen Prognosen und die Datenlieferung der
Statistikabteilung dar.
Prognosen werden im engeren Sinne im Prozesskreislauf nicht vorgesehen, da sie sich
immer wieder als unverla¨sslich herausstellen und zu Fehlentwicklungen fu¨hren ko¨nnen.
Empfohlen wird die Szenariomethode, um mehrere mo¨gliche Entwicklungen aufzuzeigen
und hierfu¨r gewappnet zu sein.
6.4 Zusammenfassende Bewertung des Prozesskreislaufes
Ohne jegliche Vorstellung der Zukunftsentwicklung einer Stadt kann kein Zukunftsma-
nagement erstellt werden. Der entwickelte Prozesskreislauf schließt die verschiedenen
Managementmethoden ein und dient als Lo¨sungsansatz fu¨r eine flexible Anpassung an
dynamische demografische Entwicklungen. Herauszustellen ist, dass dieser keiner starren
Umsetzung bedarf. Ein iteratives Vorgehen ist Voraussetzung fu¨r Flexibilita¨t, insbeson-
dere bei der Erarbeitung eines Handlungskonzepts. Abwandlungen sind aufgrund der
Individualita¨t von Sta¨dten und unterschiedlicher Rahmenbedingungen mo¨glich.
Als Lo¨sungsmo¨glichkeit verla¨sslicherer Prognosen dienen die partizipativen Foresight-
Methoden, die eine Vielzahl von Experten mit einschließen und so ein breites mo¨gliches
Bild der Zukunft liefern. Die Prognosen bauen somit nicht nur auf reinen Daten auf, son-
dern schließen Expertenwissen mit ein. Nicht prognostizierbare Ereignisse, insbesondere
Zu- und Abwanderungen, finden mit Hilfe von Eventualstrategien Beru¨cksichtigung. Dies
zeichnet u.a. die Flexibilita¨t fu¨r Sta¨dte aus, da sie vor Eintritt mo¨glicher Entwicklungen
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U¨berlegungen anstellen und so auf die Entwicklungen vorbereitet sind. Der Prozess-
kreislauf sieht zuna¨chst in mehreren Schritten die Entwicklung einer Zukunftsstrategie,
aufbauend auf dem Eltviller Modell, vor. Das Modell wurde fu¨r Unternehmen entwickelt
und in dieser Arbeit auf die Bedu¨rfnisse von Sta¨dten angepasst.
Den Engpa¨ssen bei Datenlieferungen kann durch automatisierbare Prozesse innerhalb der
Statistikabteilung ggf. Rechnung getragen werden, so dass sich die Arbeiten auf einem
niedrigen Niveau halten. Im Rahmen des Prozesskreislaufes kann hier jedoch aufgrund
der nicht gegebenen Detailtreue kein ganzheitlicher Lo¨sungsansatz geliefert werden.
Der letzte Schritt, die Festlegung von Zielen, greift konkret die Erarbeitung eines
Handlungskonzeptes auf. Dies dru¨ckt die erforderlichen Ziele und Maßnahmen schriftlich
aus. In diesem Schritt spielt agiles Projektmanagement eine wichtige Rolle. Es bezieht
die erforderlichen Akteure, insbesondere den Bu¨rgermeister und die Politik, mit ein.
Sie ko¨nnen jederzeit ihre Konzeptideen im Laufe der Erstellung anstatt erst nach der
Fertigstellung konkretisieren.
Ein kontinuierliches Monitoring gewa¨hrleistet die Wahrnehmung von sich leicht abzeich-
nenden Vera¨nderungen, so dass flexible Reaktionen mo¨glich sind.
Der Prozesskreislauf versucht, bisherige Herausforderungen, die sich aus Theorie und
Empirie ergaben, aufzugreifen, zu lo¨sen bzw. abzumildern. Die Umsetzung kann in Sta¨dten
schrittweise erfolgen, so dass zuna¨chst eine Zukunftsstrategie erarbeitet wird und in einem
na¨chsten Schritt erst agile Methoden Anwendung finden. Er ist folglich als Baukasten zu
verstehen und an die Gegebenheiten einer jeden Stadt anzupassen.
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Lo¨sungsansatzes
7.1 Schlussfolgerungen
Das vorliegende Kapitel widmet sich zum einen der Zusammenfassung der zentralen
Ergebnisse dieser Arbeit. Zum anderen werden die in Kapitel 1.3 identifizierten For-
schungsfragen beantwortet. Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurden theoretische
Grundlagen zur Thematik des demografischen Wandels und der Umgang mit dieser
in sta¨dtischen Verwaltungen erarbeitet (siehe Kapitel 2 und 3), sowie diesbezu¨glich
empirische Untersuchungen (siehe Kapitel 4) vorgenommen. Hierauf aufbauend dient
eine Auswahl geeigneter Managementmethoden und deren Zusammenspiel als Lo¨sungs-
ansatz fu¨r eine flexible Anpassung an dynamische demografische Entwicklungen. Der
demografische Wandel zeichnet sich bereits seit den 1970iger Jahren in Deutschland ab
und verla¨uft seitdem schleichend. Katastrophen- oder Krisenbewa¨ltigung liegen nicht im
Aufgabenbereich dieser Abhandlung, da sie bezu¨glich einer flexiblen Anpassung andere
Erfordernisse aufweisen als sich schleichend entwickelnde Vera¨nderungen.
In Kapitel 2 wurde die erste Forschungsfrage betrachtet, die sich auf die auftretenden
dynamischen demografischen Entwicklungen bezieht:
Welche dynamischen demografischen Entwicklungen ko¨nnen in einer Stadt
auftreten?
Die vier Komponenten des demografischen Wandels (Haushaltsbildungsverhalten, Gebur-
tenrate, steigende Lebenserwartung und Wanderungsgewinne) werden zuku¨nftig schnel-
leren und weniger berechenbaren Vera¨nderungen unterliegen, die hier als dynamische
Entwicklungen verstanden werden. Letztlich beeinflussen Zu- und Abwanderungen,
allgemein als Wanderungen bezeichnet, die anderen drei Komponenten. Wanderungen
unterlagen bisher aufgrund u.a. gesetzlicher A¨nderungen und EU-Erweiterungen hohen
Schwankungen, die oftmals nicht voraussehbar waren.
Eine hohe Zuwanderung in einer Stadt kann bswp. zu einer erho¨hten Geburtenrate
fu¨hren, wenn viele junge Menschen, ggf. noch aus La¨ndern mit ho¨heren Geburtenraten,
hinzukommen. Eine Abwanderung vieler jungen Menschen fu¨hrt zu einer Alterung und
Bevo¨lkerungsschrumpfung innerhalb einer Stadt.
Dies muss jedoch nicht bedeuten, dass eine gesamte Stadt schrumpft, stagniert oder
wa¨chst. In einer Stadt sind sowohl wachsende wie auch schrumpfende Stadtteile vorhanden,
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so dass sich Differenzierungen als sinnvoll erachten. Auch sind aufgrund der Individualita¨t
von Sta¨dten unterschiedliche Auspra¨gungen und differierende Vorgehensweisen beim
Umgang mit dem demografischen Wandel gegeben. Die zweite Forschungsfrage greift
diese Thematik auf (siehe Kapitel 3 und 4):
Wie sind Sta¨dte momentan organisiert, um sich an die Entwicklung des
demografischen Wandels anzupassen?
Die Fallstudiensta¨dte bescha¨ftigen sich alle mit den Herausforderungen und Auswirkungen
des demografischen Wandels. Die Zusta¨ndigkeit unterliegt einer Verwaltungseinheit, z.B.
der Stadtentwicklungsplanung. Diese koordiniert mit ein bis zwei Personen eine Arbeits-
gruppe
”
Demografie“ , die ganzheitliche Handlungskonzepte zur Anpassung an
den demografischen Wandel verfasst. Manche Sta¨dte entwickeln langfristige und strate-
gisch geleitete Konzepte. Die Handlungskonzepte sind das
”
Endprodukt“ des gesamten
Prozesses. Eine Aktualisierung wird in den Fallstudiensta¨dten unterschiedlich gehandhabt.
Teilweise werden die Konzepte von der Politik nur zur Kenntnis genommen und in einem
geringen Umfang beachtet und fortgefu¨hrt. Die Aktualisierung wird bei manchen Sta¨dten
jedoch auch als Daueraufgabe aufgrund sich a¨ndernder Rahmenbedingungen gesehen.
Bei der Ha¨lfte der Fallstudiensta¨dte dauert die Aufstellung la¨nger als zwei Jahre, so dass
ggf. erarbeitete Maßnahmen an Aktualita¨t aufgrund vera¨nderter Rahmenbedingungen
verlieren. Eine Optimierung des Prozessablaufes ist bei Sta¨dten mit langen Aufstellungs-
zeiten von Bedeutung, um keine u¨berholten Konzepte zu erarbeiten und eine effiziente
Arbeitsweise zu ermo¨glichen.
Eine externe Akteurs- und Bu¨rgerbeteiligung erfolgt nur zo¨gerlich, so dass u¨berwiegend
nur die Verwaltung bei der Erstellung eine Beteiligung erfa¨hrt. Wichtige Hinweise orts-
kundiger Akteure und Bu¨rger erfahren so keine Beru¨cksichtigung.
Aufgrund der individuellen Rahmenbedingungen und Auswirkungen entwickelten Sta¨d-
te, wie oben beschrieben, heterogene Herangehensweisen. Generell erhalten die zusta¨ndigen
Verwaltungseinheiten die Daten von den Statistikabteilungen. Aus den Daten werden
Prognosen erstellt, auf denen die Handlungskonzepte aufbauen.
Die KGSt hat ein Demografiemonitoring mit Indikatoren entwickelt, das Sta¨dte anwen-
den ko¨nnen. Das Monitoring unterliegt dennoch unterschiedlichen Vorgehensweisen
und Darstellungsformen (z.B. Demografieatlas oder Demografieberichte). Daraus la¨sst
sich schliessen, dass
”
vorgefertigte“ Modelle, wie z.B. das Demografiemonitoring, keine
vollsta¨ndige Umsetzung erfa¨hrt. Mo¨gliche Gru¨nde ko¨nnen die verschiedenen Rahmenbe-
dingungen und Herangehensweisen in den Sta¨dten sein, die eine komplette Umsetzung
nicht zulassen oder vera¨nderte Vorgehensweisen nicht gewu¨nscht sind. Zudem wird in
den Sta¨dten die von den Mitarbeitern selbst wahrgenommenen Vera¨nderungen eine große
Bedeutung zugemessen.
Die Problematik einer unvollsta¨ndigen Anwendung von Modellen wird in der dritten
Forschungsfrage (siehe Kapitel 3 und 4) explizit aufgegriffen:
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Welche Erschwernisse in o¨ffentlichen Verwaltung verhindern eine flexible und
effiziente Vorgehensweise?
Die KGSt entwickelte in den 1990iger Jahren aufgrund des NPM, Verwaltungsreformen
zur Modernisierung von o¨ffentlichen Verwaltungen in Deutschland. Das NSM erfordert
eine vollsta¨ndige Umsetzung, damit es funktionsfa¨hig ist. Verwaltungen setzten es jedoch
nur teilweise um, so dass das NSM von manchen Autoren als gescheitert angesehen wird.
Mit dem KSM versucht die KGSt die noch vorhandenen Ma¨ngel zu beheben. Bisher
werden Verwaltungen noch immer vom Bu¨rokratiemodell nach Max Weber gepra¨gt,
dass sich u.a. in der Einlinienorganisation und dem Ressortdenken der einzelnen
Abteilungen widerspiegelt.
Herausforderungen liegen in der Zusammenarbeit von Politik und Verwaltung.
Das kurzfristige Denken der Politik mit einem großen Willen zur schnellen Umsetzung
von Maßnahmen innerhalb der Wahlperioden und die mittel- bis langfristig denkende
Verwaltung konkurrieren. Die Handlungskonzepte unterliegen deshalb meist keiner voll-
sta¨ndigen Umsetzung, weil die Politik bereits andere Maßnahmen oder Ereignisse als
akuter priorisiert. Die Verwaltung erarbeitet aufgrund dessen ein Handlungskonzept mit
dem Wissen, dass die politische Einflussnahme zu A¨nderungen fu¨hren kann, die jedoch erst
kurz vor oder nach der Fertigstellung des Konzeptes kommuniziert werden. Der Einfluss
des Bu¨rgermeisters und der Politik ist bei der Erstellung von Handlungskonzepten
und insbesondere der Umsetzung von Maßnahmen nicht zu unterscha¨tzen. Aufgrund
dessen ist die Unterstu¨tzung der politischen Spitze im gesamten Prozess wichtig, die
jedoch bei der Erstellung der Konzepte nicht immer eine Beteiligung erfa¨hrt.
Die erstellten Prognosen bewahrheiten sich nicht immer, da sich die Abscha¨tzung
von Wanderungen als schwierig herausstellt. Sie ko¨nnen deshalb nur als Hilfsmittel dienen.
Die Fallstudien betonten die Bedeutung der zwischenmenschlichen Zusammenarbeit bei
der Erstellung der Handlungskonzepte. Die Perso¨nlichkeit der Beteiligten und koope-
ratives Verhalten sind Voraussetzung, jedoch ist dies nicht immer gegeben. Die einzelnen
Mitarbeiter bzw. Beteiligten verstehen sich oftmals nicht als Team. Ein Großteil sieht
den Erfolg von Handlungskonzepten bei den mitwirkenden Personen. Die Arbeitsgruppe
sollte u¨ber einen
”
Ku¨mmerer“ verfu¨gen, der sowohl fachliches wie auch perso¨nliches
Engagement aufweist, um die Erschwernisse der zwischenmenschlichen Zusammenarbeit
zu kompensieren.
Aufbauend auf den bisher ero¨rterten Herausforderungen ergibt sich die Fragestellung,
welche Kriterien fu¨r Flexibilita¨t (siehe Kapitel 5) in einer sta¨dtischen Verwaltung gelten
(vierte Forschungsfrage):
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Welche Kriterien fu¨r
”
Flexibilita¨t“ sind in einer sta¨dtischen Verwaltung von
Bedeutung?
Die Erkenntnisse aus der Theorie- und Fallstudienbetrachtung ergaben einen Anforde-
rungskatalog fu¨r Flexibilita¨t in sta¨dtischen Verwaltungen. Diese lassen sich in drei Ober-
und sechs Unterkategorien einteilen.
Organisatorisch, bezogen auf die
”
harten“ Faktoren, sind die Individualita¨t von Sta¨d-
ten und die vorherrschenden Verwaltungsbesonderheiten herauszustellen. Ersteres
erfordert die Unterstu¨tzung individueller Lo¨sungen unter Beru¨cksichtung der finanziellen
und personellen Lage von Sta¨dten.
Zweiteres beinhaltet eine Beru¨cksichtigung der Verwaltungsstrukturen und des Verwal-
tungsdenkens, sowie der Einlinienorganisation. Es gilt, das Ressortdenken noch mehr zu
u¨berwinden, um eine effiziente Zusammenarbeit zu gewa¨hrleisten.
Organisatorisch, bezogen auf die
”
weichen“ Faktoren, zielt die Kategorie auf eine
Zusammenarbeit und Kommunikation, der beteiligten Akteure ab. Die Zusam-
menarbeit und Kommunikation betont die Beachtung der Perso¨nlichkeit von Menschen,
so dass kooperatives Verhalten und zwischenmenschliche Zusammenarbeit gefo¨rdert
werden ko¨nnen. Die Bedeutung des Ku¨mmerers zur Koordinierung der Akteure spielt
eine wichtige Rolle. Nicht zu vernachla¨ssigen ist die Bedeutung informeller Kontakte
und Kommunikation. Eine Durchfu¨hrung interner Umfragen und eine Bereitstellung von
Austauschplattformen unterstu¨tzt die oben genannten Kriterien.
Die Beteiligung der
”
Richtigen“ bezieht eine Beru¨cksichtigung der politischen Heran-
gehensweise und des Einflusses dieser, sowie eine variierende Akteursbeteiligung im
Prozessverlauf mit ein. Eine externe Akteurs- und Bu¨rgerbeteiligung gilt es zu unterstu¨t-
zen, um ein vollsta¨ndiges Bild der Rahmenbedingungen in einer Stadt zu erhalten.
Unter Hilfsmittel fallen das Monitoring und der Prozess zur letztlichen Erstellung
eines ganzheitlichen Handlungskonzeptes. Monitoring bedarf einer Wahrnehmung von
Vera¨nderungen und einer Beachtung zuku¨nftiger Entwicklungen. Eine Ermo¨glichung der
Kommunikation u¨ber wahrgenommene Vera¨nderungen fo¨rdert eine schnelle Anpassung.
Eine vollsta¨ndige Datenlieferung der Statistikabteilung sollte gewa¨hrleistet werden, um
Prognosen (wenn erforderlich) erstellen zu ko¨nnen. Eine Verwendung unterschiedlicher
Methoden (Indikatorensysteme, Demografie-Profil) sollte Beru¨cksichtigung finden. Wich-
tig ist auch das Versta¨ndnis der Anpassung der Handlungskonzepte als Daueraufgabe
und nicht als abgeschlossene Berichte.
Der als
”
offen“ zu verstehende Prozess bedarf einer klaren Zielformulierung zu Beginn
und integrierter und ressortu¨bergreifender Handlungsstrategien im Verlauf. Eine Ge-
wa¨hrleistung von Flexibilita¨t erfolgt durch eine flexible Umsetzung von Zielen mit Hilfe
eines vorausschauenden Denkens, jedoch ist auch die Beibehaltung eines roten Fadens
erforderlich. Ansonsten ist die Verwaltung sta¨ndiger A¨nderungen des Handlungskonzeptes
ausgesetzt. Die gesamtsta¨dtischen Konzepte sollten u¨ber eine kurze Aufstellungszeit verfu¨-
gen, um langwierige Prozesse und eine Hinfa¨lligkeit der dort vorgenommenen Maßnahmen
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zu gewa¨hrleisten. Die Bearbeitung in einer Arbeitsgruppe sollte beibehalten werden, die
regelma¨ßigen Treffen, jedoch auch die Mo¨glichkeit von Pausen bieten.
In der fu¨nften Forschungsfrage erfolgt eine Beschreibung mo¨glicher Managementme-
thoden in Kapitel 5, die sich fu¨r eine flexible Anpassung an dynamisch demografische
Entwicklungen eignen:
Welche Managementmethoden eignen sich fu¨r eine flexible Anpassung an
demografische Entwicklungen?
Anhand des Anforderungskatalogs konnten fu¨nf Managementmethoden ermittelt werden,
die den weiten Bereich der Herausforderungen abdecken ko¨nnen. Eine einzelne Methode
kann den gesamten Anforderungskatalog nicht erfu¨llen, so dass sich ein Zusammenspiel
mehrerer Methoden als notwendig erweist.
Das Zukunftsmanagement dient der Fru¨herkennung von zuku¨nftigen Entwicklungen,
die mit Hilfe von Strategien zu einer praktischen und realisierbaren Planung fu¨hren. Das
Eltviller Modell dient aufgrund seiner Neutralita¨t gegenu¨ber Methoden und Werkzeugen
als Rahmen und kann so individuell angepasst werden. In Zusammenhang mit partizi-
pativen Foresight-Methoden werden zuku¨nftige Entwicklungen in Zusammenarbeit mit
verschiedenen Akteuren ermittelt und Entscheidungen hinsichtlich ihrer Handhabung
erarbeitet.
Traditionelles und agiles Projektmanagement kommt bei der Erstellung eines Pro-
duktes, hier dem ganzheitlichen Handlungskonzeptes, angewendetzum Einsatz. Agiles
Projektmanagement birgt den Vorteil eines iterativen Vorgehens, so dass vera¨nderte Rah-
menbedingungen flexibel eingearbeitet werden ko¨nnen und keine zeitlichen Verzo¨gerungen
oder finanziellen Verschiebungen entstehen ko¨nnen.
Prozessmanagement vermittelt aufgrund seiner Wiederholbarkeit im Rahmen des
Projektmanagements eine gewisse Routine und la¨sst durch die Gestaltung eines offenen
Prozesse flexible Herangehensweisen zu.
Im Rahmen des Stakeholdermanagements werden mit Hilfe einer Stakeholderana-
lyse Projektbeteiligte ermittelt und eine Einbindung zu gegebener Zeit in den Prozess
ermo¨glicht. Die Beteiligung aller wichtigen Akteure tra¨gt zu einem erfolgreichen Prozess
und letztlich Handlungskonzept bei.
Das Zukunftsmanagement inklusive des Eltviller Modells und der partizipativen
Foresight-Methoden dient als Dach fu¨r den gesamten Prozess und integriert das Projekt-
, Prozess- und Stakeholdermanagement. Der Einsatz der fu¨nf Managementmethoden
in einem abgestimmten Prozesskreislauf ermo¨glicht einen flexiblen Prozesskreislauf als
Lo¨sungsansatz (siehe Kapitel 6) und fu¨hrt zur Beantwortung der sechsten Forschungsfrage:
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7.2 Ausblick und Forschungsperspektiven
Welche Lo¨sungsansa¨tze ko¨nnen eine flexible Anpassung an dynamische
demografische Entwicklungen erleichtern?
Als Lo¨sungsansatz dient ein Prozesskreislauf mit iterativer Vorgehensweise, der die
zuvor genannten Managementmethoden und ein kontinuierliches Monitoring beinhaltet.
Der Prozesskreislauf besteht aus fu¨nf Schritten, die die Betrachtung der Zukunfts-
faktoren bis hin zur Festlegung von Zielen abhandelt. Die Zukunftsfaktoren haben die
Entwicklungsrichtung des demografischen Wandels und globale Zukunftsfaktoren zum
Inhalt. Eine Betrachtung dieser zeichnet den entsprechenden Demografietyp ab, der
als Hilfestellung fu¨r die Zukunftsannahmen fungiert. An dieser Stelle fließen ebenfalls
schleichende und auch plo¨tzliche Wanderungsbewegungen ein, die in einem partizipativen
Foresight-Prozess ermittelt werden. Die Beteiligten des partizipativen Foresight-Prozesses
werden anhand einer Stakeholderanalyse ausfindig gemacht. Gegenstand der Zukunfts-
annahmen sind auch die unterschiedlichen Demografietypen, die als Eventualstrategien
Beru¨cksichtigung finden.
Als na¨chster Schritt erfolgt die Erkennung von Chancen fu¨r die jeweilige Stadt, die
wiederum in Form von partizipativen Foresight-Methoden festgestellt werden. Sie sind als
Bindeglied zwischen den Zukunftsfaktoren und der sich daraus ergebenen strategischen
und operativen Vorgehensweise zu verstehen.
Abschließend werden Ziele festgelegt und im Rahmen eines ganzheitlichen Handlungs-
konzeptes verschriftlicht. Fu¨r die Erstellung des Handlungskonzepts wird hybrides Pro-
jektmanagement angewendet, um eine effiziente und teamfo¨rdernde Vorgehensweise zu
unterstu¨tzen..
Der Individualia¨t von Sta¨dten wird durch seine Offenheit und Anpassungsfa¨higkeit an
andere Gegebenheiten Rechnung getragen. Er ist deshalb als Rahmenwerk und Baukasten
zu verstehen, so dass eine ganzheitliche Umsetzung nicht erforderlich ist.
7.2 Ausblick und Forschungsperspektiven
Der Prozesskreislauf entstand aufgrund von Erkenntnissen aus der Praxis, da Fallstudien
interviewt wurden. Eine Evaluation in der Praxis steht jedoch aus, um Schwachstellen zu
erkennen und Anpassungen treffen zu ko¨nnen. Zu untersuchen wa¨re auch, inwiefern der
Prozesskreislauf komplette Umsetzung erfahren kann oder wo Sta¨dte an ihre Grenzen
stoßen und vom Prozess abweichen. Letztlich dient der Prozesskreislauf als Baukasten, aus
dem Sta¨dte sich bedienen ko¨nnen, jedoch stellt sich die Frage, welche Herausforderungen
bestehen bleiben und keine Lo¨sung herbeifu¨hrt werden kann. Eine Forschungsperspektive
ist daher ein praxiserprobter Prozesskreislauf zur flexiblen Anpassung an dynamische
demografische Entwicklungen.
Der erarbeitete Prozesskreislauf bietet einen mo¨glichen Lo¨sungsansatz fu¨r eine flexible
Anpassung an dynamische demografische Entwicklungen. Es wurden Managementme-
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thoden herausgegriffen, die die Mo¨glichkeit einer Erfu¨llung des Anforderungskatalogs
bieten. Eine vollsta¨ndige Analyse aller vorhandenen Managementmethoden aus der Be-
triebswirtschaftslehre ha¨tte den Rahmen der Arbeit gesprengt, zumal eine Konzentration
auf eine vollsta¨ndige Managementmethodenbetrachtung nicht Zielsetzung war. Das Ri-
sikomanagement wurde z.B nicht miteinbezogen, da sich dieses eher auf Krisen und
Katastrophen bezieht. Es bietet jedoch eine Forschungsperspektive, die den generellen
Einsatz von Risikomanagement fu¨r dynamisch demografische Entwicklungen untersucht.
Andere Managementmethoden ko¨nnten ebenfalls Anwendung im Prozesskreislauf finden,
die es noch zu untersuchen und zu analysieren gilt.
Der Prozesskreislauf versucht die Managementmethoden in die bestehende Einlinienor-
ganisation mit Hilfe einer separaten Arbeitsgruppe bzw. eines Teams einzugliedern. Die
Umsetzung agilen Projektmanagements gelingt am vorteilhaftesten in einer Matrixorgani-
sation. Die Etablierung einer vollsta¨ndigen Matrixorganisation in sta¨dtischen o¨ffentlichen
Verwaltungen bietet weiteren Forschungsbedarf. So auch eine Umstellung auf agiles
Projektmanagement mit seinen Vorteilen bei anderen Projekten. Ein beno¨tigter Werte-
und Kulturwandel innerhalb o¨ffentlicher Verwaltungen ist notwendig, um agiles Projekt-
management zu etablieren. Es stellt sich die Frage, wie das im Detail erreicht werden kann.
In diesem Zusammenhang sei die Anwendung bei anderen Herausforderungen von
Sta¨dten angesprochen, bspw. dem Klimawandel oder Katastrophenschutz. Inwiefern der
Prozesskreislauf bei Krisen angepasst werden mu¨sste, wa¨re eine mo¨gliche Forschungsper-
spektive. Hier wa¨re die Entwicklung einer Zukunftsstrategie fu¨r eine Stadt nicht sinnvoll,
sondern eine Konzentration auf Eventualstrategien in einer umfassenderen Art und Weise.
Im vorgesehen Prozesskreislauf werden eventuelle Entwicklungen nur angerissen, um
Sta¨dte u¨ber mo¨gliche Alternativen zu informieren. In Krisen wa¨ren detailliertere Lo¨sungs-
mo¨glichkeiten erforderlich.
Die Arbeit konzentriert sich auf gro¨ßere Sta¨dte, da sie u¨ber andere Herausforderungen
und andere Voraussetzungen als la¨ndliche Gemeinden verfu¨gen. Von Interesse wa¨re die
Anpassung des Prozesskreislaufes auf kleinere Kommunen. Auch sie sind vom demogra-
fischen Wandel in positiver wie auch negativer Weise teilweise betra¨chtlich betroffen.
Die Ergebnisse der Arbeit ko¨nnen auf kleinere Gemeinden u¨bertragen werden, wenn sie
auf die jeweilige Spezifikation der Stadt angepasst werden. Zu beachten ist der noch
geringere Personaleinsatz z.B. im Bereich der Stadtentwicklung. Kleinere Kommunen
verfu¨gen zumeist u¨ber keine Mitarbeiter, die sich ausschließlich mit der Stadtentwicklung
auseinandersetzen und greifen auf externe Planungsbu¨ros zuru¨ck. Hier stellt sich die
Frage, welche Akteure das Team zur letztlichen Erstellung von Handlungskonzepten
bilden und inwiefern die Beteiligung externer Planungsbu¨ros mo¨glich ist.
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Anhang I - Fragebogen
1 
 
 
 
 
Fragebogen zu  
  
„Lokale Strategien und Maßnahmen  
im Umgang mit dem demografischen Wandel“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
neben der Bevölkerungsanzahl verändert sich auch die Bevölkerungsstruktur in allen Städten 
Deutschlands, wenn auch in unterschiedlichem Maße. Dementsprechend ändern sich auch die 
Bedürfnisse der Bevölkerung. Diesem Umstand müssen die Städte mit einer Anpassung ihres Angebots 
sowohl im Bereich der Nachfrage nach Wohnraum und Arbeitsstätten, als auch der Infrastruktur 
Rechnung tragen.  
 
Mit dieser Befragung will eine interdisziplinäre Forschergruppe der Technischen Universität Darmstadt 
aktuelle Strategien und Maßnahmen von Städten mit unterschiedlichen Ausgangsbedingungen und 
Bevölkerungsprognosen im Umgang mit dem demografischen Wandel analysieren. Hierbei wird 
untersucht, wie die Aufstellung, die Umsetzung und ggf. eine Anpassung solcher Konzepte erfolgt und 
wie die damit verbundenen Prozesse effizient gestaltet werden können. Eine Wertung 
unterschiedlicher Konzepte entsprechend politischer Vorgaben ist damit nicht beabsichtigt.  
 
Die Ergebnisse der Umfrage und der weiteren Forschung werden wir Ihnen selbstverständlich zu 
gegebenem Zeitpunkt bereitstellen und soweit von Ihnen gewünscht auch vertieft erörtert.  
 
Diese Umfrage sollte nicht mehr als 20 Minuten Ihrer Zeit in Anspruch nehmen. Ihre Antworten werden 
vollständig anonym behandelt.  
 
Es wäre äußerst freundlich von Ihnen, wenn Sie den Fragebogen bis spätestens zum 30. September ausfüllen. 
Senden Sie diesen bitte per Mail an christ@geod.tu-darmstadt.de oder per Fax an 06151-164082.  
 
Wir bedanken uns jetzt schon für die Unterstützung unseres Vorhabens.  
 
 
 
 
Prof. Dr.-Ing Hans Joachim Linke Prof. Dr. Hubert Heinelt 
Institut für Geodäsie Institut für Politikwissenschaft 
TU Darmstadt TU Darmstadt 
 
 
Interner Vermerk 
Nr.: 
eingegangen am: 
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Name der Stadt: Eingabe des Namens (freiwillige Angabe) 
 
1. In welchem Bundesland liegt Ihre Stadt?       Nordrhein-Westfalen 
 
2. Wie viele Einwohner zählt Ihre Stadt heute ca.?    Klicken Sie hier, um Zahl einzugeben.  
 
3. Welchem Gemeindetyp ist Ihre Stadt zuzuordnen (z.B. Kreisfreie Stadt, Große Kreisangehörige 
Stadt, Kreisstadt, Sonderstatusstadt)  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 
4. Wie haben sich die Bevölkerungszahlen Ihre Stadt verändert (in +/- %)? (bitte eigene Daten verwenden) 
In den letzten 5 Jahren?  Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
In den letzten 10 Jahren?  Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
 
5. Wie haben sich im Zeitraum der letzten 5 Jahre folgende Bevölkerungsgruppen verändert           
(in +/- %)?: 
Kleinkinder unter 3 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Kinder zwischen 4 und 6 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Kinder zwischen 7 und 12 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Junge Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren  Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Erwachsene zwischen 26 und 65 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Senioren zwischen 66 und 80 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Hochbetagte über 80 Jahre Klicken Sie hier, um % einzugeben. %  
 
6. Welche Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung verwenden Sie für aktuelle Planungen?  
(Mehrfachnennungen möglich) 
☐ Eigene aus dem Jahre Wählen Sie ein Element aus. für den Zeitraum bis Wählen Sie ein 
Element aus. 
☐  Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre Wählen Sie ein Element aus. für den   Zeitraum 
bis Wählen Sie ein Element aus. 
☐  Prognose des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre Wählen Sie ein Element aus. für den 
Zeitraum bis Wählen Sie ein Element aus. 
☐  Prognose einer privaten Organisation Wählen Sie ein Element aus. (z. B. Bertelsmannstiftung) 
aus dem Jahre Wählen Sie ein Element aus. für den Zeitraum bis Wählen Sie ein Element aus. 
☐  Sonstige: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 
7. Welche Bevölkerungsentwicklung wird nach dieser Prognose bis zum o.g. Zeitraum 
angenommen? 
Insgesamt Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Kleinkinder unter 3 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Kinder zwischen 4 und 6 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Kinder zwischen 7 und 12 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Junge Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren  Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Erwachsene zwischen 26 und 65 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Senioren zwischen 66 und 80 Jahren Klicken Sie hier, um % einzugeben. % 
Hochbetagte über 80 Jahre Klicken Sie hier, um % einzugeben. %  
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8. Hat Ihre Stadt bei der Thematisierung möglicher Auswirkungen des demographischen Wandels 
neben den zuvor angesprochenen Prognosen auch auf die Expertise externer Experten 
zurückgegriffen – und zwar von (Mehrfachnennung möglich): 
☐ Einzelnen Personen                                                      am bitte benennen  
☐ Universitären Einrichtungen                                                     am
☐ Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen                                                     am
☐ Beratungsunternehmen                                                      am bitte benennen  
 
9. Hat Ihre Stadt eine Stabstelle zur Bearbeitung des demografischen Wandels eingerichtet oder 
einer bestimmten Abteilung der Kommunalverwaltung diese Aufgabe zugeordnet? 
☐ Stabstelle bitte benennen seit  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. Jahren 
☐ zuständige Verwaltungseinheit bitte benennen seit  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.  Jahren
Jahren   ☐ Sonstige: bitte benennen seit Klicken Sie hier, um Text einzugeben. Jahren   
 
10. Wenn eine Stabstelle eingerichtet bzw. die Aufgabe einer bestimmten Abteilung zugeordnet 
wurde, welche Funktionen übernimmt sie (Mehrfachnennungen möglich)? 
☐ Koordination aller kommunalen Aktivitäten im Bereich demografischer Wandel 
☐ Erstellung von Leitbildern und Konzepten 
☐ Umsetzung von Maßnahmen 
☐ Beratung anderer Abteilungen 
☐ Information der Bürger 
☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 
11. Hat Ihre Stadt bereits Konzepte zum Umgang mit dem demografischen Wandel aufgestellt (siehe 
auch Frage 22)? 
☐ Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr                                    und läuft bis  
☐ Nein (weiter bei Frage 22) 
 
 
 
 
12. Für welche Bereiche wurden Konzepte in Ihrer Stadt aufgestellt? 
☐ Integration von Zuwanderern aus dem 
Ausland 
☐ Wohnpolitik  
☐ soziale Infrastruktur  ☐ räumliche/teilräumliche Strukturveränderungen  
☐ Familienpolitik  ☐ Ver- und Entsorgungsinfrastruktur  
☐ Siedlungsflächenentwicklung  ☐ Verkehr  
☐ Interkommunale Kooperation  ☐ Bildung und berufliche Qualifizierung  
☐ Arbeitsmarktentwicklung  ☐ Sonstiges:  
☐ Wirtschaftsentwicklung    
 
13. Wie viel Zeit hat die Aufstellung der Konzepte erfordert? 
 
  
Die Fragen 13-21 beziehen sich auf ein Konzept Ihrer Wahl aus Ihrer Stadt.
Für welches Konzept haben Sie sich entschieden? 
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15. Wurde die Bevölkerung bei der Erstellung des Konzeptes beteiligt? 
☐ Ja ☐ Nein  
Wenn ja, in welcher Form? 
☐ Bürgerversammlung ☐ Einzelgespräche 
☐ Arbeitskreise ☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
 
16. Hat Ihre Stadt bei der Erstellung des Konzeptes konkrete Erfahrungen anderer Städte 
einbezogen? 
Wählen Sie ein Element aus. 
 
17. Spielten bei der Erstellung des Konzeptes entsprechende Publikationen Dritter eine Rolle? 
☐ Ja ☐ Nein 
Wenn ja, von wem?  
☐ EU ☐ Anderer Bundesländer 
☐ Bund ☐ Anderer Städte 
☐ Eigenes Bundesland ☐ Sonstiges: 
 
18. Konnten in dem Konzept vorgesehene Maßnahmen bereits erfolgreich umgesetzt werden 
(z. B. Schaffung altersgerechten Wohnraums, Zusammenschluss öffentlicher Einrichtungen)? 
Wählen Sie ein Element aus. 
 
19. Gab es externe Faktoren (z. B. laufendes Förderprogramm; gesetzliche Verpflichtung zur 
Bedarfsdeckung), die die Umsetzung von Maßnahmen befördert haben?  
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.  
 
20. Erfolgt ein Monitoring der Umsetzung des bereits erstellten Konzeptes in Ihrer Stadt?  
Wählen Sie ein Element aus. 
In welchem Zuständigkeitsbereich liegt das Monitoring? 
Wählen Sie ein Element aus. 
Sonstige? Klicken Sie hier, um Text einzugeben.  
 
21. Wie erfolgt das Monitoring? 
Wählen Sie ein Element aus. 
 
  
 
14. Gab es einen konkreten Anlass dafür, dass Ihre Stadt ein bestimmtes Konzept erstellt hat (z. B. 
Bildung: Anzahl der schulpflichtigen Kinder ist erheblich gesunken)? 
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.  
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22. In welchen Bereichen und bis wann plant ihre Stadt Konzepte aufzustellen? 
 
23. Wer hat die Aufstellung von Konzepten in Ihrer Stadt initiiert (Mehrfachnennungen möglich)? 
☐ Verwaltungsspitze ☐ Bevölkerungsgruppen 
☐ Politische Gremien ☐ Private Unternehmen 
☐ Zuständige Stabstelle ☐ Vereine 
☐ Stadtplanungsabteilung ☐ Sonstige: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ Wirtschaftsförderung   
 
24. Wir würden uns freuen, wenn Sie uns noch eigene Anregungen zu den Ihrer Ansicht nach 
beachtenswerten Aspekten im Umgang mit dem demografischen Wandel durch Städte 
zukommen lassen würden. 
Klicken Sie hier, um Text einzugeben.  
 
 
 
 
 
Vielen Dank für Ihre Teilnahme.   
Wenn Sie Fragen haben, Ihre Ansprechpartnerin ist Brigitte Christ.  
(christ@geod.tu-darmstadt.de oder Tel.: 06151 16 3241) 
☐ Integration von Zuwanderern aus dem Ausland  bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ soziale Infrastruktur bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ Familienpolitik  bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ Siedlungsflächenentwicklung bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ Interkommunale Kooperation bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
☐ Arbeitsmarktentwicklung bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Wirtschaftsentwicklung bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Wohnpolitik bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ räumliche/teilräumliche Strukturveränderungen bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Ver- und Entsorgungsinfrastruktur bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Verkehr  bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Bildung und berufliche Qualifizierung  bis  Klicken Sie hier, um Text einzugeben.   
☐ Sonstiges: Klicken Sie hier, um Text einzugeben. 
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Anhang II - Fragebogenauswertung
Frage 1:  In welchem Bundesland liegt Ihre Stadt?
Fallstudie 1.1 1.2 1.3 1.4 1.5 1.6 1.7 1.8 1.9 1.10 1.11 1.12 1.13 1.14 1.15 1.16
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 0 0 0 0 0 0 2 3 0 1 1 0 0 0
Legende:
1.1 Baden-Württemberg
1.2 Bayern
1.3 Berlin 
1.4 Brandenburg
1.5 Bremen 
1.6 Hamburg 
1.7 Hessen
1.8 Mecklenburg-Vorpommern
1.9 Niedersachsen
1.10 Nordrhein-Westfalen
1.11 Rheinland-Pfalz
1.12 Saarland
1.13 Sachsen
1.14 Sachsen-Anhalt
1.15 Schleswig-Holstein
1.16 Thüringen
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Frage 2:  Wieviele Einwohner zählt Ihre Stadt heute?
Fallstudie 2.1 2.2 2.3 2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.9 2.10 2.11
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 0 5 0 1 0 0 0 0 2 1
Legende:
2.1 < 100.000
2.2 100.000-150.000
2.3 150.000-200.000
2.4 200.000-250.000
2.5 250.000-300.000
2.6 300.000-350.000
2.7 350.000-400.000
2.8 400.000-450.000
2.9 450.000-500.000
2.10 500.000-550.000
2.11 550.000-1.000.000
210
Frage 3: Welchem Gemeindetyp ist Ihre Stadt zuzuordnen?
Fallstudie 3.1 3.2 3.3 3.4 3.5 3.6
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 7 1 1 0 0 1
Legende:
3.1 Kreisfreie Stadt
3.2 Große Kreisangehörige Stadt
3.3 Stadtkreis
3.4 Kreisstadt
3.5 Sonderstatusstadt
3.6 Stadt
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Frage 4:  Wie haben sich die Bevölkerungszahlen in Ihrer Stadt verändert?
Fallstudie 4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 Legende:
A 1 4.3 2
B 1 4.4 4
C 1 4.5 5
D 1 4.6 6
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 2 2 2 1 1 2
Fallstudie 4.1 4.2 4.3 4.4 4.5 4.6 4.7 4.8 Legende:
J 1 4.2 0
C 1 4.3 1
F 1 4.4 2
G 1 4.5 4
I 1 4.6 6
H 1 4.7 9
B 1 4.8 10
E 1
A 1
D 1
Auswertung 3 1 1 1 1 1 1 1
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Frage 5:  
Wie haben sich im Zeitraum der letzten 5 Jahre folgende Bevölkerungsgruppen verändert?
Kleinkinder unter 3 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 5.7 5.8 Legende
A 5.1 -7
B 1 5.2 -4
C 1 5.3 -3
D 1 5.4 -1
E 1 5.5 3
F 1 5.6 4
G 1 5.7 5
H 1 5.8 8
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 2 1 1 1
Kinder zwischen 4 und 6 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 5.7 Legende
A 5.1 -8
B 1 5.2 -5
C 1 5.3 -4
D 1 5.4 2
E 1 5.5 3
F 1 5.6 6
G 1 5.7 7
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 2 2 1
Kinder zwischen 7 und 12 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 5.7 Legende
A 5.1 -12
B 1 5.2 -10
C 1 5.3 -9
D 1 5.4 -4
E 1 5.5 -2
F 1 5.6 -1
G 5.7 0
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 2 1 1 1
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Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 Legende
A 5.1 -8
B 1 5.2 -6
C 1 5.3 -4
D 1 5.4 -2
E 1 5.5 0
F 1 5.6 2
G
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 2 1 2 1 1
Junge Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 Legende
A 5.1 3
B 1 5.2 4
C 1 5.3 6
D 1 5.4 9
E 1 5.5 11
F 1 5.6 13
G
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 2 1 1
Erwachsene zwischen 26 und 65 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 Legende
A 5.1 -1
B 1 5.2 1
C 1 5.3 3
D 1 5.4 4
E 1 5.5 5
F 1 5.6 7
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 3 2 1 1 1
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Senioren zwischen 66 und 80 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 Legende
A 5.1 -5
B 1 5.2 -4
C 1 5.3 -2
D 1 5.4 -1
E 1 5.5 0
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 2 2 1 1 3
Hochbetagte über 80 Jahren
Fallstudie 5.1 5.2 5.3 5.4 5.5 5.6 Legende
A 5.1 3
B 1 5.2 5
C 1 5.3 8
D 1 5.4 10
E 1 5.5 14
F 1 5.6 16
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 3 1 1 1 2
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Frage 6:  Welche Prognosen zur Bevölkerungsentwicklung verwenden Sie für aktuelle Planungen?
Fallstudie 6.1a 6.1b 6.1c 6.1d 6.1e 6.1f 6.1g 6.1h 6.1i 6.2a 6.2b 6.2c 6.2d 6.2e 6.2f 6.4a 6.4b 6.5a 6.5b
A 1
B 1 1
C 1 1 1
D 1
E 1 1
F 1 1 1
G 1 1
H 1 1
I 1 1
J 1 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 1
Legende:
6.1a Eigene aus dem Jahr 2008 für den Zeitraum bis 2020
6.1b Eigene aus dem Jahr 2009 für den Zeitraum bis 2025
6.1c Eigene aus dem Jahr 2009 für den Zeitraum bis 2029
6.1d Eigene aus dem Jahr 2007 für den Zeitraum bis 2020
6.1e Eigene aus dem Jahr 2010 für den Zeitraum bis 2025
6.1f Eigene aus dem Jahr 2007 für den Zeitraum bis 2025
6.1g Eigene aus dem Jahr 2012 für den Zeitraum bis 2025
6.1h Eigene aus dem Jahr 2010 für den Zeitraum bis 2020
6.1i Eigene aus dem Jahr 2013 für den Zeitraum bis 2030
6.2a Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2011 für den Zeitraum bis 2030
6.2b Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2011 und 2012 für den Zeitraum bis 2030 und 2031
6.2c Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2012 für den Zeitraum bis 2021
6.2d Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2008 für den Zeitraum bis 2030
6.2e Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2009 für den Zeitraum bis 2030
6.2f Prognose Ihres Bundeslandes aus dem Jahre 2012 für den Zeitraum bis 2030/2050
6.3 Prognose des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre xxx für den Zeitraum bis
6.4a Prognose einer privaten Organisation Bertelsmannstiftung (z. B. Bertelsmannstiftung) 
aus dem Jahre 2011 für den Zeitraum bis 2030
6.4b Prognose einer privaten Organisation Gertz Gutsche Rühmenapp aus dem Jahre 2013
 für den Zeitraum bis 2030
6.5a Sonstige: eigene Abschätzung und Anpassung
6.5b Sonstige: eigene Schülerprognosen
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Frage 7:  Welche Bevölkerungsentwicklung wird nach dieser Prognose 
bis zum o.g. Zeitraum angenommen?
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 Legende
A 6.1 -5
B 1 6.2 -4
C 6.3 -3
D 1 6.4 0
E 1 6.5 2
F 1
G 1
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 3
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 Legende
A 6.1 -11
B 1 6.2 -8
C 6.3 -6
D 1 6.4 -2
E 1 6.5 -1
F 1 6.6 1
G 1 6.7 4
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 2
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 Legende
A 6.1 -13
B 1 6.2 -11
C 6.3 -6
D 1 6.4 -2
E 1 6.5 -1
F 1 6.6 1
G 1
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 2
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Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 Legende
A 6.1 -23
B 1 6.2 -11
C 6.3 -9
D 1 6.4 -7
E 1 6.5 1
F 1 6.6 5
G
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1
Jugendliche zwischen 13 und 18 Jahren
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 Legende
A 6.1 -25
B 1 6.2 -16
C 6.3 -15
D 1 6.4 -8
E 1 6.5 1
F 1 6.6 3
G
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1
Junge Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 6.7 Legende
A 6.1 -22
B 1 6.2 -20
C 6.3 -14
D 1 6.4 -12
E 1 6.5 -4
F 1 6.6 2
G 1 6.7 4
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1
Erwachsene zwischen 26 und 65 Jahren
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 Legende
A 6.1 -5
B 1 6.2 -3
C 6.3 -1
D 1 6.4 0
E 1 6.5 2
F 1
G 1
H
I 1
J 1
Auswertung 1 2 1 1 2
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Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 6.7 Legende
A 6.1 -5
B 1 6.2 -1
C 6.3 0
D 1 6.4 3
E 1 6.5 8
F 1 6.6 9
G 1 6.7 46
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1
Fallstudie 6.1 6.2 6.3 6.4 6.5 6.6 6.7 Legende
A 6.1 3
B 1 6.2 18
C 6.3 22
D 1 6.4 29
E 1 6.5 39
F 1 6.6 43
G 1 6.7 47
H
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1
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Frage 8:  Hat Ihre Stadt bei der Thematisierung möglicher Auswirkungen des demographischen 
Wandels neben den zuvor angesprochenen Prognosen auch auf die 
Expertise externer Experten zurückgegriffen – und zwar von
Fallstudie 8.1a 8.1b 8.2 8.3a 8.3b 8.4a 8.4b 8.4c 8.4d
A
B
C 1
D 1 1
E 1
F
G 1
H
I 1 1
J 1 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1 1 1
Legende:
8.1a Einzelne Personen Prof. Dr. Lehr am xxx
8.1b Einzelne Personen Dr. Winfried Kösters im April 2012
8.2a Universitäre Einrichtungen TU München am xxx
8.3a Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen Institut Arbeit und Technik am 2009
8.3b Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen z.B. Bertelsmann-Stifung 
Neues Altern in Städten am -2005
8.4a Beratungsunternehmer Bertelmannstiftung am xxx
8.4b Beratungsunternehmer z.B. INWIS - Handlungskonzept Wohnen 2015 am -2005
8.4c Beratungsunternehmer Gewos und PROGNOS AG am 2012 und 2008
8.4d Beratungsunternehmer Gertz Gutsche Rühmenapp am 2012 und 2013
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Frage 9:  Hat Ihre Stadt eine Stabstelle zur Bearbeitung des demografischen Wandels eingerichtet oder 
einer bestimmten Abteilung der Kommunalverwaltung diese Aufgabe zugeordnet?
Fallstudie 9.1 9.2a 9.2b 9.2c 9.2d 9.2e 9.2f 9.2g 9.2h 9.3
A
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 0 1 1 1 1 2 1 1 1 0
Legende:
9.1 Stabstelle xxx seit xxx Jahren
9.2a zuständige Verwaltungseinheit FB Stadtplanung/Generelle Planung seit 2008
9.2b zuständige Verwaltungseinheit Demografischer Wandel im Haupt- und Personalamt
 (davor Projekt) seit 2 Jahren
9.2c zuständige Verwaltungseinheit Amt für Stadtentwicklung seit 2 Jahren
9.2d zuständige Verwaltungseinheit Stadtentwicklung 
9.2e zuständige Verwaltungseinheit dezernatsweise organisiert Sonderthematik seit 2005
9.2f zuständige Verwaltungseinheit Bereich Stadtentwicklung, seit 2005
9.2g zuständige Verwaltungseinheit Entwicklungsplanung, Statistik seit 2007
9.2h zuständige Verwaltungseinheit Stadt- und Regionalentwicklung, Statistik seit 2001
9.2i zuständige Verwaltungseinheit dezentrale Steuerungsunterstützung seit zwei Jahren
9.3 Sonstige: seit xxx Jahren
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Frage 10:  Wenn eine Stabstelle eingerichtet bzw. die Aufgabe einer bestimmten Abteilung 
zugeordnet wurde, welche Funktionen übernimmt sie?
Fallstudie 10.1 10.2 10.3 10.4 10.5 10.6a10.6b 10.6c
A
B 1 1 1 1
C 1 1 1 1
D 1 1 1 1 1
E 1 1 1 1 1
F 1 1 1
G 1 1 1 1 1
H
I
J 1 1 1
Auswertung 5 7 2 7 5 1 1 1
Legende:
10.1 Koordination aller kommunalen Aktivitäten im Bereich demografischer Wandel
10.2 Erstellung von Leitbildern und Konzepten
10.3 Umsetzung von Maßnahmen
10.4 Beratung anderer Abteilungen
10.5 Information der Bürger
10.6a Sonstiges: Information der Bürger über die Bezirksvorsteher
10.6b Sonstiges: Erstellung kleinräumiger Bevölkerungsprognosen
10.6c Sonstiges: Leitung einer interdisziplinären AG Demografie, tagt 2 x im jahr, ist 
verwaltungsweit aufgestellt, verschiedene Fachämter sind vertreten
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Frage 11:  Hat Ihre Stadt bereits Konzepte zum Umgang mit dem demografischen Wandel 
aufgestellt (siehe auch Frage 22)?
Fallstudie 11.1a11.1b 11.1c 11.1d11.1e 11.1f 11.1g11.1h 11.1i 11.1i 11.2
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
Legende:
11.1a Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2008 und läuft bis
11.1b Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2006 und läuft bis 2007
11.1c Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2009 und läuft bis 2020
11.1d Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2005 und läuft bis 2025
11.1e Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2007 und läuft bis 
11.1f Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr Mitte des letzten jahrzehnts 
und läuft bis Daueraufgabe
11.1g Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2005 und bis 2015
11.1h Ja
11.1i Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2008 und bis fortlaufend
11.1j Ja (weiter bei Frage 12) ab dem Jahr 2005 fortlaufend
11.2 Nein (weiter bei Frage 22)
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Frage 12:  Für welche Bereiche wurden Konzepte in Ihrer Stadt aufgestellt?
Fallstudie 12.1 12.2 12.3 12.4 12.5 12.6 12.7 12.8 12.9 12.1012.1112.12 12.13a 12.13b 12.13c
A 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
B 1 1 1 1
C 1 1 1 1 1
D 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
E 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
F 1 1 1 1 1 1
G 1 1 1 1 1 1 1 1 1
H 1 1 1 1 1
I 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
J 1 1 1 1 1 1
Auswertung 8 6 6 9 6 3 4 8 8 4 7 7 3
Legende:
12.1 Integration von Zuwanderern aus dem Ausland
12.2 soziale Infrastruktur
12.3 Familienpolitik
12.4 Siedlungsflächenentwicklung
12.5 Interkommunale Kooperation
12.6 Arbeitsmarktentwicklung
12.7 Wirtschaftsentwicklung
12.8 Wohnpolitik
12.9 räumliche/teilräumliche Strukturveränderungen
12.10 Ver- und Entsorgungsinfrastruktur
12.11 Verkehr
12.12 Bildung und berufliche Qualifizierung
12.13a Sonstiges: Freiraumentwicklungsprogramme, Seniorenkonzept, städtebauliches 
Konzept, Bäderkonzept
12.13b Sonstiges:das 2008 einstimmig beschlossene Handlungskonzept zum 
demografischen wandel bildet Grundlage und Rahmen
12.13c Sonstiges: Seniorenpolitik
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Frage 13:  Wie viel Zeit hat die Aufstellung der Konzepte erfordert?
Fallstudie 13.1 13.2 13.3 13.4
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 0 2 3 5
Legende:
13.1 innerhalb von 6 Monaten
13.2 innerhalb eines Jahres
13.3 innerhalb von zwei Jahren
13.4 länger als zwei Jahre
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Frage 14:  Gab es einen konkreten Anlass dafür, dass Ihre Stadt ein bestimmtes Konzept erstellt hat 
(z. B. Bildung: Anzahl der schulpflichtigen Kinder ist erheblich gesunken)?
Fallstudie 14.1 14.2 14.3 14.4 14.5 14.6 14.7 14.8 14.9 14.10
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
Legende:
14.1 nein
14.2 keine Angaben
14.3 Beim damaligen Oberbürgermeister reifte der Gedanke, die einzelnen 
Fachkonzepte und Strategien durch eine gemeinsame Strategie zusammen-
zubinden, um Synergieeffekte zu erzielen und einen gmeinsamen 
14.4  Grundlage für eine integrierte Stadtentwicklung in XY schaffen
Integriertes Stadtentwicklungskonzept als Bedingung des Freistaats für die Vergabe 
von Fördermitteln
14.5 Engpässe bei Wohnbauflächen, Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung
14.6 Stadt XY als ehemals montangeprägte Bergbaustadt durch einen tiefgreifenden 
wirtschaftlichen Strukturwandel in nahezu allen Daseinsgrundbereichen negativ betroffen. 
Bis Mitte der 1990er Jahre durch Zuzüge aus den neuen Ländern und Aussiedler noch überformt, 
stehen seitdem vorrangig neue Konzepte für einen demographiegerechten nachhaltigen 
Umgang mit Schrumpfungsprozessen im Mittelpunkt.  
14.7 Abwanderung von Familien ins Umland war ein Anlass für  prognos-Gutachten 2008
Lokaler Integrationsplan 2008 unter anderem Reaktion auf die kontinuierlich wachsenden Zahl 
 der Einwohnerinnen mit Migrationshintergrund
14.8 Beschäftigung mit Fragen des demografischen Wandels führte u.a. dazu, ein Stadtentwicklungs-
konzept zu erarbeiten, das speziell aus diesen Fragestellungen abgeleitet wurde. Die 
Untegrationsleitlinien sowie das Freiraumentwicklungskonzept waren bereits vorher auch 
unter Beachtung des demografischen Wandels erstellt worden. Die oben angegebene Dauer 
der Aufstellung bezieht sich auf alle bisher vorliegenden Konzepte.
Das Stadtentwicklungskonzept wurde in gut enem Jahr erarbeitet
14.9 Das Handlungskonzept zum demografischen Wandel in Münster wurde von der Verwaltung 
inittiert und versteht sich als aktives Instrument, nicht reaktiv, sondenr präventiv. 
Es formuliert den Handlungsrahmen, definiert ein leitbild, zeigt die demografische Biografie und 
Stabdortbestimmung für Münster auf und formuliert Handlungsaufträge, die 
bereits umgesetzt sind oder sich in der Umsetzung befinden
14.10 Sinkende Bevölkerungszahlen, Verschiebung der Alterskohorten, Veränderte Bedarfe auf dem 
Wohnungsmarkt
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Frage 15:  Wurde die Bevölkerung bei der Erstellung des 
Konzeptes beteiligt?
Fallstudie 15.1 15.2 Legende:
A 1 15.2 nein
B 1
C 1
D
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 7 2
Wenn ja, in welcher Form?
Fallstudie 15.1 15.2 15.3 15.4a15.4b 15.4c
A 1 1 1
B 1
C 1 1 1
D
E 1 1
F 1
G
H 1 1 1
I 1 1 1
J
Auswertung 5 4 4 3 1 1
Legende:
15.1 Bürgerversammlung
15.2 Arbeitskreise
15.3 Einzelgespräche
15.4 Sonstiges
15.4a Sonstiges: Ausstellungen, Stadtteilforen, Stadtwerkstatt
15.4b Sonstiges: Beteiligunsverfahren, z.B. Planungszellen
15.4c Sonstiges: bei der Erarbeitung waren Senioren und 
Jugendrat beteiligt, vor Beschluissfassung gab es ein
 öffentliches Hearing, im Nachgang eine bürger-
orientierte Broschüre
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Frage 16:  Hat Ihre Stadt bei der Erstellung des Konzeptes 
konkrete Erfahrungen anderer Städte einbezogen?
Fallstudie 16.1 16.2 16.3
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G
H 1
I 1
J 1
Auswertung 6 3 0
Legende:
16.1 ja
16.2 nein
16.3 ja, aber erfolglos
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Publikationen Dritter eine Rolle?
Fallstudie 17.1 17.2 Legende:
A 1 17.1 ja
B 1 17.2 nein
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 10 0
Wenn ja, von wem?
Fallstudie 17.1 17.2 17.3 17.4 17.5 17.6a 17.6b
A 1
B 1
C 1
D 1 1 1
E 1 1
F 1 1 1 1
G 1 1 1 1 1
H 1 1 1 1 1
I 1 1 1 1 1
J 1
Auswertung 2 6 8 3 6 3 1
Legende:
17.1 EU
17.2 Bund
17.3 Eigenes Bundesland
17.4 Andere Bundesländer
17.5 Andere Städte
17.6 Sonstiges
17.6a Sonstiges: Difu, BiB, DST, Bertelsmannstiftung, Prognos
17.6b wissenschaftliche Publikationen
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Frage 18:  Konnten in dem Konzept vorgesehene Maßnahmen bereits 
erfolgreich umgesetzt werden (z. B. Schaffung altersgerechten Wohnraums,
 Zusammenschluss öffentlicher Einrichtungen)?
Fallstudie 18.1 18.2 Legende:
A 1 18.1 ja
B 1 18.2 nein
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 10 0
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Frage 19:  Gab es externe Faktoren (z. B. laufendes Förderprogramm; gesetzliche 
Verpflichtung zur Bedarfsdeckung), die die Umsetzung von Maßnahmen befördert haben?
Fallstudie 19.1 19.2 19.3 19.4 19.5 19.6 19.7 19.8 19.9 19.10
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
Legende:
19.1 Interreg Ivb NWE
19.2 Förderprogramm "Soziale Stadt", "Freiwilligendienste aller Generationen", u. a.
19.3 Städtebauförderung, Fachförderung des Freistaates Sachsen
19.4 Rechtsanspruch Kinderbetreuung
19.5 Konversionsflächen und Wohnungen nach dem Abzug der britischen Streitkräfte, 
Bildungsinitiative des Bundes: Lernen vor Ort, Kindertagesbetreuungsgesetz
19.6 Gesamte Förderprogrammspektrum Städtebau- / Soziales etc.  
19.7 Förderprogramm
19.8 Gesetzesvorlage zum Ausbau von Krippenplätzen
19.9 ja
19.10 nein
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Frage 20:  Erfolgt ein Monitoring der Umsetzung der bereits 
erstellten Konzepte in Ihrer Stadt?
Fallstudie 20.1 20.2 20.3 20.4 20.5 Legende:
A 1 20.1 ja
B 1 20.2 nein
C 1 20.3 Beginn der Aufstellung 2013
D 1 20.4 in Aufstellung
E 1 20.5 kurz vor Beschlussfassung
F 1
G 1
H 1
I 1
J
Auswertung 4 3 1 1 0
In welchem Zuständigkeitsbereich liegt das Monitoring?
Fallstudie 20.1 20.2 20.3 20.4a20.4b 20.4c 20.4d20.4e 20.4f 20.5
A 1
B 1 1 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 0 2 1 1 1 1 1 1 1 3
Legende:
20.1 eigene Stabstelle
20.2 Stadtplanungsabteilung
20.3 Regionalplanabteilungsabteilung
20.4 sonstiges
20.5 keine Angabe
20.4a Sonstiges: Teilbereiche: Kinderfreundliches Stuttgart und 
Integration
20.4b Sonstiges: Teilbereiche: Amt für Stadtentwicklung, Fachämter
20.4c Sonstiges: Teilbereiche: Dezernatsweise organiserte 
Zuständigkeit, Kopplung in Sonderprojekten 
20.4d Sonstiges: bei der betroffenen Fachabteilung
20.4e Sonstiges: Stadt- und Regionalentwicklung, Statstik
20.4f Sonstige: zuständige Fachdienste
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Frage 21:  Wie erfolgt das Monitoring?
Fallstudie 21.1 21.2 21.3 21.4
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F
G
H
I 1
J 1
Auswertung 2 2 2 1
Legende:
21.1 fortlaufend
21.2 in bestimmten zeitlichen Abständen
21.3 zu bestimmten Zeitpunkten
21.4 Darstellung der kleinräumigen Entwicklung - bildet die 
soziodemografische Entwicklung ab
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Frage 22: In welchen Bereichen und bis wann plant ihre Stadt Konzepte 
aufzustellen?
Fallstudie 22.1a 22.1b 22.2a 22.2b 22.3 22.4a 22.4b 22.5 22.6 22.7a 22.7b 22.8a 22.8b 22.8c 22.9
A
B 1
C 1 1
D
E
F 1 1
G
H 1 1
I 1 1 1 1 1 1 1 1 1
J 1 1 1 1 1
Auswertung 3 1 1 2 1 2 1 1 1 1 1 3 1 1 1
Fallstudie 22.9b 22.10 22.11a22.11b22.11c22.11d22.12a22.12b22.12c22.13a22.13b22.13c22.13d22.13e
A
B
C 1 1 1
D 1
E
F 1 1 1
G
H 1 1
I 1 1
J 1 1 1 1
Auswertung 1 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
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Legende:
22.1a Integration von Zuwanderern aus dem Ausland bis 2014
22.1b Integration von Zuwanderern aus dem Ausland laufend
22.2a soziale Infrastruktur laufend
22.2b soziale Infrastruktur bis 2014
22.3 Familienpolitik laufend
22.4a Siedlungsflächenentwicklung bis 2014
22.4b Siedlungsflächenentwicklung laufend
22.5 Interkommunale Kooperation laufend
22.6 Arbeitsmarktentwicklung laufend
22.7 Wirtschaftsentwicklung laufend
22.7b Wirtschaftsentwicklung bis 2014
22.8a Wohnpolitik bis 2014
22.8b Wohnpolitik laufend
22.8c Wohnpolitik bis 2013
22.9a räumliche/teilräumliche Strukturveränderungen laufend
22.9b räumliche/teilräumliche Strukturveränderungen bis 2014
22.10 Ver- und Entsorgungsinfrastruktur laufend
22.11a Verkehr bis 2014
22.11b Verkehr bis 2013
22.11c Verkehr laufend
22.11d Verkehr
22.12a Bildung und berufliche Qualifizierung bis 2015
22.12b Bildung und berufliche Qualifizierung bis 2014
22.12c Bildung und berufliche Qualifizierung bis 2013
22.13a Sonstiges: Die meisten Bereiche berücksichtigen bei Ihren Konzepten den 
Demografischen Wandel
22.13b Sonstiges:Armutsbekämpfung, Seniorenpolitisches Gesamtkonzept
22.13c Älter werden in Osnabrück 2014
22.13d Masterplan Gewerbe- und Industrieentwicklung 2014
22.13e Altenplan 2014
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Frage 23:  Wer hat die Aufstellung von Konzepten in Ihrer Stadt initiiert?
Fallstudie 23.1 23.2 23.3 23.4 23.5 23.6 23.7 23.8 23.9a 23.9b
A 1 1 1
B 1
C 1 1
D 1 1 1 1 1
E 1 1 1
F 1 1 1
G 1
H 1 1 1
I 1 1 1 1 1 1
J 1 1 1 1
Auswertung 7 7 2 8 1 2 1 1 2 1
Legende:
23.1 Verwaltungsspitze
23.2 Politische Gremien
23.3 Zuständige Stabstelle
23.4 Stadtplanungsabteilung
23.5 Wirtschaftsförderung
23.6 Bevölkerungsgruppen
23.7 Private Unternehmen
23.8 Vereine
23.9 Sonstiges
23.9a Sonstige: Fachämter
23.9b Sonstige: fachlich zuständige fachdienste
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Frage 24:  Wir würden uns freuen, wenn Sie uns noch eigene Anregungen zu den Ihrer Ansicht nach 
beachtenswerten Aspekten im Umgang mit dem demografischen Wandel durch Städte 
zukommen lassen würden.
Fallstudie 24.1 24.2 24.3 24.4 24.5 24.6 24.7
A 1
B 1
C 1
D 1
E 1
F 1
G 1
H 1
I 1
J 1
Auswertung 4 1 1 1 1 1 1
Legende:
24.1 keine Angabe
24.2 Der demografische Wandel vollzieht sich vor Ort in den Bezirken oder Stadtteilen. 
Aus diesem Grund empfehlen wir, die demografischen Herausforderungen auch
 dezentral vor Ort zu lösen. 
24.3 Demographischer Wandel ist eine zentrale Rahmenbedingung von Stadtentwicklung und 
sollte als solche auch im Rahmen integrierter Stadtentwicklung mit behandelt werden.
24.4 Der Umgang mit dem demographischen Wandel ist eine Daueraufgabe der 
planenden Verwaltung, insbesondere der Stadtentwicklungsplanung. Bei mehr als 
einem Konzept sind die Fragen 13 bis 21 nicht mehr eindeutig zu beantworten.
24.5 In fast allen Diskussionen zum demographischen Wandel geht es vorrangig um das 
Verhindern negativer Veränderungsprozesse. Die möglichen positiven Wirkungen eines 
qualitativen Schrum- pfungsprozesses' vor allem in Richtung auf Umwelt, 
Ressourcenverbrauch, Wiederherstellung von Grünräumen auf Gewerbebrachen oder 
Konversionsflächen, die Wiederentdeckung des (E)Rades im Bereich Verkehr seien hier 
nur beispielhaft angeführt. 
24.6 Fortschreibung z.B. des Integrationskonzeptes und des Stadtentwicklungskonzeptes
 geplant. Überlegungen für ein Monitoring.
24.7 Ein Demographiemonitoring wird als m.E. wichtige Maßnahme nicht abgefragt
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Anhang III - Interviewleitfaden
Leitfaden zum Experteninterview  
Vorbemerkung 
Das Ziel der Forschung besteht darin herauszufinden, wie flexible Konzepte in Bezug auf den 
demografischen Wandel in Städten impliziert werden können. Das Ziel des Interviews ist es, die 
bisherige Handhabung von Konzepten zu erfahren, sowie ein Hinarbeiten Richtung flexibler Konzepte 
herauszufinden.  
Die Ergebnisse werden anonymisiert.  
Besteht Einverständnis mit einer Tonbandaufnahme?  
 
1. Einordnung des Interviewpartners 
Beschreiben Sie Ihre Tätigkeit/ Aufgabenbereich in Bezug auf die Anpassung an den demografischen 
Wandel in Ihrer Stadt. 
(z.B. kurzer Einblick, wo der Partner einzuordnen ist – Stadtplaner, Verwaltungstechnischer 
Angestellter, Bedeutung der Position, Einbindung bei Konzepten) 
 
2. Konzepte in der Stadt 
In Ihrer Stadt werden vielfältige Maßnahmen in verschiedenen Themenbereichen entwickelt. Wie 
wurden und werden Veränderungen, die zu einem anderen Ausgangspunkt führen, wahrgenommen 
und wo liegt die Zuständigkeit? 
(z.B. Monitoring – wie erfolgt es, wie werden Veränderungen wahrgenommen) 
 
3. Flexible Konzepte 
Es fällt auf, dass die Konzentration der Maßnahmen in Ihrer Stadt auf der Bezirksebene liegt. Wie 
schätzen Sie die Dynamik, also Veränderbarkeit, der Maßnahmen auf Bezirks- und Stadtebene 
(Stadtplanungsamt) ein? 
(z.B. ist auf Stadtebene keine Flexibilität gegeben, wenn ja, warum nicht, woran liegt ggf. Dynamik auf 
Bezirksebene begründet) 
 
Worauf ist Ihrer Meinung nach bei flexiblen Konzepten zu achten? 
(z.B. wo liegt die Zuständigkeit, wäre dies nur für bestimmte Themenfelder möglich und bswp. für 
stadtplanerische Bereich nicht umsetzbar, wird das Problem der Flexibilität nur in der Aufstellung 
gesehen oder auch bei der Umsetzung der Maßnahmen) 
 
4. Abschluss 
Wurden Aspekte nicht berücksichtigt, die Sie jedoch für wichtig erachten? 
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Anhang IV - Stakeholderanalyse
Stakeholder-Profil
Stakeholder Beschreibung Status vom Projekt an das Projekt Bemerkung Bemerkung
Leiter der Projektgruppe Neutrale Person, Moderator der 
Gruppe, Behält Überblick
intern
Kurze Aufstellungszeit, 
reibungsloser Ablauf
schnelle 
Entscheidungen
Für den 
Entscheidungsprozess 
wichtig, Wahrung der 
Neutralität
Bürgermeister
Großen Einfluss, 
Entscheidungsorgan
intern
Kurze Aufstellungszeit, 
schnelle Umsetzung von 
Maßnahmen
Zufriedenstellen der 
Wählergemeinschaft, 
kurzfristige Umsetzung
Entscheidungsorgan, 
ggf. einheimisch, hohe 
Akzeptanz bei der 
Bevölkerung, gute 
Verbindung zu 
Unternehmen und 
internen Mitarbeitern
kurzfristige Umsetzung 
von Maßnahmen, 
Prioritätenänderung, 
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
Politikvertreter Großen Einfluss intern
Kurze Aufstellungszeit, 
Einhaltung eines 
Handlungsspielraumes, 
schnelle Umsetzung von 
Maßnahmen
Zufriedenstellen der 
Wählergemeinschaft, 
kurzfristige Umsetzung
kurzfristige Umsetzung 
von Maßnahmen, 
Prioritätenänderung, 
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
Fraktionen/ Rat Großen Einfluss intern
Kurze Aufstellungszeit, 
Einhaltung eines 
Handlungsspielraumes, 
schnelle Umsetzung von 
Maßnahmen
Zufriedenstellen der 
Wählergemeinschaft, 
kurzfristige Umsetzung
einheimisch, hohe 
Akzeptanz bei der 
Bevölkerung, gute 
Verbindung zu 
Unternehmen und 
internen Mitarbeitern, 
hohen Einfluss
kurzfristige Umsetzung 
von Maßnahmen, 
Prioritätenänderung, 
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
Stadtentwicklung intern
Inhaltlich ganzheitliches 
Konzept mit konkreten 
Maßnahmen
Steuerung der 
städtebaulichen 
Entwicklung, mittel- bis 
langfristige 
Umsetzungen, keine 
starre Umsetzung von 
Zielen
Koordination des 
Prozesses
mittel- bis langfristige 
Umsetzungen, 
Beibehaltung eines 
roten Fadens, personelle 
Überforderung
Statistikabteilung Input bezüglich Monitoring intern
wenig Zeitaufwand bei 
Engpässen
Lieferung wichtiger 
Informationen zur 
Entwicklung
Überlastung durch 
andere Aufgaben, 
Vorhandensein 
unvollständiger Daten
Finanzverwaltung
Inout zu 
Finanzierungsmöglichkeiten und 
der finanziellen Situation
intern
kostengünstige 
Erstellung
Günstige 
Lösungsmöglichkeiten
Lieferung wichtiger 
Informationen der 
finanziellen Situation
ggf. Ressortdenken
Kultus- und Sozialdezernent/ 
Sozialamt
Input bezüglich sozialer 
Entwicklungen
intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der sozialen 
Belange
Lieferung wichtiger 
Information der 
Zusammensetzung der 
Bevölkerung
ggf. Ressortdenken
Vertreter für Menschen mit 
Migrationshintergrund
Input bezüglich sozialer 
Entwicklungen
intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
von Menschen mit 
Migrationshintergrund
Lieferung wichtiger 
Information der 
Zusammensetzung der 
Bevölkerung
ggf. Ressortdenken
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Büro für Gleichstellung
Input bezüglich sozialer 
Entwicklungen
intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
von Frauen
Lieferung wichtiger 
Information der 
Zusammensetzung der 
Bevölkerung
ggf. Ressortdenken
Jugendamt
Input bezüglich sozialer 
Entwicklungen
intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
der Jugend
Entwicklung der Jugend/ 
Kinder
ggf. Ressortdenken
Wohnungsamt Input zur Wohnungsituation intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Wohnungsangebot 
vorhanden, Lösung von 
Leerständen
Entwicklung der 
Wohnungssituation
ggf. Ressortdenken
Immobilienmanagement/ 
Wohnbauförderungsamt
Input zur Wohnungsituation intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Neue 
Wohnbauvorhaben, 
Vermarktung 
bestehender Immobilien
Entwicklung der 
Wohnungssituation
ggf. Ressortdenken
Tiefbauamt Input zur Infrastruktursituation intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Lösungsmöglichkeiten 
bei 
Infrastrukturengpässen 
oder 
überdimensionierung
Entwicklung von 
Infrastrukturvorhaben
ggf. Ressortdenken
Sportamt Input zur  Freizeitsituation intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
für Freizeiteinrichtungen 
für alle Gruppen
Entwicklung der 
Freizeitaktivitäten
ggf. Ressortdenken
Personalamt Input zur personellen Entwicklung intern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
neuer 
Personaleinstellungen
Entwicklung des 
Personals, 
Personaleinsatz
ggf. Ressortdenken
Regionalverband
Input zu regionalen 
Entwicklungen
extern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Einbezug regionaler 
Entwicklungen/ Faktoren
Regionale 
Einflussnahme
Umsetzung prioritär 
regionalplanerischer 
Aspekte
Bürger/ Bürgerinnen
Input zu internen Schwierigkeiten 
in Quartieren
extern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Beachtung der Belange 
im Quartier
Annahme/Verweigerung 
von Maßnahmen, 
Unzufriendenheit, 
Freiwilligenarbeit und 
Engagement
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
Vereine
Einbringen von einzelnen 
Fakoren
extern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
Unternehmen
Finanzierungsmöglichkeit von 
Projekten/ Maßnahmen
extern
Umsetzung von 
gewünschten 
Maßnahmen, 
Anpassung an den 
demografischen Wandel
Imageverbesserung
ggf. Kappung 
finanzieller 
Unterstützung
Unterstützter oder 
Gegner, je nach 
Ergebnislage
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